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Vorwort

liebe leserinnen und leser,

die bundesnetzagentur hat in allen sektoren ein ereignisreiches und sehr 

erfolgreiches jahr hinter sich. als neuer Präsident der behörde freue ich 

mich, im jahr 2012 an diese erfolge anknüpfen zu können.

die wettbewerblichen entwicklungen auf den telekommunikationsmärkten 

sind weiterhin erfreulich und von starker technologischer dynamik und Viel-

falt geprägt. insbesondere die entwicklung des internets erhöht die anforde-

rungen an die datenübertragung – wer hier nicht in leistungsfähige netze 

investiert, kann in diesem Marktumfeld schnell auf der strecke bleiben. 

zusätzlich führt der Wettbewerb zwischen den verschiedenen telekommuni-

kationsnetzen zu bemerkenswerten beschleunigungsimpulsen. eine grund-

lage für die erfolge des Wettbewerbs sind die bewährten regulierungs- 

maßnahmen der bundesnetzagentur, die angesichts neuer gegebenheiten im 

sich wandelnden Markt ständiger anpassung unterliegen. Wichtige Eerfolge 

konnte die bundesnetzagentur 2011 bei der Verbesserung der breitband-

versorgung und der beseitigung der sog. weißen Flecken im ländlichen raum 

erreichen. es zeigt sich, dass der breitbandausbau mit einem Mix von strategien 

und technologien in angemessener zeit im Wettbewerb realisiert werden kann.

im Mobilfunkbereich waren die zuteilungen der 800-Mhz-Frequenzen nach 

der Frequenzversteigerung im jahr 2010 mit einer stufenweisen aus- und 

aufbauverpflichtung verbunden. die bundesländer hatten hierfür im Vorfeld 

der Versteigerung die mit breitbandtechnologien unversorgten bzw. unter-

versorgten städte und gemeinden benannt, die entsprechend ihrer einwohner-

zahl in vier Prioritätsstufen unterteilt wurden. anderthalb jahre nach der 

Versteigerung ist der Bbreitbandausbau so weit vorangeschritten, dass zum 

jahresende bereits in sieben der insgesamt dreizehn mit breitband unter-

versorgten bundesländer die Versorgungsauflagen erfüllt sind.

impulse für den ausbau hochleistungsfähiger Festnetze konnte die bundes-

netzagentur durch das nga-Forum setzen. das gremium soll die umsetzung 

der breitbandstrategie der bundesregierung mit praktischen Maßnahmen 

unterstützen. angesichts der großen zahl investierender unternehmen 



Kapitel

5VorWort

entsteht ein Flickenteppich neuer netze und es bedarf detaillierter Konzepte, 

wie diese unternehmen ihre neu errichteten glasfasernetze gegenseitig zur 

Verfügung stellen und dritten den zugang zu ihren netzen gewähren können. 

interoperabilität stellt ein zentrales element für den erfolg des ausbaus der 

breitbandinfrastruktur dar. Mit der Verabschiedung umfassender spezifika-

tionen hierzu wurde im nga-Forum ein entscheidender durchbruch für 

Planungssicherheit und zusätzliche investitionen erreicht. 

auch im Postmarkt konnte die bundesnetzagentur durch ihre entscheidungen 

die Wettbewerbsbedingungen verbessern. hierzu gehörte etwa die Über-

prüfung der entgelte der First Mail düsseldorf gmbh im rahmen der ex-post-

entgeltkontrolle. die entgelte dieses zum Konzern deutsche Post ag gehören- 

den unternehmens waren für bestimmte briefprodukte insgesamt nicht 

kostendeckend, was die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer unternehmen 

beeinträchtigte. diese beeinträchtigung war für die bundesnetzagentur nicht 

hinnehmbar. die inzwischen auch gerichtlich bestätigte entscheidung der 

bundesnetzagentur hierzu trägt dazu bei, das Preisgefüge der briefbranche  

zu verändern und die chancengleichheit der anbieter wiederherzustellen. 

zudem hat die bundesnetzagentur die entgelte für briefsendungen bis  

1.000 Ggramm genehmigt. der entgeltgenehmigung ist im november 2011 

eine entscheidung der bundesnetzagentur im sog. Maßgrößenverfahren 

vorausgegangen. die Maßgrößenentscheidung hätte der deutschen Post ag 

einen geringen spielraum für Preiserhöhungen ermöglicht, den das unterneh-
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men für 2012 aber nicht in anspruch nimmt. demnach bleiben die Porti 

der deutschen Post ag für inlandsbriefe im nächsten jahr stabil und Postkunden 

zahlen weiterhin 55 cent für einen inlandsbrief. Für den Verbraucher ist somit 

ein hoher Qualitätsstandard zu weiterhin erschwinglichen Preisen garantiert.

im energiebereich hat die bundesregierung ambitionierte energiepolitische 

ziele formuliert. um diese ziele zu erreichen, wird es auf einen klugen Mix 

von strategien ankommen. Was die netzintegration der zunehmenden 

Mengen von strom aus erneuerbaren energien angeht, ist deutlich zwischen 

energiepolitischer Vision und kurzfristigen erfordernissen der sicheren ener-

gieversorgung zu unterscheiden. Vieles mag, wie z. b. neue speichertechnolo-

gien, zwar mittel- bis langfristig machbar sein, wenn wir aber die kurzfristige 

Versorgungssicherheit gefährden, gefährden wir auch das erreichen der 

langfristigen energiepolitischen Zziele. Ddie energiepolitischen Bbeschlüsse 

haben die Wichtigkeit eines raschen netzausbaus noch einmal sehr deutlich 

werden lassen. der gesetzgeber hat neben dem zügigen ausstieg aus der 

Kernenergie ein umfangreiches Ggesetzespaket beschlossen, das die Aarbeit der 

bundesnetzagentur in den kommenden jahren stark prägen wird. Mit den 

netzentwicklungsplänen sowie den neuen Verfahren und angestrebten 

zuständigkeiten aus dem netzausbaubeschleunigungsgesetz wurden 

Möglichkeiten geschaffen, hier neue Wege zu beschreiten. die bundesnetz-

agentur wird die enthaltenen beschleunigungsmöglichkeiten voll aus-

schöpfen und ihre neuen gesetzlichen aufträge rasch und umfassend erfüllen. 

die abschaltung von acht Kernkraftwerken stellt das netz vor zusätzliche 

herausforderungen. hier konnte die bundesnetzagentur ihren status als 

unabhängige Fachbehörde unterstreichen, als sie von der bundesregierung mit 

der Prüfung beauftragt wurde, wie sich engpässe in der stromerzeugung für 

die nächsten zwei jahre überbrücken lassen. zwar ist die bundesnetzagentur 

nach abwägung aller bekannten umstände zu dem schluss gelangt, dass die 

bestimmung eines Kernkraftwerks für den reservebetrieb im rahmen des in 

§ 7 abs. 1e s. 1 atomgesetz eingeräumten ermessensspielraums nicht erforder-

lich ist. allerdings gelingt die beherrschung von extremen netzsituationen 

nur mit hilfe erheblicher eingriffe der netzbetreiber in den Kraftwerksein-

satz. eine vollständige absicherung gegen jedwedes risiko ist technisch und 

wirtschaftlich unmöglich. aus heutiger sicht sind allerdings die wesentlichen 

extremsituationen für die Übertragungsnetze durch das vorhandene Eeingriffs-

instrumentarium der Übertragungsnetzbetreiber beherrschbar.

ein besonderes augenmerk wird auf die Verfügbarkeit ausreichender konven-

tioneller erzeugungskapazität zu legen sein, wenn nicht ausreichend strom 
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aus erneuerbaren energien vorhanden ist. Von herausragender bedeutung ist 

der weitere zubau von Kraftwerken in süddeutschland. so übersteigen in 

süddeutschland die erwarteten rückbauzahlen dargebotsunabhängiger  

Kraftwerke deutlich die aktuellen Plandaten für die zubauten. gegenüber  

der situation vor der stilllegung von acht Kernkraftwerken bleibt die lage in 

süddeutschland auch nach Fertigstellung der derzeit im bau befindlichen 

größeren Kraftwerksprojekte ernst und risikobehaftet. insofern sollten die 

rahmenbedingungen für die neubauplanung verlässlich geklärt werden.

immer mehr Weichen für die arbeit der bundesnetzagentur werden auf euro-

päischer ebene gestellt. zur Verwirklichung eines einheitlichen europäischen 

binnenmarkts wird ein rechtsrahmen geschaffen, innerhalb dessen sich die 

eu-Mitgliedstaaten und ihre nationalen regulierungsbehörden bewegen 

müssen. im juni 2011 haben fünfzehn nationale eisenbahnregulierungsbehörden 

eine Vereinbarung zur gründung der „independent regulators’ group - rail“ 

(irg-rail) unterzeichnet. nach dem Vorbild entsprechender gruppen in anderen 

sektoren bietet irg-rail ein Forum für den erfahrungsaustausch zwischen den 

behörden und stellt eine konsistente eisenbahnregulierung in europa sicher. 

die zusammenarbeit der nationalen regulierungsbehörden in regulierer-

gruppen oder -gremien auf europäischer ebene gewinnt in allen sektoren eine 

sehr viel größere bedeutung als in der Vergangenheit. Vor diesem hintergrund 

wird auch die internationale arbeit der bundesnetzagentur immer wichtiger. 

leistungsfähige netze sichern die Wettbewerbsfähigkeit des standorts 

deutschland in allen sektoren. die dynamik, die unser gesellschaftliches und 

wirtschaftliches leben prägt, macht vor der regulierung keineswegs halt. 

auch die regulierung muss sich – genau wie die unternehmen – ständig mit 

neuen Fragen beschäftigen und die rahmenbedingungen entschlossen und 

zielorientiert fortentwickeln. die bundesnetzagentur wird weiterhin ihrem 

ziel verpflichtet bleiben, durch regulierung die entwicklung effizienter netze 

in deutschland zu fördern und die rahmenbedingungen für den Wettbewerb 

in den netzindustrien fortzuentwickeln, damit deutschland das land der 

modernen Iinfrastrukturen bleibt.

 

jochen Hhomann 

Präsident der Bbundesnetzagentur 



Inhalt

bundesnetzagentur | jahresbericht 20118

PostInvestitionen in  
die Zukunft: Neue  
Infrastrukturen für 
Telekommunikation 
und Energie



KapitelInhalt

9inVestitionen in die zuKunFt: neue inFrastruKturen FÜr  
teleKoMMuniKation und energie



KapitelInhalt

bundesnetzagentur | jahresbericht 201110

der breitbandausbau im ländlichen raum 

sowie der ausbau von hochgeschwindigkeits-

netzen stellten auch 2011 die zentralen themen 

der politischen diskussion im telekommuni-

kationssektor dar. die energiepolitischen dis- 

kussionen waren in diesem jahr maßgeblich 

von der entscheidung zum beschleunigten 

ausstieg aus der Kernenergie und den Folgen 

für den stromnetzausbau bestimmt.

BrEITBANdAusBAu weit WEIT		

VOrAN	GEschrITTEN

um den breitbandausbau massiv voranzutrei-

ben, hatte die bundesregierung im Februar 

2009 ihre breitbandstrategie veröffentlicht 

und dabei zwei wesentliche ziele formuliert:

•	 eine flächendeckende leistungsfähige 

grundversorgung mit Bbreitbandanschlüssen 

soll bis ende 2010 verfügbar sein.

•	 im hinblick auf den ausbau von hochleis-

tungsfähigen anschlussnetzen der nächsten 

generation (nga) sollen 75 Prozent der 

haushalte bis 2014 über anschlüsse mit 

Übertragungsraten von mindestens  

50 Mbit/s pro sekunde verfügen.

 

der breitbandausbau im ländlichen raum 

sowie der ausbau von hochgeschwindigkeits-

netzen bildeten somit auch den schwerpunkt 

der arbeit im nga-Forum, eines im Mai 2010 

bei der bundesnetzagentur gegründeten bera-

tungsgremiums zur Förderung des dialogs 

zwischen der Bbundesnetzagentur, Nnetzbetrei-

bern, herstellern, ländern und Kommunen 

zum thema nga-roll-out.

neben Faktoren wie der zahlungsbereitschaft 

und der Penetration auf der nachfrageseite 

sind für den breitbandausbau in dünner besiedel-

ten gebieten der ausbau von funkgestützten 

breitbandanschlüssen (z. b. lte), synergie-

effekte beim kabelgebundenen infrastruktur-

ausbau durch telekommunikations-, energie- 

versorgungs- und Kabelunternehmen sowie 

das nachhaltige engagement der öffentlichen 

hand von besonderer bedeutung.

Mitte 2011 hatten ca. 99 Prozent der haushalte 

zugang zu einem breitbandanschluss mit 

mindestens 1 Mbit/s bandbreite. Kurzfristiges 

ziel des ausbaus funkgestützter breitband-

anschlüsse ist die schließung der „weißen 

Flecken“. daher wurden die zuteilungen der 

800-Mhz-Frequenzen mit einer stufenweisen 

ausbauverpflichtung verbunden. in unterver-

sorgten regionen sollen mindestens 90 Prozent 

der Bbürger mit breitbandigen Aanschlüssen 

versorgt werden, bevor die Frequenzen frei-

zügig genutzt werden können. 

anderthalb jahre nach der Frequenzversteige-

rung ist der breitbandausbau in deutschland so 

weit vorangeschritten, dass bereits in sieben 

bundesländern die Versorgungsauflage erfüllt 

ist. Für das jahr 2012 wird ein weiterer breit-

bandausbau gerade auch in der Fläche erwartet.

durch die frühzeitige Vergabe der Frequenzen – 

insbesondere der sog. digitalen dividende – 

profitieren die bürger vom beispielhaften 

ausbau der netze mittels lte-technik. diese 

bietet auch für die kommenden jahre durch 

entsprechende Weiterentwicklungsmöglich-

keiten eine basis zur befriedigung der nach-

frage nach steigenden Ddatenraten.

bei der diskussion finanzieller unterstützungs-

möglichkeiten durch den staat ist die einbin-

dung aller Eentscheidungsträger erforderlich. 

bei Kooperationen mit der öffentlichen hand 

kann es um die nutzung von synergien bei 
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öffentlichen Iinfrastrukturausbauvorhaben, 

um bürgschaftsprogramme bzw. (zinsgünstige) 

darlehensprogramme sowie Förderprogramme 

und Public-private-Partnerships gehen. letzt-

lich bleibt noch der infrastrukturaufbau durch 

die öffentliche hand selbst.

einen wesentlichen beitrag zum aufbau eines 

breitbandnetzes im ländlichen raum können 

die Eenergieversorger leisten. Eerfolgsfaktoren 

für die Wirtschaftlichkeit sind die gemeinsame 

nutzung von infrastruktur, Mitverlegungsakti-

vitäten, Fördermittel sowie hohe Marktanteile 

durch regionale Vermarktung. in diesem zu- 

sammenhang kommt auch dem infrastruktur-

atlas der bundesnetzagentur eine besondere 

bedeutung zu.

bei nutzung aller vorhandenen Möglichkeiten 

kann im ergebnis bereits in Kürze eine flächen-

deckende leistungsfähige Ggrundversorgung 

mit Bbreitbandanschlüssen erreicht werden.

sTrATEGIE- uNd TEchNOlOGIEmIx für 

flächENdEckENdEN	NGA-AusBAu

eine hochbitratige Versorgung erfordert an- 

strengungen einer Vielzahl von unternehmen 

sowie einen strategie- und technologiemix 

(Vdsl, Fttb/h, tV-Kabel, drahtlose techno-

logien).

im Kontext des nga-Forums hat das WiK in einer 

studie „implikationen eines flächendeckenden 

glasfaserausbaus und sein subventionsbedarf“ 

die investitionen, endnutzerpreise und Finanzie-

rungsbedarfe für einen (profitablen) flächen-

deckenden nga-ausbau bis ins haus bestimmt. 

Für ein glasfasernetz mit potenziell ca. 40 Mio. 

anschlüssen wären in deutschland je nach archi- 

tektur und technologie investitionen in höhe 

von 70 bis 80 Mrd. euro erforderlich. die unter-

schiede im investitionsvolumen zwischen den 

architekturen und technologien sind mit 

(höchstens) bis zu zehn Prozent eher gering.

die erforderlichen investitionen pro anschluss 

hängen sehr stark von der bevölkerungs- und 

anschlussdichte ab und reichen von 1.000 euro 

in den kostengünstigsten gebieten bis etwa 

4.000 euro pro anschluss in den schwach besie-

delten Llandesteilen. 

die Profitabilität des netzausbaus hängt ent- 

scheidend vom average revenue Per user (arPu) 

und damit von attraktiven diensten und von 

der erreichbaren Penetrationsrate ab, da bei 

weniger teilnehmern in einem ausbaugebiet 

die gesamtinvestitionen pro Kunde deutlich 

ansteigen. unter günstigen annahmen über 

erlöse und Kosten ist ein profitabler Fttb/h- 

ausbau je nach architektur für 25 Prozent bis  

45 Prozent aller anschlüsse denkbar. es zeigt 

sich aber auch, dass der bislang erreichte 

ausbaustand mit glasfaseranschlüssen noch 

unter dem Potenzial liegt, das selbst bei ungüns-

tigen annahmen realisiert werden kann.

die ausbaugrenzen lägen höher, wenn eine 

höhere Nnetzauslastung/Penetration erzielbar 

wäre oder die endkunden höhere Preise für 

glasfasernetzbasierte dienste zu zahlen bereit 

wären. in begrenztem ausmaß lassen sich 

diese ausbaugrenzen weiter ausdehnen, wenn 

es gelingt, die erforderlichen investitionen 

durch Mitnutzung vorhandener infrastruktur 

und Mitverlegungsaktivitäten zu reduzieren.

um eine profitable Flächendeckung zu errei-

chen, sind etwa ein höherer monatlicher Preis 

für Kunden in defizitären ausbaugebieten, ein 

einheitlicher Preis, der alle ausbaugebiete pro- 
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fitabel macht, oder investitionszuschüsse in 

defizitären gebieten denkbar. hier käme auch 

die Übernahme der Kosten von hausverkabe-

lung und gebäudeanschluss durch die nutzer 

in betracht. 

das wettbewerbliche engagement aller Markt-

partner zur notwendigen auslastung von  

glasfasernetzen kann erreicht werden, wenn 

unmittelbar mit dem aufbau der neuen netze 

angemessene zugangsprodukte entwickelt 

und bereitgestellt werden. letztlich sind die 

anstrengungen aller erforderlich, um die 

notwendigen Iinvestitionen zu realisieren. 

AusBAu dEs	sTrOmNETZEs	BEschlEuNIGEN

der beschleunigte ausstieg aus der Kernenergie 

infolge der eindrücke des unglücks von Fuku-

shima hat die energiepolitische debatte des 

jahres 2011 maßgeblich bestimmt. Weitgehend 

unstrittig ist, dass die zukunft der energiewirt-

schaft durch einen ausbau der erneuerbaren 

energien gekennzeichnet sein wird. der ausbau 

der stromnetze stellt hierbei ein, wenn nicht 

sogar das nadelöhr für die realisierung der 

energiepolitischen Wende dar. sollte schon vor 

den ereignissen in Fukushima mit hilfe des 

energieleitungsausbaugesetzes (enlag) der 

netzausbau beschleunigt werden, um den ener-

giepolitisch gewollten Wandel in der struktur 

der stromerzeugung zu erreichen, so macht  

das Kernkraftwerksmoratorium den zügigen 

ausbau der stromnetze noch dringlicher. hieran 

mangelte es in der Vergangenheit. Wie im Moni-

toringbericht 2011 der bundesnetzagentur dar- 

gelegt, weist bereits die hälfte der 24 leitungs-

projekte, die nach dem bedarfsplan des enlag 

aus dem Jjahr 2009 hätten beschleunigt realisiert 

werden sollen, Verzögerungen auf. nur rund 

zwölf Prozent der 1.800 km neu zu errichtenden 

trassen sind bisher fertiggestellt.

Mit mangelnden investitionsanreizen lassen sich 

die Verzögerungen im netzausbau allerdings 

nicht begründen. investoren in die deutsche 

netzinfrastruktur werden gerade im Vergleich 

mit anlagealternativen attraktive renditen mit 

niedrigem risiko geboten. entscheidend für 

die beschleunigung des netzausbaus wird viel-

mehr die schnelle durchführung der raum-

ordnungs- und Planfeststellungsverfahren sein.

VErANTWOrTlIchkEITEN	NEu jusTIErT

der Ggesetzgeber hat mit der Nnovelle des Eenergie-

wirtschaftsgesetzes (enWg) und dem netzaus-

baubeschleunigungsgesetz (nabeg) nicht 

zuletzt auch die Verantwortlichkeiten für den 

ausbau der Übertragungsnetze neu justiert. 

selbstverständlich gilt auch weiterhin, dass den 

netzbetreibern beim ausbau der Übertragungs-

netze die maßgebliche rolle zukommt. sie 

tragen die systemverantwortung, und sie tragen 

auch eine unternehmerische Verantwortung im 

rahmen der regulatorischen spielregeln. 

dem neuen enWg gemäß ermitteln die Über-

tragungsnetzbetreiber (Ünb) künftig gemein-

sam in einem jährlichen Nnetzentwicklungsplan 

den grundsätzlichen energiewirtschaftlichen 

bedarf für höchstspannungsleitungen. grund-

sätzlich gilt dabei der Vorrang der netzoptimie-

rung vor dem netzausbau. erst wenn alle ande- 

ren Möglichkeiten ausgereizt sind, soll ein 

ausbau erfolgen.

in den Prozess der bedarfsermittlung wird die 

Öffentlichkeit im rahmen von insgesamt vier 

Konsultationen eingebunden. drei davon führt 

die bundesnetzagentur durch, eine Konsultation 
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erfolgt durch die Übertragungsnetzbetreiber 

selbst. der unter beteiligung einer breiten 

Öffentlichkeit erarbeitete Nnetzentwicklungs-

plan basiert auf einem öffentlich diskutierten 

szenariorahmen und wird von einem von der 

bundesnetzagentur erstellten und ebenfalls 

konsultierten umweltbericht begleitet. die 

beiden dokumente bilden die basis für den 

entwurf eines Bbundesbedarfsplans. Ddieser wird 

in einem parlamentarischen Verfahren vom 

bundesgesetzgeber erlassen und stellt den 

vordringlichen bedarf der darin enthaltenen 

Vorhaben fest.

die erste Konsultation betraf den szenario-

rahmen und ist für das jahr 2011 bereits abge-

schlossen. die bundesnetzagentur hat darauf 

aufbauend den energiewirtschaftlichen 

szenariorahmen genehmigt, den die Ünb bei 

der erstellung des netzentwicklungsplans 

zugrunde legen werden.

die bundesnetzagentur ist sich der Verantwor-

tung, die ihr im rahmen der energierechts-

novelle zukommt, bewusst. der gesetzgeber 

hat mit dem enWg und dem nabeg der agentur 

neue aufgaben zugewiesen, die es in möglichst 

kurzer zeit zu lösen gilt. organisatorisch sind 

die Weichen dazu bereits gestellt.

die rolle der bundesnetzagentur im energie-

sektor wurde vom gesetzgeber erweitert.  

erstmals fordert sie nicht mehr nur einen 

schnelleren ausbau der energienetze auf der 

höchstspannungsebene, sondern beteiligt  

sich aktiv an der umsetzung dieser ehrgeizigen 

ziele. Mit dem nabeg hat die bundesnetz-

agentur die Kompetenz erhalten, raum-

ordnungsverfahren durch eine sog. bundes- 

fachplanung zu ersetzen. Voraussetzung dafür 

ist, dass die betreffenden höchstspannungs-

leitungen Sstaats- oder Lländergrenzen über-

schreiten. gerade bei diesen Vorhaben kam es 

in der Vergangenheit häufig zu Problemen, 

was u. a. daran liegt, dass sich die genehmi-

gungspraxis der bundesländer stark unter-

scheidet. Mit den neuen, bundeseinheitlichen 

Verfahrensregeln und der zuständigkeit für 

zentrale leitungsbauvorhaben kann es dagegen 

künftig ein genehmigungsverfahren aus einer 

hand geben. diese Konzentration wird zu einer 

deutlichen Bbeschleunigung des dringend 

benötigten netzausbaus führen.

die herausforderungen der energiewende sind 

groß – nur durch die konsequente beschleuni-

gung aller Verfahrensschritte können die 

ambitionierten Zziele der Bbundesregierung 

erreicht werden. gelingen kann ein derart 

großes Vorhaben wie der deutschlandweite 

ausbau des stromnetzes aber nur, wenn es von 

der gesellschaft mitgetragen wird. die erfah-

rungen aus vergangenen großprojekten zeigen, 

dass auch ein vollständig abgeschlossenes und 

juristisch korrektes Planungsverfahren nicht 

ausschließt, dass teile der gesellschaft allen 

bemühungen um akzeptanz und um bestmög-

liche berücksichtigung aller interessen zum 

trotz gerichtlich und außergerichtlich gegen 

die realisierung vorgehen.

AkZEPTANZ	durch BETEIlIGuNG

ein umfassender Konsens über einen leitungs-

bau ist vermutlich niemals herzustellen – vor 

allem nicht mit jenen, die direkt von baumaß-

nahmen betroffen sein werden. gleichwohl 

zeigt die diskussion mit vielen bürgern und 

organisierten stakeholdern, dass der netzaus-

bau akzeptiert werden kann, wenn entschei-

dungen zur notwendigkeit, zur technik und 

trassenführung nicht hinter verschlossenen 
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türen getroffen, sondern in einem transparen-

ten Verfahren unter Bbeteiligung einer breiten 

Öffentlichkeit erarbeitet werden.

im rahmen des netzausbaus setzt die bundes-

netzagentur daher auf ein höchstmaß an infor-

mation und Kommunikation: Von anfang an 

sind gesellschaftliche gruppen und interes-

sierte bürger aufgerufen, sich einzubringen, 

um an lösungen mitzuarbeiten und diese dann 

auch mittragen zu können. die Voraussetzungen 

für ein gelingen sind gut, denn die zustimmung 

zu den grundlegenden zielen – dem umstieg auf 

erneuerbare Eenergien bei gleichbleibend hoher 

Versorgungssicherheit und mit möglichst gerin-

gen eingriffen in natur, landschaft und persön-

liches eigentum – ist in deutschland groß.

die Bbundesnetzagentur ist damit verantwortlich 

für ein komplexes thema, das die gesamte gesell-

schaft betrifft und das zugleich zahlreiche Fragen 

aufwirft. dabei ist sie auf rege beteiligung ange-

wiesen, um anregungen, einwendungen und 

Kritik frühzeitig kennenzulernen. die beteili-

gungsmöglichkeiten haben bereits mit der oben 

genannten Konsultation des szenariorahmens 

begonnen und setzen sich mit weiteren beteili-

gungsrunden beim netzentwicklungsplan, bei 

der bundesfachplanung und bei der Planfest-

stellung fort.

die bundesnetzagentur will die Öffentlichkeit in 

alle Prozessschritte einbeziehen und nicht mit 

fertigen Planungen konfrontieren. daher be- 

schränken sich die beteiligungsmöglichkeiten 

auch nicht auf die gesetzlich vorgeschriebenen 

Konsultationen. so können z. b. in einem „technik- 

dialog“ mit mehreren Veranstaltungen alle 

interessierten mit Fachleuten wichtige tech-

nische Fragen diskutieren, die die zukunft der 

energieübertragung betreffen: Welche Sspeicher-

möglichkeiten könnten künftig eingesetzt 

werden? Welche Möglichkeiten und welche 

anforderungen bringt die dezentrale strom-

erzeugung mit sich? Welche Vor- und nachteile 

haben erdkabel und Freileitungen? als ergebnis 

werden alle beteiligten auf transparente Weise 

wichtige informationen und einschätzungen 

erhalten.

entscheidend für die akzeptanz des themas 

werden sicherlich auch die umweltfolgen des 

netzausbaus sein. daher plant die bundesnetz-

agentur im anschluss an den „technikdialog“ 

eine ähnliche reihe, die sich den umweltaspek-

ten widmet. auch hier soll es darum gehen, die 

kritischen Punkte von möglichst vielen experten 

und unter beteiligung der interessierten Öffent-

lichkeit zu beleuchten, um zu sachgerechten 

entscheidungen zu gelangen.

Fest steht, dass umweltbelange im gesamten 

Prozess des netzausbaus einen hohen stellen-

wert genießen. dazu sind zwei strategische 

umweltprüfungen (suP) – für den bundes-

bedarfsplan und im rahmen der bundesfach-

planung – gesetzlich vorgeschrieben. 

das jahr 2011 hat zu entscheidenden Verbesse-

rungen bei der Versorgung mit leistungsfähigem 

breitband geführt. dazu hat die bundesnetz-

agentur mit ihren marktgerechten entschei-

dungen die basis gelegt, die den infrastruk- 

turanbietern wettbewerbsfähige angebote 

ermöglicht. im strom- und gasmarkt steht die 

bundesnetzagentur mit der energiewende vom 

sommer 2011 vor Hherausforderungen, die in ihrer 

bedeutung einen vergleichbar hohen stellen-

wert haben wie die aufgaben, die der behörde 

mit beginn der regulierung des elektrizitäts- 

und gasmarkts übertragen worden sind. 
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Verbraucherservice
Ein zentrales Anliegen der Bundesnetzagentur ist der Verbraucherschutz. Der Ver­

braucherservice war auch im Jahr 2011 wesentliche Anlaufstelle für Anfragen und  

Beschwerden der Verbraucher in den Bereichen Telekommunikation, Energie, Post  

und Eisenbahnen.

im jahr 2011 sind beim Verbraucherser vice  

der bundesnetzagentur insgesamt 68.384 

anfragen und beschwerden eingegangen. die 

Verbraucher suchten insbesondere den tele-

fonischen Kontakt (32.050 anrufe). die schrift-

liche Kontaktaufnahme erfolgte überwiegend 

auf elektronischem Weg (27.742 e-Mails). 

die Mehrzahl der anliegen betraf weiterhin 

den Ttelekommunikationsbereich. Ddessen 

ungeachtet haben die von den Verbrauchern 

an die Bbundesnetzagentur herangetragenen 

streitigkeiten mit ihren strom- oder gasliefe-

ranten erheblich zugenommen. allein im 

strombereich stieg das beschwerdeaufkom-

men um 86 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.

Thematische Aufteilung der Anfragen und 

Beschwerden 20111

62,9 %

Gesamtaufkommen: 68.384

28,3 %

4,4 %

2,8 %

0,1 %

1,5 %

  Telekommunikation

  Elektrizität

  Eisenbahnen

  Post

  Gas

  Sonstiges

TElEkOmmuNIkATION

erneut waren vertragsrechtliche Sstreitigkeiten 

vorrangiger gegenstand der anfragen und 

beschwerden im Ttelekommunikationsbereich. 

dabei ging es überwiegend um den abschluss, 

die erfüllung und die beendigung von tele-

kommunikationsverträgen. daneben beanstan-

1 Infolge der Umstellung des Systems für die Erfassung und Bearbeitung der Anfragen und Beschwerden Mitte 2011 kommt es zu Brüchen in der  
konkreten, themenbezogenen Zuordnung der Anliegen in den einzelnen Bereichen. Eine gesonderte Themendarstellung wie im Jahresbericht 2010 
ist daher nicht möglich.
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deten die Verbraucher weiterhin in hoher zahl 

das geschäftsgebaren und den Kundenservice 

der anbieter. Kritisiert wurde insbesondere der 

umgang der unternehmen mit Kundenbeschwer-

den, auf die teilweise nicht oder – nach ansicht 

der betroffenen – nur unzureichend reagiert 

wurde. 

auch einwendungen gegen die telefon-

rechnung waren regelmäßig grund, mit dem 

Verbraucherservice in Kontakt zu treten. 

einzelne rechnungspositionen wurden dabei 

überwiegend aufgrund von unstimmigkeiten 

darüber beanstandet, ob ein kostenpflichtiges 

Vertragsverhältnis besteht. Überwiegend sind 

hiervon sog. abonnementverträge betroffen, 

welche die Verbraucher im internet abge-

schlossen haben. daneben betraf ein großteil 

der Rrechnungsbeanstandungen Ccall-by-call-

Verbindungen sowie die inanspruchnahme 

von Premium-sMs, die z. b. zum Kauf von Klin-

geltönen an eine kurze fünf- oder sechsstellige 

rufnummer versendet werden.

den Verbraucherservice erreichten erneut viele 

beschwerden von Verbrauchern im zusammen-

hang mit dem Wechsel des tK-anbieters. der 

Wechsel erfolgte sowohl vom marktbeherr-

schenden unternehmen zum Wettbewerber – 

und zurück – als auch von Wettbewerber zu 

Wettbewerber. hauptstreitpunkt war hier 

insbesondere die verzögerte oder gar ver- 

weigerte Portierung von rufnummern. 

Wiederholt traten störungen im Wechsel-

prozess insbesondere dann auf, wenn der 

Kunde zunächst selbst gekündigt und anschlie-

ßend den einheitlichen Portierungs- und 

Kündigungsauftrag über den neuen anbieter 

vornehmen ließ. auch kleinere Fehler im 

Portierungsantrag, z. b. unstimmigkeiten in 

den gemeldeten Aadressdaten, verursachten 

regelmäßig erhebliche Verzögerungen beim 

Wechsel und hatten teilweise auch Versor-

gungsunterbrechungen zur Folge. die Wechsel-

bereitschaft der Verbraucher ist ungeachtet der 

Probleme auf konstant hohem niveau.

im bereich der nummerierung erreichten die 

bundesnetzagentur im berichtsjahr vor allem 

anfragen und beschwerden von Verbrauchern, 

denen eine zehnstellige rufnummer entzogen 

wurde. zurückzuführen war der entzug 

darauf, dass die jeweiligen anbieter bei den 

ursprünglichen zuteilungen die einzuhalten-

den regelungen zur rufnummernlänge nicht 

beachtet hatten. den zweiten schwerpunkt 

bildeten Bbeschwerden der Verbraucher über 

die kurzfristigen und nicht unerheblichen 

tarifänderungen bei internet-by-call- und call-

by-call-Verbindungen. 

auch die sog. eu-roaming-Verordnung war  

im berichtsjahr wieder gegenstand von 

Verbraucheranfragen. im Fokus standen dabei 

wie im Vorjahr Fragen zum endkundenentgelt 

des regulierten eurotarifs bzw. sMs-eurotarifs 

sowie zum regulierten Vorleistungsentgelt der 

datenroamingdienste. zu den datenroaming-

diensten gingen zudem Fragen zu der im jahr 

2010 in Kraft getretenen Kostenbegrenzungs-

funktion ein. einige Verbraucher beanstan-

deten dabei auch den fehlenden erhalt der 

Warn-sMs oder das nicht rechtzeitige abschal-

ten des datenroamings, nachdem der fest-

gelegte höchstbetrag erreicht worden war.

darüber hinaus wurden zum 1. juli 2011 die 

Vorleistungs- und die endkundenentgelte für 

roaminggespräche sowie die Vorleistungsent-

gelte für das datenroaming weiter abgesenkt. 

auch hier wurde die einhaltung der regulierten 

tarife von den Verbrauchern hinterfragt.



KapitelInhalt

bundesnetzagentur | jahresbericht 201120

Parallel zum gesetzgebungsverfahren hat die 

bundesnetzagentur im berichtsjahr begonnen, 

mit einigen Marktakteuren den stand der 

umsetzungsarbeiten zu erörtern, die sich aus 

den zu erwartenden Änderungen im Kunden-

schutzteil (teil 3) des novellierten telekommuni-

kationsgesetzes (tKg) ergeben. auf diese Weise 

kann die bundesnetzagentur frühzeitig im 

Markt ihre Vorstellungen hinsichtlich der 

anwendung der neuen regeln kommunizieren 

und – soweit erforderlich – Probleme erkennen 

und lösen. einzelne Verbraucher haben sich 

bereits an den Verbraucherservice gewandt, 

um sich über ihre neuen Kundenrechte, 

insbesondere beim anbieterwechsel, zu 

informieren.

ENErGIE

im jahr 2011 gingen beim Verbraucherservice 

insgesamt 22.380 anfragen und beschwerden 

ein. im Vergleich zum Vorjahr ist damit das 

aufkommen um fast 75 Prozent gestiegen 

(2010: 12.801).

ein wesentlicher Tteil der Verbraucheranfragen 

und -beschwerden im elektrizitäts- und gas-

bereich konzentrierte sich inhaltlich auf die 

energieabrechnung und damit verbundene 

vertragliche unstimmigkeiten. bedingt durch 

erhebliche Verzögerungen bei der erstellung 

von jahres- und schlussrechnungen, unregel-

mäßigkeiten bei der guthabenerstattung und 

bonusauszahlung gegenüber den Kunden 

sowie die facettenreichen und komplexen 

Vertragsstrukturen, kam es zu einer hohen 

anzahl von anfragen und beschwerden in 

diesen Tthemenbereichen.

Mit der nationalen umsetzung des dritten 

eu-binnenmarktpakets im august 2011 wurden 

die Verbraucherrechte im energiewirtschafts-

gesetz (enWg) gestärkt. insbesondere wurden 

die Fristen für die energieabrechnung, die 

Fälligkeit und höhe von Vorauszahlungen 

sowie die informationspflichten bei Vertrags-

änderungen gesetzlich geregelt. es ist davon 

auszugehen, dass dadurch zukünftig streitig-

keiten vermieden bzw. unverzüglich mit dem 

unternehmen geklärt werden können. Falls  

der einigungsversuch mit dem unternehmen 

erfolglos bleiben sollte, kann sich der Ver- 

braucher mit seinem anliegen seit dem  

1. november 2011 zudem unmittelbar an die 

schlichtungsstelle energie e. V. wenden. 

Wie bereits in den letzten jahren war auch im 

jahr 2011 aufgrund der zunehmenden Wechsel-

bereitschaft der Verbraucher eine hohe zahl 

von beschwerden wegen Verzögerungen beim 

lieferantenwechsel zu verzeichnen. Vor dem 

hintergrund, dass der Llieferantenwechsel 

zukünftig innerhalb von drei Wochen erfolgen 

soll, bleibt abzuwarten, wie sich das anfrage- 

und beschwerdeaufkommen entwickelt. um die 

erforderlichen ITit-Prozesse einzuführen, wurde 

den Nnetzbetreibern und Eenergielieferanten eine 

umsetzungsfrist bis zum 1. april 2012 gewährt. 

insbesondere ab dem zweiten Quartal 2012 

wird die bundesnetzagentur den Markt intensiv 

beobachten, um die einhaltung der regelungen 

zu prüfen.

die bundesnetzagentur hat im berichtszeit-

raum ihr engagement für die interessen der 

Verbraucher im rahmen ihrer Mitarbeit in den 

Verbraucherschutz- und Eendkundenmarkt-

arbeitsgruppen des Verbands der europä-

ischen Eenergieregulierungsbehörden (ceer) 

fortgesetzt. der Verband definierte im jahr 2011 

die regulatorischen anforderungen an intelli-

gente Messeinrichtungen und stellte hierbei 
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insbesondere die verbraucherrelevanten 

aspekte heraus. zudem wurde ein bench-

marking zur rolle und Verantwortung der 

regulierungsbehörden beim schutz der 

Verbraucherinteressen durchgeführt. Iim 

rahmen der zusammenarbeit mit der euro-

päischen Kommission (generaldirektion 

gesundheit und Verbraucher) wurden anfor-

derungen an eine schlichtungsstelle im 

energiebereich definiert.

POsT

das aufkommen an Verbraucherbeschwerden 

ist im Postbereich im Vergleich zum Vorjahr 

leicht gesunken. insgesamt gingen hier im  

jahr 2011 bei der bundesnetzagentur 1.924 

beschwerden ein. hauptsächlich wurden 

Probleme bei der auslieferung von Postsen-

dungen beklagt. auffällig war eine relativ hohe 

zahl von beschwerden über Qualitätsmängel 

bei der beförderung nachzuweisender sen- 

dungen und der abwicklung von nachnahme-

sendungen. auch hinsichtlich verzögerter  

oder ausgefallener zustellungen von Post-

sendungen sowie Falschzustellungen und der 

nichtbeachtung von Nnachsendeaufträgen 

gingen zahlreiche beschwerden bei der 

bundesnetzagentur ein.

Mit der wachsenden Möglichkeit der zustellung 

von Paketen und Päckchen über Packstationen 

ist die zahl der beschwerden im zusammen-

hang mit technischen Problemen bei der 

abholung aus diesen Eeinrichtungen angestie-

gen. darüber hinaus wurden beim Paketdienst 

die restriktive beurteilung von schadensfällen 

durch die deutsche Post ag (dP ag) und eine 

damit einhergehende, wenig kundenorien-

tierte schadensregulierung kritisiert. 

EIsENBAhNEN

zum themengebiet eisenbahnen wurden nur 

vereinzelt Bbeschwerden an den Verbraucher-

service herangetragen. dabei beanstandeten 

Verbraucher insbesondere Sschwierigkeiten bei 

der durchsetzung der Fahrgastrechte sowie die 

tarifbedingungen. hier wurde auf die aufga-

ben der bundesnetzagentur im rahmen der 

eisenbahnregulierung hingewiesen.
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Universaldienst
Universaldienstleistungen sind solche Dienste, die allgemein als unabdingbar angesehen 

werden. Zurzeit erbringt die DT AG die im TKG definierten Universaldienstleistungen. Im 

Postbereich werden die Universaldienstleistungen von einer Vielzahl von Marktteilneh­

mern erbracht. Die DP AG ist hierzu seit dem Jahr 2008 nicht mehr gesetzlich verpflichtet.

TElEkOmmuNIkATION

der anschluss an ein öffentliches telefonnetz 

und der zugang zu öffentlichen telefondiensten 

bildeten im berichtszeitraum die schwerpunkt-

themen im bereich universaldienst. hierzu 

haben die Verbraucher 1.595 anfragen und 

beschwerden im rahmen der grundversorgung 

an die bundesnetzagentur gerichtet. 

in der jüngsten Vergangenheit hat die bundes-

netzagentur festgestellt, dass Verbraucher 

vermehrt mit zeitlichen Verzögerungen bei der 

bereitstellung von neuanschlüssen bzw. beim 

umbau von bestehenden anschlüssen rechnen 

müssen. zwar sieht das tKg keine festen bereit-

stellungsfristen für die grundversorgung mit 

einem teilnehmeranschluss vor, dennoch  

belegen die Verbraucherbeschwerden, dass die 

grundversorgung vielfach nicht unverzüglich 

hergestellt wird. die bundesnetzagentur hat 

die deutsche telekom ag (dt ag) angehört und 

konnte Verbesserungen in der Kundenbetreuung 

erreichen. sie wird die zukünftige entwicklung 

genau beobachten und ggf. weitere Maßnahmen 

ergreifen.

die flächendeckende bereitstellung von öffent-

lichen Münz- und Kartentelefonen ist ebenfalls 

bestandteil des Uuniversaldienstes (vgl. § 78 Aabs. 2 

nr. 4 tKg). auch im berichtszeitraum hat die  

dt ag weitere unwirtschaftliche standorte 

benannt, die sie abbauen möchte. zum gesamt-

bestand an öffentlichen telefonstellen siehe 

seite 71.

der weitere abbau von öffentlichen Münz- und 

Kartentelefonen kann von der dt ag zukünftig 

ohne begrenzung durch weitere abbaukon-

tingente fortgesetzt werden, sofern die lokalen 

entscheidungsträger dem abbau zugestimmt 

haben. liegt diese zustimmung nicht vor oder 

wird diese zu einem späteren zeitpunkt wider-

rufen, ist das unternehmen allerdings berech-

tigt, ein sog. basistelefon zu installieren, um 

die universaldienstverpflichtung zu erfüllen. 

die bundesnetzagentur wird den rückbau-

prozess weiterhin verfolgen und hierzu die 

kommunalen spitzenverbände und die dt ag 

halbjährlich anhören. 

auf die Frage, ob der breitbandanschluss in  

den universaldienst einzubeziehen ist, hat die 

bundesnetzagentur im rahmen ihres tätig-
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keitsberichts 2010/2011 für den telekommuni-

kationsbereich stellung genommen. die  

von der bundesnetzagentur vorgenommene 

gesamtschau der sozialen, wirtschaftlichen 

und technischen entwicklungen sprach gegen 

eine erweiterung des universaldienstumfangs 

um den breitbandanschluss. nach ansicht der 

bundesnetzagentur hat sich die breitband-

versorgung innerhalb der vergangenen zwei-

einhalb jahre insbesondere infolge der breit- 

bandstrategie der bundesregierung sowie der 

zunehmend funkbasierten Versorgung deut-

lich verbessert.

POsT

auf grundlage von art. 87f gg werden die sog. 

universaldienstleistungen im Postbereich von 

den auf dem Markt tätigen Postdienstleistern 

erbracht. einzelheiten zu umfang und Quali-

tätsvorgaben dieser grundversorgung sind in 

der Post-universaldienstleistungsverordnung 

(PudlV) festgelegt. der universaldienst 

umfasst im Wesentlichen die beförderung von 

briefen, Paketen, zeitungen und zeitschriften 

sowie das betreiben von stationären einrich-

tungen (Filialen und agenturen), in denen die 

brief- und die Paketbeförderungsleistungen 

abgewickelt werden können. die PudlV macht 

auch Vorgaben zur Versorgungsdichte bei 

briefkästen sowie zu beförderungslaufzeiten 

für briefe und Pakete.

der bundesnetzagentur sind im jahr 2011 keine 

tatsachen bekannt geworden, die auf eine 

nichterfüllung der gesetzlichen Vorgaben für 

den universaldienst schließen lassen. Messungen 

bei den jahresdurchschnittlichen Bbeförderungs-

laufzeiten von briefsendungen haben bestätigt, 

dass die gesetzlichen Qualitätsvorgaben 

eingehalten wurden. 

auch die in der PudlV vorgeschriebene 

gesamtzahl von 12.000 stationären einrich-

tungen wurde erreicht. die zahl ist im berichts-

jahr zahlenmäßig sogar überschritten worden. 

grund dafür ist vor allem, dass eine Vielzahl 

von anbietern ihre dienstleistungen in eigenen 

Filialen anbieten, insbesondere im bereich des 

Paketdienstes. die Vorgaben der PudlV zu 

stationären einrichtungen sind wettbewerbs-

neutral und lassen es zu, dass die Mindestzahl 

der geforderten einrichtungen von mehreren 

voneinander unabhängigen Postdienstleistern 

insgesamt bereitgestellt wird. das angebot an 

stationären einrichtungen ist für die Kunden 

deutlich höher als in der PudlV gefordert. 
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Vermittlungsdienst für gehörlose 
und hörgeschädigte Menschen
Die Bundesnetzagentur hat im Berichtsjahr die Finanzierung des Vermittlungsdienstes 

durch die TK­Unternehmen für das Jahr 2012 sichergestellt. Der Vermittlungsdienst wird 

bis Ende 2012 von der Tess GmbH bereitgestellt.

zweck des Vermittlungsdienstes ist es, gehör-

losen und hörgeschädigten Menschen einen 

gegenüber anderen Nnutzern gleichwertigen 

zugang zur „sprach“-telefonie zu ermöglichen, 

so dass der barrierefreie telefonische Kontakt,  

z. b. zu Familienangehörigen, Freunden, Ärzten 

und behörden, gewährleistet ist. hierfür baut 

der gehörlose oder hörgeschädigte mit einem 

Pc entweder eine Video- oder datenverbindung 

zu dem im Vermittlungsdienst bereitstehenden 

gebärdensprach- bzw. schriftdolmetscher auf, 

der die empfangene Mitteilung dann dem 

gewünschten gesprächsteilnehmer in laut-

sprache übersetzt. danach übermittelt er das 

von diesem gesagte wieder in gebärden- oder 

schriftsprache.

grundsätzlich muss jeder anbieter öffentlich 

zugänglicher telefondienste nach § 45 abs. 2 

satz 1 tKg einen eigenen Vermittlungsdienst 

für gehörlose und hörgeschädigte Menschen 

bereitstellen oder hierfür einen dritten im 

Wege einer privatrechtlichen Vereinbarung 

beauftragen. bislang war es nötig, dass die 

bundesnetzagentur die Bbereitstellung des 

Vermittlungsdienstes für gehörlose und 

hörgeschädigte endnutzer ausschreibt und 

dadurch eine branchenweite lösung sicher-

stellt. bis ende 2012 erbringt die tess – sign  

& script – relay dienste für hörgeschädigte 

Menschen gmbh (tess gmbh) den Ver-

mittlungsdienst.

die bundesnetzagentur hat für das jahr 2012 

die Finanzierung des Vermittlungsdienstes 

sichergestellt. hierfür wurde ende 2011 die 

höhe der jeweils jährlich von den zahlungs-

pflichtigen tK-unternehmen zu entrichtenden 

sonderabgabe ermittelt und festgesetzt.

Weitere informationen zum Vermittlungs-

dienst sind auf der internetseite der bundes-

netzagentur unter www.bundesnetzagentur.de 

zu finden.
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Besondere Aufsicht
Im Jahr 2011 erreichten die Bundesnetzagentur wieder zahlreiche Beschwerden zur  

missbräuchlichen Nutzung von Rufnummern und zu unerlaubter Telefonwerbung.  

Eine starke Ausweitung der Bußgeldverfahren gegen unerlaubte Werbeanrufe sowie 

das entschlossene Vorgehen der Bundesnetzagentur gegen Missbrauchsmodelle im  

Bereich Telefon­ und Fax­Spam haben jedoch zu einem spürbaren Rückgang bei  

bestimmten Beschwerdethemen beigetragen.

bei der bundesnetzagentur gingen im bereich 

der Verfolgung des rufnummernmissbrauchs 

und der unerlaubten telefonwerbung im jahr 

2011 insgesamt 116.291 schriftliche und telefoni-

sche Verbraucheranfragen und -beschwerden 

ein. erfreulicherweise waren die beschwerde-

zahlen gegenüber dem Vorjahr in den meisten 

Aufgabenbereichen rückläufig. dessen unge-

achtet hat sich die Zahl der beschwerden in der 

zweiten jahreshälfte auf einem konstant hohen 

niveau gehalten. die Verbraucher wandten 

sich überwiegend schriftlich an die bundes-

netzagentur. es kam zu insgesamt 25.047 tele-

fonischen Kontaktaufnahmen. 

ein rückgang der schriftlichen anfragen und 

beschwerden war insbesondere beim telefon-

spam zu verzeichnen. bezogen auf die gesamt-

zahlen aus dem jahr 2010 ergibt sich für das 

Jahr 2011 eine erhebliche abnahme der 

beschwerdezahlen.

ein Vergleich der schriftlichen Verbraucherbe-

schwerden und -anfragen im bereich der uner-

laubten telefonwerbung zeigt, dass im jahr 

2011 zwar deren zahl im Vergleich zum Vorjahr 

um über 30 Prozent gesunken ist. seit April 2011 

pendelte sich der Beschwerdeeingang aller-

dings relativ konstant auf einem nach wie vor 

hohen niveau ein. der beschwerderückgang 

ging mit einer steigerung der zahl der eröffne-

ten bußgeldverfahren einher.

BEkämPfuNG	dEs		

rufNummErnmIssBrAuchs

überblick

im bereich der Verfolgung von rufnummern-

missbrauch gingen im jahr 2011 insgesamt 

40.618 schriftliche beschwerden und anfragen 

ein. im Vergleich zum Vorjahr ging die Zahl der 

anfragen und beschwerden zwar um 26.644 

zurück, liegt aber weiterhin auf einem hohen 
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niveau. hinzu kamen 20.395 beschwerden 

über belästigungen durch anrufversuche.2

schriftliche Beschwerden 2010–2011

20112010

Beschwerden

67.262

40.618

61.013

20.395
(Predictive Dialer)

inhaltlich verteilen sich die schriftlichen 

beschwerden und anfragen auf folgende  

bereiche:

schriftliche Beschwerden und Anfragen 2011

58,7 %

33,4 %

6,3 %

0,9 %
0,7 %

  Rufnummern­Spam

  Preisangabeverstöße

  Sonstige Beschwerden

  Predictive Dialer

  Auskunftsverlangen

In vielen unter Rufnummern­Spam erfassten Fällen liegen auch Preis­
angabeverstöße vor; diese wurden nicht zusätzlich unter der Kategorie 
der Preisangabeverstöße erfasst.

im jahr 2011 hat die bundesnetzagentur 

insgesamt 2.163 Ver waltungsverfahren  

eingeleitet, um rufnummernmissbrauch zu 

bekämpfen.

nach § 67 tKg ist die bundesnetzagentur 

befugt, bei gesicherter Kenntnis einer miss-

bräuchlichen nutzung von nummern 

einzuschreiten, um insbesondere auch  

präventiv weiteren Missbrauch zu verhindern. 

sie kann dabei anordnungen und andere 

geeignete Maßnahmen treffen, um die 

einhaltung gesetzlicher Vorschriften und  

der von ihr erteilten bedingungen über die 

zuteilung von nummern sicherzustellen.  

dazu ordnet die bundesnetzagentur z. b. die 

abschaltung von rufnummern an bzw. 

entzieht missbräuchlich genutzte rufnum-

mern. im berichtszeitraum hat die bundesnetz-

agentur bei insgesamt 846 rufnummern 

derartige Aabschaltungsanordnungen erlassen. 

dies entspricht einer steigerung von über  

36 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.

bei einer rechtswidrigen nummernnutzung 

kann die bundesnetzagentur zudem gegen-

über allen rechnungserstellern ein sog.  

Fakturierungs- und Iinkassierungsverbot 

aussprechen. das Fakturierungsverbot hat  

zur Folge, dass betroffenen Verbrauchern 

bestimmte beträge nicht mehr in rechnung 

gestellt werden dürfen. Falls Verbraucher 

bereits derartige rechnungen erhalten haben, 

greift das Verbot der inkassierung. die For-

derungen dürfen dann nicht mehr eingezogen 

werden. 

2 Im Jahr 2010 wurden die Beschwerden zu sog. Predictive Dialern noch im Rahmen der unerlaubten Telefonwerbung erfasst, ohne sie besonders 
aus zuweisen. Aus Gründen höherer Transparenz und um dem hohen Beschwerdeaufkommen gerecht zu werden, wurden diese Beschwerden für  
das Jahr 2011 getrennt erfasst und werden erstmals gesondert aufgeführt.
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die bundesnetzagentur hat im jahr 2011 

insgesamt zu 22 rufnummern sowie zu  

60 Produkt-ids bzw. artikel-/leistungs-

nummern rechnungslegungs- und inkassie-

rungsverbote erlassen. zudem wurde präventiv 

allen deutschen netzbetreibern untersagt,  

vier auffälligen unternehmen sowie deren 

etwaigen rechtsnachfolgern zu ermöglichen, 

Forderungen, die bereits gegenstand früherer 

rechnungslegungs- und Iinkassierungsverbote 

waren, mittels neuer Produkt-ids bzw. artikel-

leistungsnummern abzurechnen. die unter-

sagung erstreckte sich auch auf andere 

unternehmen, sofern diese derartige Forde-

rungen übernommen hatten. im berichtszeit-

raum hat die bundesnetzagentur gegenüber 

einem unternehmen, das gegen erlassene 

rechnungslegungs- und Iinkassierungsverbote 

verstoßen hatte, ein bußgeld in höhe von 

260.000 euro verhängt. 

um Verbraucher vor rufnummernmissbrauch 

zu schützen, kann die bundesnetzagentur 

darüber hinaus missbräuchliche geschäfts-

modelle untersagen. im jahr 2011 hat die 

bundesnetzagentur vier Mal derartige 

geschäftsmodelle untersagt. 

Klagen gegen Maßnahmen der bundesnetz-

agentur im bereich rufnummernmissbrauch 

sind auch im jahr 2011 von den Verwaltungs-

gerichten durchgängig zugunsten der bundes-

netzagentur entschieden worden.

rufnummernmissbrauch durch fehlerhafte 

Preisangaben

die beschwerden zu Verstößen gegen Preis-

angabevorschriften bezogen sich auch im  

jahr 2011 meist auf fehlende bzw. fehlerhafte 

Preisangaben bei (0)900er-, (0)137er- oder 

(0)180er-rufnummern, häufig im zusammen-

hang mit deren bewerbung auf internetseiten, 

in Printmedien oder im Fernsehen.

es hat sich gezeigt, dass gerade bei der 

bewerbung von (0)180er-rufnummern teil-

weise immer noch unkenntnis über die im jahr 

2010 eingeführten neuen gesetzlichen Pflichten 

zur Preisangabe bei diesen sog. service-

dienste-rufnummern besteht. oft wird die 

angabe der preislichen obergrenze für anrufe 

aus dem Mobilfunknetz immer noch unvoll-

ständig, fehlerhaft oder nicht den gesetzlichen 

regelungen entsprechend vorgenommen. Ddie 

bundesnetzagentur hat deshalb in einer Viel-

zahl von Fällen erstmals auffällig gewordene 

unternehmen abgemahnt und über die gesetz-

lichen Preisangabepflichten informiert. Jje nach 

schwere der Verstöße ordnete die bundesnetz-

agentur aber auch die abschaltung betroffener 

rufnummern an und leitete ordnungswidrig-

keitenverfahren ein. 

Bekämpfung von	rufnummern-spam

bei dem größten teil der bei der bundesnetz-

agentur eingehenden Bbeschwerden im Bbereich 

rufnummernmissbrauch handelt es sich nach 

wie vor um Fälle von rufnummern-spam.  

hierunter fallen telefon-, Fax- und e-Mail-

spam. betrug die gesamtzahl der 2010 

eingegangenen Bbeschwerden zu Rrufnummern-

spam noch insgesamt 55.778, so fiel diese im 

berichtszeitraum auf 35.829. dies entspricht 

einem rückgang von über 35 Prozent. 
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schriftliche Beschwerden zu 	

rufnummern-spam 2010–2011

20112010

Beschwerden

55.778

35.829

Aufteilung der Beschwerden 2011

73,2 %

4,6 %

22,2 %

Rufnummern-Spam gesamt 35.829

  Spam über Telefax

  Telefon­Spam

  E­Mail­Spam

im bereich des telefon-spam setzte sich  

der bereits im Vorjahr begonnene trend des 

massiven rückgangs der beschwerdezahlen 

fort. Waren hierzu im jahr 2010 noch über 

38.000 beschwerden bei der bundesnetz-

agentur eingegangen, so reduzierte sich die 

zahl im jahr 2011 auf lediglich 7.940. dabei 

erwiesen sich insbesondere der parallele erlass 

von abschaltungsanordnungen und Fakturie-

rungs- und inkassierungsverboten für  

rechtswidrig genutzte rufnummern als 

wirkungsvoll. 

bereits im jahr 2010 waren die beschwerde-

zahlen im bereich Fax-spam zum teil deutlich 

angestiegen. dieser anstieg hat sich im jahr 

2011 noch einmal verstärkt. insgesamt erhöhte 

sich das beschwerdeaufkommen im Vergleich 

zum Vorjahr um ca. 65 Prozent. Mit 26.229 

beschwerden hatte der bereich Fax-spam im 

jahr 2011 einen anteil von rund 73 Prozent am 

beschwerdeaufkommen zum Rrufnummern-

spam und löste damit die noch im Vorjahr 

dominierende Kategorie des telefon-spam  

als beschwerdeschwerpunkt ab.

die zum Fax-spam eingegangenen beschwerden 

betrafen überwiegend geografische oder 

ausländische rufnummern. der beschwerde-

anstieg ist nicht zuletzt darauf zurückzu-

führen, dass das oberverwaltungsgericht für 

das land nordrhein-Westfalen (oVg nrW) im 

august 2010 in einer entscheidung die recht-

mäßigkeit der abschaltung von geografischen 

rufnummern im bereich Fax-spam unter 

bestimmten Voraussetzungen infrage  

gestellt hat.

aufgrund der hohen beschwerdezahlen ging 

die bundesnetzagentur im jahresverlauf 2011 

jedoch wieder mit zahlreichen abschaltungs-

anordnungen der beworbenen nationalen 

rufnummern sowie mit geschäftsmodell-

untersagungen an die beteiligten Versender 

der Faxe gegen derartigen spam vor. in besonders 

extremen Fällen, in denen rufnummerninhaber 

bereits mehrfach wegen Fax-spam auffällig 

geworden waren, ordnete die bundesnetzagentur 

im jahr 2011 auch die abschaltung von stamm-

nummern von nebenstellenanlagen an. 
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dadurch wurde die nutzung einer Vielzahl von 

rufnummern zur Versendung von spam-Faxen 

unterbunden. 

durch das Vorgehen der bundesnetzagentur ist 

es in der zweiten Jjahreshälfte 2011 im Bbereich 

des Fax-spam zu einem deutlichen rückgang 

des beschwerdeaufkommens (35 Prozent 

gegenüber dem ersten halbjahr) gekommen.

Predictive	dialer

beschwerden über sog. Predictive dialer 

betreffen in der regel belästigungen durch 

zahlreiche anrufversuche bei den Verbrauchern. 

unter diese Kategorie fallen im jahr 2011 ins- 

gesamt 20.395 beschwerden. dabei handelt es 

sich um beschwerden, in denen Verbraucher 

schildern, regelmäßig, über einen längeren 

zeitraum hinweg anrufe von einer rufnummer 

erhalten zu haben. nach der entgegennahme 

des anrufs meldete sich auf anruferseite nie-

mand oder es wurde sofort aufgelegt. teilweise 

endeten die anrufversuche auch nach mehr-

maligem Klingeln. ein gespräch mit dem an- 

rufer kam regelmäßig nicht zustande. die 

betroffenen Verbraucher empfanden diese 

anrufe als extrem belästigend. 

bei den geschilderten anrufen handelt es  

sich in der regel um anrufversuche von  

callcentern, die zur anwahl von gesprächs-

teilnehmern ein computergestütztes Aanwähl-

programm, den Predictive dialer, einsetzen. 

diese Programme werden insbesondere zur 

arbeits- und auslastungsoptimierung beim 

systematischen anruf von rufnummern 

eingesetzt. dabei werden regelmäßig mehr 

anschlüsse potenzieller Ggesprächsteilnehmer 

angewählt, als tatsächlich Mitarbeiter des  

callcenters zur beantwortung zur Verfügung 

stehen. sobald der erste der angerufenen das 

gespräch entgegennimmt, werden die anderen 

laufenden anrufe abgebrochen. die vom Ver- 

bindungsabbruch betroffenen Rrufnummern 

werden zu einem späteren zeitpunkt erneut 

angewählt. beim einsatz eines Predictive 

dialer soll grundsätzlich kein rückruf der im 

telefondisplay angezeigten Rrufnummer 

provoziert werden, sondern tatsächlich ein 

telefongespräch mit einem Mitarbeiter eines 

callcenters aufgebaut werden.

Weder ist der einsatz eines solchen Predictive 

dialer gesetzlich untersagt, noch gibt es gesetz-

liche Vorgaben zum anrufverhalten von call-

centern. „aggressiv“ konfigurierte Predictive 

dialer können jedoch bereits aufgrund der 

anzahl und der umstände der anrufversuche 

(uhrzeit, anwahlintervalle etc.) zu einer 

unangemessenen Bbelästigung der Aangerufenen 

führen. die bundesnetzagentur vertritt die 

auffassung, dass die anrufversuche, ohne dass 

es auf den mutmaßlichen inhalt des beabsich-

tigten gesprächs ankäme, insbesondere einen 

Verstoß gegen § 7 abs. 1 satz 1 des gesetzes 

gegen den unlauteren Wettbewerb (uWg) 

darstellen, sofern darin eine unzumutbare 

belästigung besteht. ob ein konkretes anwähl-

verhalten eine unzumutbare belästigung 

darstellt, muss im einzelfall geprüft werden. 

die bewertung, ob eine unzumutbare belästi-

gung vorliegt oder nicht, ist in rechtlicher wie 

tatsächlicher hinsicht komplex. eine unzumut-

bare belästigung kann u. u. auch dann gegeben 

sein, wenn der angerufene zuvor wirksam in 

telefonwerbung eingewilligt hat. sofern das 

anrufverhalten eines callcenters zu einer 

unzumutbaren Bbelästigung der Verbraucher 

führt, kann die bundesnetzagentur nach 

entsprechender einzelfallprüfung ein Ver-

waltungsverfahren einleiten und verbraucher-

schützende Maßnahmen erlassen, z. b. die 
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abschaltung der betroffenen rufnummer 

anordnen.

nach abschluss erster Verwaltungsverfahren 

in den jahren 2009 und 2010 hat die bundes-

netzagentur wiederholt mit Bbranchenver-

tretern und Verbänden den einsatz und die 

Konfiguration von automatischen anwahl-

hilfen in callcentern besprochen, um die 

Verbraucher vor derartigen belästigungen zu 

schützen. die branche hat die gespräche zum 

anlass genommen, selbst regeln zum einsatz 

dieser anwahlhilfen aufzustellen und deren 

umsetzung zu kontrollieren. dabei werden z. b. 

umfangreiche Konfigurationsdaten definiert. 

zudem sind die unternehmen u. a. aufgefordert, 

lediglich innerhalb bestimmter uhrzeiten 

anzurufen. die bundesnetzagentur beobachtet 

laufend, inwiefern die selbstregulierung des 

Markts zu einem spürbaren rückgang der 

belästigungen und der beschwerden führt.

aufgrund der Komplexität der rechtlichen 

bewertung der beschwerden wurden betroffene 

Verbraucher im jahr 2011 nochmals besonders 

über die zugrunde liegende thematik aufge-

klärt. zudem wurde ein Fragebogen entwickelt, 

mit dem weitere, für die bewertung des sach-

verhalts erforderliche informationen abgefragt 

werden können. in diesem zusammenhang 

wurden im berichtsjahr über 8.000 Verbraucher 

nochmals angeschrieben und um weitere 

ausführliche informationen zum konkreten 

ablauf der anrufversuche gebeten. 

die so gewonnenen informationen führten 

dazu, dass ermittlungen zu 33 rufnummern 

eingeleitet und entsprechende Verwaltungs-

verfahren gegen zuteilungsnehmer und 

rufnummernnutzer eröffnet wurden. darauf-

hin wurden zahlreiche rufnummern durch die 

zuteilungsnehmer selbst deaktiviert oder an 

die Bbundesnetzagentur zurückgegeben. Tteil-

weise erfolgten abmahnungen, einige Verfah-

ren dauern noch an.

Ausgewählte Verfahren

Vorgehen gegen ausländische Rrufnummern 

auf	spam-faxen

die bundesnetzagentur ist im jahr 2011 in 

einem Musterverfahren gegen die zusendung 

von als „swiss Money report“ bezeichneten 

spam-Faxen vorgegangen. beim „swiss Money 

report“ handelt es sich um einen Fax-news-

letter mit börseninformationen, der teilweise 

mehrmals wöchentlich versandt wurde. inhalt 

der Werbefaxe war stets eine Kaufempfehlung 

für eine bestimmte aktie. als Kontaktruf-

nummern waren stets ausländische rufnum-

mern angegeben. die zusendung der Faxe 

erfolgte häufig zur nachtzeit, so dass insbe-

sondere Verbraucher, die nur eine leitung für 

telefon und Faxgerät nutzen, durch das Klin-

geln massiv belästigt wurden.

im rahmen des Verfahrens wurden erstmals 

alle deutschen netzbetreiber aufgefordert, 

soweit es ihnen technisch möglich ist, ein- 

gehende Verbindungen sowie die erreichbar-

keit von insgesamt sechs auf den Faxen ange-

gebenen ausländischen rufnummern zu 

unterbinden. die Mehrheit der netzbetreiber 

hat daraufhin sowohl die eingehenden Verbin-

dungen von den benannten ausländischen 

rufnummern als auch deren erreichbarkeit 

unterbunden.

Vor erlass dieser neuartigen Maßnahme hatte 

die Bbundesnetzagentur eine Uuntersuchung 

durchgeführt, ob eine solche anordnung über-

haupt technisch umsetzbar ist. aufgrund der 

dabei gewonnenen erkenntnisse konnte die 
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bundesnetzagentur dann die netzseitige  

sperrung von auslandsrufnummern anordnen. 

hierdurch wurden Verbraucher erstmals vor 

der massiven belästigung durch derartige 

Werbefaxe mit auslandsbezug unmittelbar 

geschützt. 

im Vorfeld unternommene Versuche, in 

zusammenarbeit mit verschiedenen auslän-

dischen regulierungsbehörden die urheber 

der Faxsendungen zu ermitteln und die 

massenhafte Versendung der unverlangten 

Werbefaxe zu unterbinden, waren erfolglos 

geblieben. auch die rücksendung eines Fax 

sowie die Versendung einer e-Mail an die 

angegebene Kontaktadresse mit der angabe, 

keine weiteren Faxe erhalten zu wollen, hatte 

nach angaben der betroffenen Verbraucher 

keinen erfolg gebracht. der Fax-newsletter 

wurde weiterhin in hoher stückzahl zugesandt. 

die Problematik des Falls lag darin, dass die 

Vorschriften des tKg der bundesnetzagentur 

in erster linie nur ein einschreiten bei rechts-

widrig genutzten nationalen rufnummern 

ermöglichen. hier kann die bundesnetzagentur 

u. a. gegenüber dem netzbetreiber, in dessen 

netz diese rufnummer geschaltet ist, die 

abschaltung der rufnummer anordnen. 

gegenüber ausländischen netzbetreibern ist 

dies jedoch nicht möglich.

Bundesverfassungsgericht entscheidet 

über 11861

die bundesnetzagentur hatte im dezember 

2010 die abschaltung der auskunftsdienste-

rufnummer 11861 wegen Verstößen gegen die 

Preisansagepflicht vor einer Weitervermitt-

lung gemäß § 66b abs. 3 tKg sowie gegen die 

Preisangabepflicht gemäß § 66a tKg ange-

ordnet. zu der anordnung war es nach zahl-

reichen Bbeschwerden von Verbrauchern und 

umfangreichen ermittlungen durch die 

bundesnetzagentur gekommen. 

gegen den abschaltungsbescheid legte der 

betroffene Bbetreiber des Aauskunftsdienstes 

Widerspruch ein. er beantragte zudem im 

rahmen eines eilverfahrens die anordnung 

der aufschiebenden Wirkung des Wider-

spruchs. dieser antrag wurde sowohl durch 

beschluss des Vg Köln als auch der nachfolge-

instanz, des oVg nrW, in den wesentlichen 

Punkten zurückgewiesen.

hiergegen wandte sich der auskunftsdienste-

betreiber mit einer Verfassungsbeschwerde an 

das bundesverfassungsgericht und beantragte 

den erlass einer einstweiligen anordnung. das 

gericht lehnte mit beschluss vom 24. august 

2011 den antrag ab und nahm die Verfassungs-

beschwerde nicht zur entscheidung an.

die bundesnetzagentur wies anschließend den 

Widerspruch in den überwiegenden Punkten 

zurück. eine hauptsacheentscheidung des  

Vg Köln über die nunmehr eingelegte anfech-

tungsklage des Aauskunftsdienstebetreibers 

gegen den Widerspruchsbescheid steht noch aus.

Vorgehen gegen unerlaubt beworbene 

Gewinnspieleintrags- und sonstige	dienste

die bundesnetzagentur hat in den Monaten 

dezember 2010 bis Februar 2011 verschiedene 

rechnungslegungs- und Iinkassierungsverbote 

für bestimmte Forderungen verhängt, die 

durch die telomax gmbh für drittfirmen 

geltend gemacht worden waren. bei diesen 

drittfirmen handelte es sich um gewinn-

spieleintragsdienste, die z. b. unter dem namen 

„win-finder.com“ und „gluecksfinder.net“ 

auftraten. Vorausgegangen waren unerlaubte 
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Werbeanrufe, in denen angeblich Verträge 

über die teilnahme an den gewinnspielein-

tragsdiensten mit entsprechenden Kosten für 

die betroffenen zustande gekommen waren.

abgerechnet wurden die Forderungen im 

zusammenhang mit diesen eintragsdiensten 

über die telefonrechnungen der betroffenen 

Verbraucher mittels sog. Produkt-ids bzw.  

artikel-/leistungsnummern. insgesamt ver-

fügte die bundesnetzagentur im genannten 

zeitraum rechnungslegungs- und inkassie-

rungsverbote zu 54 Produkt-ids bzw. artikel-/

leistungsnummern, wobei Verbote zu 45 

dieser Produkt-ids bzw. artikel-/leistungs-

nummern präventiv verhängt wurden, um  

eine abrechnung über diese von vornherein zu 

unterbinden. so konnte die abrechnung eines 

mehrfachen Millionenbetrags gestoppt werden.

gegen die rechnungslegungs- und inkassie-

rungsverbote aus den Monaten dezember 2010 

und januar 2011 zu zwei der Produkt-ids  

bzw. artikel-/leistungsnummern hatten die 

telomax gmbh und ein betroffener dritt-

anbieter einen eilantrag beim Vg Köln gestellt. 

sowohl das Vg Köln als auch, in zweiter instanz, 

das oVg nrW bestätigten die entsprechenden 

bescheide der bundesnetzagentur und lehnten 

die anträge auf anordnung der aufschiebenden 

Wirkung des Widerspruchs ab.

im laufe des jahres 2011 traten noch weitere 

unternehmen mit ähnlichen geschäftsmodellen 

in erscheinung. die bundesnetzagentur  

erhielt zahlreiche Bbeschwerden betroffener 

Verbraucher. Aaufgrund dieser Bbeschwerden 

verhängte sie im august 2011 ein Verbot der 

rechnungslegung und inkassierung für 

Forderungen über einen telefonischen 

auskunfts- und recherchedienst für senioren 

(„senioren info service“). diese Forderungen 

wurden auch auf den telefonrechnungen der 

betroffenen Verbraucher mittels einer Produkt-

id geltend gemacht. zuvor war dieser dienst 

rechtswidrig telefonisch mittels einer band-

ansage beworben worden.

im november 2011 ergingen darüber hinaus 

rechnungslegungs- und Iinkassierungsverbote 

zu fünf Produkt-ids, unter denen ein gewinn-

spieleintragsdienst abgerechnet wurde. 

Vorausgegangen waren auch hier unverlangte 

Werbeanrufe bei den betroffenen Verbrauchern, 

in denen ihnen von callcenter-Mitarbeitern ein 

gratis-tankgutschein angeboten worden war, 

für dessen aktivierung sie eine (0)800er-ruf-

nummer zurückrufen sollten. bei rückruf 

ertönte eine bandansage, die den anrufer 

aufforderte, per tastendruck den gutschein zu 

aktivieren, wobei zugleich die anmeldung für 

einen kostenpflichtigen Ggewinnspieleintrags-

dienst erfolgte.

die beschriebenen geschäftsmodelle wurden 

von der Polizei zum anlass genommen, 

umfangreiche ermittlungen wegen des 

Verdachts auf bandenmäßigen und gewerbs-

mäßigen betrug einzuleiten. im rahmen 

dieses Verfahrens wurden anfang 2012 

insgesamt 64 durchsuchungsbeschlüsse voll-

streckt sowie acht Personen festgenommen 

und dem haftrichter vorgeführt. an diesen 

durchsuchungen waren 1.000 Polizeibeamte 

und zehn staatsanwälte beteiligt.

Ordnungswidrigkeitenverfahren und 

Abgaben nach § 67 Abs. 3 TkG 

im berichtszeitraum hat die bundesnetz-

agentur wegen der Verletzung von Preis-

angabe- und Preisansagepflichten vier 

bußgeldverfahren eingeleitet. Bbetroffen  
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waren zwei rufnummern des (0)900er-,  

eine des (0)180er- sowie eine des (0)137er-ruf-

nummernbereichs. es wurden zwei bußgeld-

bescheide erlassen, die aber noch nicht 

rechtskräftig sind.

Nationale und internationale Zusammen-

arbeit im Bereich	rufnummernmissbrauchs-

bekämpfung 

auf nationaler ebene fand auch im jahr 2011 ein 

umfangreicher informations- und Meinungs-

austausch in zahlreichen gesprächen mit 

Vertretern unterschiedlicher Verbände und 

gremien statt. die evaluierung und novellie-

rung des tKg löste zahlreiche rückfragen aus. 

auch die gute zusammenarbeit mit den 

Verbraucherzentralen wurde im jahr 2011  

fortgeführt.

die bundesnetzagentur arbeitet in inter-

nationalen gremien wie dem electronic 

communications committee (ecc), dem 

contact network of spam authorities (cnsa) 

und dem international audiotex regulators 

network (iarn) mit anderen regulierungs-

behörden eng zusammen. hierbei erfolgt ein 

regelmäßiger austausch über Missbrauchs-

methoden, über international rechtswidrig 

handelnde unternehmen und strategien der 

Missbrauchsbekämpfung. daneben wird in 

einzelnen Verwaltungsverfahren bei Ssachver-

halten mit auslandsbezug durch die bundes-

netzagentur regelmäßig geprüft, ob und 

inwieweit ausländische behörden und organi-

sationen helfen können. insbesondere im 

bereich Fax-spam wurde im jahr 2011 die 

bilaterale zusammenarbeit mit verschiedenen 

europäischen Rregulierungsbehörden wegen 

des Problems der gestiegenen rechtswidrigen 

nutzung von auslandsrufnummern intensiviert.

BEkämPfuNG	uNErlAuBTEr 	

TElEfON	WErBuNG

unerlaubte telefonwerbung und die unter-

drückung der rufnummernanzeige bei Werbe-

anrufen stellen seit dem 4. august 2009 

ordnungswidrigkeiten dar. im jahr 2011 

erreichten die Bbundesnetzagentur hierzu 

30.231 schriftliche Verbraucherbeschwerden.3 

im Vergleich zum Vorjahr (2010: 43.505; ohne 

Predictive dialer) ergibt sich ein deutlicher 

beschwerderückgang. zurückzuführen ist der 

rückgang auf die von der bundesnetzagentur 

verhängten hohen bußgelder und die damit 

einhergehende Marktsensibilisierung. 

Fallkonstellationen, in denen Verbraucher 

unverlangte anrufe erhielten, in denen ihnen 

in einer bandansage ein gewinn versprochen 

wurde, Werbeanrufe unter Verwendung einer 

bandansage sowie beschwerden zu Predictive 

dialern sind in diesen zahlen nicht enthalten. 

in derartigen Fällen liegt eine beschwerde 

wegen rechtswidriger rufnummernnutzung 

unter Verstoß gegen § 7 abs. 1 und abs. 2 nr. 3 

uWg vor, die mit Maßnahmen zur bekämpfung 

von rufnummernmissbrauch, z. b. abmah-

nungen, abschaltung der rufnummern, 

verfolgt wurde. gegenstand von bußgeldver-

fahren wegen unerlaubter Ttelefonwerbung, 

sog. cold calls, sind nach § 7 abs. 2 nr. 2 i. V. m. 

§ 20 uWg hingegen nur anrufe natürlicher 

Personen.

3 Beschwerden zu Predictive Dialern werden für das Jahr 2011 im Rahmen der Zahlen zum Rufnummernmissbrauch erfasst.
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Ordnungswidrigkeitenverfahren

nachdem bereits in den jahren 2009 und 2010 

zahlreiche ermittlungen eingeleitet und erste 

bußgeldverfahren geführt worden waren, 

konnte die zahl der bußgeldverfahren nach 

erfolgreichem Aabschluss besonders umfang-

reicher ermittlungen im jahr 2011 erheblich 

gesteigert werden. insgesamt wurden im jahr 

2011 in 64 Verfahren bußgelder in einer gesamt-

höhe von über 8.400.000 euro verhängt. betroffen 

waren neben den beteiligten callcentern 

auftraggebende Uunternehmen, insbesondere 

aus den bereichen Medien, telekommuni-

kation, lebensmittel, Versicherungen und 

Finanzen.

allein gegen ein unternehmen sind im rahmen 

eines großverfahrens geldbußen in höhe von 

insgesamt 1.420.000 euro verhängt worden.  

das unternehmen hatte aufträge an eine Viel-

zahl von callcentern vergeben. gegen zehn  

callcenter, die direkt von dem unternehmen 

beauftragt oder unterbeauftragt waren, ergingen 

zusätzlich bußgeldbescheide in einer gesamt-

höhe von 1.164.000 euro. das unternehmen 

übermittelte an die callcenter hunderttausende 

datensätze von Verbrauchern. so hatte es für 

eine ca. vier Monate laufende Werbekampagne 

an eines der callcenter alleine 370.000 daten-

sätze geliefert. Keine der im zuge von anhörun-

gen des unternehmens oder der beauftragten 

callcenter vorgelegten einwilligungen der 

Verbraucher war rechtswirksam. das unter-

nehmen hatte diese zum großen teil bei einem 

datenhändler eingekauft. es handelte sich um 

unzulässige generaleinwilligungen, die zudem 

bis zu zehn jahre alt waren. 

auch in anderen Verfahren ist deutlich geworden, 

dass die Vorlage wirksamer einwilligungen der 

angerufenen in die Werbeanrufe für die 

betroffenen ein Problem darstellt. sowohl die 

adressdaten der angerufenen als auch deren 

vermeintliche einwilligungen werden sehr 

häufig von datenhändlern bezogen. die in 

diesen Fällen vorgelegten einwilligungen in 

die telefonwerbung genügten in der regel 

nicht den anforderungen des gesetzes sowie 

der rechtsprechung. insofern hat die bundes-

netzagentur sie auch nicht als rechtswirksam 

erachtet. 

die Wirksamkeit der einwilligungen scheitert 

häufig am erfordernis der ausdrücklichkeit der 

einwilligung. diese erfordert u. a., dass die 

einwilligungen der angerufenen Verbraucher 

konkret für die bewerbung des jeweiligen 

Produkts, der jeweiligen dienstleistung und/

oder des jeweiligen unternehmens erteilt 

wurden. Pauschale einwilligungen in Werbe-

anrufe für eine Vielzahl an Produkten und 

dienstleistungen sowie für unternehmen aus 

unterschiedlichen branchen, wie sie häufig von 

datenhändlern zusammen mit adressdaten 

verkauft werden, reichen aus sicht der bundes-

netzagentur nicht aus.

im weit überwiegenden teil aller Verfahren  

ist einspruch bei der bundesnetzagentur 

eingelegt worden. gibt diese dem einspruch 

nicht statt, wird das bußgeldverfahren über  

die staatsanwaltschaft an das zuständige 

amtsgericht abgegeben. die dann folgende 

hauptverhandlung bringt eine erhebliche 

Verlängerung der Verfahrensdauer mit sich.  

im jahr 2011 sind 17 Verfahren rechtskräftig 

abgeschlossen worden.

strafrechtlich relevante Telefonanrufe

eine Vielzahl der im bereich der unerlaubten 

telefonwerbung eingegangenen Bbeschwerden 

betraf erneut strafrechtlich relevante sach-
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verhalte, für deren Verfolgung ausschließlich 

die strafverfolgungsbehörden zuständig sind. 

hierbei handelte es sich insbesondere um  

sog. Phishing-anrufe. bei Phishing-anrufen 

wird versucht, unter Vorspiegelung falscher 

tatsachen die Kontodaten der angerufenen in 

erfahrung zu bringen, um abbuchungen 

vornehmen zu können. dies geschieht häufig, 

indem den angerufenen in den gesprächen 

unterstellt wird, sie hätten gewinnspiel-

abonnements abgeschlossen und es müssten, 

um einen vermeintlichen Vertrag kündigen zu 

können, ihre Kontodaten abgeglichen werden.

in solchen Fällen, in denen auch der Verdacht 

von straftaten gegeben ist, sind die jeweiligen 

strafverfolgungsbehörden vorrangig zuständig. 

entsprechende Eermittlungsergebnisse werden 

von der bundesnetzagentur an die zuständigen 

staatsanwaltschaften abgegeben. im jahr 2011 

wurden 79 Vorgänge und ermittlungen,  

denen ca. 8.500 anzeigen von Verbrauchern 

zugrunde lagen, entsprechend weitergeleitet.

die bundesnetzagentur hat betroffenen 

Verbrauchern zudem regelmäßig eindringlich 

empfohlen, sorgfältig mit persönlichen daten 

(rufnummern und sonstigen Kontaktdaten, 

aber insbesondere auch Kontoverbindungs-

daten) umzugehen. diese sollten nur im 

bedarfsfall an seriöse Vertragspartner bzw. 

Firmen weitergegeben werden. auch Konto-

bewegungen sollten sorgfältig beobachtet und 

geprüft werden. liegen anhaltspunkte für ein 

strafbares Verhalten vor, sollten betroffene die 

Polizei oder staatsanwaltschaft informieren. 

Telefonanrufe „im Namen der 	

Bundesnetzagentur“

seit anfang 2011 gingen bei der bundes-

netzagentur vermehrt beschwerden von 

Verbrauchern über unverlangte anrufe ein, in 

denen sich der anrufer fälschlicherweise als 

Mitarbeiter der Bbundesnetzagentur vorgestellt 

hatte. Während dieser angeblich im auftrag 

der bundesnetzagentur geführten anrufe 

wurden zeitschriftenabonnements oder die 

kostenpflichtige löschung persönlicher daten 

der Verbraucher für angeblich abgeschlossene 

gewinnspiele angeboten. 

die bundesnetzagentur hat deshalb im 

berichtszeitraum darauf hingewiesen, dass  

sie selbst keine Werbeanrufe bei Verbrauchern 

durchführt und auch keinen dritten damit 

beauftragt. Mit der nennung der bundesnetz-

agentur als auftraggeber sollte offenbar der 

anschein von seriosität erweckt werden. dabei 

stellen derartige anrufe regelmäßig straf-

rechtlich relevante sachverhalte dar. oftmals 

handelt es sich um eine Form von Phishing-

anrufen. die bundesnetzagentur hat wegen 

dieser anrufe strafanzeige erstattet.

AkTIVITäTEN	dEs Prüf- uNd MemEssdIENsTEs

einen wichtigen beitrag zum Verbraucher-

schutz leistet der Prüf- und Messdienst (PMd) 

der bundesnetzagentur. die sicherstellung 

einer effizienten und störungsfreien nutzung 

des Frequenzspektrums sowie der elektro-

magnetischen umweltverträglichkeit (eMVu) 

ist eine bundesweite schwerpunktaufgabe des 

PMd. um diese aufgabe wahrnehmen zu 

können, verfügt der PMd über modernste 

stationäre und mobile Messtechnik und ist an 

vielen stellen in der bundesrepublik präsent. 

unter den vielfältigen und umfangreichen 

Prüf- und Messaktivitäten sind die beseitigung 

funktechnischer störungen, die Prüfung von 

Frequenznutzungen, die Marktaufsicht, 

Messungen zur eMVu und die ermittlung von 
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Frequenznutzungen ohne Zzuteilung hervor-

zuheben. ein teil dieser aufgaben ist nur noch 

im rahmen internationaler zusammenarbeit 

sinnvoll zu bewältigen.

störungsbearbeitung

die aufklärung von elektromagnetischen und 

funktechnischen Sstörungen (störungsbear-

beitung) ist nach wie vor eine schwerpunkt-

aufgabe des PMd. dies umfasst insbesondere 

auch sicherheitsrelevante Funkdienste und 

-anwendungen der luftfahrt, der behörden 

und organisationen mit sicherheitsaufgaben 

(bos) oder anderer öffentlicher Bbedarfsträger. 

zur ermittlung inländischer als auch auslän-

discher störquellen kommen abhängig vom 

jeweiligen störungsfall neben stationären 

Mess- und Peilstationen auch universell 

ausgestattete Funkmessfahrzeuge sowie 

verschiedene spezialfahrzeuge zum einsatz. 

insgesamt waren im jahr 2011 ca. 7.000 außen-

diensteinsätze für die störungsbearbeitung 

erforderlich. Eeinen besonderen Sschwerpunkt 

bildete die störungsbearbeitung bei sicherheits-

relevanten Funkdiensten, allein im bereich des 

Flugfunks wurden weit über 300 störungen 

bearbeitet. letztere werden vom PMd mit 

höchster Priorität behandelt. nur ein verhält-

nismäßig geringer anteil betraf elektromagne-

tische unverträglichkeiten an sonstigen 

elektrischen/elektronischen Aanlagen/geräten, 

z. b. störungen durch defekte heizungs-

steuerungen. 

in ballungsräumen meldeten betreiber von 

uMts-netzen im jahr 2011 häufig, dass ihre 

basisstationen durch andere Frequenz-

nutzungen beeinträchtigt werden und 

dadurch die Qualitätsparameter ihrer netze 

nicht eingehalten werden können. dieses  

Problem hat in den letzten jahren zugenommen. 

Messtechnische untersuchungen des PMd 

haben ergeben, dass sowohl satellitenempfangs-

anlagen mit unzureichender dämpfung der  

störstrahlung als auch dect-telefone, die durch 

einen gerätedefekt im empfangsbereich uMts 

senden, als störquelle auftreten. die Verursacher 

müssen die Fehlerquellen beseitigen.

bei ausgewählten Veranstaltungen war der 

PMd auch 2011 vor ort und konnte so im 

störungsfall noch vor oder während der Veran-

staltung die ursache der störung ermitteln. 

damit hat der PMd dazu beigetragen, dass 

wichtige ereignisse störungsfrei in bild und 

ton übertragen werden konnten. Von beson-

derer relevanz ist bei solchen Veranstaltungen 

auch, dass die betreffenden organisations- und 

sicherheitsorgane ohne Funkstörungen 

kommunizieren können.

zur bearbeitung von Funkstörungen bei  

satellitenfunkdiensten verfügt die bundesnetz-

agentur über eine spezielle Messstelle für Welt-

raumfunkdienste. dem Verbraucher kommt 

dies z. b. als nutzer von satellitenheimempfangs-

anlagen oder von gPs-empfängern zugute. 

darüber hinaus übernimmt die Messstelle 

zahlreiche aufgaben zur störungsfreien und 

effizienten nutzung von Kommunikations- und 

rundfunksatellitensystemen.

marktüberwachung nach EmVG und	fTEG

die bundesnetzagentur führt Prüfungen von 

elektrischen geräten am Markt durch. grund-

lage hierfür sind die europäische richtlinie 

2004/108/eg über die elektromagnetische 

Verträglichkeit von betriebsmitteln (eMV-rl) 

sowie die europäische richtlinie 1999/5/eg 

über Funkanlagen und telekommunikations-

endeinrichtungen (r&tte-rl). diese beiden 
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richtlinien sind durch das eMVg und das  

Fteg in nationales recht umgesetzt worden. 

im rahmen der Marktüberwachung überprüft 

die Bbundesnetzagentur die grundlegenden 

anforderungen an die geräte. dabei geht sie 

anhand von stichproben und durch Prüfen der 

unterlagen oder, wenn dies nötig ist, durch 

laborprüfungen vor. die grundsätze der risiko-

bewertung werden hierbei berücksichtigt.

als zuständige Marktüberwachungsbehörde 

wurde die bundesnetzagentur von den zoll-

behörden über 2.821 sendungen informiert 

(eine sendung kann aus einer Vielzahl von 

Produkten bestehen), bei denen der Verdacht 

bestand, dass enthaltene Produkte gegen die 

gesetzlichen regelungen verstoßen. in 80 Prozent 

dieser Fälle wurde eine dauerhafte aussetzung 

der Freigabe der jeweiligen Produkte zum 

freien Warenverkehr auf dem Ggemeinschafts-

markt beim zoll erwirkt. diese Produkte 

können somit nicht in der vorliegenden Form 

in Verkehr gebracht werden.

der Vertrieb von Waren verlagert sich immer 

mehr ins internet. daher gewinnt auch die 

Marktüberwachung hier zunehmend an 

bedeutung. die bundesnetzagentur hat mitt-

lerweile mit allen namhaften internetplatt-

formen absprachen getroffen, damit illegale 

angebote innerhalb kurzer Frist von den Platt-

formbetreibern aus dem angebot entfernt 

werden und damit die gefahr des inverkehr-

bringens beseitigt ist.

im rahmen der Marktüberwachung im internet 

ermittelte die bundesnetzagentur in zusammen-

arbeit mit verschiedenen internetplattformen 

im jahr 2011 insgesamt 109 anbieter nicht kon- 

former Produkte, wovon 88 aus eu-Mitglied-

staaten und 21 aus drittstaaten stammten. im 

zuge dieser zusammenarbeit konnte eine 

gesamtzahl von 214 angeboten mit insgesamt 

10.205 nicht konformen Produkten gesperrt 

werden.

in den weiteren Bbereichen der Marktüber-

wachung wurden 2.579 serien/einzelgeräte 

administrativ und/oder messtechnisch über-

prüft. diese anzahl teilt sich auf in 1.771 geräte, 

die unter die eMV-rl fallen, und 808 geräte, 

die nach r&tte-rl zu überprüfen waren. 

hinsichtlich der ce-Kennzeichnung sowie 

weiterer administrativer Aanforderungen 

wurden bei 277 geräten Mängel nach der 

eMV-rl und bei 430 geräten Mängel nach der 

r&tte-rl festgestellt.

768 serien und 297 einzelgeräte wurden labor-

technisch überprüft. hierbei waren 259 serien 

und 66 einzelgeräte auffällig. damit entsprachen 

34 Prozent der im labor überprüften serien 

bzw. 22 Prozent der einzelgeräte nicht den 

vorgeschriebenen Aanforderungen. Prüfungs-

schwerpunkte waren Funksteckdosen und 

funkgesteuerte Sspielzeuge.

im Verlauf des jahres 2011 wurden im rahmen 

von Folgemaßnahmen zu auffälligen Produkten 

insgesamt 620 markteinschränkende Maß- 

nahmen vorgenommen (267 Vertriebsverbote 

sowie 353 Festsetzungsschreiben).

im rahmen eines Verwaltungsabkommens mit 

dem umweltbundesamt (uba) überprüft die 

bundesnetzagentur zudem die Kennzeichnung 

gemäß richtlinie 2002/96/eg über elektro- und 

elektronik-altgeräte („elektroschrott-richt-

linie“). im jahr 2011 wurden 360 Prüfungen 

durchgeführt.
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Funkanlagen, die auf Frequenzen betrieben 

werden, deren nutzung nicht gemeinschafts-

weit harmonisiert ist, sind auf grundlage des 

Fteg mindestens vier Wochen vor dem beab-

sichtigten inverkehrbringen den einzelstaat-

lichen behörden der Mitgliedstaaten, die für 

das Frequenzmanagement zuständig sind, 

anzuzeigen. die bundesnetzagentur gibt den 

inverkehrbringern hinweise zur art der für 

den betrieb der Funkanlagen erforderlichen 

Frequenzzuteilung (allgemeinzuteilung oder 

einzelzuteilung) und weist ggf. auch auf 

bestehende Eeinschränkungen der Frequenz-

nutzung in deutschland hin. die zahl der  

bei der Bbundesnetzagentur bearbeiteten 

Mitteilungen lag im jahr 2011 durchschnittlich 

bei 100 pro Monat.

die bundesnetzagentur wirkt auf europäischer 

ebene über das gremium adco r&tte an der 

risikobewertung von Produkten mit. im jahr 

2011 beteiligte sich die bundesnetzagentur an 

einer einjährigen testphase eines in diesem 

gremium entwickelten Rrisikobewertungsver-

fahrens für die begleitung von gemeinsamen 

Marktüberwachungskampagnen. Für die 

bewertung von risiken eines Produkts/einer 

Produktgruppe wird derzeit ein geeignetes 

Verfahren entwickelt.

Elektromagnetische	umweltverträglichkeit

die anzahl der aufrufe des internetportals der 

bundesnetzagentur für elektromagnetische 

Felder (eMF) war auch im jahr 2011 ungemindert 

hoch. dabei wurden häufig die in der nachbar-

schaft durchgeführten neuinstallationen oder 

die Veränderungen eines bestehenden Funk-

anlagenstandorts mit hilfe der sog. eMF- 

datenbank mitverfolgt und über die hierfür 

eingerichtete e-Mail-adresse hinterfragt. diese 

transparenz konnte vielfach Missverständnisse 

und Fehlinformationen vermeiden und  

trug dadurch zur Versachlichung der eMF-

diskussion bei. 

im besonderen interesse stand auch im jahr 

2011 das automatische Messsystem zur Eerfassung 

der örtlichen immissionen von Funkanlagen. 

Mit diesem vollautomatischen Messsystem 

lassen sich rund um die uhr die Feldstärken 

von Funkanlagen erfassen und die resultie-

rende grenzwertausschöpfung kann auf den 

internetseiten der bundesnetzagentur abge-

lesen werden. die insgesamt 14 systeme wurden 

auf Wunsch von gemeinden oder landes-

umweltministerien aufgestellt, um Fragen zum 

zeitlichen Verlauf der Ggrenzwertausschöpfung 

beantworten zu können.

neuinstallationen oder Änderungen von stand-

ortbescheinigungspflichtigen Funkanlagen 

benötigen zum betrieb eine standortbeschei-

nigung der bundesnetzagentur als nachweis 

der einhaltung der grenzwerte zum schutz von 

Personen in elektromagnetischen Feldern. zu 

diesen Funkanlagen gehören u. a. anlagen des 

digitalen Polizeifunks oder der neuen Mobil-

funktechnik lte. im jahr 2011 erteilte die 

bundesnetzagentur insgesamt 18.352 stand-

ortbescheinigungen. 

das standortverfahren kann seit Frühjahr 2010 

elektronisch durchgeführt werden. auch die 

in- und außerbetriebnahme einer Funkanlage 

kann der bundesnetzagentur auf diesem Wege 

mitgeteilt werden. das online-Verfahren steht 

grundsätzlich jedem anlagenbetreiber offen. 

bislang nutzen zwei Mobilfunknetzbetreiber 

das Verfahren. online wurden bereits mehr als 

15.000 standortbescheinigungen erteilt.
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Weitere informationen können auf den eMF-

internetseiten der Bbundesnetzagentur abgeru-

fen werden (http://emf.bundesnetzagentur.de/).

dATENschuTZ	IN	dEr TElEkOmmuNI-

kATION	uNd	Im POsTWEsEN

die bundesnetzagentur hat auch im jahr 2011 

die einhaltung der datenschutzrechtlichen 

regelungen überwacht. die im tKg, im Postg 

sowie in der PdsV enthaltenen regelungen 

sollen das Post- und Fernmeldegeheimnis im 

Verhältnis der diensteanbieter zu ihren 

Kunden und nutzern absichern. 

da derzeit keine regelungen zu einer Vorrats-

datenspeicherung existieren, richtet sich die 

speicherung der Verkehrsdaten in der tele-

kommunikation zurzeit nach den betrieblichen 

erfordernissen der netzbetreiber und der 

diensteanbieter. dies führt zu einer recht 

unterschiedlichen Praxis hinsichtlich des 

umfangs und der dauer der datenspeicherung 

bei den unternehmen. die bundesnetzagentur 

prüft in dem zusammenhang die einhaltung 

der rechtlichen grenzen durch die unternehmen. 

gleichzeitig hat sie gemeinsam mit dem 

bundesbeauftragten für den datenschutz  

und die informationsfreiheit begonnen, einen 

leitfaden mit einer empfehlung für die unter-

nehmen zu erarbeiten.

im bereich sicherheit der telekommunikation 

sind von den betreibern von telekommuni-

kationsanlagen, mit denen dienste für die 

Öffentlichkeit erbracht werden, technische 

schutzmaßnahmen gemäß § 109 tKg einzu-

richten; die gefährdungslage und die schutz-

maßnahmen sind von den unternehmen in 

einem sicherheitskonzept zu beschreiben. im 

jahr 2011 wurden 23 neue und 34 überarbeitete 

bzw. angepasste Ssicherheitskonzepte vorgelegt, 

die auf die einhaltung der Vorgaben überprüft 

wurden bzw. zum teil noch geprüft werden. 

darüber hinaus erfolgten 35 Kontrollen in 

geschäfts-/betriebsräumen von Ddienste-

anbietern, bei denen die umsetzung der  

sicherheitskonzepte und die beachtung von 

datenschutzrechtlichen Vorschriften stich-

probenweise überprüft wurden. 

auch im bereich der Postdienste wurden im 

berichtszeitraum sowohl anlassunabhängige 

als auch anlassbezogene Kontrollen in bezug 

auf das Postgeheimnis und den datenschutz 

durchgeführt. hier wurden im jahr 2011 

bundesweit insgesamt 805 Prüfberichte 

erstellt. 350 Prüfberichte gab es zu anlass-

bezogenen Kontrollen, von denen 19 wegen 

rein datenschutzrechtlicher Ssachverhalte 

durchgeführt worden waren.

Wie in den Vorjahren wurde auch im jahr 2011  

die gute zusammenarbeit mit dem bundes-

beauftragten für den datenschutz und die 

informationsfreiheit in den bereichen tele-

kommunikations- und Postdatenschutz fort-

gesetzt. dadurch konnte eine regelmäßige und 

effiziente abstimmung bei grundsätzlichen 

datenschutzfragen erreicht werden.
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Schlichtung
Im Berichtsjahr ist eine Vielzahl von Anträgen bei den Schlichtungsstellen der  

Bundesnetzagentur eingegangen. Hieraus lässt sich der Bedarf der Endkunden  

an einer effi zienten Konfliktlösung durch einen neutralen Dritten erkennen. 

aufgabe der schlichtungsstellen ist es, in den 

Bereichen telekommunikation und Post indivi-

duelle streitigkeiten zwischen den nutzern von 

Telekommunikations- oder Postdienstleistungen 

und ihren jeweiligen anbietern beizulegen. 

Die schlichtungsstellen werden nur auf antrag 

tätig. ein zulässiger antrag liegt vor, wenn der 

Antragsteller die Verletzung eigener rechte, 

die ihm aufgrund des tKg bzw. der Postdienst-

leistungsverordnung (PdlV) zustehen, geltend 

macht. zudem darf kein gerichtsverfahren 

oder anderes schlichtungsverfahren mit 

demselben streitgegenstand rechtshängig  

sein oder gewesen sein. des Weiteren muss der 

Antragsteller zuvor den Versuch einer streit-

beilegung mit dem dienstleister unternommen 

haben. das schlichtungsverfahren ist grund-

sätzlich kostenpflichtig. die höhe der gebühr 

beträgt mindestens 25 euro und richtet sich 

nach dem Wert des streitgegenstands.

beide Parteien nehmen freiwillig am schlich-

tungsverfahren teil. sofern eine Partei die 

Bereitschaft verweigert, an dem Verfahren 

mitzuwirken, muss das Verfahren abgeschlossen 

werden. die schlichtungsstellen hören die 

Beteiligten mit dem ziel einer gütlichen  

Einigung an. auf diese Weise vermeiden sie 

gerichtliche auseinandersetzungen und bieten 

den endkunden eine effiziente Möglichkeit, 

ihre rechte durchzusetzen. das ergebnis der 

Schlichtung hängt wesentlich davon ab, 

in wieweit beide seiten zur aufklärung des 

Sachverhalts beitragen und bereit sind, durch 

eine einigung eine lösung herbeizuführen.

TElEkOmmuNIkATION

im jahr 2011 wurden 678 schlichtungsverfahren 

beantragt. damit wurde die schlichtungsstelle 

in gleichbleibend hoher intensität in anspruch 

genommen. hinzu kamen 217 sonstige hilfe-

ersuchen an die schlichtungsstelle. 

Im berichtszeitraum wurden insgesamt  

699 Verfahren – zum teil aus dem Vorjahr – 

abgeschlossen, davon ca. neun Prozent 

aufgrund von antragsrücknahmen. etwas 

mehr als die hälfte der Verfahren (51,9 Prozent) 

musste die schlichtungsstelle ablehnen, da die 

vorgetragenen streitigkeiten nicht die Voraus-

setzungen für die durchführung eines schlich-

tungsverfahrens erfüllten (überwiegend keine 

Verletzung von rechten nach dem tKg). 

Ins besondere betraf dies Fragen zur Vertrags-

begründung, -kündigung und -erfüllung. Mit 
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der tKg-novelle wird der schlichtungsumfang 

erweitert, so dass eine Vielzahl der zurzeit 

abgelehnten Fälle zukünftig im rahmen eines 

schlichtungsverfahrens behandelt werden kann.

letztlich konnte die schlichtungsstelle 276 

Verfahren einleiten. in 95 Verfahren lehnten 

die antragsgegner jedoch eine teilnahme am 

schlichtungsverfahren ab bzw. ließen die 

schlichtung aufgrund der rücknahme ihrer 

zustimmung zum Verfahren scheitern. die 

schlichtungsstelle konnte in den verbleibenden 

181 schlichtungsverfahren aktiv zwischen den 

Parteien vermitteln. anknüpfend an die  

guten ergebnisse der Vorjahre erreichte sie in 

94 Prozent dieser streitfälle eine einigung 

zwischen den Parteien. nur in einzelnen Fällen 

mussten eröffnete Verfahren aufgrund einer 

antragsrücknahme während des Verfahrens 

beendet werden.

Ergebnisse der eingeleiteten 	

Verfahren 2011

4 %

34 %

62 %

  gütliche Einigung 

 � Verfahrensausstieg/ 
Teilnahmeverweigerung Antragsgegner 

  Verfahrensausstieg Antragsteller 

die inhaltlichen schwerpunkte der Verfahren 

lagen insbesondere bei rechnungsbeanstan-

dungen und Problemen bei der rufnummern-

mitnahme im zuge des anbieterwechsels. der 

überwiegende teil der rechnungsbeanstan-

dungen entfiel auf den bereich der mobilen 

datendienste. durch die nutzung von smart-

phones, deren Funktionen vielfach auf einer 

internetverbindung basieren, waren die häufig 

vor erwerb des neuen endgeräts vereinbarten 

tarife ungeeignet, so dass in kurzer zeit sehr 

hohe Kosten anfielen. 

nach wie vor ist auch die rufnummernmit-

nahme für den endkunden ein wesentliches 

Verbraucherrecht. in 33 Prozent der eingelei-

teten schlichtungsverfahren wurden Probleme 

in diesem bereich aufgezeigt. der überwiegende 

anteil der schlichtungsanträge bezog sich hier-

bei mit 70 Prozent auf den Festnetzbereich. die 

anstehende tKg-novelle wird hier regelungen 

bringen, die eine Versorgungsunterbrechung 

künftig weitestgehend ausschließen soll.

POsT	

im jahr 2011 wurden im Postbereich 22 anträge 

gestellt und 13 Sschlichtungsverfahren eingeleitet. 

davon sind fünf Verfahren erfolgreich abge-

schlossen worden. Fünf Fälle sind gescheitert, 

weil zwischen den Parteien keine einigung 

erzielt werden konnte. drei Verfahren sind noch 

nicht abgeschlossen. Weil die Voraussetzungen 

für die einleitung eines schlichtungsverfahrens 

nicht gegeben waren, mussten acht schlich-

tungsanträge abgelehnt werden. ein antrag 

wurde zurückgezogen.
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Telekommunikation
Die Einrichtung des BEREC­Büros in Riga sowie die intensive Zusammenarbeit der  

Bundesnetzagentur im Gremium der Europäischen Regulierungsstellen (BEREC)  

bzw. in den IRG­Arbeitsgruppen kennzeichneten das Jahr 2011. So konnten u. a.  

wesentliche Fortschritte im Bereich der Netze der nächsten Generation, der  

Netzneutralität und des International Roamings erzielt werden.

rEGulIErErGruPPEN: BErEc/BErEc-BürO

Viele Eentscheidungen der Bbundesnetzagentur 

auf nationaler ebene beruhen heutzutage 

direkt oder indirekt auf europäischen Vorgaben 

und Vereinbarungen. Eentsprechende Bbedeutung 

hat daher die intensive beteiligung in den euro-

päischen Rregulierergruppen gewonnen. Ddiese 

enge zusammenarbeit findet im telekommuni-

kationsbereich insbesondere im rahmen der 

independent regulators group (irg) und seit 

2010 im body of european regulators for  

electronic communications (berec) statt.

berec besteht aus einem regulierungsrat mit 

den Vertretern der nationalen regulierungs-

behörden (nrb) und einem davon getrennten, 

administrativ unterstützenden Ssekretariat 

(office), das der Kontrolle eines Verwaltungs-

ausschusses aus Vertretern der nrb sowie 

einem Vertreter der europäischen Kommission 

unterliegt. berec erarbeitet und entwickelt 

regulierungspraktiken wie gemeinsame 

herangehensweisen, Methodologien oder 

leitlinien zur konsistenten anwendung des 

eu-rechtsrahmens durch die nrb. des 

Weiteren nimmt berec stellung zu geplanten 

Maßnahmen der europäischen Kommission 

und erarbeitet berichte zu sektorrelevanten 

themen. am 14. oktober 2011 hat das berec-

büro offiziell seine tätigkeit in riga 

aufgenommen. im laufe des jahres 2012 

soll die vorgesehene zahl von insgesamt  

28 Mitarbeitern erreicht werden.

NETZE	dEr	NächsTEN	GENErATION	– 	

PrOjEkTE

Bericht „BErEc	report on the Implemen-

tation of the NGA	recommendation“

der im oktober 2011 veröffentlichte bericht 

„berec report on the implementation of the 

nga recommendation“ 1 stellt den aktuellen 

stand der umsetzung der nga-empfehlung der 

europäischen Kommission vom 20. september 

2010 in den Mitgliedstaaten dar. seit ihrem 

1 Vgl. BoR (11) 43.
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inkrafttreten waren in 13 bzw. zehn Mitglied-

staaten notifizierungen auf den Märkten 4 

bzw. 52 erfolgt. der bericht hat die erkenntnis 

bestätigt, dass die Mitgliedstaaten unter-

schiedliche strategien beim ausbau von nga-

netzen verfolgen, etwa im hinblick auf das 

ausmaß der nutzung eigener infrastrukturen 

bzw. der nutzung aktiver bzw. passiver 

Vorleistungsprodukte. unterschiede in den 

nationalen besonderheiten erfordern auf den 

jeweiligen nationalen Markt zugeschnittene 

ausbaumaßnahmen. da sich die regulierung 

von nga-netzen noch in einem frühen 

stadium befindet, gibt es bislang wenig 

erfahrungen zu den jeweiligen auswirkungen 

auf investitionsanreize und Wettbewerb.

berec konnte erste vorläufige schlussfolge-

rungen ziehen. so ist etwa der entbündelte 

zugang zum glasfaseranschluss in Fiber-to-

the-home (Ftth)-netzen in zehn Mitglied-

staaten (so auch in deutschland) und der 

zugang zum abschluss-segment in diesen 

netzen in fünf ländern auferlegt. Weitere fünf 

länder sehen beide Verpflichtungen parallel vor.

die regulierung beträchtlicher Marktmacht ist 

aufgrund der unterschiedlichen strategien 

bzw. nationaler Bbesonderheiten komplexer 

geworden. hinzu kommt, dass der nga-ausbau 

durch große unsicherheiten in bezug auf die 

nachfrage, Zzahlungsbereitschaft, realisierbare 

umsatzerlöse sowie die nga-Marktdurch-

dringung gekennzeichnet ist. gleichzeitig 

werden die lokalen Marktgegebenheiten 

heterogener. dies zeigt sich darin, dass die 

ehemaligen Monopolisten („incumbents“) in 

den meisten ländern keine einheitliche infra-

struktur aufbauen bzw. zunehmend lokale 

glasfasernetze von gemeinden oder Versorgern 

eine rolle spielen. diese zunehmende Frag-

mentierung bzw. heterogenität wirft die Frage 

auf, ob zukünftig lokale Monopole entstehen 

und wie die regulierer hierauf ggf. reagieren.

nach ansicht von berec impliziert eine 

umsetzung der nga-empfehlung nicht, dass 

alle Maßnahmen in allen Mitgliedstaaten 

anzuwenden sind. Vielmehr werden geeignete 

Kombinationen gefunden, um die identifi-

zierten Wettbewerbsprobleme zu beseitigen. 

insofern ist es aus sicht von berec noch zu  

früh, um eine best Practice festzulegen.

Bericht „Next Generation Access – 	

collection of	factual Information and 	

New Issues of NGA	roll-out“

der im Februar 2011 vorgelegte bericht „next 

generation access – collection of Factual infor-

mation and new issues of nga roll-out“3 stellt 

eine aktualisierung der länderstudien aus 

dem jahr 20094 dar. ziel war es u. a., aktuelle 

entwicklungen zum ausbau von nga-netzen 

von incumbents und Wettbewerbern zu identi-

fizieren und den status des breitbandausbaus 

vor dem hintergrund der digitalen agenda der 

europäischen Kommission zu beleuchten. 

die meisten länder haben nationale initiativen 

und Maßnahmen zur Förderung von breitband 

der nächsten generation ergriffen, die 

konkrete zielsetzungen enthalten. in deutsch-

land ist beispielsweise ein Versorgungsgrad 

von 75 Prozent der Bbevölkerung mit einer Bband-

breite von mindestens 50 Mbit/s bis zum jahr 

2014 vorgesehen. in vielen ländern liegt der 

2 Vgl. Märkteempfehlung (2007/879/EG).
3 Vgl. BoR (11) 06.
4 Vgl. ERG (09) 17b.
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zielzeitraum für die realisierung von hoch-

geschwindigkeitsinternet zwischen 2015 und 

2020. dafür stehen öffentliche gelder zur 

erschließung insbesondere ländlicher gebiete 

zur Verfügung. darüber hinaus haben neben 

deutschland weitere Mitgliedstaaten experten-

gruppen einberufen, um die entwicklung von 

nga-netzen voranzutreiben und praktische 

herausforderungen (z. b. zur interoperabilität 

von Vorleistungsprodukten) zu bewältigen. 

die unterschiede zwischen den ländern beim 

stand des nga-ausbaus sind auf unterschiede 

bei Faktoren wie etwa ausmaß des infrastruktur-

wettbewerbs, Kosten (bevölkerungsdichte, 

topologie) oder ausbaustrategien der anbieter 

zurückzuführen. eine abschließende umset-

zungsbeurteilung konnte jedoch noch nicht 

erfolgen, da die nationalen breitbandpläne 

zumeist erst 2009 bzw. 2010 ins leben gerufen 

wurden und die nga-ziele mittelfristiger natur 

(in vielen ländern bis etwa 2015) sind.

Während sich die länder einerseits ehrgeizige 

ausbau- und bandbreitenziele gesetzt haben, 

war andererseits zu beobachten, dass in fast 

allen Mitgliedstaaten die tatsächliche nach-

frage nach Hhochgeschwindigkeits-breitband-

diensten deutlich hinter der bereits erreichten 

erschließung mit nga-netzen zurückblieb. 

dies dürfte u. a. sowohl auf eine nur begrenzte 

zahlungsbereitschaft für solche anschlüsse als 

auch darauf zurückzuführen sein, dass es 

bislang kaum anwendungen gibt, die band-

breiten von 50 oder sogar 100 Mbit/s voraus-

setzen.

OPEN	AccEss

zum thema open access hat berec im Februar 

2011 einen bericht veröffentlicht5, der sich vor 

allem mit Oopen-access-Verpflichtungen 

befasst, die aus den „leitlinien der gemein-

schaft für die anwendung der Vorschriften 

über staatliche beihilfen im zusammenhang 

mit dem schnellen breitbandausbau“ der  

europäischen Kommission vom 17. september 

2009 resultieren. auf dieser basis werden 

Verpflichtungen beschrieben und anderen 

Formen der zugangsgewährung gegenüber-

gestellt, darunter insbesondere dem „klassischen“ 

regulierten zugang auf basis des europäischen 

rechtsrahmens.

in den meisten Mitgliedstaaten entscheiden die 

jeweiligen behörden, die die beihilfe gewähren, 

auch über die im einzelfall aufzuerlegenden 

zugangsverpflichtungen. die beihilfeleitlinien 

sehen vor, dass im Falle von nga-netzen die 

Mitgliedstaaten bei der Festlegung der 

bedingungen für den netzzugang auf der 

Vorleistungsebene die nrb konsultieren sollen. 

allerdings existiert in vielen ländern keine 

rechtsgrundlage, die es den nrb erlaubt, 

diesbezüglich die zugangsbedingungen fest-

zulegen. daher bestehen zwischen den 

Mitgliedstaaten Uunterschiede dahingehend, 

ob bzw. in welchem ausmaß die nrb bei 

Fragen staatlicher beihilfe involviert sind. der 

bericht präsentiert Fallstudien zu Frankreich 

und spanien hinsichtlich der rolle der nrb im 

Kontext staatlicher beihilfe.

Verpflichtungen, die sich aus der gewährung 

von beihilfe ergeben, existieren unabhängig 

von Verpflichtungen, die aufgrund beträcht-

licher Marktmacht auferlegt werden. Wenn als 

5 Vgl. BoR (11) 05.
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gegenleistung für die gewährung staatlicher 

beihilfe ein offener zugang angeordnet wird, 

führt dies insbesondere nicht dazu, dass die 

befugnisse der nrb zur auferlegung von 

zugangsverpflichtungen auf basis des euro-

päischen Rrechtsrahmens eingeschränkt werden.

schließlich werden andere Formen des open 

access dargestellt: Zzugangsverpflichtungen  

als kartellrechtliche auflage werden vor  

dem Hhintergrund des Kartellverbots im euro-

päischen recht untersucht,6 das auch für 

regulierte sektoren anwendung findet. Frei-

willige Formen des offenen zugangs diver-

gieren je nachdem, ob das den zugang 

gewährende unternehmen beträchtliche 

Marktmacht besitzt, ob es vertikal integriert 

ist oder nicht. auch die anreize zum frei-

willigen angebot eines offenen zugangs 

werden durch diese Faktoren beeinflusst.

BErEc-Antwort zum	fragebogen der 

Europäischen	kommission zur	revision 	

von Beihilfeleitlinien

aufsetzend auf den open-access-report hat 

berec im oktober 2011 seine antwort auf den 

Fragebogen der europäischen Kommission im 

zusammenhang mit der anstehenden revision 

der Bbeihilfeleitlinien veröffentlicht.7 berec 

unterstreicht darin die grundsätzliche 

bedeutung der leitlinien für eine erhöhte 

rechtssicherheit sowie die Vermeidung von 

Wettbewerbsverzerrungen. Ddie Lleitlinien 

werden in der antwort auch vor dem hinter-

grund technologischer Eentwicklungen und 

einer stagnierenden Nnachfrage bewertet. 

die Frage einer ausdehnung der nga-För-

derung auch auf drahtlose zugangstechno-

logien wird in bezug gesetzt zum grundsatz 

der Ttechnologieneutralität einerseits und 

der Kohärenz zwischen leitlinien und nga-

empfehlung andererseits. Ddabei werden 

aspekte benannt, die bei einer entsprechenden 

ausweitung zwingend Bbeachtung finden 

müssten. im ergebnis wird eine ausweitung 

zum gegenwärtigen zeitpunkt nicht als 

notwendig erachtet. 

zum umfang von zugangsverpflichtungen  

für nga-netze werden in der antwort auch die 

Vor- und nachteile eines Verhältnismäßigkeits-

ansatzes diskutiert. dabei sind insbesondere 

die anforderungen herausgestellt worden, 

denen eine solche Verhältnismäßigkeits-

prüfung genügen muss (einzelfallbezogene 

Marktanalyse, beschreibung möglicher 

zugangsprodukte, Möglichkeiten von leit-

linien, erfahrung und expertise der zugangs-

verpflichtenden stelle). dabei dürfen 

zugangsverpflichtungen im beihilferecht-

lichen Kontext jedenfalls nicht hinter den 

Pflichten zurückbleiben, denen der Markt-

beherrscher unterliegt.

einen weiteren schwerpunkt setzt das dokument 

bei der rolle der regulierungsbehörden im 

Prozess der breitbandförderung. Während 

diese ihre sachkenntnis mit bezug auf 

zugangs- und entgeltregulierung gewinn-

bringend in die beihilfevergabe einbringen 

könnten, könne eine solche einbindung auch 

verschiedenen rechtlichen und praktischen 

Problemen begegnen. besonderes gewicht 

komme dabei der fehlenden rechtlichen 

grundlage zu.

6 Vgl. Art. 101 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union.
7 Vgl. BoR (11) 42.
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rOAmING-VErOrdNuNG

im Vorfeld der anstehenden reform der 

roaming-Verordnung zum 1. juli 2012 leitete 

die europäischen Kommission bereits im 

dezember 2010 eine eu-weite Konsultation 

zum Funktionieren der eu-roamingvor-

schriften ein. diese bildete das Fundament  

für die Überprüfung der geltenden roaming-

vorschriften, die die europäische Kommission 

bis ende juni 2011 abschließen musste. berec 

hat auf basis der erkenntnisse der Vorjahre im 

Februar 2011 eine stellungnahme abgegeben, 

um seine erfahrungen bei dieser Weiter-

entwicklung einzubringen.

am 6. juli 2011 schließlich veröffentlichte die 

europäische Kommission ihren Vorschlag8 für 

eine geänderte roaming-Verordnung. sie soll 

demnach zum 1. juli 2012 in Kraft treten und 

mit einer geltungsdauer bis zum 30. juni 2022 

langfristig angelegt sein. als neue Kernpunkte 

beinhaltet der entwurf zwei strukturelle 

lösungsansätze: die einführung einer 

allgemeinen zugangsverpflichtung auf 

Vorleistungsebene für virtuelle Mobilfunk-

netzbetreiber (Mobile Virtual network 

operators, MVnos) und reseller sowie das 

Konzept einer trennung des angebotes von 

roamingleistungen und anderen Lleistungen 

(decoupling). der bisherige ansatz eines  

gleitpfads von regulierten Preisobergrenzen 

soll beibehalten werden und zusätzlich ein 

neues „safeguard-cap“ bei datendiensten auf 

der Eendkundenebene eingeführt werden. 

berec veröffentlichte im august 2011 seine 

Position zu diesen Vorschlägen und äußerte 

sich insbesondere zu den neuen strukturellen 

lösungsansätzen. das gremium befürwortet 

darin die einführung einer allgemeinen 

zugangsverpflichtung. es müsse durch eine 

differenzierung zwischen Full MVnos, MVnos 

sowie resellern ohne eigenes netz bei der Preis-

gestaltung allerdings darauf geachtet werden, 

die unterschiedlichen Kostenstrukturen zu 

berücksichtigen. außerdem dürfe dem Markt 

keine spezielle technische Vorgehensweise 

vorgegeben werden; vielmehr sollten die 

Marktteilnehmer – und somit hauptsächlich 

die Mobilfunkunternehmen – von sich aus eine 

technische lösung erarbeiten, wobei berec 

leitlinien verfassen würde.

die Verhandlungen im europäischen Parla-

ment (eP) sowie im rat wurden unter polni-

scher Präsidentschaft aufgenommen und 

werden unter dem dänischen Vorsitz mit dem 

ziel, die reform in erster lesung bis Mitte 2012 

abzuschließen, fortgesetzt.

WEITErE	BErEc-sTElluNGNAhmEN

berec hat sich ende 2011 mit ausführlichen 

stellungnahmen zu den im oktober 2011 

eingeleiteten Kommissionskonsultationen im 

bereich der telekommunikativen neuerungen 

geäußert. die hauptthemen dieser Konsul-

tationen waren zum einen die ermöglichung 

eines diskriminierungsfreien zugangs alter-

nativer betreiber zu den diensten und der 

infrastruktur der marktbeherrschenden tele-

kommunikationsbetreiber. Zzum anderen 

wurden die Kostenrechnungsmethoden unter-

sucht, nach denen die nrb die Preise berech-

nen, die für die zugangsprodukte, den zugang 

zur tal oder für den bitstromzugang auf 

Vorleistungsebene zu zahlen sind. der 

entscheidungsprozess der Eeuropäischen 

8 Vgl. Vorschlag der Europäischen Kommission (COM (2011) 402).
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Kommission soll im Frühjahr 2012 ggf. mit der 

Vorlage von zwei empfehlungen enden. 

die berec-antwort gibt u. a. einen Überblick 

über die wichtigsten Prinzipien, die bei der 

Wahl des passenden Kostenrechnungsansatzes 

herangezogen werden sollten. Ddes Weiteren 

hat BEREC berec eine entscheidungsmatrix erar-

beitet, die als analytischer rahmen für die 

Wahl einer Kostenrechnungsmethode dienen 

kann. inhaltlich knüpft die antwort an die 

Vorläuferpapiere (insbesondere den Bbericht 

zum regulator y accounting in Practice 2011) 

an und betont die Flexibilität der nrb, aus 

dem gesamten instrumentarium die geeig-

nete Methode auswählen zu können. 

beim thema „nichtdiskriminierung“ hat sich 

berec dafür ausgesprochen, dass ein vertikal 

integrierter Bbetreiber mit beträchtlicher 

Marktmacht anderen unternehmen, die 

gleichartige dienste erbringen, dienste und 

informationen zu den gleichen bedingungen 

und mit der gleichen Qualität bereitstellt wie 

für seine eigenen Produkte oder die seiner 

tochter- bzw. Partnerunternehmen. Voraus-

setzung hierfür ist, dass objektive gründe keine 

ausnahme von diesem Prinzip rechtfertigen. 

um dieses Prinzip zu realisieren, wurde, falls 

gerechtfertigt, insbesondere die Verfügbarkeit 

des Vorleistungsprodukts im Vorfeld eines 

darauf basierenden Eendkundenproduktes 

thematisiert. Weitere Punkte waren die Vor- 

gabe von Wechselprozessen auf Vorleistungs-

ebene, der zugriff auf gleichwertige infor-

mationssysteme sowie Sservicevereinbarungen, 

servicegarantien und die sog. Key-Performance-

indikatoren (KPi).

berec konkretisierte ferner seine arbeitsweise 

zur rolle in den sog. artikel-7/7a-notifizierungs-

verfahren und verabschiedete auf dieser basis 

zwei stellungnahmen. ende 2011 erhob die 

europäische Kommission erstmals seit ablauf 

der umsetzungsfrist des neuen eu-rechts-

rahmens im bereich telekommunikation ernst-

hafte zweifel an der eu-rechtskonformität 

zwei geplanter regulierungsmaßnahmen 

der polnischen nrb (uKe). nach den neuen 

bestimmungen wird berec in dieses Verfahren 

eingebunden und um stellungnahme ersucht. 

in beiden Fällen unterstützte berec grundsätz-

lich die zweifel der europäischen Kommission.
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Post
Vor dem Hintergrund ihrer langjährigen nationalen Erfahrung in der Postregulierung 

setzt sich die Bundesnetzagentur für eine verstärkte Zusammenarbeit auf europäischer 

und internationaler Ebene ein und bringt ihr Wissen in verschiedene Projekte und Work­

shops ein.

WElTPOsTVErEIN

sowohl die sitzungen des rats für Postbetrieb 

im april 2011 als auch diejenigen des Ver-

waltungsrats im november 2011 standen 

vorwiegend im zeichen der Vorbereitung des 

25. Weltpostkongresses, der 2012 in doha 

(Katar) stattfinden wird. die entwicklung 

postalisch genutzter physischer und elektro-

nischer netze, eine verbesserte interopera-

bilität dieser netze, bessere Fachkenntnisse 

und eine nachhaltige entwicklung sollen 

wesentliche strategische ziele sein, über deren 

umsetzung der Weltpostkongress entscheiden 

wird.

Wie bereits in den beiden vergangenen jahren 

fand im rahmen des Verwaltungsrats ein 

Forum für Postregulierung statt, das den 

Mitgliedsländern einen Meinungsaustausch 

speziell über aktuelle regulatorische aspekte 

im Postbereich ermöglichte. themen waren 

hauptsächlich rolle und bedeutung der 

regulierung im zeitalter der liberalisierung 

und der elektronischen substitution sowie die 

definition einer sektorspezifischen regulie-

rung für eine nachhaltige entwicklung des 

Postsektors.

Während der sitzung der Projektgruppe 

„universaldienst“ im rahmen der vom bMWi 

geleiteten Kommission 1 „regulierungsfragen“ 

hat die bundesnetzagentur das deutsche 

universaldienstmodell vorgestellt. der ansatz, 

nach dem der Postuniversaldienst nicht von 

einem benannten betreiber, sondern von allen 

am Markt befindlichen akteuren erbracht 

wird, stieß auf reges interesse.

rEGulIEruNGsGrEmIEN	uNd ExPErTEN-

GruPPEN

cErP/cEPT/cEN

das europäische Komitee für regulierung im 

Postbereich (cerP) ist als Komitee der euro-

päischen Konferenz für Post und telekommuni-

kation (cePt) für die regulierungspolitischen 

aspekte im Postbereich zuständig. Mitglieder 

in der cePt (und damit auch in cerP) sind 

48 europäische länder. deutschland wird 

durch das bMWi vertreten, die bundesnetz-

agentur nimmt in absprache mit dem bMWi 

aufgaben – teilweise auch selbstständig – wahr. 



KapitelInhalt

51internationale  zusaMMenarbeit | Post

seit Mai 2008 stellt die bundesnetzagentur den 

Vorsitzenden des cerP, der 2011 in seinem amt 

bestätigt wurde, und leitet somit auch das 

sekretariat. 

im Fokus der cerP-aufgaben steht die heran-

führung der neuen eu-Mitgliedstaaten an die 

vollumfängliche realisierung des eu-binnen-

markts. auch die zusammenarbeit mit der 

europäischen Kommission und dem Weltpost-

verein sind vorrangige aufgaben von cerP. 

bei der 44. Plenarsitzung in dublin im Mai 2011 

wurden die Vorsitzenden der neu eingerichteten 

arbeitsgruppen Politik und Weltpostverein 

sowie die stellvertretenden Vorsitzenden des 

cerP gewählt. die 45. Plenarsitzung fand im 

oktober 2011 in Montreux statt. 

die arbeitsgruppe Politik hat einen Frage-

bogen erarbeitet, mit dem alle cerP-Mitglieder 

aufgefordert werden, die bestehenden 

regelungen der Post-richtlinie kritisch zu 

kommentieren, um so anhaltspunkte für 

zukünftige regelungen zu erhalten. erste 

ergebnisse werden ende 2012 vorliegen. die 

arbeitsgruppe Weltpostverein konzentrierte 

sich in ihrer arbeit auf die Vorbereitung des 

2012 stattfindenden Weltpostkongresses. 

hierzu wurde eine besondere unter-

arbeitsgruppe eingerichtet, die eingehende 

Vorschläge auswertet und zu den regulatorisch 

relevanten Bbereichen europäische Positionen 

ausarbeiten wird. cerP nimmt als interessen-

vertreter der Mitgliedsländer im Postbereich 

regelmäßig an den tagungen des richtlinien-

ausschusses der europäischen Kommission teil.

die cePt hat als dachverband neben cerP 

noch zwei weitere Komitees, das electronic 

communications committee (ecc), ebenfalls 

unter dem Vorsitz der bundesnetzagentur, und 

das committee for itu Policy (com-itu), unter 

dem Vorsitz von Sschweden. Sseit der im Frühjahr 

2009 vollzogenen neustrukturierung der cePt 

bilden die Vorsitzenden der drei Komitees 

gemeinsam die Präsidentschaft. im dezember 

2011 fand eine cePt-Vollversammlung in 

Kopenhagen statt, bei der die erfahrungen der 

letzten zwei jahre dargestellt wurden und die 

neue struktur bestätigt wurde.

die cePt nimmt als „engerer Verein“ des 

Weltpostvereins an den tagungen des Post-

verwaltungsrats und des rats für Postbetrieb 

teil und engagiert sich bei der Förderung von 

anderen Mitgliedsländern. Zzusammen mit dem 

internationalen büro des Weltpostvereins hat 

cerP verstärkt anstrengungen unternommen, 

die „Philosophie“ und die grundgedanken der 

liberalisierung und der regulierung in den 

Mitgliedsländern zu erklären und der jeweiligen 

nationalen situation anzupassen bzw. zu 

implementieren. Zzur Eeinleitung einer 

umfassenden Postreform fanden dazu im 

august 2011 ein Projekt in swasiland und im 

november 2011 ein von der bundesnetzagentur 

in bonn ausgerichteter regulatorischer Work-

shop statt. an letzterem nahmen 23 Vertreter 

aus verschiedenen afrikanischen ländern teil.

das europäische Komitee für normung (cen) 

erarbeitet in seinem technischen Komitee 331 

(tc 331), an dem auch ein Vertreter der bundes-

netzagentur regelmäßig teilnimmt, standards 

für den Postbereich. Mit der aufnahme der 

türkei zum 1. januar 2012 gibt es nun 32 Mit- 

glieder. cen/tc 331 besteht aus fünf arbeits-

gruppen: Messung der dienstqualität, hybride 

sendungen, Aautomatische Eerkennung von 

sendungen und anschriften, Physikalische 

Merkmale und Vordrucke zur Verbesserung 

der interoperabilität postalischer netzwerke 
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und der dienstqualität sowie Öffnungen von 

briefkästen. 

cen/tc 331 arbeitet eng mit der europäischen 

Kommission und dem Weltpostverein bei der 

entwicklung von standards zusammen. auch 

im jahr 2011 lag der schwerpunkt seiner tätig-

keiten auf der umsetzung des normungs-

mandats M 428 der europäischen Kommission 

vom 9. oktober 2008. im rahmen dieses 

Mandats lancierte die europäische Kommission 

elf neue Projekte, davon neun im bereich der 

dienstqualität; je ein Projekt ist für hybride 

sendungen sowie für die automatische 

erkennung von sendungen und anschriften 

vorgesehen.

aus regulatorischer sicht sind die revision des 

en 13850 (standard zur brieflaufzeitmessung) 

und die Weiterentwicklung des en 13850 für 

ein Mehrbetreiberumfeld und die Messungen 

für teilleistungen besonders wichtig.

Ausschuss nach Art. 21 Postdiensterichtlinie

dieser ausschuss, der die Kommission bei 

ihrer arbeit unterstützt, tagt zweimal jährlich. 

deutschland wird darin durch das bMWi 

vertreten, die bundesnetzagentur nimmt eben-

falls teil. der ausschuss sowie zusätzlich 

eingerichtete arbeitsgruppen haben sich 2011 

speziell mit der umsetzung der dritten 

Postdiensterichtlinie (2008/6/eg) sowie der 

Vorbereitung zum 2012 stattfindenden Welt-

postkongress befasst. darüber hinaus wurden 

in drei Workshops die ergebnisse von zwei 

studien, die im auftrag der Kommission erstellt 

worden waren, präsentiert. dabei wurde zum 

einen eine Methode der besseren Messung von 

Verbraucherpräferenzen im Postbereich unter-

sucht und zum anderen eine studie zu grenz-

überschreitenden Paketdiensten innerhalb der 

gemeinschaft durchgeführt. die bundesnetz-

agentur hat im ausschuss insbesondere ihre 

erfahrungen mit der seit 2008 vollständigen 

Marktöffnung eingebracht.

ErGP 

am 24. november 2011 hat die 2. Plenarsitzung 

der 2010 mit einer entscheidung der euro-

päischen Kommission nach dem Vorbild der 

früheren gremien erg (telekommunikation) 

und ergeg (energie) gegründeten gruppe 

der europäischen regulierungsbehörden für 

Postdienste (ergP) in Paris stattgefunden. im 

rahmen der Veranstaltung fanden die Wahlen 

zu den Führungspositionen in diesem 

gremium statt. demnach hat für das jahr 2012 

göran Marby von der schwedischen nrb Pts 

den Vorsitz von der bisherigen Vorsitzenden 

joelle toledano von der französischen regu-

lierungsbehörde arceP übernommen. dabei 

wird er von den Vizevorsitzenden Marie-laure 

denis (arceP) und luc hindryckx (biPt, bel- 

gische regulierungsbehörde) unterstützt.

daneben hat die ergP den Präsidenten der 

jeweiligen nrb der eu-Mitgliedstaaten aus 

ihren fünf arbeitsgruppen erste berichte zur 

abstimmung vorgelegt. im bereich Kosten-

rechnung/Preisregulierung sowie Kosten des 

universaldienstes/umsatzsteuerbefreiung 

erfolgte die annahme in Form von berichten, 

die der Öffentlichkeit bereits zur Konsultation 

vorlagen. darüber hinaus wurden auch zwei 

öffentliche berichte aus der arbeitsgruppe 

Verbraucherangelegenheiten und Markt-

beobachtung angenommen, während die 

berichte aus den übrigen arbeitsgruppen als 

interne dokumente, an denen weitergearbeitet 

wird, verabschiedet wurden. die bundesnetz-

agentur leitet die arbeitsgruppe „zugangs-

regulierung“.
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des Weiteren wurde das arbeitsprogramm für 

das jahr 2012 festgelegt. der schwerpunkt soll 

auf den Tthemen Kostenrechnung/Preisregu-

lierung, Kosten Uuniversaldienst/umsatzsteuer-

befreiung, Verbraucherangelegenheiten und 

Marktbeobachtung, grenzüberschreitende 

Produkte und dienstleistungen sowie Fragen 

der zugangsregulierung liegen.
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Elektrizität und Gas
Mit der Einrichtung der Agentur für die Zusammenarbeit der Energie­Regulierungs­

behörden (ACER) und der Umsetzung des Dritten Energiepakets in nationales Recht  

stehen die Instrumente für die Vollendung des Energiebinnenmarkts bis 2014 bereit. 

Die Bundesnetzagentur unterstützt intensiv die Kooperation der nationalen Regu­

lierungsbehörden im Rahmen von ACER sowie den auch künftig fortbestehenden 

Reguliererverband Council of European Energy Regulators (CEER).

AcEr

Mit dem vollständigen inkrafttreten des dritten 

energiebinnenmarktpakets am 3. März 2011 hat 

acer die operative tätigkeit in ljubljana offiziell 

aufgenommen. durch ihre beteiligung im 

zentralen regulierungsrat der agentur und in 

seinen arbeitsgruppen vertritt die bundesnetz-

agentur nachdrücklich die interessen der  

deutschen energieregulierung und kann somit 

ein dem deutschen energiemarkt adäquates 

gewicht auf europäischer ebene sicherstellen. 

die 2003 gegründete gruppe der europäischen 

regulierungsbehörden für elektrizität und 

erdgas (ergeg) wurde nach Übernahme ihrer 

Funktionen als offizielles beratungsgremium 

der Kommission durch acer im juli 2011 von 

der Kommission aufgelöst. im rahmen von 

ergeg hatten die regulierungsbehörden in 

absprache mit der europäischen Kommission 

beschlossen, die fast zweijährige Übergangs-

periode zwischen der Verabschiedung des 

dritten energiebinnenmarktpakets im jahr 

2009 und seinem vollständigen inkrafttreten 

im jahr 2011 für vorbereitende arbeiten zu 

nutzen, um einen raschen start der agentur 

vorzubereiten und so zu agieren, als hätte die 

agentur ihre Aarbeit bereits aufgenommen. 

dieses Vorgehen ermöglichte es der agentur, 

bereits am 3. März 2011 zwei von ergeg erar-

beitete rahmen-leitlinien für regeln zum netz-

anschluss (strom) sowie zur Kapazitätsvergabe 

(gas) zur öffentlichen Konsultation zu veröffent-

lichen. die rahmen-leitlinien von acer bilden 

die grundlage für die entwicklung von netz-

kodizes durch die netzbetreiberverbände 

entso-e und entsog. die Kommission kann 

netzkodizes im Komitologieverfahren ver- 

rechtlichen. aufbauend auf den bisherigen 

erfahrungen unterzogen die regulierer die 

internen Verfahren zur erarbeitung von 

rahmen-leitlinien einer Überprüfung und 

richteten entsprechende empfehlungen an 

acer und die Kommission.
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die Eenergieregulierungsbehörden richten 

ihre Kooperation in acer vollständig auf das 

von den staats- und regierungschefs im euro-

päischen rat am 4. Februar 2011 gesetzte ziel 

der Vollendung des energiebinnenmarkts bis 

2014 aus. dazu haben sie mit der Kommission 

und den Nnetzbetreiberverbänden einen Ddrei-

jahres-Plan beschlossen, in dem die zeitliche 

abfolge der einzelnen rahmen-leitlinien und 

netzkodizes definiert wird.

die agentur verabschiedete im vergangenen 

jahr drei weitere rahmen-leitlinien zu regeln 

der Kapazitätsvergabe und zum engpass-

management (strom), zum systembetrieb 

(strom) sowie zur bilanzierung (gas). daneben 

gaben die Eenergieregulierungsbehörden 

im jahr 2011 formelle stellungnahmen zu 

dem gemeinschaftsweiten Zzehn-jahres-netz-

entwicklungsplan von entsog und zu statuten 

sowie geschäftsordnungen von entso-e und 

entsog ab. die agentur übernahm 2011 zudem 

von ergeg die zuständigkeit für die regional-

initiativen. diese werden auch künftig eine 

wichtige rolle bei der weiteren integration der 

energiemärkte spielen. im april 2011 forderte 

die Kommission die regulierungsbehörden 

auf, auf regionaler ebene arbeitspläne im 

hinblick auf das ziel 2014 zu erarbeiten. die 

bundesnetzagentur hat dabei die Federführung 

für die „cross-regional roadmap on Market 

coupling“ übernommen. im dezember 2011 

wurde dieser Fahrplan durch das Florenz-

Forum gebilligt. 

im rahmen der Verordnung 1227/2011/eu über 

die integrität und die transparenz des energie-

großhandels (reMit) vom 25. oktober 2011 

haben sowohl acer als auch die nrb für die 

umsetzung neue aufgaben, insbesondere beim 

Markt-Monitoring, übernommen. die nrb 

unterstützen acer bei der identifizierung 

derjenigen aufgaben, die sich aus den unmittel-

bar relevanten bestimmungen wie den Verboten 

des Iinsiderhandels und der Marktmanipulation 

sowie entsprechenden Veröffentlichungs-

pflichten ergeben. 

cEEr

die bundesnetzagentur ist seit 2005 Mitglied 

im unabhängigen Verband der europäischen 

energieregulierungsbehörden (ceer). Dder 

ceer wird auch nach gründung der agentur 

fortgeführt und widmet sich verstärkt 

denjenigen themen, die nicht in der zuständig-

keit von acer liegen. dies betrifft u. a. den 

Verbraucherschutz, regulatorische aspekte 

der endkundenmärkte, die Förderung erneuer-

barer energien sowie die internationale 

zusammenarbeit. daneben unterstützt der 

ceer in vieler hinsicht die arbeit der agentur.

der ceer führte im ersten halbjahr 2011 einen 

intensiven austausch mit der Kommission über 

regulatorische aspekte des am 19. oktober 2011 

vorgestellten Eenergie-infrastrukturpakets.  

in einer reihe von Workshops diskutierten 

regulierer und Kommissionsvertreter das 

ausmaß der bis 2020 erforderlichen Iinvestitionen, 

die Finanzierbarkeit von Projekten der Über-

tragungs- und Fernleitungsnetzbetreiber, die 

rolle innovativer Finanzierungsmechanismen 

und konkrete Vorschläge zur beschleunigung 

von Planungs- und genehmigungsverfahren. 

darüber hinaus beteiligte sich der ceer an 

einer Konsultation der generaldirektion Wirt-

schaft und Finanzen der Kommission zum 

thema Project bonds. im ceer wurde unter 

Vorsitz der bundesnetzagentur eine ver- 
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gleichende Übersicht über die investitions-

bedingungen im rahmen der nationalen 

entgeltregulierungssysteme erstellt.

die langjährige vorbereitende arbeit der energie-

regulierungsbehörden im rahmen des ceer 

und der Financial services Working group für 

die Verbesserung von transparenz und inte-

grität des energiehandels wurde 2011 durch die 

Verleihung des „energy transparency award“ 

der Florence school of regulation gewürdigt. 

der ceer widmete sich außerdem der 

bekämpfung des Mehrwertsteuer-betrugs im 

energiehandel und veröffentlichte zusammen 

mit acht branchenverbänden von energiewirt-

schaft und händlern eine gemeinsame stellung-

nahme, in der eine reihe vorbeugender 

Maßnahmen vorgeschlagen wurden.

infolge der entscheidung der bundesregierung 

vom März 2011, die sieben dienstältesten Kern-

kraftwerke sowie das Kernkraftwerk Krümmel 

vom netz zu nehmen, richtete der ceer eine 

arbeitsgruppe ein, in der die energiewirtschaft-

lichen Konsequenzen dieses Moratoriums und 

des endgültigen ausstiegs auf europäischer 

ebene untersucht wurden. bereits zum fünften 

Mal erarbeitete der ceer einen benchmarking-

bericht zur Versorgungsqualität im strom-

bereich. ein im jahr 2011 veröffentlichter 

ceer-bericht über nationale Fördermaßnahmen 

zugunsten erneuerbarer energien legte die 

grundlage für eine künftige untersuchung der 

Konsequenzen nicht harmonisierter Förder-

maßnahmen. ein weiterer bericht diskutierte 

regulatorische herausforderungen für die 

entwicklung der elektromobilität.

der ceer veröffentlichte im dezember 2011 

sein endgültiges „gas target Model“ mit 

empfehlungen zur schaffung eines einheitlichen 

europäischen gasmarkts, zur Verbindung 

funktionierender großhandelsmärkte sowie 

zur Versorgungssicherheit und zur gewähr-

leistung notwendiger investitionen in die 

infrastruktur. der ceer begleitete weiterhin 

den Kommissionsentwurf für leitlinien zum 

engpassmanagement (gas), der auf noch unter 

ergeg verabschiedeten empfehlungen der 

regulierer beruht und in der Folge ein Komi-

tologieverfahren durchlaufen wird.

im zusammenhang mit Verbraucherschutz 

und endkundenmärkten identifizierte der 

ceer die regulatorischen anforderungen  

an intelligente Messeinrichtungen und  

sprach empfehlungen zum umgang mit 

laststeuerungsmaßnahmen/-angeboten im 

endkundenmarkt aus. des Weiteren definierte 

der Verband zusammen mit der generaldirektion 

gesundheit und Verbraucher der europäischen 

Kommission anforderungen an eine schlich-

tungsstelle im energiebereich. 

die ceer-Mitglieder informierten sich gegen-

seitig über den stand der umsetzung des dritten 

energiebinnenmarktpakets in nationales Rrecht 

und über den Fortschritt der zertifizierung von 

Übertragungs- und Fernleitungsnetzbetreibern.

im rahmen der international strategy group 

(isg) wurde der dialog mit strategisch wichtigen 

Partnern fortgesetzt, und die internationalen 

Positionen des ceer wurden koordiniert. dies 

galt letztlich insbesondere einer stärkung der 

rolle der europäischen regulierer auf internatio-

naler Eebene. besonderes augenmerk wurde auf 

die Weiterentwicklungen im hinblick auf die 

europäische energieaußenpolitik gelegt, hier 

übernahm die isg aktive Mitgestaltungsfunk-

tion. Ferner galt es, gemeinsame regulatorische 

Praktiken durch den erfahrungsaustausch 
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und die erarbeitung von best Practices weiter-

zuentwickeln. beispielhaft hierfür sind die 

diskussionen mit dem russischen regulierer 

(Federal tariff service, Fts) sowie die zusammen-

arbeit mit den staaten der eastern Partnership 

Platform der Kommission. des Weiteren 

erfolgte ein enger bilateraler austausch mit 

anderen Rreguliererzusammenschlüssen bzw. 

regulierungsbehörden (aFur, ariae, naruc, 

Medreg, Ferc).
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Eisenbahnen
Das Jahr 2011 war durch die Einrichtung des Netzwerks unabhängiger Regulierer im  

Eisenbahnbereich (IRG­Rail) geprägt, dessen Vorsitz im Gründungsjahr durch den  

Präsidenten der Bundesnetzagentur wahrgenommen wurde. Die IRG­Rail konnte  

erfolgreich ihre Tätigkeit aufnehmen und erste Positionspapiere zu wichtigen Themen 

veröffentlichen. Dazu gehörten etwa die Vorschläge der Europäischen Kommission 

zur Überarbeitung des europäischen Rechtsrahmens und die 2010 in Kraft getretene 

EU­Verordnung zur Schaffung eines europäischen Schienennetzes für einen wett­

bewerbsfähigen Güterverkehr und zum Market Monitoring.

rEGulIErErGruPPE	IrG-rAIl

im jahr 2010 hatte die bundesnetzagentur 

gemeinsam mit den nrb aus großbritannien, 

den niederlanden, Österreich und der schweiz 

eine Iinitiative zur verstärkten Zzusammenarbeit 

der unabhängigen regulierungsbehörden im 

eisenbahnsektor ins leben gerufen. Mit der 

feierlichen Uunterzeichnung eines „Memo-

randum of understanding“ wurde dann am  

9. juni 2011 in den haag die independent regu-

lators’ group – rail (irg-rail)9 gegründet und 

als erster Vorsitzender Matthias Kurth gewählt. 

in der irg-rail tauschen unabhängige eisen-

bahnregulierungsbehörden aus mittlerweile 

17 ländern ihre erfahrungen aus und besprechen 

gemeinsame Probleme. auf diese Weise sollen 

best Practices und gemeinsame ansätze 

entwickelt werden, um eine starke und 

konsistente regulierung in europa zu sichern. 

das erste arbeitsprogramm10 der irg-rail 

gestaltet die arbeit bis ende 2012; auf seiner 

basis decken fünf arbeitsgruppen folgende 

themenschwerpunkte ab: recast des ersten 

eisenbahnpakets, rail Freight regulation, 

Market Monitoring, economic equilibrium und 

charges. die arbeitsgruppen haben bereits im 

ersten jahr des bestehens der irg-rail mehrere 

Positionspapiere veröffentlicht. so konnte 

schon am 9. juni 2011 ein Positionspapier11 zu den 

Kommissionsvorschlägen zur Überarbeitung des 

ersten eisenbahnpakets und am 6. september 

2011 eine kritische Position12 zur diskussion um 

einen europäischen regulierer im eisenbahn-

bereich verabschiedet werden, die von der 

9 Vgl. www.irg­rail.eu.
10 Vgl. IRG­Rail (11) 3.
11 Vgl. IRG­Rail (11) 4.
12 Vgl. IRG­Rail (11) 5.
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recast-arbeitsgruppe unter leitung der  

bundesnetzagentur erarbeitet wurde.

am 28. und 29. november 2011 empfing die 

bundesnetzagentur die Präsidenten und 

experten der Mitglieder zur zweiten Plenar-

sitzung in bonn. die delegierten verabschie-

deten dabei ein weiteres Positionspapier13 zur 

Überarbeitung des ersten eisenbahnpakets, 

eine zeitnahe reaktion auf die erste lesung des 

eP vom 16. november 2011. die irg-rail unter-

stützt darin die legislativvorschläge zur stärkung 

der unabhängigen eisenbahnregulierungs-

behörden, um eine effektive und faire regulie-

rung sicherzustellen. eine Verlagerung von 

zuständigkeiten oder eine europäische regulie-

rungsbehörde jedoch würden dieses ziel 

konterkarieren, da eine solche europäische 

einrichtung nicht so effizient und marktnah 

wie eine nrb arbeiten kann. die irg-rail 

äußerte auch bedenken hinsichtlich einiger 

Vorschläge, die die praktische regulierungs-

arbeit beeinträchtigen würden, so etwa 

unflexible Fristen für die beschlussfassung 

oder notifizierungsprozesse zur Überprüfung 

nationaler entscheidungen durch die euro-

päische Kommission. letztere könnten nicht 

nur mit nationalen gerichtsverfahren in 

Konflikt treten, sondern auch das Konzept 

starker und unabhängiger nrb untergraben.

die delegierten verabschiedeten ferner  

ein Positionspapier14 zur eu-Verordnung  

nr. 913/2010. Mit dieser Verordnung werden 

neun grenzübergreifende Korridore für den 

europäischen schienengüterverkehr geschaffen 

und organisatorische regelungen zu deren 

einrichtung getroffen. unter dem Vorsitz der 

bundesnetzagentur wurde in der entsprechen-

den irg-rail-arbeitsgruppe die Verordnung 

zunächst juristisch analysiert und die aufgaben 

und arbeitsbereiche der nrb wurden heraus-

gestellt. das dokument hält als erstes ergebnis 

die gemeinsamen Positionen der nrb in bezug 

auf die einrichtung der Korridore sowie zum 

aufbau der notwendigen administrativen 

strukturen fest. Mittelfristiges ziel ist die 

erstellung eines handbuchs mit gemeinsamen 

regulierungsansätzen. die Vollversammlung 

der irg-rail verabschiedete außerdem eine 

gemeinsame liste15 qualitativer und quantitativer 

indikatoren zur leichteren Vergleichbarkeit der 

jeweiligen nationalen Monitoringverfahren. 

als endergebnis soll ein gemeinsamer bericht 

verfasst werden, der die nationalen ergebnisse 

gegenüberstellt.

ZusAmmENArBEIT	IN	dEr IQ-c

die international group for improving the 

Quality of rail transport in the north-south 

corridor (iQ-c) setzte ihre korridorspezifische 

diskussion auch 2011 unter Mitwirkung der  

nrb belgiens, deutschlands, italiens, der 

niederlande und der schweiz fort. Wegen des 

Korridorbezugs der in Österreich ansässigen 

organisation rail net europe wurden auch 

Vertreter der dortigen nrb als beobachter 

beteiligt.

ein themenschwerpunkt lag auf der Vermeidung 

diskriminierenden Verhaltens im zusammen-

hang mit der vorab vereinbarten und festgelegten 

trasse für den internationalen Verkehr. die iQ-c 

hat dabei wichtige aspekte identifiziert, die im 

handbuch der europäischen Kommission zur 

13 Vgl. IRG­Rail (11) 6.
14 Vgl. IRG­Rail (11) 7.
15 Vgl. IRG­Rail (11) 8.
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schienengüterverkehrsverordnung nicht 

berücksichtigt wurden. daneben konzentrierte 

sich die gruppe auf die beobachtung der Wett-

bewerbs- und Marktentwicklungen auf dem 

Korridor a sowie auf die zuteilung von Kapazi-

täten. arbeitsschwerpunkte der nrb sind u. a. 

die erarbeitung von empfehlungen für die 

Verbesserung bei der Kapazitätszuteilung 

sowie die Vorgehensweise bei beschwerden zu 

Kapazitätsengpässen.

AkTuAlIsIEruNG	dEs eErsTEN	EIsEN-

BAhNPAkETs

die europäische Kommission hat am  

20. september 2010 dem eP einen Vorschlag zur 

Verbesserung der schienenverkehrsdienste für 

Fahrgäste und güterverkehrskunden vorgelegt. 

damit soll mehr Wettbewerb auf dem schienen-

verkehrsmarkt geschaffen, die befugnisse der 

nrb sollen gestärkt und die Rrahmenbedingungen 

für investitionen verbessert werden. 

diese zielrichtung der europäischen Kommission 

ist zu unterstützen. die Vorschläge adressieren 

die schlüsselprobleme des europäischen eisen-

bahnmarktes der vergangenen jahre und 

enthalten eine reihe sinnvoller und notwendiger 

Änderungen, die für Verbesserungen im 

Personen- und güterverkehr auf nationaler und 

grenzüberschreitender Eebene sorgen können.

ganz wesentliche aspekte sind dabei die stärkung 

der unabhängigkeit, der befugnisse und der 

Funktionen der nrb. auch die Forderung nach 

verstärkter Kooperation der nrb ist sinnvoll 

und richtig. sie bildet u. a. den hintergrund für 

die gründung der irg-rail. die entwicklung 

von best Practices und gemeinsamen ansätzen 

ist unerlässlich, um eine konsistente regulierung 

in allen Mitgliedsländern sicherzustellen. dabei 

müssen den nrb aber immer hinreichende Flexi-

bilität sowie Sspielraum verbleiben, das Iinstrumen-

tarium den nationalen gegebenheiten oder 

Problemen anzupassen. in diesem zusammen-

hang wird eine europäische regulierungs-

behörde weder für sinnvoll noch für notwendig 

erachtet. die einrichtung einer solchen instanz 

ist ihrer natur nach immer mit der erhöhung 

von bürokratie sowie weiterer zentralisierung 

verbunden. sie widerspricht dem bisherigen 

ansatz des recast, die notwendige Koordinie-

rung und Konsistenz im grenzüberschreitenden 

schienenverkehr durch gestärkte unabhängige 

nationale regulierer und deren zusammen-

arbeit sicherzustellen, bzw. unterläuft diesen 

ansatz.

die bundesnetzagentur analysierte den 

bisherigen Verhandlungsstand im rat und die 

Änderungsvorschläge des eP und brachte ihre 

Position in die relevanten gremien sowie 

insbesondere in die irg-rail-arbeitsgruppe 

recast ein. auf der basis der Position des rates 

und des eP werden die weiteren beratungen in 

beiden gremien mit dem erklärten ziel, das 

Paket bereits Mitte 2012 zu verabschieden, fort-

gesetzt.
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Internationale Projekte
Die Partnerschaft mit anderen Regulierungsbehörden sowie der enge Erfahrungsaus­

tausch auf europäischer und internationaler Ebene verstärken das gegenseitige Ver­

ständnis und verdeutlichen darüber hinaus, dass die Behörde weltweit ein bedeutender 

Gesprächspartner ist.

INTErNATIONAlE	kOOPErATION	uNd 

sTudIENBEsuchE	

im Postbereich engagiert sich die bundesnetz-

agentur in einer verstärkten zusammenarbeit 

mit afrikanischen Postregulierern im rahmen 

des integrated Postal reform and development 

Plan (iPdP).

die bundesnetzagentur empfing im jahr 2011 

erneut eine Vielzahl internationaler besuchs-

delegationen. Vertreter von regulierungs-

behörden, z. b. aus algerien, china, indien, 

indonesien, japan, Korea, dem libanon, russ-

land und der türkei, haben sich zudem bei 

der bundesnetzagentur über die struktur 

der behörde, die zusammenarbeit mit dem 

bundeskartellamt sowie über spezifische regu-

lierungsansätze in allen sektoren informiert.

das vorwiegende interesse der internationalen 

gäste im energiebereich galt Fragen zu erneuer-

baren Eenergien. Ddie Bbundesnetzagentur 

informierte in diesem zusammenhang über 

herausforderungen der netz- und Marktinte-

gration der erneuerbaren Eenergien. Weiterhin 

war die anreizregulierung erneut ein  

wichtiges Tthema.

im bereich telekommunikation ging es im jahr 

2011 vor allem um Fragestellungen, die mit der 

Förderung des breitbandausbaus und allgemein 

mit ngn/nga zusammenhängen. 

PrOjEkTE	Im	EurOPäIschEN	kONTExT

das instrument twinning wird von der eu 

finanziert und fördert Partnerschaften 

zwischen behörden aus den eu-Mitglied-

staaten und öffentlichen Verwaltungen in 

aktuellen und potenziellen zukünftigen 

beitrittskandidatenstaaten sowie ländern der 

europäischen nachbarschaft. ziel von twinning-

Projekten ist der aufbau von öffentlichen 

strukturen im einklang mit europäischer 

Verwaltungspraxis. die unterstützung der 

Partner- und nachbarländer der eu beim 

Verwaltungsaufbau erfolgt in einem Partner-

schaftsprozess zwischen öffentlichen Verwal-

tungen aus den eu-Mitgliedstaaten und den 

behörden im Partnerland.
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im jahr 2011 hat die bundesnetzagentur gemein-

sam mit der italienischen regulierungsbehörde 

agcoM das 2008 begonnene twinning-Projekt 

mit der ägyptischen regulierungsbehörde für 

telekommunikation erfolgreich zum ab- 

schluss gebracht. schwerpunkte waren die 

Verbesserung des rechtlichen rahmens für 

die sektorspezifische regulierung des tele-

kommunikationsmarkts sowie die durchfüh-

rung einzelner Projekte insbesondere im 

bereich der Markt- und Frequenzregulierung.

Ferner hat die bundesnetzagentur im jahr 2011 

ein twinning-Projekt mit dem israelischen 

Kommunikationsministerium aufgenommen. 

als juniorpartner der bundesnetzagentur sind 

die agcoM und die spanische regulierungs-

behörde cMt an dem Projekt beteiligt. der 

schwerpunkt liegt hierbei auf der zugangs- 

und entgeltregulierung für nga.

neben twinning wurden im jahr 2011 

verschiedene Projekte zur heranführung von 

staaten an die europäische union im rahmen 

von taieX-Projekten durchgeführt. dabei 

werden von der europäischen Kommission 

länder im hinblick auf die angleichung,  

um- und durchsetzung der eu-gesetzgebung 

unterstützt. diese Projekte dauern in der regel 

drei bis fünf tage und haben einen eng 

umrissenen themenschwerpunkt. in diesem 

rahmen hat die bundesnetzagentur sowohl 

Mitarbeiter zu expertenmissionen entsandt als 

auch studienbesuche in deutschland durch-

geführt. die hiervon begünstigten länder 

waren armenien sowie die länder des west-

lichen balkans.
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Marktentwicklung
Stabiler Wettbewerbsanteil der alternativen Anbieter – Zuwächse vor allem in der Kabel­

TV­Branche – Telefonie im Festnetz vermehrt über VoIP – Internetnutzung zunehmend 

mobil mit wachsendem Datenvolumen – anhaltender Trend zu Bündelangeboten

TElEkOmmuNIkATIONsdIENsTE	INsGEsAmT

Außenumsatzerlöse

die außenumsatzerlöse auf dem telekommu-

nikationsmarkt erreichten im jahr 2011 rund 

58,4 Mrd. euro. damit war im vergangenen 

jahr wieder ein rückgang zu verzeichnen, das 

absinken hat sich aber deutlich verlangsamt. 

im jahr 2009 betrug der rückgang drei Prozent, 

im jahr 2010 zwei Prozent und im jahr 2011 noch 

gut ein Prozent.

Außenumsatzerlöse auf dem Telekommunikationsmarkt 1998–2011
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  Gesamt     DT AG    � Wettbewerber
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die alternativen anbieter konnten im jahr 2011 

leicht steigende umsatzerlöse erzielen. zu der 

zunehmend positiven entwicklung trugen in 

erster linie die Mobilfunkunternehmen und die 

Kabelnetzbetreiber bei.

Außenumsatzerlöse nach	segmenten 2009–2011

in Mrd. € 2009 2010 2011e

Außenumsatzerlöse auf dem Tk-markt 60,4 Anteil 59,2 Anteil 58,4 Anteil

Außenumsatzerlöse im Ffestnetz 27,78 100 % 26,30 100 % 24,32 100 %

mit Endkundenleistungen 21,18 76 % 19,83 75 % 18,54 76 %

mit Vorleistungen 5,79 21 % 5,75 22 % 5,12 21 %

sonstige Außenumsatzerlöse 0,81 3 % 0,72 3 % 0,66 3 %

Außenumsatzerlöse	auf	Basis	der	kabel-
fernsehinfrastruktur 3,55 100 % 3,79 100 % 3,95 100 %

mit Endkundenleistungen 3,35 94 % 3,58 94 % 3,73 94 %

mit Vorleistungen 0,20 6 % 0,21 6 % 0,22 6 %

sonstige Außenumsatzerlöse ~ 0,00 0 % ~ 0,00 0 % ~ 0,00 0 %

Außenumsatzerlöse	im	mobilfunk 25,38 100 %* 25,84 100 % 26,36 100 %

mit Endkundenleistungen (ohne Endgeräte) 17,67 70 % 17,85 69% 18,50 70 %

mit Vorleistungen 4,51 18 % 4,39 17 % 3,43 13 %

mit Endgeräten 1,70 7 % 2,39 9 % 3,43 13 %

sonstige Außenumsatzerlöse 1,50 6 % 1,21 5 % 1,00 4 %

sonstige	Außenumsatzerlöse 3,70 3,22 3,74

* Summenangabe weicht rundungsbedingt von der Summierung der Einzelwerte ab

76 Prozent der außenumsatzerlöse im Festnetz 

entfielen 2011 auf endkundenleistungen. hierzu 

gehören außenumsatzerlöse, die mit leistungen 

für private, gewerbliche und öffentliche endver-

braucher erzielt werden. Über 20 Prozent der 

außenumsatzerlöse entfielen auf Vorleistungen 

für konzernexterne Festnetz-, Kabel- und Mobil-

funkanbieter sowie service-Provider. hierunter 

fallen Vorleistungsprodukte für sprachverkehr/

telefonie, breitband/internet sowie infrastruktur-

leistungen.

im Mobilfunk wurden 70 Prozent der Außen-

umsatzerlöse mit endkundenleistungen erzielt. 

in dieser größe sind im gegensatz zum Festnetz 

und zur Kabel-tV-infrastruktur keine außenum-

satzerlöse mit endgeräten berücksichtigt. der 

umsatzanteil mit endgeräten im Mobilfunk weist 

steigende Wachstumsraten auf. grund hierfür ist 

die erfolgreiche smartphone-Vermarktung der 

Mobilfunknetzbetreiber. der anteil der außen-

umsatzerlöse mit Vorleistungen sank von 17 Pro-

zent im jahr 2010 auf 13 Prozent im jahr 2011. zu 

dieser entwicklung haben die rückläufigen Ter-

minierungsentgelte beigetragen.
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bei den außenumsatzerlösen auf basis der Kabel-

t V-infrastruktur entfiel mit 94 Prozent der 

weitaus überwiegende anteil auf endkunden-

leistungen. 

sachinvestitionen

die investitionen in sachanlagen auf dem tele-

kommunikationsmarkt erreichten im jahr 2011 

6,0 Mrd. euro nach 5,9 Mrd. euro im jahr 2010. 

2011 investierten die alternativen anbieter wie 

auch die deutsche telekom ag (dt ag) 3,0 Mrd. 

euro. 

Investitionen in	sachanlagen auf dem Telekommunikationsmarkt 1998–2011
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  Gesamt     DT AG    � Wettbewerber (einschließlich Kabelnetzbetreibern)

* aktualisierte Werte

nach einem hoch im jahr 2008 mit 0,88 Mrd. 

euro blieben die investitionen in die Kabel-tV-

infrastruktur 2009, 2010 und 2011 stabil bei rund 

0,7 Mrd. euro.

Beschäftigung

zum Eende des Jjahres 2011 waren 176.000 Mitarbei-

ter bei den unternehmen auf dem telekommuni-

kationsmarkt in deutschland beschäftigt. die 

anzahl der beschäftigten war damit etwas gerin-

ger als im Vorjahr (176.900 Mitarbeiter). die alter-

nativen anbieter erhöhten ihre Mitarbeiterzahl 

um 1,3 Prozent. bei der dt ag wurde der Personal-

abbau im jahr 2011 weiter fortgesetzt.
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Beschäftigte auf dem Telekommunikationsmarkt 1998–2011
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  Gesamt     DT AG (einschließlich Vivento)    � Wettbewerber

* aktualisierte Werte

TElEkOmmuNIkATIONsdIENsTE	Auf BAsIs 

VON	fEsTNETZANschlüssEN

Zugänge zur	sprachkommunikation

die Festnetzkommunikation über klassische 

telefonanschlüsse (analog/isdn) einerseits  

sowie über entbündelte dsl-anschlüsse1 (VoiP) 

und Kabel-tV-netze andererseits hat sich in 

den vergangenen jahren gegensätzlich ent-

wickelt. der klassische telefonanschluss wird 

seltener, während die telefonie über dsl und 

tV-Kabel zunimmt. in den kommenden jahren 

wird darüber hinaus die telefonie über glasfaser-

zugänge an bedeutung gewinnen. insgesamt 

verringert sich die nachfrage nach zugängen 

zur sprachkommunikation in den Festnetzen 

leicht.

1 Bei entbündelten DSL­Anschlüssen ist die Bereitstellung und der Betrieb des DSL­Anschlusses nicht an einen herkömmlichen Analog­ oder  
ISDN­Telefonanschluss gebunden.
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Zugänge zur	sprachkommunikation 2005–2011
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  Summe     Festnetz (Analog/ISDN)     VoIP über entbündelte DSL     Kabel­TV­Netz

* aktualisierte Werte

die häufigsten anschlüsse in den Festnetzen 

sind nach wie vor analoganschlüsse. ihre zahl 

ging 2011 um ca. sechs Prozent auf schätzungs-

weise 17,5 Mio. zurück. gleichzeitig reduzierte 

sich der bestand an isdn-basisanschlüssen im 

vergangenen jahr auf etwa 11,0 Mio. die gesamt-

zahl der isdn-Primärmultiplexanschlüsse (isdn-

PMx)2 verminderte sich ebenfalls. sprachzugänge 

über entbündelte und für VoiP genutzte dsl-

anschlüsse (Komplettanschlüsse) sowie die tele-

fonie über Kabel-tV-netze konnten dagegen 

zuwächse erzielen. im jahr 2011 stieg der gesamt-

bestand an VoiP über entbündelte dsl auf schät-

zungsweise 5,7 Mio. (plus 17 Prozent) sowie die 

zahl der für telefongespräche genutzten Kabel-

tV-anschlüsse auf rund 3,6 Mio. (plus 24 Prozent). 

entsprechend wurden anschlüsse des klassischen 

Festnetzes durch die alternativen technologien 

ersetzt. der gesamtzahl der öffentlichen tele-

fonstellen lag ende 2011 bei rund 66.000 Münz- 

und Kartentelefonen.

2 Die Angaben zu den ISDN­PMx­Anschlüssen beruhen auf Schätzungen.
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Telefonanschlüsse/-zugänge und Wettbewerberanteile in	festnetzen 2009–2011

2009* 2010 2011e

Gesamt-
bestand Wettbewerberanteil

Gesamt-
bestand Wettbewerberanteil

Gesamt-
bestand Wettbewerberanteil

mio. mio.  % mio. mio.  % mio. mio.  %

Analoganschlüsse 20,01 1,71 8,5 18,67 1,72 9,2 17,53 1,73 9,9

ISDN­Basisanschlüsse 12,15 4,20 34,6 11,63 3,94 33,9 11,00 3,58 32,5

ISDN­PMx­Anschlüsse 0,106 0,0294 27,7 0,103 0,0296 28,7 0,099 0,0298 30,1

öffentliche  
Telefonstellen 0,084 0,0017 2,0 0,070 0,0015 2,1 0,066 0,0014 2,1

Sprachzugänge über 
Kabel­TV­Netze 2,30 2,30 100,0 2,90 2,90 100,0 3,60 3,60 100,0

Sprachzugänge über 
entbündelte und für 
VoIP genutzte 
DSL­Anschlüsse 3,85 3,80 98,7 4,86 4,77 98,1 5,68 5,45 96,0

summe	Anschlüsse/
Zugänge 38,50 12,04 31,3 38,23 13,36 34,9 37,98 14,39 37,9

* aktualisierte Werte Angaben inkl. Eigenbedarf

in den Festnetzen der Wettbewerber der dt ag 

war ende 2011 ein bestand von schätzungsweise 

14,4 Mio. telefonanschlüssen/-zugängen zu ver-

zeichnen. Mit rund 1,0 Mio. anschlüssen ist der 

anstieg schwächer als in den Vorjahren. die zahl 

der analog- und isdn-PMx-anschlüsse der alter-

nativen teilnehmernetzbetreiber nahm kaum 

noch zu, die der isdn-basisanschlüsse ging  

zurück. dagegen sind VoiP über entbündelte 

dsl-anschlüsse und die Kabel-tV-telefonie bei 

den alternativen teilnehmernetzbetreibern 

insbesondere von 2008 auf 2009 dynamisch  

gewachsen (um gut 50 Prozent). die steigerungs-

raten haben sich 2010 abgeflacht (etwa 26 Pro-

zent). ende 2011 lag die steigerungsrate für die 

VoiP-zugänge mit ca. 14 Prozent jedoch deutlich 

unter jener der sprachzugänge über die Kabel-

tV-infrastruktur. hier war ein Wachstum 

von schätzungsweise 24 Prozent zu verzeichnen.
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Telefonanschlüsse/-zugänge der alternativen Teilnehmernetzbetreiber 2005–2011
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  Summe       VoIP über entbündelte DSL    ISDN­Basis­ und ISDN­PMx­Anschlüsse

  Sprachzugänge über Kabel­TV­Netze    Analoganschlüsse (inkl. öTel)

* aktualisierte Werte

in den Festnetzen der Wettbewerber der dt ag 

übertraf im jahr 2011 VoiP über entbündelte dsl 

mit einem anteil an den telefonanschlüssen/ 

-zugängen von ca. 38 Prozent erstmals den anteil 

der klassischen analog- und isdn-telefonan-

schlüsse mit rund 37 Prozent. gleichzeitig lag 

der anteil von VoiP über entbündelte dsl noch 

deutlich über dem anteil der über Kabel-tV-netze 

realisierten sprachzugänge, die aber eine höhere 

Wachstumsrate verzeichneten. Für die alterna-

tiven teilnehmernetzbetreiber hat die klassische 

telefonie über analog-/isdn-anschlüsse gegen-

über der VoiP- und Kabeltelefonie innerhalb 

weniger Jjahre an bedeutung verloren.

etwa 150 alternative teilnehmernetzbetreiber 

boten ende 2011 telefonanschlüsse/-zugänge 

an. dabei hatten Verbraucher die Wahl zwischen 

analogen anschlüssen, isdn-anschlüssen, 

sprachzugängen über entbündelte und für 

VoiP genutzte dsl-anschlüsse oder sprach-

zugängen über Kabel-tV- und glasfasernetze. 

die anschlüsse/zugänge der alternativen  

anbieter wurden auf der grundlage der Verträge 

über den zugang zur teilnehmeranschluss-

leitung (tal) der dt ag, auf basis der Vorleis-

tungsprodukte „stand-alone-atM/iP-bitstrom“ 

und „stand-alone-resale“ der dt ag, basierend 

auf eigener tal oder auf Vorleistungsprodukten 

alternativer carrier (bitstrom oder resale)  

betrieben.
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Verteilung der Telefonanschlüsse/-zugänge der alternativen Teilnehmernetzbetreiber 	

nach Technologien 2006–2011
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Breitbandanschlüsse

der großteil der breitbandanschlüsse in Fest-

netzen basiert in deutschland auf Kupferleitungen 

(dsl) und der Kabel-tV-infrastruktur. daneben 

zählen glasfaser, satellit, stromleitungen sowie 

funkbasierte infrastrukturen zu den weiteren 

verwendeten Aanschlusstechnologien.

zum jahresende 2011 waren in deutschland 

rund 27,3 Mio. breitbandanschlüsse in betrieb. 

Mit insgesamt 23,4 Mio. anschlüssen und einem 

anteil von 86 Prozent ist dsl weiterhin die domi-

nierende anschlusstechnologie. auf sämtliche 

alternativen technologien entfielen insgesamt 

et wa 3,8 Mio. anschlüsse. die Masse dieser  

anschlüsse (ca. 3,6 Mio.) wurde von Kabelnetz-

betreibern realisiert. Rreine Gglasfaseranschlüsse 

haben bisher in deutschland kaum Verbreitung 

gefunden.

   Sprachzugänge über Kabel­TV­Netze    Telefonanschlüsse im klassischen Festnetz (Analog/ISDN)    VoIP über entbündelte DSL 

* aktualisierte Werte
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Breitbandanschlüsse in	festnetzen 2001–2011
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bis zum ende des jahres 2011 konnten die Wett-

bewerber der dt ag einen Vermarktungsanteil 

von rund 55 Prozent an der gesamtzahl der breit-

bandanschlüsse erreichen.

	

Anteile an den Breitbandanschlüssen in	festnetzen 2001–2011
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im europäischen Kontext ist die entwicklung des 

deutschen breitbandmarkts trotz der abflachen-

den Wachstumsdynamik nach wie vor bemer-

kenswert. so zeigen statistiken der europäischen 

Kommission, dass deutschland im ersten halb-

jahr 2011 eine breitbandpenetration (bezogen 

auf die Bbevölkerung) von 32,7 Prozent über feste 

infrastrukturen erreicht hat. damit lag deutsch-

land weiterhin deutlich über dem durchschnitts-

wert aller Mitgliedstaaten von 27,2 Prozent.

Breitbanddurchdringung in Europa über feste Infrastrukturen Q2/2011
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in deutschland wiesen ende 2011 mehr als zwei 

drittel der an endkunden vermarkteten breit-

bandanschlüsse eine bandbreite (downstream) 

von weniger als 10 Mbit/s auf. obwohl darüber 

hinaus zunehmend geschwindigkeiten von 

mindestens 16 Mbit/s oder gar über 100 Mbit/s 

von den Ttelekommunikationsunternehmen 

vermarktet werden, zeigt sich weiterhin eine 

deutliche diskrepanz zwischen dem angebot 

an hohen bitraten und der tatsächlich nachge-

fragten bandbreite. so nutzt derzeit nur etwa ein 

drittel der breitbandkunden im Festnetz eine 

bandbreite von mehr als 10 Mbit/s, während 

über zwei drittel der haushalte über eine nenn-

bitrate von mehr als 16 Mbit/s verfügen könnten.
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Verteilung der vermarkteten Bandbreiten bei Breitbandanschlüssen im	jahr 2011

   größer 144 Kbit/s bis unter 2 Mbit/s

   genau 2 Mbit/s

   über 2 Mbit/s bis unter 10 Mbit/s

   10 Mbit/s bis unter 30 Mbit/s

   30 Mbit/s bis unter 100 Mbit/s

   100 Mbit/s und mehr46,3 %

10,5 %

12,0 %
0,4 %7,8 %

23,0 %

nach einer studie von cullen international3 ist 

diese diskrepanz gegenwärtig in fast allen euro-

päischen ländern zu beobachten.

dsl-Anschlüsse

zum ende des jahres 2011 waren rund 23,4 Mio. 

dsl-anschlüsse geschaltet. davon entfielen  

ca. 12,3 Mio. anschlüsse direkt auf die dt ag. dem-

gegenüber wurden insgesamt et wa 11,2 Mio. 

dsl-anschlüsse von Wettbewerbern an end-

kunden vermarktet. an der gesamtzahl der 

dsl-anschlüsse erreichte die Vdsl-technologie 

(dt ag und Wettbewerber) ende 2011 einen  

anteil von etwa drei Prozent.

dsl-Anschlüsse 2001–2011
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  Wettbewerber (TAL, Vorleistungen alternativer Carrier [Bitstrom, Resale], Eigenrealisierung)

* Summenangabe weicht rundungsbedingt von der Summierung der Einzelwerte ab

3 Cullen International, August 2011
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der Wiederverkauf von dsl-anschlüssen der 

dt ag durch alternative anbieter (resale  

dt ag) hat im jahr 2011 wieder leicht an bedeutung 

gewonnen. zudem kommen infrastrukturinten-

sivere Vorleistungsprodukte zur anwendung, 

die im gegensatz zum resale nicht nur die bloße 

Überlassung des dsl-anschlusses umfassen, 

sondern auch die zuführung des datenverkehrs 

(z. b. bitstrom). neben der dt ag werden derartige 

Vorleistungsprodukte auch von alternativen 

carriern angeboten. auf den bitstromangeboten 

der dt ag basierten ende 2011 rund 0,7 Mio. der 

von Wettbewerbern an endkunden vermark-

teten dsl-anschlüsse.

auf basis des zugangs zur entbündelten tal der 

dt ag stellen alternative netzbetreiber neben 

ihren eigenen Eendkundenprodukten auch  

zunehmend anderen Wettbewerbsunternehmen 

spezielle Vorleistungsprodukte zur Verfügung. 

dieses geschäftsfeld hat in den letzten jahren 

stark an bedeutung gewonnen. Vor allem sog. 

Komplettanschlüsse werden oftmals über der-

artige geschäftsmodelle realisiert. bei diesen 

anschlüssen wird neben dem zugang zum  

internet auch die telefonie ausschließlich  

iP-basiert (VoiP) über dsl abgewickelt, wodurch 

ein klassischer telefonanschluss nicht mehr  

erforderlich ist. zum jahresende 2011 gab es  

insgesamt et wa 5,7 Mio. Komplettanschlüsse 

der DT AG dt ag und ihrer Wettbewerber auf basis 

entbündelter dsl-anschlüsse.

	

Anteile an den	dsl-Anschlüssen 2001–2011
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Breitbandanschlüsse über die	kabel-TV-	

Infrastruktur

die internetanschlüsse der Kabelnetzbetreiber 

sind eine alternative zum klassischen Festnetz. 

ende 2011 hatten sich rund 3,6 Mio. Kunden für 

diese anschlusstechnologie entschieden. die 

Kabelnetzbetreiber erzielten damit einen Markt-

anteil von 13 Prozent an den insgesamt 27,3 Mio. 

breitbandanschlüssen. Über 80 Prozent der breit-

bandkunden der Kabel-tV-anbieter nutzten  

einen internetzugang ab 10 Mbit/s. Preislich 

konkurrenzfähig und immer häufiger mit dem 

Übertragungsstandard docsis 3.0 aufgerüstet 

bieten die internetanschlüsse der Kabel-tV- 

anbieter oftmals höhere maximal mögliche 

Übertragungsgeschwindigkeiten als die inter-

netzugänge der dsl-anbieter. die Kabelnetz-

betreiber planen, ende 2012 ca. 24 Mio. haus-

halten einen zugang mit bis zu 100 Mbit/s über 

ihre modernisierten, aus glasfaser- und Koaxial-

leitungen bestehenden netze (hFc-netze) bereit-

zustellen. noch höhere bandbreiten sind über 

diese infrastruktur zukünftig flexibel realisierbar, 

da die glasfaser stufenweise und abhängig von 

der nachfrage immer näher an die häuser her-

angeführt werden kann. noch einen schritt 

weiter gehen einige Kabelnetzbetreiber, die 

heute schon ihren Kunden glasfaseranschlüsse 

bis ins haus zur Verfügung stellen.

Internetzugänge der	kabelnetzbetreiber 2001–2011
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Powerline

internetzugänge können auch durch Powerline 

realisiert werden. hierbei werden die stromfüh-

renden Lleitungen der Eenergieversorger zum 

datentransport genutzt. diese nur an wenigen 

standorten lokal verfügbare zugangsmöglich-

keit wurde zum jahresende 2011 von weniger als 

5.000 Kunden genutzt. 

satellit

ende 2011 nutzten 35.000 Kunden bei rund zehn 

anbietern bidirektionale zugangsmöglichkeiten 

für das internet über satellit. diese nahezu orts-

unabhängige anschlussmöglichkeit kann einen 

relativ kleinen, aber wichtigen beitrag bei der 

lückenlosen Bbreitbandversorgung Ddeutschlands 

leisten.4 zwar sind die anschaffungskosten wie 
4 Nach Aussage der Satellitenbetreiber hätten Ende 2010 gleichzeitig 250.000 Kunden Internet via Satellit nutzen können.
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auch die monatlichen tarife solcher dienste in 

den letzten jahren immer mehr gesunken, den-

noch ist der zugang über dsl oder Kabel-tV-netze 

immer noch preisgünstiger. die attraktivität 

der zugangsmöglichkeit wurde durch den ein-

satz einer neuen Ssatellitentechnologie, die höhere 

bandbreiten ermöglicht, im jahr 2011 deutlich 

gesteigert. die hierbei angewandte Multibeam-

technik bietet den Vorteil, mit nur einem satel-

liten signale in mehreren sog. spotbeams regio-

nal gezielt zur erde senden zu können. durch 

die damit verbundene Möglichkeit, Frequenzen 

mehrfach auszunutzen, sind jetzt bandbreiten von 

bis zu zehn Mbit/s im download und vier Mbit/s 

im Uupload pro Kunde erreichbar. Iin einer weiteren, 

demnächst verfügbaren ausbaustufe sind für 

professionelle anwendungen sogar bis zu  

50 Mbit/s im download und 20 Mbit/s im  

upload vorgesehen.

Internetverkehr auf Basis von	festnetz-

anschlüssen

Breitbandverkehrsvolumen

trotz zunehmender sättigung des breitband-

anschlussmarkts steigt die über breitbandan-

schlüsse abgewickelte Verkehrsmenge (inkl. 

iPtV und VoiP) weiterhin stetig an. bis ende 

2011 wurden schätzungsweise insgesamt rund 

3,7 Mrd. gb über breitbandanschlüsse in Fest-

netzen generiert. dies entspricht einem durch-

schnittlich genutzten datenvolumen von knapp 

zwölf gb pro Monat und breitbandanschluss.

Verkehrsvolumen Breitband 2005–2011
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Vor allem datenintensive anwendungen wie 

Fernsehen (iPtV) oder Videoabrufe führten zur 

steigerung der Verkehrsmengen. dagegen ver-

liert die nutzung des internets auf basis von 

schmalbandanschlüssen (analog/isdn) weiter 

erheblich an bedeutung. so entfielen im jahr 

2010 nur noch rund drei Mrd. Minuten auf ein-

wahlverbindungen in das internet.

  Gesamtvolumen Breitband    durchschnittliches Datenvolumen pro Anschluss und Monat
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Voice over IP

VoiP ist eine technologie, die es ermöglicht,  

einen telefondienst auf basis einer iP-basierten 

infrastruktur zu realisieren und somit die her-

kömmliche Ttelefontechnologie (analog/isdn) 

zu ersetzen. grundsätzlich ist ein breitband-

anschluss Voraussetzung für die nutzung der  

iP-basierten telefonie. dabei sollten die Verbin-

dungen über die iP-infrastruktur bestimmte 

Qualitätsanforderungen (z. b. echtzeit) gewähr-

leisten.

derzeit sind vor allem die angebote der dsl-

anbieter und Kabelnetzbetreiber auf sog.  

Komplettangebote ausgerichtet. Eein klassischer 

telefonanschluss ist nicht bestandteil derartiger 

angebote. so wird neben dem zugang zum  

internet auch die telefonie ausschließlich iP-

basiert abgewickelt. ende 2011 nutzten schät-

zungsweise rund 9,3 Mio. Kunden Komplett-

anschlüsse via tV-Kabel und entbündelte 

dsl-anschlüsse.

daneben besteht für dsl-Kunden, deren dsl-

anschluss noch mit einem herkömmlichen tele-

fonanschluss gekoppelt ist, die Möglichkeit der 

fallweisen VoiP-nutzung. hierzu ist in der regel 

ein spezieller tarif bei einem VoiP-anbieter erfor-

derlich.

iP-basierte telefonie auf basis von glasfaseran-

schlüssen und sonstigen breitbandigen zugangs-

technologien konnte bisher noch keine bedeu-

tenden Aanteile erreichen.

IP-basierte Gesprächsminuten in	festnetzen 2005–2011
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  VoIP via DSL und sonstige Breitbandanschlüsse    VoIP via Kabel­TV­Netze

sämtliche VoiP-nutzer generierten im jahr 2011 

ein in Minuten gemessenes Ggesprächsvolumen5 

von etwa 45 Mrd. Minuten. davon entfielen rund 

27 Prozent der Minuten auf telefoniekunden 

der Kabelnetzbetreiber. Mit einem anteil von 

weit über 90 Prozent an den gesprächsminuten 

wird das segment der iP-basierten Minuten der-

zeit eindeutig von den Wettbewerbern der dt ag 

bestimmt.

5 Das Gesprächsvolumen umfasst Inlandsverbindungen, Verbindungen in ausländische Fest­ und Mobilfunknetze sowie Verbindungen in nationale Mobil­
funknetze. Minuten, die im Rahmen einer zumeist kostenlosen VoIP­Software (z. B. Skype) abgewickelt wurden, sind in der Datenbasis nicht enthalten.
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Gesprächsminuten in	festnetzen

das gesamtvolumen der abgehenden gesprächs-

minuten6 über klassische telefonnetze sowie 

iP- basierte netze ist in den letzten jahren rück-

läufig und belief sich im jahr 2011 auf et was 

mehr als 191 Mrd. Minuten. davon entfielen 

et wa 92 Mrd. Minuten auf die Wettbewerber 

der dt ag. 

Abgehende Gesprächsminuten in	festnetzen 2005–2011
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* aktualisierte Werte

der grund für die rückläufige tendenz bei den 

gesprächsminuten ist eine Verlagerung der 

Verkehrsmengen von den Festnetzen zu den 

Mobilfunknetzen sowie ggf. eine verstärkte 

nutzung von diensten wie beispielsweise skype. 

die substitutionseffekte durch den Mobilfunk 

sind im internationalen Vergleich noch relativ 

gering, da im Festnetz Pauschaltarife (Flatrate) 

für gesprächsminuten im rahmen von bündel-

produkten intensiv genutzt werden. Mittlerweile 

verfügen bereits mehr als die hälfte der Festnetz-

kunden über bündelprodukte, die neben dem 

telefon- bzw. Bbreitbandanschluss typischerweise 

jeweils eine Flatrate für die internetnutzung und 

telefonie beinhalten.

in Festnetzen werden telefongespräche zuneh-

mend über dsl- oder Kabel-tV-netze abgewickelt. 

insbesondere beim neukundengeschäft der Wett-

bewerber verlieren klassische analog- oder isdn-

anschlüsse an bedeutung. es erfolgt eine Ver-

schiebung der Verkehrsmengen vom klassischen 

telefonnetz zu iP-basierten netzen. im jahr 2010 

wurden bereits 40 Mrd. gesprächsminuten der 

Festnetz-Wettbewerber über iP-basierte netze 

abgewickelt.

6 In­ und Auslandsverbindungen sowie Verbindungen in nationale Mobilfunknetze



KapitelInhalt

bundesnetzagentur | jahresbericht 201182

am gesamtvolumen der gesprächsminuten in 

Festnetzen erreichte das iP-basierte Volumen 

im jahr 2011 einen anteil von 23 Prozent. in den 

nächsten jahren ist mit starken zuwächsen der 

iP-basierten Minuten zu rechnen, da neben den 

alternativen anbietern auch die dt ag im neu-

kundengeschäft verstärkt iP-basierte telefon-

anschlüsse vermarktet.

Anteile der Vermittlungstechnologien am Gesprächsvolumen in	festnetzen 2005–2011
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Anteile der alternativen Anbieter am Gesprächsvolumen nach Verbindungssegmenten 	
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das über Wettbewerber der dt ag im rahmen 

von call-by-call oder Preselection indirekt  

geführte gesprächsvolumen ist weiterhin stark 

rückläufig. Während im jahr 2005 noch rund 

62 Mrd. Minuten auf basis von call-by-call bzw. 

Preselection abgewickelt wurden, reduzierte 

sich diese zahl auf ca. 10 Mrd. Minuten im jahr 

2011. Mit einem anteil von et wa 60 Prozent an 

den indirekt geführten gesprächsminuten über-

steigt die Verkehrsmenge über Preselection seit 

mehreren jahren das über call-by-call geführte 

sprachvolumen.

in den segmenten inlandsverbindungen sowie 

Verbindungen vom Festnetz in nationale Mobil-

funknetze konnten die alternativen anbieter 

ihre anteile am Verkehrsaufkommen behaupten. 

Knapp die hälfte der abgewickelten gesprächs-

minuten in diesen beiden segmenten entfällt 

auf Wettbewerber der dt ag.

bei den Verbindungen in ausländische Fest- 

und Mobilfunknetze konnte die dt ag anteile 

zurückgewinnen. bei einer interpretation der 

zahlen muss berücksichtigt werden, dass  

bestimmte Verkehre nicht in der datenbasis 

enthalten sind. hierzu zählen Verkehre, die 

auf Bbasis einer zumeist kostenlosen VoiP-soft-

ware über eine Peer-to-Peer-internetverbindung 

abgewickelt werden. auf solche angebote7 dürfte 

eine nicht unerhebliche Verkehrsmenge im 

segment der auslandsverbindungen entfallen.

Anschlussvorleistungen

Für die realisierung von telefon- und breitband-

anschlüssen nutzen die Wettbewerber der dt ag 

neben selbst verlegten anschlussleitungen oder 

funkbasierten lösungen überwiegend bereits 

verlegte tal der dt ag. diese in der regel aus 

Kupfer bestehenden leitungen können von alter-

nativen anbietern im rahmen von vertraglichen 

Vereinbarungen als Vorleistungsprodukt von 

der dt ag gemietet werden.

das Vorleistungsangebot der dt ag umfasst eine 

Vielzahl unterschiedlicher Produktvarianten der 

tal. der großteil der anmietungen entfällt auf 

die entbündelte hochbitratige Kupferdoppelader. 

diese nutzen alternative anbieter insbesondere 

für die bereitstellung von dsl-anschlüssen an 

endkunden. zudem basieren vermehrt eigene 

Vorleistungsangebote alternativer carrier, wie 

beispielsweise bitstrom, auf der tal.

bis ende 2011 waren rund 9,7 Mio. tal von Wett-

bewerbern der dt ag angemietet. damit hat sich 

die nachfrage nach zusätzlichen anschlusslei-

tungen gegenüber dem Vorjahr halbiert.

insgesamt ist seit dem jahr 2009 eine deutliche 

Verlangsamung des nachfragewachstums fest-

zustellen. die abflachung des Wachstums ist  

u. a. darin begründet, dass gebiete mit günstigen 

skalenerträgen bereits von Wettbewerbern der 

dt ag erschlossen sind. eine weitere erschließung 

der Fläche ist dann aus sicht der unternehmen 

wenig bzw. überhaupt nicht profitabel. im Früh-

jahr 2011 waren bereits rund 3.900 hauptverteiler 

der dt ag durch Wettbewerber erschlossen. ein 

weiterer grund für die abschwächung des Wachs-

tums ist die zunehmende sättigung des breitband-

anschlussmarkts und die damit verbundene 

reduzierung der zusätzlichen nachfrage nach 

hochbitratigen Aanschlussleitungen.

7 Hierzu zählt beispielsweise der Anbieter Skype. Da diese Verkehre nicht von der Datenerhebung der Bundesnetzagentur erfasst werden können, lässt sich 
dieser Effekt nicht exakt quantifizieren.
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TAl-Anmietungen 1998–2011
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  TAL­Anmietungen     Wachstum absolut

mOBIlfuNk

Teilnehmer

in den vergangenen jahren ist die teilnehmer-

zahl deutlich langsamer gestiegen als in den 

jahren zuvor. der zuwachs betrug von ende 

2008 bis ende 2011 knapp sieben Mio. siM-Karten, 

verglichen mit einem Wachstum von knapp  

28 Mio. Karten zwischen 2005 und 2008. im 

letzten jahr stieg die teilnehmerzahl wieder 

deutlich an. 

Teilnehmer und Penetration in deutschen	mobilfunknetzen 2001–2011
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Quelle: Veröffentlichungen der Netzbetreiber, Statistisches Bundesamt
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es wird deutlich, dass der teil der bevölkerung, 

der an der nutzung des Mobilfunks interessiert 

ist, inzwischen mit mindestens einem Mobil-

telefon versorgt ist.8 seit 2010 führte zudem  

u. a. die telekom deutschland gmbh eine konse-

quente zählweise der Prepaidteilnehmer ein 

und buchte inaktive Prepaidkunden aus. auf 

der anderen seite sorgte die zunehmende Ver-

breitung von Zzweitgeräten, wie surf-sticks und 

tablet-Pcs, für eine weiterhin steigende teil-

nehmerzahl.

auch die steigende anzahl von siM-Karten zur 

automatisierten datenkommunikation zwischen 

geräten (Machine-to-Machine oder M2M) bietet 

Potenzial für weiteres Wachstum. im jahr 2010 

war die anzahl mit 1,6 Mio. M2M-Karten noch 

relativ gering.

der anteil der Prepaidkarten blieb in den ver-

gangenen jahren relativ konstant. er betrug 

ende 2011 ca. 56 Prozent.

die teilnehmer-Marktanteile der sog. e-netz-

betreiber erhöhen sich weiterhin stetig. e-Plus 

und telefónica konnten mehr neue Kunden  

gewinnen als die sog. d-netzbetreiber telekom 

und Vodafone d2. auch der leichte rückgang 

der anteile der klassischen service-Provider, 

deren Kunden größtenteils die d-netze nutzen, 

kommt den e-netzbetreibern zugute.

seit september 2011 bieten alle netzbetreiber 

die Möglichkeit an, im Mobilfunk über eine 

Festnetznummer erreichbar zu sein. zuvor war 

die anzahl der teilnehmer, die von einer Fest-

netznummer gebrauch machen, rückläufig. 

Während ende 2009 noch 7,5 Mio. Mobilfunk-

teilnehmer eine Festnetznummer nutzten, waren 

es ende 2010 et wa 6,9 Mio. zum ende des  

ersten Quartals 2011 sank die zahl auf 6,5 Mio.  

teilnehmer.

Verbindungsminuten

Während der telefonverkehr im Festnetz zurück-

geht, nimmt er im Mobilfunk weiter zu. im jahr 

2010 betrug das abgehende sprachverkehrs-

volumen mehr als 102 Mrd. Minuten. es erhöhte 

sich im jahr 2011 um ca. fünf Prozent auf 107 Mrd. 

Minuten. insofern ist im telefonieverhalten eine 

substitution des Festnetzes durch den Mobil-

funk zu beobachten, wenn auch in geringem 

Maße.9 

das im Mobilfunk ankommende sprachverkehrs-

volumen erhöhte sich im jahr 2011 um knapp fünf 

Prozent auf 86 Mrd. Minuten.

8 Laut BITKOM besitzen 83 Prozent der Deutschen ein Mobiltelefon (Presseinformation vom 2. August 2011).
9 Allerdings besitzen nur zwölf Prozent der Haushalte in Deutschland ausschließlich einen Mobilfunkanschluss, 16 Prozent hingegen besitzen ausschließlich 

einen Festnetzanschluss (Eurobarometer Spezial 362/ E­Communications Haushaltsumfrage 2011).
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Versendete	kurznachrichten per	sms	2005–2011
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   aus Mobilfunknetzen abgehender Verkehr     in Mobilfunknetzen ankommender Verkehr 

kurznachrichten

im jahr 2011 wurden erstmals mehr smartphones 

als sonstige Mobiltelefone verkauft.10 Ssmart-

phones vereinfachen die mobile nutzung des 

internets wesentlich. die e-Mail-nutzung oder 

andere dienste, die über die datenverbindung 

realisiert werden, könnten dadurch mittelfristig 

Kurznachrichten teilweise ersetzen. noch ist das 

Wachstum des sMs-Versands ungebrochen. im 

jahr 2011 wurden ca. 55 Mrd. sMs versandt. das 

entspricht einer steigerung von mehr als 30 Pro-

zent im Vergleich zum Vorjahr. die hohe steige-

rung beruht größtenteils auf der intensiven 

nutzung von Pauschaltarifen.

10 Quelle: Consumer Electronics Marktindex Deutschland

* aktualisierter Wert
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mobiles Breitband

der datenverkehr im Mobilfunk nimmt weiter 

zu, wobei das relative Wachstum langsam nach-

lässt. 2011 wurde die schwelle von 100 Mio. gb 

wohl noch nicht ganz erreicht.

datenvolumen im	mobilfunk in	deutschland 2005–2011
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im jahr 2011 hat sich die anzahl der regelmäßi-

gen11 nutzer von 3g-diensten nochmals stark 

erhöht. die nutzung von lte bzw. der Mobil-

funktechnik der vierten generation (4g) spielt 

hier noch keine signifikante rolle.

Anzahl der regelmäßigen	umTs-Nutzer 2005–2011
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11 Nutzung mindestens einmal innerhalb der letzten drei Monate
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da sich die anzahl der nutzer und das erzeugte 

datenvolumen stetig erhöhen, muss die infra-

struktur entsprechend aufgerüstet werden. gab 

es zum ende des jahres 2009 noch knapp 107.000 

Funk-basisstationen, waren es zum ende des 

ersten Quartals 2011 knapp 126.000. der anteil 

der Bbasisstationen, die uMts-fähig sind, blieb 

in diesem Zzeitraum mit ca. 38 Prozent relativ 

konstant. Ddie uMts-netzabdeckung, bezogen 

auf die bevölkerung, wurde dadurch bei allen 

netzbetreibern erhöht. Während sie im jahr 

2009 zwischen 62 Prozent und 82 Prozent  

betrug, stieg sie zum ende des ersten Quartals 

2011 auf 70 Prozent bis 84 Prozent. die geogra-

fische UuMts-netzabdeckung betrug im jahr 

2009 zwischen 19 Prozent und 49 Prozent und 

erhöhte sich auf 23 Prozent bis 53 Prozent im 

ersten Quartal 2011.

im Mai 2010 wurden u. a. die Frequenzen der sog. 

digitalen Ddividende versteigert. Ddiese und andere 

Frequenzbereiche werden von den Nnetzbetreibern 

genutzt, um lte in städten und auf dem land 

anzubieten. inzwischen sind die Versorgungs-

verpflichtungen in sieben bundesländern erfüllt, 

so dass lte dort auch im 800-Mhz-bereich in den 

städten angeboten werden darf. ende 2011 waren 

bereits et wa 3.000 basisstationen für den lte-

betrieb geeignet.

INTErNETNuTZuNG

rund 58,5 Mio. Personen ab zehn jahren hatten 

nach einer befragung des statistischen bundes-

amts vom Frühjahr 2011 das internet innerhalb 

der letzten drei Monate zu hause, am arbeits-

platz oder anderswo genutzt. 

die ard/zdF-onlinestudie 2011 kam bei der  

bevölkerungsgruppe ab 14 jahren nach einer 

befragung im Frühjahr 2011 auf 51,7 Mio.  

zumindest gelegentliche Iinternetnutzer. Eeine 

ebensolche befragung des (n)onliner atlas 2011 

wies 52,7 Mio. nutzer aus. laut ard/zdF-online-

studie wurden 2,7 Mio. mehr nutzer gegenüber 

dem Vorjahr verzeichnet, wobei der zuwachs 

nahezu ausschließlich aus dem alterssegment ab 

40 jahre resultierte. die nutzungsdauer des inter-

nets beträgt nach dieser untersuchung durch-

schnittlich täglich 137 Minuten. sie ist gegenüber 

den beiden Vorjahren in etwa konstant geblieben. 

Weiterhin wurde ein anstieg der bewegtbild-

nutzung registriert, und zwar parallel zum 

„üblichen“ Fernsehen. rund 20 Mio. onlinenut-

zer sahen sich anfang 2011 wöchentlich bewegt-

bilder im internet an, drei Mio. mehr als im  

Vorjahr. beachtlich ist auch die nutzung des  

internets für radiosendungen. 14 Mio. Menschen 

hören gelegentlich, 2,5 Mio. täglich radio live 

im internet.

ein zunehmender teil der internetnutzung läuft 

mittlerweile über den Mobilfunk. im jahr 2011 

wurde das internet laut der ard/zdF-online-

studie durch 10,3 Mio. Personen im alter von 14 bis 

69 jahren über Mobilfunk genutzt, davon 8,3 Mio. 

mittels handy, smartphone und organizer sowie 

eine Million mittels tablet-Pc. die acta 2011 

(allensbacher computer- und technik-analyse) 

kommt zu ähnlichen ergebnissen. 

ruNdfuNk

Von den knapp 38 Mio. Fernsehhaushalten Mitte 

2011 empfingen nach Marktzahlen der société 

européenne des satellites (ses) 47,5 Prozent ihr 

Programm über einen Kabelanschluss (hierzu 

zählen auch haushalte an satellitengemein-

schaftsanlagen ohne eigenen sat-receiver). 

45,4 Prozent sahen ihr Programm über einzel-

ne satellitenspiegel und 4,5 Prozent nutzen dVb-t. 

das über die dsl-leitung verbreitete internet-
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fernsehen (iPtV) wählten 2,7 Prozent der Fernseh-

zuschauer als empfangsweg. bei betrachtung 

über die letzten jahre zeigt sich eine fortgesetzte 

steigende tendenz der beiden empfangsmöglich-

keiten satellit und internetfernsehen, während 

die nutzung über Kabel weiter zurückgeht. auch 

das terrestrische Fernsehen dVb-t verliert Markt-

anteile.

Infrastrukturelle Anbindung von 	

TV-haushalten 2011

45,4 %

47,5 %

4,5 %

2,7 %

   Kabel

   Satellit

   Terrestrik

   IPTV

Quelle: SES/ASTRA

der tV-empfang steht ganz im zeichen der digi-

talisierung. Während zur jahresmitte 2011 über 

Kabel rund 43 Prozent digital ferngesehen  

haben, haben sich beim satellitenempfang  

85 Prozent für diesen empfangsweg entschieden. 

die Vereinbarung der Llandesmedienanstalten 

mit den Programmanbietern, die analoge satelli-

tenausstrahlung ende april 2012 einzustellen, 

wird dazu führen, dass die digitalisierungs-

quote beim empfang über satellit dann bei  

100 Prozent liegt. im unterschied zur satelliten-

verbreitung wird in Kabelnetzen digital- wie 

auch Aanalogempfang nebeneinander noch 

über einen längeren zeitraum möglich sein.
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kENNZAhlEN	uNd WETTBEWErBErANTEIlE	Im dEuTschEN	TElEkOmmuNIkATIONsmArkT

kennzahlen 2009 2010 2011e

Umsatzerlöse (Mrd. €) 60,4 59,2 58,4

Investitionen (Mrd. €) 6,1* 5,9 6,0

Beschäftigte 184.200* 176.900 176.000

Telefonanschlüsse/­zugänge (Mio.) 38,5* 38,2 38,0

– Analog/ISDN (inkl. öTel) 32,3* 30,4 28,7

– Sprachzugänge über Kabel­TV­Netze 2,3 2,9 3,6

– Sprachzugänge über entbündelte DSL­Anschlüsse (VoIP) 3,9* 4,9 5,7

Breitbandanschlüsse insgesamt (Mio.) 25,0 26,2 27,3

Penetrationsrate Breitband (bezogen auf Haushalte) 62,2 % 65,3 % 67,7 %

– DSL 22,4 23,0 23,4**

> DT AG 11,5 11,9 12,3

> Wettbewerber 10,9 11,1 11,2

davon • TAL, Vorleistungen alternativer Carrier,  
		  Eigenrealisierung 8,7 9,1 9,2

	 • Bitstrom (DT AG) 0,8 0,8 0,7

	 • Resale (DT AG) 1,4 1,2 1,3

– Kabelnetzbetreiber (Wettbewerber) 2,3 2,9 3,6

TAL­Vermietung der DT AG (Mio.) 9,1 9,5 9,7

Mobilfunkteilnehmer (Mio. Vertragsverhältnisse) 108,3 108,9 114,1

Penetrationsrate Mobilfunk (bezogen auf Einwohner) 132,3 % 133,1 % 139,6 %

Wettbewerberanteile 2009 2010 2011e

Umsatzerlöse 54 % 54 % 55 %

Investitionen 52 % 53 % 50 %

Telefonanschlüsse/­zugänge 31 %* 35 % 38 %

Breitbandanschlüsse 54 % 54 % 55 %

DSL (inkl. Bitstrom/Resale) 49 % 48 % 48 %

* aktualisierte Werte

** Summenangabe weicht rundungsbedingt von der Summierung der Einzelwerte ab
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Entscheidungen der 
Beschlusskammern
Frequenzverteilungsuntersuchung abgeschlossen – Bedarfsermittlung in den GSM­ 

Frequenzbändern eingeleitet – Regulierungsverfügung für den Zugang zur TAL bekannt 

gegeben – Mustervertrag für den Zugang zur TAL an einem Schaltverteiler vorgegeben – 

neue Zusammenschaltungsentgelte genehmigt

BEschlusskAmmEr 1

frequenzverteilungsuntersuchung

die Präsidentenkammer der Bbundesnetzagentur 

hat im jahr 2011 entschieden (bK 1-11/001), dass 

die Frequenzzuteilungen im 900-Mhz-band 

unverändert bleiben. eine umverteilung bis zum 

ende der laufzeit am 31. dezember 2016 ist nicht 

erforderlich. Ddie durchgeführte Frequenzver-

teilungsuntersuchung beruht auf europarecht-

lichen Vorgaben. Maßgeblich war insbesondere 

art. 1 abs. 2 der richtlinie 87/372/eWg in der 

Fassung der richtlinie 2009/114/eg (geänderte 

gsM-richtlinie). bei der umsetzung der geänder-

ten gsM-richtlinie war zu untersuchen, ob auf- 

grund der bestehenden zuteilung des 900-Mhz-

bands an die Mobilfunknetzbetreiber Wett-

bewerbsverzerrungen wahrscheinlich sind.

die vier Mobilfunkunternehmen telekom 

deutschland gmbh, Vodafone d2 gmbh, e-Plus 

Mobilfunk gmbh & co. Kg und telefónica 

germany gmbh & co. ohg waren beteiligte  

des Verfahrens zur Frequenzverteilungsunter-

suchung. Dder Eentscheidung vorausgegangen 

waren die Veröffentlichung eines von der tech-

nischen universität Wien erstellten gutachtens 

zur Frequenzverteilung sowie eine öffentliche 

sitzung der Präsidentenkammer am 4. april 

2011. anschließend hatte die Präsidentenkammer 

am 6. juli 2011 einen Konsultationsentwurf der 

entscheidung öffentlich zur anhörung gestellt. 

die abschließende entscheidung wurde am  

21. november 2011 getroffen.

in ihrer entscheidung kam die Präsidenten-

kammer nach umfangreichen Prüfungen zu 

dem schluss, dass Wettbewerbsverzerrungen 

aufgrund der bestehenden Frequenzausstattung 

nicht wahrscheinlich sind. die Frequenzvertei-

lung im Mobilfunk ist das ergebnis von offenen, 

objektiven, transparenten und diskriminierungs-

freien Vergabeverfahren. Iim Ggegensatz zu 

anderen europäischen ländern verfügen in 

deutschland zudem alle netzbetreiber über 

Frequenzen, die sowohl eine kostengünstige 

grundversorgung in der Fläche als auch eine 

die rapide ansteigende nachfrage nach breit-

bandigem datenverkehr in ballungsräumen 

deckende Kapazitätsversorgung ermöglichen. 
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Ferner konnte nicht festgestellt werden, dass ein 

Mobilfunknetzbetreiber bei der erbringung 

breitbandiger Ddienste Kosten- und Eeffizienz-

nachteile gegenüber anderen Wettbewerbern 

erleidet.

Bedarfsermittlung in den 	

Gsm-frequenzbändern

derzeit sind die Frequenzen in den bereichen 

900 Mhz und 1.800 Mhz aufgrund der gsM-

lizenzen noch bis zum 31. dezember 2016 

befristet zugeteilt. ab dem 1. januar 2017 sind 

diese Frequenzen zur nutzung für den draht-

losen netzzugang verfügbar. 

um allen Marktteilnehmern frühzeitig Planungs- 

und investitionssicherheit zu gewähren, hat die 

Präsidentenkammer parallel zur Frequenzvertei-

lungsuntersuchung ein Verfahren zur Klärung 

der nutzung der besonders wertvollen 900- und 

1.800-Mhz-Frequenzen nach 2016 eingeleitet. 

hierzu hatte die Präsidentenkammer zunächst 

eckpunkte für ein förmliches bedarfsermitt-

lungsverfahren zur anhörung gestellt. damit 

erhielten alle interessenten die Möglichkeit, sich 

frühzeitig auf eine teilnahme am angekündig-

ten Bbedarfsermittlungsverfahren vorzubereiten.

nach auswertung der eingegangenen stellung-

nahmen hat die Präsidentenkammer am  

21. Nnovember 2011 ein Verfahren zur ermittlung 

des Frequenzbedarfs in den bereichen 900 Mhz 

und 1.800 Mhz für den drahtlosen netzzugang 

zum angebot von telekommunikationsdiensten 

ab dem 1. januar 2017 eingeleitet (bK1-11/003). 

alle interessierten Uunternehmen waren aufge-

fordert, bis zum 16. januar 2012 ihre prognosti-

zierten bedarfe an Frequenznutzungsrechten 

in diesen bereichen ab dem 1. januar 2017 

darzulegen.

BEschlusskAmmEr 2

Zugangsregulierung Mmietleitungen

die entgelte für den zugang zu abschlussseg-

menten von Mietleitungen der dt ag auf der 

Vorleistungsebene werden derzeit bei Über-

tragungsraten von 2 Mbit/s bis 622 Mbit/s regu-

liert. das unternehmen hat diesbezüglich im 

august 2011 einen fristgerechten entgeltantrag 

gestellt. die entgelte sind zuerst national und 

dann eu-weit zu notifizieren. die genehmigung 

der entgelte erging deshalb vorläufig für den 

zeitraum ab dem 1. november 2011 bis zum Wirk-

samwerden einer nach abschluss des Konsul-

tations- und Konsolidierungsverfahrens erge- 

henden entscheidung. es ist beabsichtigt, die 

entgelte in einer abschließenden entscheidung 

bis zum 31. oktober 2013 zu genehmigen, sofern 

sich aus dem Konsultations- und Konsolidie-

rungsverfahren keine Eerkenntnisse ergeben, 

die eine andere entscheidung erfordern. 

aufgrund der ende 2011 zugegangenen Markt-

analyse für abschlusssegmente von Mietlei-

tungen ist der erlass einer neuen regulierungs- 

verfügung im jahr 2012 beabsichtigt.

Verfahren nach § 126 TkG

der dt ag und den mit ihr verbundenen unter-

nehmen, insbesondere der congstar gmbh, 

wurden mit regulierungsverfügung bK2c 

09/002 vom 25. januar 2010 u. a. auferlegt,  

call-by-call und Preselection zu ermöglichen. 

nachdem die Verpflichtung an von der congstar 

gmbh vertriebenen Festnetzanschlüssen durch 

die dt ag nicht fristgerecht umgesetzt worden 

war, hat die beschlusskammer zur vollumfäng-

lichen durchsetzung der Verpflichtung gegen-

über der dt ag ein Verfahren gemäß § 126 tKg 

eingeleitet. 
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die dt ag hat daraufhin in einem ersten schritt 

die erforderlichen investitionen getätigt, um 

die notwendigen technischen Voraussetzungen 

für die ermöglichung von call-by-call und 

Preselection zu schaffen. um die tatsächliche 

nutzbarkeit von call-by-call und Preselection 

für Kunden der congstar gmbh zu gewähr-

leisten, steht die beschlusskammer im rahmen 

des laufenden Verfahrens in fortlaufendem 

Kontakt zur dt ag.

streitbeilegungsverfahren nach § 133 TkG

im Bbereich der Sstreitbeilegungsverfahren nach 

§ 133 tKg wandte sich die Mobile extension 

gmbh mit dem antrag an die beschlusskammer, 

die telefónica germany gmbh & co. ohg zu 

verpflichten, den in dem netz der antragstellerin 

zu terminierenden tK-Verkehr künftig mit der 

richtigen cli (calling line identification bzw. 

rufnummer) und ohne störung oder Verfäl- 

schung der dtMF-Wahltöne (dual-tone multi-

frequency bzw. doppeltonmehrfrequenz) zu 

übergeben. darüber hinaus sollten anrufe 

weder gesperrt noch gedrosselt werden. 

dem antrag konnte nicht entsprochen wer- 

den, weil die unternehmen zwar die vollstän-

dige Übermittlung der national signifikanten 

rufnummer gemäß § 66j tKg sicherstellen 

müssen, sich aus dieser Verpflichtung aber 

kein subjektives recht des Mitbewerbers her- 

leiten lässt. die norm ist also nicht drittschützend. 

dem antragsteller wurde durch beschluss mit- 

geteilt, dass das Verfahren nach § 133 tKg kein 

objektives beanstandungsverfahren ist und der 

antrag demzufolge als unzulässig abzulehnen 

war. die bundesnetzagentur hat die beschwerde 

jedoch zum anlass genommen, zu prüfen, ob 

hier ein einschreiten von amts wegen geboten 

ist, um erforderlichenfalls entsprechende 

Verpflichtungen aus dem tKg durchzusetzen.

BEschlusskAmmEr 3

mobilfunkterminierungsentgelte endgültig 

genehmigt

am 24. Februar 2011 gab die bundesnetzagentur 

die endgültigen Eentgeltgenehmigungen für 

die anrufzustellung in die Mobilfunknetze der 

vier deutschen Mobilfunknetzbetreiber, die 

sog. Mobilfunkterminierung, bekannt. 

danach gelten rückwirkend seit dem 1. dezem-

ber 2010 folgende Mobilfunkterminierungs-

entgelte:

Telekom Deutschland GmbH 3,38 ct/min

Vodafone D2 GmbH 3,36 ct/min

Telefónica O2 Germany GmbH & Co. OHG 3,39 ct/min

E­Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 3,36 ct/min

die Mobilfunkterminierungsentgelte waren 

ende november 2010 zunächst nur vorläufig 

genehmigt worden, weil erstmals vor einer 

endgültigen entscheidung zunächst noch ein 

nationales Konsultationsverfahren durchgeführt 

und anschließend eine stellungnahme der 

eu-Kommission abgewartet werden musste.

die entgelte sind bis zum 30. november 2012 

befristet.

regulierungsverfügung für den Zugang 

zur TAl

Mit beschluss vom 21. März 2011 gab die bundes-

netzagentur der telekom deutschland gmbh 

eine erneuerte regulierungsverfügung für den 

zugang zur teilnehmeranschlussleitung (tal), 

der sog. letzten Meile, bekannt. danach bleibt 

das unternehmen zur zugangsgewährung zur 

klassischen Kupfer-tal, zur Kollokation, zur 

zugangsgewährung zu Multifunktionsgehäusen 
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und seinen Kabelleerrohren, zur nichtdiskrimi-

nierung und zur Vorlage der abgeschlossenen 

tal-Verträge bei der Bbundesnetzagentur  

verpflichtet. die entgelte für die gewährung des 

zugangs zur Kupfer-tal muss sich das unterneh-

men auch weiterhin von der bundesnetzagentur 

nach dem Maßstab der Kosten der effizienten 

leistungsbereitstellung (Kel) genehmigen lassen.

darüber hinaus wurde der telekom deutsch-

land gmbh auferlegt, ihren Konkurrenten auch 

einen diskriminierungsfreien zugang zu ihrer 

neu verlegten reinen glasfaser-tal zu gewähren. 

die entgelte hierfür unterliegen nach der neuen 

regulierungsverfügung allerdings zunächst 

der ex-post-Kontrolle nach dem Missbrauchs-

maßstab des § 28 tKg. nach einschätzung der 

bundesnetzagentur stellt die ex-post-entgelt-

kontrolle ein angemessenes Mittel dar, um die 

in § 2 abs. 2 tKg genannten regulierungsziele 

	– zu denen u. a. sowohl die gewährleistung 

chancengleichen Wettbewerbs als auch die 

Förderung von investitionen zählen – mit blick 

auf die reine glasfaser-tal zu erreichen. bereits 

im rahmen des § 38 i. V. m. § 28 tKg sieht sich 

die telekom deutschland gmbh einer effektiven 

entgeltregulierung gegenüber, mit der auch 

Überschreitungen der Kel vermieden werden. 

denn anders als auf anderen Märkten sind die 

Maßgaben des § 28 abs. 1 tKg geeignet, spürbare 

Kel-Überschreitungen zu verhindern. Hhierzu 

tragen insbesondere Prüfungen von Preis-Kosten-

scheren und Kosten-Kosten-scheren bei. Iinsoweit 

müssen sich auch die bereitstellungs- und Über-

lassungsentgelte der glasfaser-tal in die Kette der 

jeweils verlangten Vorleistungs- und Eendkunden-

entgelte einpassen. 

die spielräume, die für die Festsetzung der 

entgelte bestehen, sind in anbetracht der 

Vorgaben des § 28 tKg begrenzt. aufgrund 

regulatorischer Festlegungen bzw. marktlicher 

Prozesse sind die anderen (Vorleistungs- und 

endkunden-)entgelte auf der Wertschöpfungs-

kette eng an einem effizienten Kostenniveau 

ausgerichtet. so stehen der beschlusskammer 

mit dem Kel-regulierten Kupfer-tal-entgelt 

einerseits, den entgelten für bitstrom-Produkte 

und endkundenentgelten für auf der glasfaser-

tal aufsetzende anschlüsse andererseits 

geeignete anhaltspunkte zur Verfügung, von 

denen ausgehend tiefgreifende Prüfungen 

erfolgen können. hier ist insbesondere zu 

berücksichtigen, dass aus endkundensicht 

glasfaser- und Kupferanschlüsse für den hier 

betrachteten zeitraum austauschbar sind. 

anschlüsse, die auf Kupferbasis bereitgestellt 

werden, haben also eine disziplinierende Wir- 

kung auf die bepreisung der glasfaseranschlüsse.

Anzeigen für Bitstromentgelte geprüft

Mit schreiben vom 29. april 2011 zeigte die  

telekom deutschland gmbh der bundesnetz-

agentur an, dass sie ab dem 1. juli 2011 die ein- 

führung neuer entgelte für die gewährung  

des bitstromzugangs plant. nach der Prüfung 

durch die beschlusskammer ergaben sich keine 

anhaltspunkte für eine offenkundige Miss-

bräuchlichkeit der entgelte. die beschluss-

kammer hatte zudem die telekom deutschland 

gmbh im Vorfeld der entgeltanzeige aufge-

fordert, die geplanten Maßnahmen relevanten 

nachfragern vorab anzukündigen. im rahmen 

der Frist von zwei Wochen waren der beschluss-

kammer keinerlei beschwerden und hinweise 

von Wettbewerbern zu den beabsichtigten ent- 

geltmaßnahmen zugetragen worden. die 

beschlusskammer teilte der telekom deutsch-

land gmbh das ergebnis der offenkundigkeits-

prüfung am 13. Mai 2011 mit.
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Mit einer weiteren entgeltanzeige vom  

31. august 2011 teilte die telekom deutschland 

gmbh der beschlusskammer mit, dass sie die 

einführung einer neuen Vdsl-bitstrom-Vari-

ante „iP-bsa-Vdsl16“ zum 1. november 2011 

und damit neuer entgelte ab diesem zeitpunkt 

für die gewährung dieses bitstromzugangs 

beabsichtigte. im rahmen der durchgeführten 

offenkundigkeitsprüfung ergaben sich eben-

falls keine anhaltspunkte für eine Missbräuch-

lichkeit der angezeigten entgelte.

mustervertrag für den Zugang zur TAl	an 

einem	schaltverteiler

im Mai 2011 gab die bundesnetzagentur der 

telekom deutschland gmbh einen Musterver-

trag (sog. standardangebot) für den zugang 

zur tal an einem schaltverteiler vor. das stan-

dardangebot legt die konkreten bedingungen 

und wechselseitigen Pflichten fest, zu denen die 

Wettbewerber künftig den zugang zu einem 

neu auf dem hauptkabel der telekom deutsch-

land gmbh zu errichtenden schaltverteiler 

erhalten können. es versetzt Wettbewerber in 

die lage, konkrete schaltverteiler-zugangsver-

träge mit der telekom deutschland gmbh 

abschließen zu können, ohne hierfür zunächst 

zeitaufwendig verhandeln oder im streitfall 

sogar die bundesnetzagentur anrufen zu 

müssen. das standardangebot vereinfacht 

daher die erschließung bisher breitbandig 

nicht oder nur unterversorgter regionen.

das standardangebot enthält klare regelungen, 

unter welchen Voraussetzungen die telekom 

deutschland gmbh einen schaltverteiler für 

einen Wettbewerber neu aufbauen muss. in 

diesem zusammenhang sind auch die tech-

nischen oder sonstigen gründe für die ableh-

nung der errichtung von schaltverteilern 

genauer definiert worden. Ggerade hierüber  

war es in der Vergangenheit immer wieder zu 

differenzen zwischen der telekom deutschland 

gmbh und nachfragern gekommen. zudem 

wurden die informations- und bereitstellungs-

fristen gestrafft sowie Vertragsstrafen, beispiels-

weise für den Fall der nichteinhaltung von 

Fristen, in den Mustervertrag aufgenommen.

die telekom deutschland gmbh darf das von 

der Bbundesnetzagentur vorgegebene Sstandard-

angebot bis ende Mai 2013 nicht von sich aus 

ändern.

Neue Entgelte für die Anmietung der TAl

Für die anmietung der tal veröffentlichte  

die bundesnetzagentur am 17. juni 2011 neue 

entgelte. danach ist die telekom deutschland 

gmbh verpflichtet, ihren Wettbewerbern die 

tal rückwirkend ab dem 1. april 2011 für 

monatlich 10,08 euro zu überlassen. das unter-

nehmen hatte Mitte januar eine erhöhung auf 

12,90 euro bei der bundesnetzagentur bean-

tragt. Für den zugang zur tal an einem Kabel-

verzweiger (KVz) darf die telekom deutschland 

gmbh nach dieser entscheidung 7,17 euro 

verlangen.

Für die ermittlung der maßgeblichen Kel griff 

die beschlusskammer neben Kostennachweisen 

der telekom deutschland gmbh, wie in den 

vergangenen genehmigungsrunden, auf das 

Kostenmodell des Wissenschaftlichen instituts 

für infrastruktur und Kommunikationsdienste 

(WiK) sowie auf aktuelle Wiederbeschaffungs-

werte für die errichtung eines effizienten  

anschlussnetzes zurück. dabei wurde an dem 

bereits seit über zehn jahren praktizierten 

und bewährten ansatz festgehalten, die 

entgelte auf der basis aktueller Wiederbe-

schaffungskosten zu ermitteln. hierdurch 

werden am besten anreize für investitionen 
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in moderne netze gesetzt. die genehmigung 

der neuen entgelte ist bis zum 30. Jjuni 2013 

befristet.

darüber hinaus wurden zum 1. april 2011 neue 

entgelte für den zugang zur tal an einem sog. 

schaltverteiler bekannt gegeben. das monat-

liche Überlassungsentgelt für den tal-zugang 

an einem schaltverteiler beträgt ab diesem 

zeitpunkt 8,01 euro. zudem bestimmt die ent- 

scheidung Pauschalentgelte der wesentlichen 

Komponenten und Montageleistungen bei der 

errichtung eines Sschaltverteilers.

im rahmen der entgeltprüfung konnten zusätz-

liche erkenntnisse aus der erfreulichen zunahme 

von Sschaltverteilerbereitstellungen seit der letz-

ten entgeltentscheidung gewonnen werden. 

diese wurden bei der Festlegung der entgelte 

berücksichtigt. die entgelte machen den zugang 

zur tal an schaltverteilern für Wettbewerber 

der telekom und damit auch die erschließung 

sog. weißer Flecken noch attraktiver.

Neue Zusammenschaltungsentgelte 	

genehmigt

die bundesnetzagentur genehmigte am  

20. september 2011 der telekom deutschland 

gmbh neue Zzusammenschaltungsentgelte 

(sog. durchleitungsentgelte) rückwirkend ab 

dem 1. juli 2011. Für die entgeltbestimmung 

wurde auf eine europäische Vergleichsmarkt-

betrachtung zurückgegriffen.

die telekom deutschland gmbh darf für die  

bei der „zuführung“ und „terminierung“ von 

Verbindungen erforderliche Ddurchleitung 

durch ihr netz von ihren Wettbewerbern in der 

wichtigsten tarifzone i (Verbindungsübergabe 

auf der untersten netzebene) an Werktagen von 

9 uhr bis 18 uhr (haupttarif) 0,45 ct/min ver- 

langen. Iin der übrigen zeit, an samstagen, sonn- 

tagen und bundeseinheitlichen Feiertagen 

(nebentarif) darf das unternehmen 0,32 ct/min 

erheben.

in den tarifzonen ii und iii sind nur noch die 

durchleitungsentgelte für die insbesondere bei 

call-by-call- und Preselection-gesprächen 

erforderliche Zzuführung von Verbindungen 

aus dem netz der telekom deutschland gmbh 

zu den netzen der Wettbewerber genehmi-

gungspflichtig. Falls solche Verbindungen auf 

einer höheren Nnetzebene übergeben und daher 

mehr netzelemente der telekom deutschland 

gmbh genutzt werden (tarifzone ii), betragen 

die entgelte im haupt- und nebentarif 0,69 ct/min 

bzw. 0,46 ct/min. bei einer durchleitung auf 

der höchsten netzebene (tarifzone iii) dürfen 

von der telekom deutschland gmbh in zukunft 

1,04 ct/min im haupttarif und 0,69 ct/min im 

nebentarif berechnet werden.

neben diesen basisentgelten für die terminie-

rungs- und die zuführungsleistung sind in der 

entscheidung auch die daraus abgeleiteten ent- 

gelte für „optionale und zusätzliche leistungen“ 

genehmigt worden. diese umfassen u. a. zufüh-

rungen zu Mehrwertdiensten, den transit 

zwischen verschiedenen netzen oder die zufüh-

rung von schmalbandigem internetverkehr.

Neue Entgelte für	leistungen im Zusammen-

hang mit Interconnectionanschlüssen

gegenstand des beschlusses vom 30. november 

2011 waren vorrangig die tarife für die bereit-

stellung und Überlassung der sog. intrabuilding-

abschnitte im rahmen von interconnection- 

anschlüssen (icas), die die am zusammen-

schaltungspunkt der netze erforderliche 

Vermittlungs- und Übertragungstechnik 

umfassen. im Vergleich zu den bislang geneh-
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migten tarifen wiesen die bereitstellungsent-

gelte für icas customer sited und Physical 

co-location ganz geringfügige steigerungen 

auf und waren damit vergleichsweise stabil. 

dies war dadurch begründet, dass der bereit-

stellung der icas nunmehr über viele jahre 

eingespielte und in mehreren Verfahren über-

prüfte Prozesse zugrunde lagen und weitere 

effizienzsteigerungen – auch angesichts der 

zurückgehenden bedeutung der Pstn-icas – 

der beschlusskammer derzeit nicht ersichtlich 

waren.

Für die Überlassungsentgelte ergaben sich 

demgegenüber zum teil deutliche senkungen. 

sie resultierten aus gebotenen anpassungen 

der Kapazitäten an die gesunkene nachfrage 

im rahmen der Festlegung der investitions-

werte und aus effizienzorientierten Kosten-

senkungen einzelner über die Kapitalkosten 

hinausgehender Kalkulationsbestandteile.

die genehmigung wurde bis zum 30. november 

2013 befristet.

Neue Entgelte für die Bereitstellung und 

überlassung von IcAs- und TAl-kollokations-

leistungen

gegenstand der beschlüsse vom 30. november 

2011 waren insbesondere die Preise für die 

Planung, die Projektierung, die bereitstellung, 

die Überlassung und den rückbau von Kolloka-

tionsräumen – sowie erstmals auch dem KVz-

zuführungskabel –, die dort ggf. benötigten 

technischen Eeinrichtungen (wie Rraumlufttech-

nik, niederspannungsversorgung und Verbin-

dungskabel) sowie die anfallenden neben- 

kosten. da die höhe der raummieten durch die 

von der telekom deutschland gmbh vorgeleg-

ten Kostennachweise nicht nachvollziehbar 

war, wurde zu deren bestimmung wie in der 

Vergangenheit auf den iVd-immobilienspiegel 

in der Fassung 2011/2012 zurückgegriffen. die 

Marktentwicklung der als Vergleichsmaßstab 

gewählten Mieten führte dabei gegenüber den 

bislang genehmigten tarifen in einigen Fällen 

zu reduzierungen, teilweise aber auch zu  

erhöhungen. 

die entgelte wurden bis zum 30. november 

2013 befristet.
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Weitere Entscheidungen
Intensive Diskussion zum Thema Netzneutralität – NGA­Forum veröffentlicht Leistungs­

beschreibung eines Ebene­2­Bitstromzugangsprodukts – Flexibilisierung bestehender 

Frequenznutzungsrechte – Infrastrukturatlas startet in Phase 2

NETZNEuTrAlITäT

das thema netzneutralität wurde auch 2011  

in Ddeutschland und auf europäischer ebene  

intensiv diskutiert. die bundesnetzagentur hat 

sich stark an der diskussion beteiligt. inhalt-

lich rückten im jahr 2011 bei der debatte um 

die netzneutralität verstärkt die aspekte trans-

parenz, Quality of service und das Verhältnis 

von best-effort-diensten zu möglichen trans-

portklassen mit definierter Qualität in den 

Mittelpunkt. 

Mit der umfassenden nutzung der iP-netze 

nicht nur für internet, sondern auch für weitere 

dienste, die teilweise hohe anforderungen an 

die Qualität des netztransportes stellen, sehen 

einige netzbetreiber die einführung von trans-

portklassen als ein Mittel, um dienste mit einer 

definierten Qualität zu übertragen und darüber 

hinaus von ihnen vermutete Kapazitätsengpässe 

zu vermeiden. ergänzend wird von ihnen z. t. 

gefordert, dass die inhalteanbieter einen finan-

ziellen beitrag leisten sollen, um die Kosten des 

notwendigen netzausbaus finanzieren zu können. 

grundsätzlich kann die einführung von trans-

portklassen durchaus wohlfahrtssteigernd 

sein, wenn hierdurch Wahlmöglichkeiten für 

endkunden geschaffen werden. Wesentlich ist 

jedoch, dass die nutzer nicht nur entscheiden 

können, welche dienste und anwendungen sie 

nutzen wollen, sondern auch in welcher Quali-

tät. andererseits darf es nicht zu wettbewerbs-

behindernden Ddiskriminierungen kommen, 

bei denen die verschiedenen nutzer ein und 

derselben transportklasse unterschiedlich 

behandelt werden.

sollten die netzbetreiber derartige transport-

klassen einführen, darf dies darüber hinaus 

nicht zu lasten des best-effort-internets gehen. 

dieses muss in zukunft im hinblick sowohl auf 

die voraussichtlich weiter steigende zahl der 

breitbandanschlüsse als auch auf die zunahme 

des je anschluss genutzten datenvolumens 

dynamisch weiterentwickelt werden.

der europäische rechtsrahmen bietet mit 

(erweiterten) Ttransparenzverpflichtungen 

sowie der möglichen einführung einer Mindest- 

qualität ein breitgefächertes instrumentarium 

an, das flankierend zum Wettbewerb zur  

sicherung der netzneutralität beiträgt. beide 

aspekte wurden im jahr 2011 auch im rahmen 

von berec-berichten aufgegriffen. in den 
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berichten wird beschrieben, worüber Kunden 

transparent informiert werden sollten (z. b. 

Produktumfang oder -beschränkungen) und 

wie und in welcher Form diese transparenz 

realisiert werden kann. zudem wird ein rahmen 

für Quality of service im Kontext der netzneutra-

lität skizziert, der verschiedene, für Quality of 

service relevante Konzepte (z. b. Verkehrsma-

nagement) untersucht und mögliche Methoden 

präsentiert, wie sich implementierungen von 

Quality of service in iP-netzen beurteilen lassen.

NGA-fOrum

im Mai 2010 wurde das nga-Forum bei der 

bundesnetzagentur gegründet, um den dialog 

zwischen der bundesnetzagentur, den netzbe-

treibern, herstellern, ländern und Kommunen 

zu fördern. dabei sollen konkrete themen 

diskutiert werden, die für den rollout von hoch-

leistungsfähigen Bbreitbandnetzen eine Rrolle 

spielen.

die künftige Markt- und Wettbewerbslandschaft 

bei next generation access (nga) wird durch 

eine heterogener werdende Multi-carrier- 

umgebung mit mehreren technologien charak-

terisiert sein. der nga-rollout wird in deutsch-

land nicht nur durch ein einzelnes unternehmen 

vorangetrieben. Vielmehr leisten auch lokale 

glasfasernetze von gemeinden und anderen 

gebietskörperschaften sowie Eenergieversorgern 

einen wichtigen beitrag. diese Vielfalt der 

geschäftsmodelle und die Vielzahl der akteure 

führen zu einer größeren zahl an potenziellen 

anbietern bzw. nachfragern auf der Vorleis-

tungsebene.

da der aufbau von nga-netzen somit die Koor-

dination zahlreicher akteure der tK-branche 

verlangt, stellt die interoperabilität einen 

zentralen baustein für den erfolg von offenen 

netzzugängen (open access) dar. darum sind 

open access und interoperabilität ein zentraler 

Fokus des nga-Forums.

es besteht vor allem Konsens, dass für open 

access eine standardisierung von schnittstellen 

und Prozessen erforderlich ist, um netzüber-

greifende dienste realisieren zu können. in einem 

im Mai 2011 veröffentlichten grundsatzdoku-

ment („technische und operationelle aspekte 

des zugangs zu glasfasernetzen und anderen 

nga-netzen“) werden in der art eines Kompen-

diums, neben den grundsätzlichen zusammen-

hängen von netzsegmenten, möglichen netz- 

zugängen und Vorleistungsprodukten, die 

technischen Möglichkeiten des ausbaus von 

nga-strukturen beschrieben. Aarchitekturen 

und technologien werden neutral dargestellt 

und verglichen, absehbare mittelfristige ent- 

wicklungen werden ebenfalls betrachtet.

in einer im oktober 2011 veröffentlichten leis-

tungsbeschreibung eines ebene-2-bitstrom-

zugangsprodukts (l2-bsa) werden darüber 

hinaus die rahmenspezifikation und die Prozess-

definitionen des grundsatzdokuments auf- 

gegriffen und als Vorlage einer konkreten 

beschreibung für ein l2-bsa-Vorleistungspro-

dukt verwendet. sie definiert im detail die 

technischen und operationellen schnittstellen, 

die zur interoperation erforderlichen wesent-

lichen geschäftsprozesse sowie die anforde-

rungen an die hierfür notwendigen tech- 

nischen Sschnittstellen.

beim thema interoperabilität wurde damit ein 

entscheidender durchbruch für Planungs-

sicherheit und zusätzliche investitionen in 

neue breitbandnetze erreicht. Mit der Verab-

schiedung der beiden dokumente hat das 
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nga-Forum einen wesentlichen beitrag zur 

umsetzung der breitbandstrategie der bundes-

regierung geleistet. das ergebnis wurde 

durch einen intensiven sowie von sachlich-

keit und Kompromissbereitschaft geprägten 

Konsens zahlreicher akteure der tK-branche 

erreicht. zum ersten Mal besteht daher die 

hoffnung, dass der für deutschland wichtige 

zukunftsmarkt der breitbandkommunikation 

durch freiwillige Kooperationsprinzipien ge- 

staltet werden kann.

NummErIEruNG

zum betrieb von telekommunikationsnetzen 

und zum angebot von telekommunikations-

diensten werden diverse Nnummernressourcen 

benötigt. die bundesnetzagentur stellt sicher, 

dass im liberalisierten telekommunikations-

markt alle benötigten ressourcen diskriminie-

rungsfrei, rechtzeitig und in ausreichender 

Menge zur Verfügung stehen. sie legt zudem 

für jede nummernart fest, zu welchem zweck 

und unter welchen sonstigen bedingungen sie 

zu nutzen ist, und teilt nummern in blöcken 

oder einzeln anbietern und endkunden zu. da 

sich der Ttelekommunikationsmarkt technisch 

und bezüglich der geschäftsmodelle ständig 

dynamisch weiterentwickelt, prüft die bundes-

netzagentur regelmäßig, ob bestehende rege-

lungen angepasst werden müssen oder neue 

nummernressourcen zu schaffen bzw. nutzungs-

bedingungen anzupassen sind, um den Wett-

bewerb, die technologische entwicklung und 

den schutz der Verbraucherinteressen zu fördern.

Zuteilungen 2011

im bereich der ortsnetzrufnummern und natio-

nalen Tteilnehmerrufnummern (nummernbe-

reich (0)32) haben sich die zuteilungen bis zum 

jahr 2011 wie folgt entwickelt:

jahr
Zuteilung von Blöcken mit 
1.000 Ortsnetzrufnummern

Zuteilung von Blöcken mit 
1.000 Ortsnetzrufnummern
insgesamt

Anzahl der Zuteilungsnehmer 
zum	jahresende

2008 11.995 160.198 99

2009 15.445 175.643 103

2010 27.195 202.838 110

2011 35.135 237.973 102

Für die bedeutendsten diensterufnummern 

ergaben sich im selben zeitraum folgende 

entwicklungen:

dienst
Nummern-
bereich

Zuteilungen 
im	jahr 2008

Zuteilungen 
im	jahr 2009

Zuteilungen 
im	jahr 2010

Zuteilungen 
im	jahr 2011

Insgesamt 
vergebene 
rufnummern

Entgeltfreie 
Telefondienste (0)800 16.105 9.512 8.699 13.579 192.078

Service­Dienste (0)180 9.564 13.561 6.662 16.908 147.289

Premium­Dienste (0)900 5.819 6.737 4.756 2.206 87.831

Persönliche 
Rufnummern (0)700 1.774 2.042 915 2.191 101.463
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Einheitliche Behördenrufnummer 115

Über die dem bundesministerium des innern 

(bMi) zugeteilte rufnummer 115 können 

Verwaltungsstellen in deutschland erreicht 

werden. Eeinfache, wiederkehrend auftretende 

anliegen werden im erstkontakt erledigt, kom-

plexere Fragen in einem Verbund aus service-

centern der verschiedenen Verwaltungs- 

ebenen an die zuständigen stellen weitergelei-

tet. der endkundenpreis für eine Verbindung 

wird durch den anbieter des anrufers festgelegt.

im rahmen des Pilotbetriebs kam es zu Verbrau-

cherbeschwerden, weil vom anrufer nicht ein 

service-center in einem bestimmten ortsnetz 

angewählt werden konnte und die von den 

anbietern verlangten Preise als zu hoch empfun- 

den wurden. aufgrund dessen wurden geän-

derte nutzungsbedingungen analog den rege-

lungen zu ortsnetzrufnummern ausgearbeitet. 

das Voranstellen einer ortsnetzkennzahl soll 

ermöglicht werden und der endkundenpreis  

für einen anruf soll künftig dem Preis für einen 

anruf einer Tteilnehmerrufnummer desselben 

ortsnetzbereichs entsprechen. die neuen rege-

lungen dürfen ab dem 1. januar 2012 umgesetzt 

werden; spätestens ab dem 1. März 2012 müssen 

sie angewendet werden. die tK-unternehmen 

haben zwei Monate zeit, alle erforderlichen 

anpassungen vorzunehmen.

Auskünfte zur Nummernverwaltung

im jahr 2011 wurden am standort der bundes-

netzagentur in Fulda 24.355 anfragen an die 

nummernverwaltung bearbeitet. Ddiese betrafen 

zum größten teil die zuteilung von rufnummern. 

in der regel ging es dabei um ortsnetzruf-

nummern und Mehrwertdienstenummern. 

einen weiteren Sschwerpunkt bildeten Aanfragen 

zu Nnummerngebühren.

Thema Anzahl der Anfragen 2010 Anzahl der Anfragen 2011

Zuteilung von Rufnummern 16.729 21.124

Zuteilungsgebühren 572 553

Sonstige Themen 1.452 2.678

Summe 18.753 24.355

frEQuENZrEGulIEruNG

untersuchung	der	Wettbewerbssituation	

im	deutschen	mobilfunk

die bundesnetzagentur hat nach umfangreichen 

untersuchungen und auf grundlage eines 

wissenschaftlichen gutachtens der technischen 

universität Wien mit ökonomisch-frequenz-

technischem schwerpunkt festgestellt, dass die 

vier im deutschen Markt tätigen Mobilfunknetz-

betreiber über wettbewerbsfähige Frequenzaus-

stattungen verfügen. sie können entsprechend 

ihren geschäftsmodellen leistungsfähige breit-

bandige funkgestützte infrastrukturen betreiben. 

Wettbewerbsverzerrungen konnten weder bei 

einer isolierten betrachtung des 900-Mhz-bands 

noch bei einer betrachtung sämtlicher den 

beteiligten für drahtlose netzzugänge zum 

angebot von telekommunikationsdiensten 

zugeteilten Frequenzen festgestellt werden.  

Aus diesem grund hat die bundesnetzagentur 

entschieden, dass die Frequenzzuteilungen im 

900-Mhz-band weiterhin bestehen und bis zum 

ende der laufzeit am 31. Dezember 2016 nicht  
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	– wie zwei Mobilfunknetzbetreiber beantragt 

hatten – umzuverteilen sind, um etwaige Wett-

bewerbsverzerrungen infolge der Flexibilisie-

rung zu beheben. 

Weitere Nutzung der Gsm-frequenzen 	

ab 2017

die bundesnetzagentur hat ein bedarfsermitt-

lungsverfahren eingeleitet, um den betroffenen 

unternehmen rechtzeitig vor dem ablauf der 

gsM-Frequenznutzungsrechte Klarheit über 

die weitere nutzung der Frequenzen ab 2017 zu 

verschaffen. ziel der bedarfsermittlung ist es, 

einen möglichen bedarfsüberhang als grund-

lage für die Prognose, ob mit einer die verfüg-

baren Frequenzen übersteigenden anzahl von 

anträgen zu rechnen ist, festzustellen. die 

bedarfe konnten der bundesnetzagentur bis 

zum 16. januar 2012 gemeldet werden.

flexibilisierung bestehender Ffrequenz-

nutzungsrechte

aufgrund der Flexibilisierungsentscheidung 

vom 12. oktober 2009 (bK1a-09/001) konnten 

bereits im jahr 2010 die Frequenzzuteilungen in 

den bereichen 450 Mhz, 1,8 ghz, 2 ghz, 2,6 ghz 

sowie 3,5 ghz auf antrag der Frequenzzutei-

lungsinhaber flexibilisiert werden. im jahr 2011 

konnte nun auch für zuteilungen im bereich 

900 Mhz antragsgemäß die beschränkung auf 

den gsM-standard aufgehoben werden. 

bereits Mitte dezember 2010 war der e-Plus 

Mobilfunk gmbh & co. Kg zunächst die flexible 

nutzung der 900-Mhz-Frequenzen an konkret 

beantragten Sstandorten eingeräumt worden, 

so dass im jahr 2011 bereits Festsetzungen an 

diesen Sstandorten zur technologieneutralen 

nutzung der Frequenzen erfolgen konnten. 

nach abschluss der Frequenzverteilungsunter-

suchung (bK1-11/001) im dezember 2011 wurde 

schließlich auch dem antrag des unternehmens 

auf eine bundesweite Flexibilisierung der 

900-Mhz-Frequenzen stattgegeben. dadurch 

können die Frequenzen im sog. gsM-Kernband 

im gesamten bundesgebiet mit breitbandigen 

Funktechnologien wie uMts/hsPa oder lte 

durch das unternehmen genutzt und Verbrau-

cher in der Fläche mit mobilen breitbandigen 

internetzugängen versorgt werden. die Flexi-

bilisierung trägt damit zur Verwirklichung der 

ziele der breitbandstrategie bei.

frequenzversteigerung 2010

die bundesnetzagentur hat im Frühjahr 2010 

Frequenzen aus den bereichen bei 800 Mhz,  

1,8 ghz, 2 ghz und 2,6 ghz für ca. 4,4 Mrd. euro 

versteigert. Sseither haben die erfolgreichen 

bieter, die vier bundesweiten Mobilfunknetz-

betreiber, auch im lichte der sehr stark ange-

stiegenen mobilen Bbreitbandnachfrage ihre 

netze kontinuierlich ausgebaut.

den netzbetreibern telefónica germany gmbh 

& co. Kg, telekom deutschland gmbh und 

Vodafone d2 gmbh obliegt hierbei für die 

Frequenzen im bereich 800 Mhz eine Versor-

gungsverpflichtung in den sog. weißen Flecken, 

die die freizügige nutzbarkeit der Frequenzen 

zunächst einschränkt. die unternehmen sind 

danach verpflichtet, in 13 bundesländern stufen-

weise die städte und gemeinden der einzelnen 

Prioritätsstufen mit breitbandanschlüssen zu 

versorgen. Vorrangig sind städte und gemein-

den mit weniger als 5.000 einwohnern (Priori-

tätsstufe 1) mit mobilem breitband zu versorgen. 

in den folgenden stufen werden dann auch 

größere städte erschlossen. nach der erfüllung 

dieser Versorgungsverpflichtung können die 

zuteilungsinhaber die 800-Mhz-Frequenzen in 

dem jeweiligen bundesland frei nutzen. 
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die Mobilfunknetzbetreiber haben ihren bereits 

kurz nach der Frequenzzuteilung begonnenen 

netzausbau im jahr 2011 kontinuierlich fort-

gesetzt. die bundesnetzagentur hat entspre-

chende berichte der netzbetreiber zum stand 

der Versorgung in den einzelnen bundesländern 

unter berücksichtigung der daten aus dem 

breitbandatlas sorgfältig ausgewertet und 

durch stichprobenmessungen die von den netz-

betreibern dargelegten angaben geprüft. bei 

der beurteilung, ob die Versorgungsauflage 

erfüllt ist, wird auch die Versorgung durch 

andere anbieter oder technologien mit gleich- 

bzw. höherwertigen Bbreitbandlösungen ange-

rechnet.

bereits im august 2011 wurde die Versorgungs-

auflage zunächst in nordrhein-Westfalen und 

im september in baden-Württemberg, bayern, 

hessen, rheinland-Pfalz und dem saarland 

erfüllt. zum jahresende kam schleswig-holstein 

als siebtes von 13 bundesländern hinzu. damit 

sind bereits zu einem frühen zeitpunkt gerade 

in ländlichen räumen innovative breitbandige 

mobile netzzugänge zur Versorgung der Ver- 

braucher realisiert worden. Ferner konnte 

über die auferlegte Versorgungsverpflichtung 

hinaus ein weiter gehender netzausbau in 

bisher mit breitband unterversorgten bzw. 

unversorgten städten und gemeinden fest-

gestellt werden.

auch die Flexibilisierung der nutzungsrechte 

trägt dazu bei, dass die Mobilfunknetzbetreiber 

großflächig in ihre netze investieren. um den 

volkswirtschaftlichen erfolg und eine effiziente 

Frequenznutzung flächendeckend, insbeson-

dere auch in den grenzregionen, zu fördern, 

wurden im vergangenen jahr durch die bundes-

netzagentur entsprechende Koordinierungs-

vereinbarungen mit Ddänemark, Frankreich, 

liechtenstein, den Nniederlanden, Österreich, 

Polen, schweiz und tschechien abgeschlossen.

die nutzung der 800-Mhz-Frequenzen erfordert 

weiterhin eine zusätzliche Koordinierung mit 

rundfunknutzungen unterhalb 790 Mhz. die 

bundesnetzagentur prüft auf der grundlage 

eines fortentwickelten ITit-gestützten Verfahrens 

jeden antrag der Mobilfunknetzbetreiber auf 

Festsetzung der standortbezogenen Frequenz-

nutzungsparameter im hinblick darauf, dass 

der dVb-t-empfang hinreichend geschützt ist. 

Mit dieser Vorgehensweise konnte erreicht 

werden, dass störungen des rundfunks weitest-

gehend ausgeschlossen sind und damit dem 

öffentlichen Iinteresse an einem störungsfreien 

rundfunkempfang rechnung getragen wird.

Europäische und internationale	harmoni-

sierung und Vorbereitung der Weltfunk-

konferenz 2012

die Frequenzverwaltung der Bbundesnetzagentur 

arbeitet aktiv in den entsprechenden gremien 

der europäischen Konferenz der Verwaltungen 

für Post und telekommunikation (cePt) an der 

harmonisierung der Frequenznutzungen in 

europa mit. der ausschuss für elektronische 

Kommunikation (ecc) der cePt ist u. a. für Funk- 

und Frequenzfragen innerhalb der 48 euro-

päischen länder zuständig. die leitung und das 

sekretariat des ecc werden von der bundesnetz-

agentur wahrgenommen. 

im jahr 2011 sind u. a. folgende schwerpunkt-

themen behandelt worden: die zukünftige 

reorganisation des sog. l-bands im Frequenz-

bereich 1.452-1.492 Mhz, spektrum für breit-

bandige anwendungen für bevölkerungs- und 

Katastrophenschutz (PPdr) unterhalb und 

oberhalb 1 ghz, die anpassung der bandpläne 

für den Frequenzbereich 3.400-3.800 Mhz an 
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die erfordernisse der internationalen mobilen 

telekommunikationssysteme (iMt), die regula-

rien für spezifische ultra-Wideband-anwen-

dungen (uWb) sowie die mögliche Widmung 

zusätzlichen spektrums für drahtlose Mikro-

fone und aufnahme in den anhang 10 der erc-

empfehlung 70-03.

zur Förderung europapolitischer ziele wirkte 

die bundesnetzagentur in den gremien der 

europäischen Kommission des radio spectrum 

committee (rsc, Frequenzausschuss) und der 

radio spectrum Policy group (rsPg, gruppe 

für Frequenzpolitik) mit. die rsPg berät die 

europäische Kommission aus politischer sicht 

zu aktuellen Frequenzthemen und die rsPg-

stellungnahmen sollen bei den eu-aktivitäten 

weitestgehend berücksichtigt werden. im jahr 

2011 wurden stellungnahmen zum frequenz-

politischen Programm der eu, zu kognitiven 

technologien und zur Weltfunkkonferenz 2012 

(Wrc-12) verabschiedet. zusätzlich wurden u. a. 

berichte zur Verbesserung der breitbandver-

sorgung, zur gemeinsamen nutzung von Fre- 

quenzbereichen und zur zukunft des rund-

funkdienstes angenommen. im rsc wurden 

beschlüsse zu den 900/1.800-Mhz-Frequenz-

bändern (spektrum für elektronische Kommu-

nikationsdienste), zum 24-ghz-band (spektrum 

für Kfz-Kurzstreckenradare) und zur anpassung 

der entscheidung zu Funkanwendungen gerin-

ger reichweite (srd) endgültig angenommen.

im jahr 2011 lag ein besonderes augenmerk auf 

dem abschluss der vorbereitenden studien für 

die Wrc-12. die Wrc-12 wird als einzig zustän-

diges gremium relevante Änderungen der 

Vollzugsordnung für den Funkdienst festlegen 

und hierdurch wesentliche entscheidungen  

für die globale spektrumsnutzung treffen. die 

abstimmung der nationalen Positionen zu den 

einzelnen tagungsordnungspunkten der 

Wrc-12 wurde in der nationalen gruppe zur 

Vorbereitung der Wrc-12 unter der Federfüh-

rung des bundesministeriums für Wirtschaft 

und technologie durchgeführt, wobei die 

detaillierte sacharbeit zur erarbeitung der 

Positionen in den von der bundesnetzagentur 

geleiteten drei Aarbeitskreisen geleistet wurde.

frequenznutzungsplan

gemäß § 54 tKg ist die bundesnetzagentur  

auf der grundlage des Frequenzbereichszu-

weisungsplans (FreqbzP) und nach dem in der 

Frequenznutzungsplanaufstellungsverord-

nung (FreqnPaV) festgelegten Verfahren mit 

der aufstellung des Frequenznutzungsplans 

betraut. im jahr 2011 wurde der Frequenznut-

zungsplan (stand: april 2008) aktualisiert. damit 

wurden internationale beschlüsse der itu, cePt 

und eu bzw. der danach novellierten Frequenz-

bereichszuweisungsplanverordnung aufgrund 

dringenden nationalen Planungsbedarfs sowie 

anregungen dritter berücksichtigt. der aktuali-

sierte Frequenznutzungsplan wurde im august 

2011 veröffentlicht.

Versuchsfunk

auf der grundlage von § 58 tKg wurden im jahr 

2011 ca. 800 Frequenzzuteilungen zur entwick-

lung und erprobung neuer technologien sowie 

im rahmen von Forschungsprojekten erteilt.  

bei Frequenzzuteilungen für innovative Funk-

dienste sind abweichungen von den Vorgaben 

des FreqbzP und des Frequenznutzungsplans 

zulässig. die in den Plänen eingetragenen 

Funkdienste und Frequenznutzungen dürfen 

jedoch nicht beeinträchtigt werden. schwer-

punkte der neuentwicklungen waren im jahr 

2011 die Weiterent wicklung von lte basissta-

tionen, insbesondere in den Frequenzbereichen 

800 Mhz, 1,8 ghz und 2,6 ghz, gsM-software-
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entwicklungen und telemetrie-systeme im 

bereich 5,15 ghz.

Bündelfunk

der bedarf an und die nachfrage nach zutei-

lungen von Frequenzen für den schmalbandigen 

bündelfunk, der überwiegend für die betriebs-

interne Kommunikation genutzt wird, ist weiter-

hin ungebrochen. da die Frequenzzuteilungen 

bislang nur bis zum 31. dezember 2015 befris-

tet worden waren, hat die bundesnetzagentur 

im jahr 2011 entschieden, dass zukünftig anträge 

auf erstmalige zuteilung für analoge bündel-

funkfrequenzen bis zum 31. dezember 2020 

und für digitale bündelfunkfrequenzen bis 

zum 31. dezember 2025 befristet werden. Für 

die sog. altzuteilungen des schmalbandigen 

bündelfunks, die bis zum 31. dezember 2015 

befristet sind, kann eine Verlängerung bis zu 

diesen Zzeitpunkten beantragt werden. 

das hauptinteresse der antragsteller liegt auf 

Frequenzen zum einsatz von tetra-techno-

logie. als nutzergruppen sind vorwiegend 

große Verkehrsbetriebe, Eenergieversorger, 

großbetriebe wie chemie, raffinerien, Pharma-

betriebe, automobilhersteller, Flughäfen und 

öffentliche einrichtungen zu verzeichnen.

satellitenfunk

im jahr 2011 wurden durch die bundesnetz-

agentur vier satellitensysteme bei der itu  

neu angemeldet. insgesamt wurden 305 Koor-

dinierungsersuchen deutscher Ssatellitenbe-

treiber für hunderte von Frequenzbelegungen 

im orbit bei der itu eingereicht. daraus erge-

ben sich bilaterale Verhandlungen mit anderen 

staaten und deren satellitenbetreibern, um 

einen störungsfreien betrieb aller satelliten-

systeme zu gewährleisten.

kurzzeitzuteilungen

die bundesnetzagentur hat im jahr 2011 ins- 

gesamt 1.439 Kurzzeitzuteilungen ausgespro-

chen. hierbei handelte es sich um insgesamt 

8.439 Frequenznutzungen aus den unter-

schiedlichsten Frequenzbereichen zwischen 

40 Mhz und 22 ghz. die zuteilungen wurden 

bei 1.036 Veranstaltungen genutzt. der größte 

anteil an Kurzzeitzuteilungen wurde für 

Motorsport veranstaltungen (z. b. Formel 1  

und dtM) und die FiFa-Frauenfußball-Welt-

meisterschaft 2011 ausgesprochen. um eine 

störungsfreie und effiziente Frequenznutzung 

sicherzustellen, war die bundesnetzagentur 

bei 97 Veranstaltungen mit Mitarbeitern und 

Messfahrzeugen vor ort.

Allgemeinzuteilungen

gemäß § 55 abs. 2 tKg stellt die allgemeinzutei-

lung den regelfall dar. allgemeinzuteilungen 

oder wesentliche anpassungen erfolgten 2011 

beispielsweise für Multiple gigabit Was/rlan 

systems (MgWs), medizinische Funkanwen-

dungen, ground Probing radar (gPr), cb-Funk 

und für die drahtlose anbindung von hörhilfen.

Professioneller	mobilfunk

im berichtszeitraum setzte sich beim professio-

nellen Mobilfunk der trend zur digitalisierung 

und zunahme von datenübertragungen fort. 

Kernstück des nichtöffentlichen Mobilfunks ist 

der betriebsfunk. dieser dient der innerbetrieb-

lichen Kommunikation im industriell-gewerb-

lichen bereich, z. b. von Verkehrs- oder transport- 

unternehmen oder im bereich der Verwaltung. 

Weitere bedeutsame bereiche sind z. b. der 

durchsage- und reportagefunk (drahtlose 

Mikrofone, drahtlose Kameras) oder der daten- 

und Fernwirkfunk (Fernsteuerungen von 

Maschinen, Ddatenfernabfragen, Verkehrsleit-

systeme, alarmanlagen). im jahr 2011 wurden 
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im professionellen Mobilfunk 7.642 Vorgänge 

bearbeitet.

Amateurfunkdienst

im jahr 2011 wurden 62 amateurfunkprüfungen 

durchgeführt und 731 amateurfunkzeugnisse 

erteilt. des Weiteren wurden 1.331 amateurfunk-

zulassungen und weitere rufzeichen zugeteilt.

Punkt-zu-Punkt-richtfunk

die bundesnetzagentur teilt gemäß § 55 tKg 

die Frequenzen für das betreiben von richt-

funkanlagen wettbewerbsneutral und unter 

dem gesichtspunkt einer effizienten und 

störungsfreien Frequenznutzung antrags-

gebunden zu. Für richtfunkanwendungen 

stehen verschiedene Frequenzbereiche ober-

halb 4 ghz zur Verfügung. neben den Mobil-

funkbetreibern werden die richtfunkbereiche 

durch eine große anzahl von anderen betrei-

bern, z. b. auch die bundesanstalt für den digi-

talfunk der behörden und organisationen mit 

sicherheitsaufgaben, genutzt. 

derzeit gibt es ca. 1.000 zuteilungsinhaber für 

richtfunknutzungen in deutschland. auf- 

grund der stetig zunehmenden anzahl von 

richtfunkstrecken wird der aufwand für die 

interferenzanalyse zur sicherstellung einer 

störungsfreien Frequenznutzung immer 

größer. insgesamt werden gegenwärtig ca. 

105.000 aktive Frequenzzuteilungen des Punkt-

zu-Punkt-richtfunks durch die bundesnetz-

agentur verwaltet.

im jahr 2011 sind bei der bundesnetzagentur 

insgesamt 28.584 anträge auf Frequenzzutei-

lung im richtfunk eingegangen. dies ist ein 

anstieg um ca. 30 Prozent gegenüber dem 

jahr 2010. ein vergleichbarer anstieg war 

bereits vom jahr 2009 zum jahr 2010 zu ver-

zeichnen. zurückzuführen ist der anstieg auf 

die vermehrte anbindung von Mobilfunkanla-

gen im rahmen des lte-ausbaus.

Mit den Mobilfunkbetreibern wurde Mitte 2011 

über Möglichkeiten zur beschleunigung der 

antragsbearbeitung gesprochen. neben der 

Priorisierung von anträgen durch die Mobil-

funkbetreiber wurden dabei weitere konkrete 

Maßnahmen identifiziert (z. b. Verfahrens-

weisen bei nichtverfügbarkeit der beantragten 

Frequenz), die dazu geführt haben, dass zeit-

aufwendige nachfragen zu anträgen bei den 

betreibern reduziert wurden. so konnten deut-

lich mehr anträge und diese in kürzerer zeit 

bearbeitet werden. im jahr 2011 wurden ins- 

gesamt 20.390 Frequenzzuteilungen (neuzu-

teilungen und technische Änderungen) und 

damit 4.631 Frequenzzuteilungen mehr als im 

Vorjahr ausgesprochen.

die bundesnetzagentur wird auch an Planungs- 

und genehmigungsverfahren im rahmen des 

bau- und des immissionsschutzrechts beteiligt, 

u. a. als träger öffentlicher belange. im rah- 

men dieser beteiligung werden stellungnahmen 

zur Frage der beeinträchtigung von richtfunk-

strecken im zusammenhang mit der geplanten 

errichtung von Windkraftanlagen bzw. anderen 

höheren Bbauwerken (antennenmaste und 

türme, schornsteine, hochhäuser) erarbeitet. 

die bundesnetzagentur hat im jahr 2011 insge-

samt 950 beteiligungsverfahren bzw. amtshilfe- 

und auskunftsersuchen bearbeitet.
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TEchNIschE	VErTräGlIchkEIT	uNd 

sTANdArdIsIEruNG

Elektromagnetische Verträglichkeit (EmV) 

und Normung

das cenelec (european committee for electro-

nical standardization) stellte im jahr 2011 den 

entwurf einer europäischen harmonisierten 

eMV-Produktnorm für Plc-Produkte (Power-

line Ccommunication) für Hhome-networking 

bereit. dieser wird den Forderungen der 

bundesnetzagentur nahezu in vollem umfang 

gerecht und stellt einen weitestgehend stö- 

rungsfreien Funkempfang im Kurzwellenbe-

reich sicher. ermöglicht wurde dies durch ver- 

bindliche anforderungen an ein adaptives 

Power-Management des sendepegels der Plc-

Produkte im Kabel und an eine zusätzliche, 

autonom wirkende kognitive absenkung 

dieses sendepegels auf Frequenzen, die lokal 

mit Funk-nutzsignalen belegt sind. 

in bezug auf die spannungsqualität und Ver- 

sorgungssicherheit in europäischen Ssmart 

grids trug die bundesnetzagentur zur aktuali-

sierung der europäischen norm (en) 50160 bei, 

die als Maßstab für die regulierung der eMV 

im energiebereich angesehen wird. die neu- 

ausgabe der norm wurde im herbst 2011 ange-

nommen. 

smart	meter und	smart Grid

smart Meter und smart grid erfordern das 

zusammenwirken der infrastrukturdomänen 

energieversorgung und telekommunikation. 

dabei wird der beitrag der telekommunikation 

zunehmend wichtiger, da die Komponenten 

der Eenergieinfrastruktur kommunikations-

fähig sein müssen.

der schutz der daten der energiemarktteil-

nehmer, die sicherheit der Kommunikation 

zur abwicklung der geschäftsprozesse und 

die sicherheit des betriebs der energie- und 

telekommunikationsstrukturen haben im 

letzten jahr in der öffentlichen diskussion an 

bedeutung gewonnen. die bundesnetzagentur 

forcierte daher, gemeinsam mit dem bundes-

amt für sicherheit in der informationstechnik 

(bsi) und der Physikalisch-technischen bundes-

anstalt (Ptb), die Fortentwicklung der sicher-

heits- und datenschutzmaßnahmen und die 

umsetzung in technische richtlinien.

Intellectual Property	rights

ende 2010 hat die europäische Kommission in 

den überarbeiteten Hhorizontalleitlinien Krite-

rien für bestimmte Formen der zusammen-

arbeit von unternehmen auf einer Marktstufe 

aufgestellt. der zusammenarbeit in standardi-

sierungsorganisationen ist ein eigenes Kapitel 

der leitlinie gewidmet. die bundesnetzagentur 

richtet ihre Mitarbeit in den standardisierungs-

organisationen inhaltlich an diesen leitlinien 

aus. dies gilt insbesondere für ihre Mitarbeit in 

der jeweiligen iPr-gruppe der itu, des etsi 

und des Ddigital-Video-broadcasting-Konsor-

tiums (dVb), um bei der ausgestaltung der für 

die standardisierungsorganisation geltenden 

iPr-richtlinien für einen chancengleichen 

Wettbewerb zu sorgen und eine Förderung 

nachhaltiger wettbewerbsorientierter Märkte 

sicherzustellen. 

zu den themenschwerpunkten bei der itu und 

etsi gehörte im jahr 2011 vornehmlich die 

Überarbeitung der software copyright guide-

lines bzw. deren einbindung in die bestehen-

den richtlinien. einen breiten raum bei dVb 

nahm die Überarbeitung des Memorandum of 

understanding ein. im bereich der iPr-regeln 
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betraf dies besonders die Vorgaben zu „transfer 

of essential iPrs“ und „disputes among Members“.

funkschnittstellenbeschreibungen

die bundesnetzagentur hat im jahr 2011 elf 

schnittstellenbeschreibungen (ssb) für den 

bereich Funk erarbeitet bzw. aktualisiert. 

ssb werden auf grundlage des § 4 Fteg für 

Funkanlagen bereitgestellt, die in Frequenz-

bändern betrieben werden, deren nutzung 

nicht gemeinschaftsweit harmonisiert ist. sie 

enthalten alle angaben, die erforderlich sind, 

damit die hersteller die jeweiligen Prüfungen 

in bezug auf die für Funkanlagen geltenden 

grundlegenden Aanforderungen nach eigener 

Wahl durchführen können.

Notifizierungsverfahren im Tk-Bereich

das notifizierungsverfahren wird gemäß dem 

europaweiten informationsverfahren auf dem 

gebiet der normen und technischen Vorschriften 

(richtlinie 98/34/eg) durchgeführt. demnach 

sind die Mitgliedstaaten der europäischen union 

verpflichtet, der europäischen Kommission und 

den anderen Mitgliedstaaten alle entwürfe 

technischer Vorschriften (z. b. ssb) in bezug 

auf Produkte und dienste der informations-

gesellschaft mitzuteilen, bevor sie im inner-

staatlichen recht angenommen werden. ziel ist 

es, diese entwürfe dahingehend zu prüfen, ob 

sie der weiteren entwicklung des europäischen 

binnenmarkts förderlich sind bzw. handels-

hemmnisse darstellen könnten. im jahr 2011 

legten die anderen Mitgliedstaaten mehr als 370 

entwürfe technischer Vorschriften aus dem 

telekommunikations- und Funkbereich mit 

einem gesamtseitenumfang von über 3.100 

seiten zur notifizierung vor, die von der bundes-

netzagentur geprüft wurden.

EmV von	kabelfernsehnetzen und	rund-

funkempfängern

die nutzung des ehemaligen rundfunk-

frequenzbereichs von 790 Mhz bis 862 Mhz 

durch den Mobilfunk hat auswirkungen auf 

die elektromagnetische Verträglichkeit von 

Kabelfernsehnetzen sowie rundfunkempfän-

gern und Mobilfunkanlagen. die störungs-

freie nutzung der rundfunk- und Mobil- 

funkdienste ist dabei sicherzustellen.

auf europäischer ebene hat cenelec einen 

normentwurf „ton- und Fernseh-rundfunk-

empfänger und verwandte geräte der unter-

haltungselektronik; Sstörfestigkeitseigen- 

schaften – grenzwerte und Prüfverfahren“ 

sowie einen normentwurf „Kabelnetze für 

Fernsehsignale, tonsignale und interaktive 

dienste; teil 2: elektromagnetische Verträg-

lichkeit von Ggeräten“ erarbeitet.

auf nationaler ebene hat der die bundesnetz-

agentur beratende ausschuss für technische 

regulierung in der telekommunikation (atrt) 

seine „untersuchung der eMV-szenarien Kabel/

Funk durch Mobilfunkanwendungen im Fre- 

quenzbereich 470-862 Mhz“ abgeschlossen. im 

atrt sind Vertreter der gerätehersteller, der 

Mobilfunkbetreiber, der TtV-Kabelnetzbetreiber 

und der rundfunkanbieter vertreten. der 

abschlussbericht enthält eine reihe von Vor- 

schlägen, die zur optimierung der Verträglich-

keitssituation führen sollen. 

Breitbandfunkanwendungen im Ism-Band

die arbeiten an der revision der norm etsi en 

300 328 wurden weitestgehend abgeschlossen. 

der anwendungsbereich, der bisher ausschließ-

lich die nutzung des lizenzfreien und weltweit 

verfügbaren isM-bands (2,4 ghz) für rlans  

mit einer maximalen sendeleistung von  
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100 mW berücksichtigte, wurde auf andere 

anwendungen erweitert. die erweiterung des 

anwendungsbereichs wurde von der euro-

päischen Kommission mit der bedingung 

verbunden, dass entsprechende geräte jeweils 

mit automatischen spektrumszugangsmecha-

nismen ausgestattet sein müssen, die die 

gleichberechtigte und effiziente nutzung des 

Frequenzbands gewährleisten. im berichtszeit-

raum wurden mögliche Mechanismen inner-

halb von etsi eruiert und unter Mitarbeit der 

bundesnetzagentur in die norm etsi en  

300 328 aufgenommen.

Technische	richtlinie Notrufverbindungen

in Fortsetzung der umsetzung der Vorgaben 

von § 108 abs. 3 tKg und der Verordnung über 

notrufverbindungen (notrufV 2009) konnte 

die technische richtlinie notrufverbindungen 

(tr notruf) nach auswertung der öffentlichen 

anhörung im juni 2011 veröffentlicht werden. 

die eu-weite notifizierung veranlasste keine 

weiteren Änderungen.

die tr notruf enthält Vorgaben zur beschrei-

bung der einzugsgebiete von notrufabfrage-

stellen und bringt die umstellung von der orts- 

netzbezogenen auf die gemeindebezogene 

notruflenkung auf den Weg. sie beschreibt die 

technischen eigenschaften von notrufan-

schlüssen in isdn-technik und enthält rege-

lungen zur ermittlung, Übertragung und 

Formatierung von standortdaten sowie zu den 

anforderungen an notrufverbindungen in 

traditionellen, leitungsvermittelnden Nnetzen. 

auch die umleitung von notrufen bei ausfall 

einer notrufleitstelle wurde spezifiziert.

angaben zum standort eines anrufers, gleich-

gültig ob ihm ein notfall widerfährt oder er 

den notfall eines anderen meldet, wird aus 

sicht des datenschutzes sowohl beim zugang 

als auch bei der Übermittlung ein hoher Wert zu- 

gemessen. hier konnte eine lösung gefunden 

werden, die einerseits die billigung des bfdi 

fand, andererseits die standortangaben gleich 

zu beginn einer notrufverbindung bereitstellt.

hervorzuheben ist außerdem, dass die Mobil-

funknetzbetreiber nach einer umsetzungsfrist 

von 18 Monaten bei notrufen aus Mobilfunk-

netzen den notrufleitstellen den standort des 

anrufers mindestens mit der genauigkeit der 

Mobilfunkzelle, in der sich der anrufer aufhält, 

bekannt geben müssen. auch die anbieter von 

telefondiensten, die paketvermittelnde Über-

tragungs- und Vermittlungstechnik nutzen  

	– sog. VoiP-anbieter –, haben ihren Kunden not- 

rufe in der festgelegten Weise zu ermöglichen. 

bundesweite erhebungen bei den notrufleit-

stellen zeigen, dass notrufe von VoiP-Kunden 

nicht immer die örtlich zuständige leitstelle 

erreichen.

auf initiative der bundesnetzagentur und nach 

abstimmung im zuständigen ausschuss er- 

teilte die europäische Kommission im Mai 2011 

das standardisierungsmandat M/493 zur ent- 

wicklung von notwendigen standards im bereich 

der standortdatenermittlung und -übertragung, 

weil die vorhandenen internationalen Konzepte 

und spezifikationen nicht in ausreichendem 

Maße die vorhandenen anbieterstrukturen und 

die rechtlichen rahmenbedingungen berück-

sichtigen. etsi hat die studien im Ooktober 2011 

unter beteiligung von cen aufgenommen.

Verbindungspreisberechnung und 	

Abrechnungsgenauigkeit

die tK-anbieter sind gemäß § 45g tKg ver- 

pflichtet, der bundesnetzagentur jährlich die 

ordnungsgemäße Funktionsfähigkeit der 
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abrechnungssysteme nachzuweisen. Ddies 

geschieht seit dem jahr 2000 für zeit- und 

entfernungsabhängig tarifierte Verbindungs-

dienstleistungen – inzwischen bei über 240 

anbietern.

Während traditionelle, leitungsvermittelte 

Verbindungsdienstleistungen häufig zeitab-

hängig und im auslandsverkehr auch entfer-

nungsabhängig abgerechnet werden, bietet 

sich bei paketvermittelten telekommunikati-

onsdiensten die volumenabhängige abrech-

nung an. dabei wird das tatsächlich über- 

mittelte datenvolumen erhoben und dem 

endkunden in rechnung gestellt. auch bei  

sog. unechten Flatrate-angeboten wird das in 

anspruch genommene Volumen erfasst, um 

bei Eerreichen der vertraglich festgelegten 

schwelle reduzierende einflüsse ausüben oder 

schwellwertüberschreitendes Volumen detail-

liert in rechnung stellen zu können.

die für die Verbindungspreisberechnung öffent-

lich bestellten und vereidigten sachverstän-

digen haben im Frühjahr 2011 begonnen, die 

abrechnungssysteme bei anbietern, die Verbin-

dungsdienstleistungen volumenabhängig tari-

fieren, zu begutachten. einige gutachten liegen 

inzwischen vor.

Prüf- uNd	mEssdIENsT

im Bbereich der Frequenzregulierung werden 

entscheidungen durch den Prüf- und Mess-

dienst (PMd) auf vielfältige Weise vorbereitet 

und unterstützt. Messungen dienen allgemein 

und im einzelfall der sicherstellung einer stö- 

rungsfreien und effizienten Frequenznutzung 

und unterstützen wesentliche entscheidungen 

zur Frequenzregulierung. die Kenntnis der 

tatsächlichen Frequenznutzungen und ihrer 

technischen Merkmale bildet die grundlage für 

die weitere entwicklung im bereich des Frequenz-

spektrums.

schutz der	sicherheitsfunkdienste

um die störungsfreie nutzung von Frequenzen 

im bereich des Flugfunks zu ermöglichen, 

waren entsprechend ausgerüstete Messfahr-

zeuge ganzjährig im einsatz. Während der 

Fahrt durch straßen in ballungsräumen wur- 

den standorte (Koordinaten) von Kabelanlagen 

registriert, aus denen ungewollt signale abge-

strahlt werden, die unter umständen störungen 

des Flugfunks und anderer sicherheitsfunk-

dienste (rettungsdienste, Polizei) im Frequenz-

bereich 118-174 Mhz hervorrufen. die Kabelnetz- 

betreiber wurden über die gewonnenen ergeb-

nisse informiert; diese führten dann in eigener 

regie die detaillierte suche auch in den gebäu-

den nach undichten bzw. fehlerhaften stellen 

im Kabelnetz durch und beseitigten diese. im 

rahmen der Messungen des Prüf- und Mess-

dienstes konnten 2011 mehr als 10.000 leck-

stellen ermittelt werden.

lTE-Aussendungen im 800-mhz-Band

die im zusammenhang mit der „digitalen divi-

dende“ ausgesprochenen Frequenzzuteilungen 

für die Frequenzblöcke um 800 Mhz enthalten 

eine Frequenznutzungsbestimmung mit Versor-

gungsverpflichtungen. diese umfassen u. a. 

eine mehrstufige ausbauverpflichtung in den 

von den bundesländern benannten städten und 

gemeinden, den sog. weißen Flecken.

Über den aktuellen stand des ausbaus müssen 

die netzbetreiber der bundesnetzagentur vier-

teljährlich berichten. im rahmen der Über-

prüfung der berichterstattung hat der PMd der 

bundesnetzagentur im jahr 2011 den empfang 

von aussendungen im Frequenzbereich 800 Mhz 
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in ausgesuchten teilgemeinden (weiße Flecken) 

untersucht. dabei wurden in den bundesländern 

baden-Württemberg, Bbayern, Hhessen, Nnord-

rhein-Westfalen, Rrheinland-Pfalz, Ssaarland und 

schleswig-holstein in insgesamt 87 teilgemein-

den 125 empfangbare aussendungen dokumen-

tiert. der in diesen teilgemeinden angezeigte 

ausbau konnte dadurch in allen Fällen messtech-

nisch bestätigt werden. 

störungen im digitalen Bahnfunk Gsm-r

seit der inbetriebnahme des erweiterten gsM-

Mobilfunkfrequenzbands sind die betriebs-

frequenzen des öffentlichen Mobilfunks und 

die des digitalen bahnfunks (gsM-r) enger 

zusammengerückt. in der Folge traten vermehrt 

störungen im bahnfunk auf. allein im letzten 

jahr wurden der bundesnetzagentur 37 stör-

stellen gemeldet (82 im jahr 2010). 

Prüfung von	frequenznutzungen

der PMd hat auch im jahr 2011 ca. 6.000 Frequenz-

zuteilungen in verschiedenen Funkanwendun-

gen auf einhaltung der Frequenzzuteilungs- 

bestimmungen überprüft. im rahmen dieser 

Überprüfungen soll ein repräsentativer Quer-

schnitt über alle Funkdienste erfasst werden. 

neben den traditionellen nichtöffentlichen 

Mobilfunkdiensten (z. b. betriebsfunk) wurden 

öffentliche Mobilfunknetze (gsM/uMts), rund-

funkzuteilungen, Rrichtfunkzuteilungen und 

seefunkzuteilungen überprüft. 

schutz des Amateurfunks gegen	störer 	

aus dem Ausland

um den schutz der teilweise exklusiv dem ama- 

teurfunk zugewiesenen Frequenzbänder zu 

gewährleisten, wurden im jahr 2011 ca. 20 

störungsmeldungen an ausländische Verwal-

tungen versandt, auf deren territorium stö- 

rende sender festgestellt worden waren. in 

einigen Fällen konnte eine abschaltung bzw. 

auch Iinstandsetzung fehlerhaft arbeitender 

sender im interesse der Funkamateure erreicht 

werden.

Internationale Zusammenarbeit

da Funkwellen nicht an ländergrenzen halt-

machen, ist die arbeit des PMd auch interna-

tional ausgerichtet. die zusammenarbeit mit 

anderen Funkmessdiensten umfasst die bear-

beitung von grenzüberschreitenden Sstörungen, 

die entwicklung von Messverfahren und die 

abstimmung von organisatorischen und be- 

trieblichen ansätzen. Vielfältige Kontakte 

bestehen auf bilateraler ebene mit den Funk-

messdiensten der nachbarländer der bundes-

republik.

im rahmen der internationalen zusammen-

arbeit werden aber auch Messungen für die 

international telecommunication union (itu) 

durchgeführt. die Messungen bzw. beobach-

tungen des Kurzwellenbandes werden sowohl 

in der bundesnetzagentur für weitere Planungen 

und als grundlage für Frequenzzuteilungen 

verwendet als auch nach einer internationalen 

Vereinbarung der itu in genf zur Verfügung 

gestellt und dort veröffentlicht. im rahmen 

einer internationalen Messkampagne betei-

ligte sich der Messdienst der bundesnetzagentur 

an Messungen auf Frequenzen von short range 

devices. die Messungen lassen rückschlüsse 

auf die aktuelle belegung dieses bereiches 

sowie die notwendigkeit von Änderungen bei 

der zuweisung von Frequenzen an die einzelnen 

anwendungen zu.

darüber hinaus nehmen Vertreter der bundes-

netzagentur in gremien zum thema „radio 

monitoring“ auf europäischer ebene in der 

cePt und international im rahmen der itu teil. 
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im jahr 2011 konnte insbesondere durch inten-

sive Mitarbeit der bundesnetzagentur das itu 

handbook spectrum Monitoring überarbeitet 

werden. dieses handbuch dient den Funkmess-

diensten als nachschlagewerk für die bereiche 

organisation, Messverfahren, Messtechnik und 

beschaffungsmaßnahmen.

ÖffENTlIchE	sIchErhEIT

Automatisiertes Auskunftsverfahren 	

nach § 112 TkG

sicherheitsbehörden erhalten über die bundes-

netzagentur zur erfüllung ihres gesetzlichen 

auftrags von den telekommunikationsunter-

nehmen aus deren Kundendateien auskünfte 

über namen und anschriften der inhaber von 

rufnummern. rund 250 bei der bundesnetz-

agentur registrierte behörden können zurzeit 

bei 140 telekommunikationsunternehmen 

entsprechende Bbestandsdaten abrufen. Ddie 

anzahl der anfragen blieb im Vergleich zum 

Vorjahr auf gleichem niveau.

Auskunftsersuchen von Ssicherheitsbehörden und Abfragen bei den 	

Tk-diensteanbietern
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Technische	umsetzung von	überwachungs-

maßnahmen und Erteilung von Auskünften 

nach § 110 TkG

Mit ihren aufgaben bei der technischen umset-

zung von Überwachungsmaßnahmen leistet die 

bundesnetzagentur einen wichtigen beitrag zur 

gewährleistung der öffentlichen sicherheit. ins- 

besondere die technische richtlinie (tr) nach  

§ 110 abs. 3 tKg ist eine wesentliche grundlage 

für die gestaltung der Überwachungstechnik 

durch die beteiligten tK-unternehmen, her- 

steller und sicherheitsbehörden. die richtlinie 

wird bei bedarf an neue telekommunikations-

technologien angepasst.

am 1. april 2011 ist das neue Ptsg vom 24. März 

2011 in Kraft getreten. das alte Ptsg vom  

14. september 1994 und die auf seiner basis 

erlassenen Rrechtsverordnungen sind gleich-

zeitig außer Kraft getreten. die bundesnetz-

agentur hat bereits mit 23.500 schreiben die 

telekommunikationsbevorrechtigten, -unter-

nehmen und behörden über die neuen bestim-

mungen und die Übergangsvorschriften infor- 

miert.

Qualifizierte elektronische	signatur

die bundesnetzagentur ist die zuständige 

behörde nach dem sigg. sie hat durch ihre 

arbeit im rahmen der aufsicht über die zerti-

fizierungsdiensteanbieter (zda) auch im jahr 

2011 dazu beigetragen, dass vorhandene 

sichere strukturen in diesem bereich noch 

weiter optimiert wurden. in ihrer Funktion als 

nationale Wurzelzertifizierungsstelle hat die 

bundesnetzagentur die von den akkreditierten 

zda für ihre tätigkeit benötigten qualifizierten 

zertifikate ausgestellt und hält sie öffentlich in 

ihrem Verzeichnisdienst nachprüfbar.

im jahr 2011 haben sich anzahl und umfang der 

beratungsleistungen für Wirtschaft, behör- 

den und bürger zur qualifizierten elektronischen 

signatur auf nationaler und internationaler 

ebene gegenüber dem Vorjahr weiter erhöht. 

dies ist u. a. auf großprojekte des bundes wie 

den (elektronischen) Personalausweis und das 

elektronische Aabfallnachweisverfahren zurück- 

zuführen. insbesondere das elektronische  

abfallnachweisverfahren führte zu einer 

spürbar positiven resonanz.

auch auf eu-ebene ist das interesse, die qualifi-

zierte elektronische signatur in die jeweiligen 

nationalen anwendungen zu integrieren und 

diese länderübergreifend zu nutzen, erheblich 

gestiegen. aufgrund dessen wurde in den inter- 

nationalen gremien und Foren im jahr 2011 

verstärkt darauf hingearbeitet, dass die infor-

mationen der Mitgliedstaaten zur nationalen 

umsetzung der signaturrichtlinie weiter auf- 

bereitet und zusammengefasst wurden. die 

tätigkeit der bundesnetzagentur beschränkt 

sich dabei nicht nur auf die Mitarbeit in den 

gremien und Foren. sie stellt vielmehr auch 

eines der drei Vorstandsmitglieder des Forum 

of european supervisory authorities for elec-

tronic signatures (Fesa). Parallel dazu wurde 

im rahmen der technischen neustandardisie-

rung damit begonnen, alle bestehenden euro-

päischen standards zu überarbeiten und diese 

zum zweck der interoperabilität der Produkte 

für qualifizierte elektronische signaturen neu 

zu gestalten.

die vertrauenswürdige liste der bundesrepu-

blik deutschland (trusted list, tl), eine samm-

lung von informationen zu den zda, wurde 

weiter fortgeschrieben. diese liste sowie die 

listen aller Mitgliedstaaten der eu sind ein 

wichtiger beitrag auf dem Weg zu einer länder-
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übergreifenden Prüfbarkeit qualifizierter  

elektronischer Ssignaturen.

auf nationaler ebene wurde die zusammenar-

beit mit gremien wie dem cast e. V., einem 

Kompetenzzentrum für it-sicherheit in darm-

stadt, erfolgreich fortgesetzt. dazu gehört auch 

der jährlich stattfindende cast-Workshop zum 

thema Public-Key-infrastrukturen, der von der 

bundesnetzagentur mitorganisiert und mode-

riert wird. ebenso fanden im jahr 2011 die von 

der Bbundesnetzagentur geleiteten regelmäßigen 

sitzungen der arbeitsgemeinschaft anerkann-

ter Prüf- und bestätigungsstellen (agab) statt, 

die den Prüf- und bestätigungsstellen wieder 

eine Plattform zur Kommunikation, Koordinie-

rung und Weiterentwicklung ihrer arbeit boten.

die bundesnetzagentur publizierte im jahr 2011 

aufgrund ihrer gesetzlichen Verpflichtungen 

weiterhin bestätigungen für Produkte für quali- 

fizierte elektronische signaturen, hersteller-

erklärungen, die den anforderungen des signa-

turgesetzes und der rechtsverordnung ent- 

sprechen, sowie die geeigneten algorithmen 

und zugehörigen Parameter für qualifizierte 

elektronische Ssignaturen.

INfrAsTrukTurATlAs

die bundesnetzagentur führt seit dezember 2009 

einen bundesweiten Iinfrastrukturatlas. Dder Iinfra-

strukturatlas ist ein geoinformationssystem (gis) 

und enthält daten über in deutschland vorhan-

dene infrastruktur, die beim aufbau von breit-

bandnetzen grundsätzlich mitgenutzt werden 

könnte. dies sind u. a. glasfaserleitungen, leer-

rohre, hVt, KVz, sendemasten, antennenstand-

orte sowie andere geeignete infrastruktur.

die daten stammen von infrastrukturinhabern, 

die sich freiwillig am aufbau des infrastruktur-

atlas beteiligt haben, sowie von öffentlichen 

gebietskörperschaften. die daten können von 

gebietskörperschaften, Ttelekommunikations-

unternehmen und Planungsbüros, die an breit-

bandausbauprojekten beteiligt sind, genutzt 

werden.

der infrastrukturatlas ist ein leistungsfähiges 

Planungstool für den breitbandausbau und 

ermöglicht die synergienutzung bei der gemein-

samen Verlegung und nutzung von infrastruk-

tur. dadurch können die Kosten des breitband- 

ausbaus gesenkt werden, was auch in dünner 

besiedelten regionen einen ausbau wirtschaft-

licher macht.

der infrastrukturatlas setzt eine Maßnahme 

der Bbreitbandstrategie der Bbundesregierung 

um und wird in einem mehrstufigen Verfahren 

eingeführt. in der Phase 1 konnten Vertreter 

der länder, der (land-)Kreise sowie der kreis-

freien städte als abfrageberechtigte einen 

antrag auf nutzung des infrastrukturatlas bei 

der Bbundesnetzagentur stellen. Kreisangehö-

rige Kommunen, telekommunikationsunter-

nehmen sowie Planungsbüros waren nutzungs- 

berechtigte des infrastrukturatlas. sie konnten 

sich über den regional zuständigen abfragebe-

rechtigten ebenfalls an die bundesnetzagentur 

wenden.

am 4. oktober 2011 wurde die Phase 2 des infra-

strukturatlas bei der bundesnetzagentur eröff-

net. die wesentliche Änderung besteht darin, 

dass nun auch daten über die geografische lage 

der infrastrukturen an die berechtigten heraus- 

gegeben werden können. hierzu werden den 

berechtigten nutzern Kartenausschnitte in 

elektronischer Form zur Verfügung gestellt.
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neben der Kontaktaufnahme ermöglicht der 

infrastrukturatlas somit in der zweiten Phase 

auch eine erste grobplanung im rahmen des 

jeweiligen breitbandausbauprojekts. details der 

Mitnutzung sowie die exakte lage der infra-

struktur können dann ggf. gegenstand weiterer 

Verhandlungen zwischen Iinfrastrukturinhaber 

und antragsteller sein. zudem steht nun neben 

den bisherigen Aabfrageberechtigten auch kreis-

angehörigen Kommunen die Möglichkeit offen, 

direkt als abfrageberechtigte bei der bundes-

netzagentur einen antrag auf auskunft aus dem 

infrastrukturatlas zu stellen.

der eintritt in die Phase 2 gewährleistet weiter-

hin erhöhte sicherheitsmaßnahmen, darunter 

einen verschlüsselten Versand der informationen 

sowie die Verwendung von digitalen Wasser-

zeichen auf den erstellten Karten zur rückver-

folgung von dokumenten. die umsetzung der 

Verbesserungen bedurfte einer Änderung des 

Verfahrens. Zzwischen der Bbundesnetzagentur 

und dem jeweiligen abfrage- und nutzungsbe-

rechtigten ist jeweils vor der erteilung der aus-

kunft ein einmaliger Vertrag zu schließen. 

die einführung der Phase 2 ist bislang bei den 

beteiligten auf positive resonanz gestoßen. 

auskünfte aus dem infrastrukturatlas werden 

auf der datenbasis von rund 250 freiwillig teil-

nehmenden Iinfrastrukturinhabern erteilt 

(stand: januar 2012). es wurden bisher insgesamt 

mehr als 100 Verträge über die nutzung des 

bundesweiten infrastrukturatlas mit abfrage-

berechtigten sowie Nnutzungsberechtigten 

geschlossen. seit beginn der Phase 2 wurden 

bis zum 31. dezember 2011 insgesamt 30  

anträge auf nutzung des infrastrukturatlas 

gestellt und bearbeitet. die 2011 beauskunfteten 

gebiete repräsentieren eine Fläche von rund 

neun Prozent der gesamtfläche der bundes-

republik, auf der ca. 6,1 Mio. einwohner leben.
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Gerichtliche Verfahren
Der Schwerpunkt der gerichtlichen Auseinandersetzungen lag auch im Jahr 2011  

auf Streitigkeiten, die den Bereich der Frequenzregulierung betrafen. Zugleich sind im 

Bereich der Marktregulierung einige höchstrichterliche Entscheidungen ergangen, die 

wichtige regulatorische Fragestellungen zum behördlichen Beurteilungsspielraum bei 

der Marktdefinition und Marktanalyse, zum Beurteilungsspielraum bei der Ermittlung 

des Investitionswertes im Rahmen von Entgeltgenehmigungsentscheidungen für den 

Zugang zur TAL sowie zur Möglichkeit einer rückwirkenden Auferlegung von Regulierungs­

verpflichtungen rechtskräftig geklärt haben.

insgesamt wurden im jahr 2011 im telekommu-

nikationsbereich 80 hauptsacheklagen und  

18 eilverfahren gegen entscheidungen der  

bundesnetzagentur vor den Verwaltungsge-

richten anhängig gemacht. entschieden wur-

den 123 hauptsacheverfahren und 23 eilver-

fahren, wobei diese entscheidungen teilweise 

auch in den Vorjahren anhängig gemachte 

Verfahren betrafen. Ddie Bbundesnetzagentur 

obsiegte in 98 hauptsacheverfahren und in  

22 eilverfahren. 

WIdErruf eineEINEr UMumTs-mOBIlfuNklIZENZ	

uNd eineEINEs FfrEQuENZZuTEIluNGs-

BEschEIds

Mit urteil vom 17. august 2011 (az. 6 c 9.10) hat 

das bundesverwaltungsgericht (bVerwg) eine 

Klage gegen den Widerruf einer im jahr 2000 

ersteigerten uMts-Mobilfunklizenz und eines 

Frequenzzuteilungsbescheids sowie auf rück-

zahlung des entrichteten Versteigerungser-

löses zurückgewiesen. es hat damit die urteile 

der Vorinstanzen (Vg Köln, urteil vom 25. april 

2007; az. 21 K 3675/05/oVg nrW, urteil vom 

30. juni 2009; az. 13 a 2069/07) bestätigt. 

die Klägerin hatte im jahr 2000 an einem Ver-

steigerungsverfahren von lizenzen für uMts/

iMt-2000 teilgenommen und den zuschlag für 

die erteilung einer bundesweiten Mobilfunk-

lizenz mit einer laufzeit bis zum 31. dezember 

2020 und einer ausstattung von zwei Frequenz-

blöcken zum Preis von ca. 8,4 Mrd. euro erhalten. 

gemäß den der lizenzurkunde beigefügten 

Frequenznutzungsbedingungen war die Klä-

gerin verpflichtet, einen Versorgungsgrad der 

bevölkerung von mindestens 25 Prozent bis 

zum 31. dezember 2003 und von mindestens  

50 Prozent bis zum 31. dezember 2005 zu errei-

chen. in der lizenz war ein Widerruf für den 

Fall der nichterfüllung der Verpflichtungen 

vorgesehen. 
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in der Folgezeit stellte die Klägerin ihre tätigkeit 

als anbieterin von Mobilfunkdienstleistungen 

ein und entließ den größten teil ihrer beleg-

schaft. bei Messungen der bundesnetzagentur 

im jahr 2004 konnten keine sendeaktivitäten in 

dem Frequenzspektrum, das dem unternehmen 

zugeteilt worden war, festgestellt werden. darauf-

hin wurden die lizenzrechte des unternehmens 

und der ihm erteilte Frequenzzuteilungsbescheid 

widerrufen. eine rückzahlung des Versteige-

rungserlöses erfolgte nicht.

das bVerwg hat die rechtmäßigkeit des Wider-

rufs der lizenz und der Frequenzzuteilung we-

gen Nnichterfüllung der daraus resultierenden 

Verpflichtungen bestätigt. aus den der lizenz-

urkunde beigefügten Frequenznutzungsbe-

dingungen ergibt sich, dass die seinerzeit nur 

in beschränkter anzahl zur Verfügung stehen-

den Frequenzen für den uMts-Mobilfunk effi-

zient genutzt und die Voraussetzungen für die 

aufnahme von Mobilfunkdiensten baldmög-

lichst in abhängigkeit von den notwendigen 

technischen Voraussetzungen durch die lizenz-

nehmer geschaffen werden sollten. 

das bVerwg hat weiter entschieden, dass kein 

anspruch auf rückzahlung des entrichteten 

zuschlagspreises besteht. Mit dem zuschlags-

preis wird nicht der während der gesamten li-

zenzlaufzeit konkret fortbestehende nutzungs-

vorteil abgegolten, sondern vielmehr die durch 

die zuweisung abstrakt eröffnete und bei pflicht-

gemäßem Verhalten erzielbare nutzungsmög-

lichkeit. Verantwortet der lizenznehmer durch 

sein eigenes Verhalten den vorzeitigen entzug 

der lizenz, führt dieser Verlust als solcher nicht 

zu einer störung der Äquivalenzbeziehung.

frEQuENZVErlAGEruNGEN

das bVerwg hat mit urteil vom 26. januar 2011 

(az. 6 c 2.10) eine drittanfechtungsklage auf 

aufhebung ergangener Frequenzverlagerungs-

bescheide vom 3. Februar 2006 abgewiesen. 

Mit den bescheiden waren den e-netzbetreibern 

gsM-Frequenzen im 900-Mhz-bereich gegen 

Verzicht auf die bestehende nutzung bestimm-

ter Funkfrequenzen im spektrum von 1.800 Mhz 

in umsetzung des gsM-Konzepts – ohne eröff-

nung eines Vergabeverfahrens – zugewiesen 

worden. damit bestätigte das bVerwg im  

ergebnis die vorausgegangenen Eentscheidungen 

des oVg nrW vom 26. Mai 2009 (az. 13 a 424/08) 

und des Vg Köln vom 30. november 2007  

(az. 11 K 5392/06).

das gericht stellte fest, dass eine Vergabe eines 

Frequenzspektrums im Wege der Frequenz-

verlagerung im rahmen des in § 55 abs. 9 satz 1 

tKg eingeräumten ermessens zulässig ist. sie 

bedarf einer vorherigen Bbeschlusskammerent-

scheidung nach § 132 abs. 1 tKg.

Mit der drittanfechtungsklage kann die aufhe-

bung einer im Wege der Frequenzverlagerung 

erfolgten Frequenzzuteilung nur verlangt wer-

den, wenn der drittanfechtende im maßgebli-

chen beurteilungszeitpunkt (letzte Verwaltungs-

entscheidung) die zuteilungsvoraussetzungen in 

seiner Person erfüllt. eine absichtserklärung, bei 

durchführung eines Vergabeverfahrens eine  

bewerbung für diese Frequenzen anzustreben, 

reicht hierfür nicht aus.

die Klägerin hat mittlerweile eine Verfassungs-

beschwerde anhängig gemacht, die beim  

bundesverfassungsgericht (bVerfg) unter dem 

aktenzeichen 1 bvr 1100/11 geführt wird.
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frEQuENZVErGABE	für dEN	drAhTlOsEN	

ZuGANG

Mit der Präsidentenkammerentscheidung vom 

12. oktober 2009 wurde das Verfahren zur Ver-

gabe von Frequenzen in den bereichen 800 Mhz 

(sog. digitale dividende), 1,8 ghz, 2,0 ghz und 

2,6 ghz eingeleitet. gegen diese entscheidung 

sind einige unternehmen erstinstanzlich sowohl 

im eil- als auch im hauptsacheverfahren bislang 

erfolglos vorgegangen.

die Präsidentenkammerentscheidung war im 

jahr 2011 auch gegenstand zahlreicher entschei-

dungen des bVerwg. zum teil konnte das ge-

richt noch keine abschließende entscheidung 

treffen, da es an erforderlichen Feststellungen 

durch die ausgangsinstanz fehlte, und zum 

teil hat es bereits die rechtmäßigkeit der Prä-

sidentenkammerentscheidung bestätigt.

Entscheidungen des BVerwG

Mit urteil vom 23. März 2011 (az. 6 c 6.10) hob 

das bVerwg aufgrund der revision einer Mobil-

funknetzbetreiberin eine erstinstanzliche  

entscheidung des Vg Köln vom 17. März 2010 

(az. 21 K 7769/09) auf und verwies die sache zur 

anderweitigen Verhandlung und Eentscheidung 

an das Vg Köln zurück. das Verfahren ist dort 

unter dem aktenzeichen 21 K 3150/11 anhängig.

das bVerwg vermochte auf der grundlage der 

bisher vom Vg Köln getroffenen Feststellungen 

noch nicht abschließend zu entscheiden, ob die 

Voraussetzungen gegeben sind, die das gesetz 

an den erlass einer Vergabeanordnung knüpft. 

dies gilt insbesondere für die Frage, ob die erfor-

derliche Frequenzknappheit vorliegt.

das Vg Köln muss nun prüfen, ob die bis in das 

jahr 2005 zurückreichenden bedarfsmeldungen 

stabil sind und inwieweit das neu hinzugekom-

mene spektrum unterhalb von 1 ghz (digitale 

dividende) auswirkungen auf den angenomme-

nen bedarfsüberhang hinsichtlich der Frequen-

zen oberhalb von 1 ghz hat. dabei darf das  

gericht auch auf spätere erkenntnisse, etwa über 

den tatsächlichen Verlauf und die ergebnisse 

des Versteigerungsverfahrens, zurückgreifen, 

soweit sie den rückschluss auf einen bereits im 

zeitpunkt des erlasses der Vergabeanordnung 

bestehenden Bbedarfsüberhang zulassen.

nicht abschließend beurteilt wurde vom bVerwg 

auch die Frage, ob das Versteigerungsverfahren 

geeignet ist, um die regulierungsziele zu errei-

chen. Aals rechtmäßig, um das regulierungsziel 

des chancengleichen Wettbewerbs sicherzu-

stellen, sah das gericht jedoch die im rahmen 

der Versteigerungsregeln angeordnete bietrechts- 

beschränkung an. die bewertungen der bundes-

netzagentur lassen nach ansicht des bVerwg 

ein schlüssiges handlungskonzept erkennen, 

das der effizienten Frequenznutzung den Vor-

rang gegenüber kollidierenden anderen  

belangen einräumt. 

in vier weiteren entscheidungen vom 22. juni 2011 

(az. 6 c 3.10, 6 c 5.10, 6 c 40.10 und 6 c 41.10) hat 

das bVerwg seine rechtsprechung aus dem urteil 

vom 23. März 2011 bestätigt und weiter vertieft.

die Klägerin in diesen Verfahren betreibt auf 

der grundlage von Frequenznutzungsrechten, 

die ab dem jahr 1999 zugeteilt worden waren, 

ein eigenes Funknetz. die insgesamt 36 regio-

nalen zuteilungen im bereich 2,6 ghz berech-

tigen sie zum betrieb von Punkt-zu-Mehrpunkt-

richtfunkanlagen im festen Funkdienst. die 

Klägerin nutzt nur einige wenige dieser zutei-

lungen. in den übrigen regionen werden die 

Frequenzen nicht genutzt. die zuteilungen 
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waren bis zum 31. dezember 2007 befristet, 

dürfen von der Klägerin aber übergangsweise  

	– auf Bbasis eines gerichtlichen Vergleichs – noch 

weiter genutzt werden.

das bVerwg führte u. a. aus, dass eine aufhe-

bung der Präsidentenkammerentscheidung 

ausschließlich für einen Frequenzbereich (hier 

2,6 ghz) oder gar für die der Klägerin aus diesem 

Frequenzbereich seinerzeit zugeteilten Eeinzel-

frequenzen ebenso wenig in betracht kommt 

wie eine isolierte aufhebung des betreffenden 

teils einer Vergabeanordnung. 

der anordnung eines Vergabeverfahrens muss 

zudem kein förmliches Bbedarfsermittlungsver-

fahren mit öffentlicher aufforderung, innerhalb 

einer angemessenen Frist Bbedarfsmeldungen 

in bezug auf die fraglichen Frequenzen einzu-

reichen, vorausgehen. dieses sieht das gesetz 

nicht vor. eine nichtbeteiligte am beschluss-

kammerverfahren kann sich auch nicht auf die 

nichtdurchführung einer mündlichen Ver-

handlung vor erlass einer Vergabeanordnung 

berufen. ob dem erlass einer Vergabeanordnung 

eine mündliche Verhandlung nach § 135 abs. 3 

tKg vorausgehen muss, ließ das gericht offen.

die Verfahren gegen die anordnung der Verfah-

rensverbindung und anordnung des Vergabe-

verfahrens (az. 6 c 3.10) und gegen die anord-

nung des Versteigerungsverfahrens (az. 6 c 5.10) 

wurden an die ausgangsinstanz (Vg Köln) zur 

weiteren Klärung zurückverwiesen. sie sind 

dort unter den aktenzeichen 21 K 4413/11 und  

21 K 4414/11 anhängig.

die Klagen gegen die Vergabebedingungen 

(az. 6 c 40.10) und gegen die Versteigerungs-

regeln (az. 6 c 41.10) wurden abgewiesen. das 

bVerwg erkannte der bundesnetzagentur  

sowohl bei der Festlegung der Vergabebedin-

gungen als auch bei der Festlegung der Versteige-

rungsregeln einen gerichtlich nur eingeschränkt 

überprüfbaren beurteilungsspielraum zu, den 

sie rechtmäßig ausgeübt hat.

Entscheidungen des VG	köln

Mit urteilen vom 9. Februar 2011 (az. 21 K 8146/09, 

21 K 8147/09 und 21 K 8148/09) hat das Vg Köln 

die Klagen von rundfunkanstalten gegen die 

Modalitäten der Vergabe von Funkfrequenzen 

im bereich von 790-862 Mhz (sog. 800-Mhz-

band) an Mobilfunkunternehmen in der Präsi-

dentenkammerentscheidung vom 12. oktober 

2009 abgewiesen. 

die Klägerinnen befürchteten, dass es durch 

die vorgesehene nutzung der Frequenzen in 

dem bereich 790-862 Mhz für den Mobilfunk  

	– insbesondere durch den einsatz der für die 

schnelle Funkanbindung an das internet vorge-

sehenen lte-technologie – zu störungen des  

digitalen rundfunkempfangs kommen würde – 

sowohl durch die nutzung der endgeräte als 

auch der basisstationen. Vor diesem hintergrund 

verlangten sie, dass die bundesnetzagentur vor 

der Vergabe von Frequenzen für Mobilfunk-

dienste das gegebene störpotenzial sorgfältig 

ermittelt und durch eine entsprechende aus-

gestaltung der Frequenznutzungsbestimmungen 

die zu erwartenden Folgekonflikte löst und ver-

bindliche Vorgaben für die bewältigung der 

auftretenden Iinterferenzproblematiken macht. 

das gericht führte aus, dass die angefochtenen 

teile der allgemeinverfügung die Klägerinnen 

als nichtadressatinnen und nichtteilnehme-

rinnen an dem Vergabeverfahren jedenfalls 

nicht oder nicht unmittelbar in ihren rechten 

verletzen. dies gilt nach den Feststellungen des 

gerichts auch für die Frequenznutzungsbe-
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stimmungen für den 800-Mhz-bereich. die von 

den Klägerinnen befürchteten störungen des 

rundfunkempfangs treten – wenn überhaupt – 

noch nicht mit der im rahmen von § 61 abs. 4 

nr. 4 tKg erfolgenden Festlegung der Frequenz-

nutzungsbestimmungen auf, sondern erst nach 

durchführung des Vergabeverfahrens mit der 

zuteilung der Frequenzen und ihrer nutzung. 

die Frequenznutzungsbestimmungen haben 

auch nicht rechtlich die Wirkung einer unter 

dem Vorbehalt des zuschlags stehenden zusiche-

rung der späteren Frequenzzuteilung unter 

eben diesen bedingungen, da diese bestim-

mungen ausdrücklich nur vorläufige bestim-

mungen für den 800-Mhz-Frequenzbereich 

sind und insofern der bindungswille der behörde 

fehlt. zudem ist in der allgemeinverfügung der 

Vorbehalt der nachträglichen Änderung der 

Frequenznutzungsbestimmungen enthalten. 

die Klägerinnen werden auch nicht in einem 

auch sie schützenden subjektiven recht auf 

fehlerfreie abwägung ihrer belange in einem 

Planungsprozess verletzt. ein planungsrecht-

lich fundiertes recht auf gerechte abwägung 

gibt es im rahmen des § 61 abs. 4 tKg nicht.  

die in der allgemeinverfügung getroffenen 

entscheidungen werden nicht in einem förmli-

chen Planfeststellungsverfahren getroffen. sie 

sind keine eigenständigen planerischen Eent-

scheidungen hinsichtlich des schutzes konfli-

gierender Frequenznutzungen, in deren Rrah-

men drittbetroffenen ein subjektives recht auf 

gerechte abwägung ihrer belange zukommt.

die Klägerinnen können sich auch nicht auf 

eine unmittelbare Verletzung in ihrer rund-

funkfreiheit berufen. Ddie befürchteten Bbeein-

trächtigungen sind aufgrund ihrer Qualität 

oder ihres umfangs nicht geeignet, die freie 

individuelle und öffentliche Meinungsbildung, 

der die rundfunkfreiheit dient, zu gefährden. 

aufgrund sich beeinträchtigender Frequenz-

nutzungen kann es zwar vorübergehend zu 

empfangsstörungen kommen, diese können 

aber durch entsprechende technische Maß-

nahmen vermieden oder zumindest deutlich 

gelindert werden. 

die Klägerinnen verfolgen ihr Klagebegehren 

mit der revision gegen das urteil im Verfahren 

21 K 8146/09 weiter. die revision wird beim 

bVerwg unter dem aktenzeichen 6 c 13.11 geführt.

das Vg Köln hat mit urteil vom 14. september 2011 

(21 K 8149/09) zudem eine Klage einer rundfunk-

sendernetzbetreiberin abgewiesen. Ddiese hatte 

sich ebenfalls gegen die Vergabe der Frequenzen 

aus dem bereich 790-862 Mhz gewehrt, weil sie 

zum einen in diesem bereich noch über Frequenz-

zuteilungen verfügt und zum anderen störungen 

des rundfunksenderbetriebs durch die zukünf-

tige nutzung befürchtete.

in seiner entscheidung stellte das gericht fest, 

dass die bundesnetzagentur das 800-Mhz-band 

in das Vergabeverfahren einbeziehen durfte. 

in die im rahmen des § 55 abs. 9 tKg zu treffen-

de Prognoseentscheidung und in die anschlie-

ßende Vergabe darf die behörde nicht nur die 

im Prognosezeitpunkt tatsächlich für eine 

zuteilung zur Verfügung stehenden Frequenzen 

einbeziehen. sie muss auch solche Frequenzen 

berücksichtigen, die absehbar für die spätere 

zuteilung zur Verfügung stehen werden, auch 

wenn sie zum zeitpunkt der anordnung des 

Vergabeverfahrens noch mit Frequenznutzungs-

rechten belegt sind. das gilt nicht nur für Fre-

quenzen, die aufgrund auslaufender befristun-

gen der nutzungsrechte wieder verfügbar sein 

werden, sondern auch für solche, die mit hoher 
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Wahrscheinlichkeit aufgrund anderer umstände, 

etwa zu erwartender rückgaben oder beabsich-

tigter Widerrufe, für eine neuvergabe zur Ver-

fügung stehen werden.

zudem verneinte das gericht einen anspruch 

auf gewährleistung einer in jeder hinsicht von 

störungen freien Frequenznutzung gegenüber 

später hinzutretenden Frequenznutzungen. Iim 

Wege der abwägung besteht nach ansicht des 

Vg Köln lediglich ein anspruch auf abwehr  

unzumutbarer Bbeeinträchtigungen.

die entscheidung der bundesnetzagentur, die 

Frequenzen im 800-Mhz-bereich schon vor ei-

ner abschließenden Klärung der störszenarien 

unter der Festlegung nur vorläufiger Frequenz-

nutzungsbestimmungen zur Vergabe zu stellen, 

ist ermessensfehlerfrei. in der situation einer 

zwar grundsätzlich gegebenen Verträglichkeit 

der unterschiedlichen Frequenznutzungen, 

aber bestehenden Möglichkeit des auftretens 

von störenden Iinterferenzen bei der späteren 

nutzung, steht es im ermessen der behörde, die 

Vergabe der in rede stehenden Frequenzen unter 

dem Vorbehalt einer nachträglichen Änderung 

der Nnutzungsbestimmungen durchzuführen.

gegen die entscheidung hat die Klägerin revision 

eingelegt. diese ist beim bVerwg unter dem 

aktenzeichen 6 c 36.11 anhängig.

Mit urteilen vom 7. dezember 2011 (az. 21 K 

8194/09 und 21 K 8195/09) hat das Vg Köln da-

rüber hinaus die Klagen zweier Kabelnetzbe-

treiber gegen die Präsidentenkammerentschei-

dung abgewiesen. die Kabelnetzbetreiber 

befürchteten, dass die vorgesehene nutzung 

der Frequenzen im bereich 790-862 Mhz für 

den Mobilfunk zu störungen ihrer kabelge-

stützten anwendungen, insbesondere zu inter-

ferenzen mit den von ihren Kunden genutzten 

Kabelmodems und set-top-boxen führen würde. 

sie verlangten deshalb die aufhebung der all-

gemeinverfügung bzw. die Verpflichtung der 

bundesnetzagentur, die Aallgemeinverfügung 

für den Frequenzbereich 790-862 Mhz durch 

nebenbestimmungen oder in anderer geeigne-

ter Weise so zu ergänzen, dass die befürchteten 

unannehmbaren Sstörungen ausgeschlossen sind, 

soweit die netze eine bestimmte störfestigkeit 

aufweisen.

das gericht stellte diesbezüglich wie in seinen 

urteilen vom 9. Februar 2011 fest, dass die Kläge-

rinnen durch die in der allgemeinverfügung 

für den Frequenzbereich 800 Mhz festgelegten  

	– ausdrücklich vorläufigen – Frequenznutzungs-

bestimmungen nicht unmittelbar in ihren 

rechten betroffen sind. die befürchteten stö-

rungen der technischen infrastruktur treten  

	– wenn überhaupt – noch nicht mit der im rahmen 

des § 61 abs. 4 nr. 4 tKg erfolgenden Festlegung 

der Frequenznutzungsbestimmungen, sondern 

erst mit der zuteilung der Frequenzen im sinne 

des § 55 tKg und mit ihrer nutzung auf. Für 

den Fall, dass die von den Klägerinnen befürch-

teten störungen eintreten, ist es ihnen nach  

ansicht des gerichts unbenommen, bei der  

beklagten das behördliche einschreiten gegen 

die Verursacher der störung zu verlangen und 

die nachträgliche Änderung der für diese 

geltenden Frequenznutzungsbestimmungen 

zu beantragen.

diese entscheidungen sind noch nicht rechts-

kräftig.
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ENTschEIduNGEN	Zur AuslEGuNG	dEs 	

§ 28 ABs. 2 TkG 

Mit urteilen vom 4. april 2011 (az. 21 K 568/08 

und 21 K 1408/08) hat das Vg Köln den Klagen 

der dt ag gegen die bescheide bK 2c-07/004 

vom 21. januar 2008 und bK 2b-08/004 vom  

20. Februar 2008 stattgegeben. inhaltlich ging 

es in den Klageverfahren insbesondere um die 

auslegung des § 28 abs. 2 tKg, die Frage der 

nachbildbarkeit eines bündelprodukts und des 

dabei anzulegenden Prüfungsmaßstabs sowie 

um den begriff des effizienten Wettbewerbers 

im sinne des § 28 abs. 2 nr. 3 tKg.

die bundesnetzagentur hatte gegenüber der  

Klägerin festgestellt, dass die auf grundlage eines 

rahmenvertrags vereinbarten entgelte für die 

mit dem Vertrag angebotenen bündelprodukte 

im sinne des § 28 abs. 2 nr. 3 tKg missbräuchlich 

sind, weil effiziente Wettbewerber nicht in der 

lage seien, die bündelprodukte zu vergleich-

baren Konditionen nachzubilden. hinsichtlich 

der von dem unternehmen daraufhin vorge-

legten neuen entgelte war mit bescheid vom  

20. Februar 2008 (bK 2b-08/004) festgestellt 

worden, dass diese die festgestellten Verstöße 

gegen § 28 tKg abstellten.

das gericht führte zur begründung seiner ent-

scheidungen aus, dass die bundesnetzagentur 

bei der Prüfung der nachbildbarkeit des bean-

standeten bündelprodukts im sinne des § 28 

abs. 2 nr. 3 tKg weder ausreichend dem  

umstand rechnung getragen hat, dass Wettbe-

werber der Klägerin imstande sind, leistungs-

bestandteile des bündelangebots selbst zu 

erstellen, noch hat sie die mit der bündelung in 

der Rregel erzielbaren Kosteneinsparungen 

hinreichend berücksichtigt. nach ansicht des 

gerichts sind für die selbst realisierten bestand-

teile des bündelangebots gemeinkostenzu-

schläge nicht in ansatz zu bringen; insoweit ist 

es sachgerecht, den Maßstab des § 28 abs. 2  

nr. 1 tKg anzuwenden. dabei muss die für effi-

ziente Wettbewerber in ansatz zu bringende 

angemessene Verzinsung des eingesetzten  

Kapitals nicht mit derjenigen identisch sein, die 

gegenüber dem marktbeherrschenden Uunter-

nehmen im rahmen der genehmigung von 

(Vorleistungs-)entgelten Bberücksichtigung  

gefunden hat. soweit effiziente Wettbewerber 

für die realisierung des angebots des Produkt-

bündels auf einen vollständigen oder teilwei-

sen bezug von Vorleistungen angewiesen sind, 

ist nach auffassung des gerichts im rahmen 

der nachbildbarkeitsprüfung des § 28 abs. 2  

nr. 3 tKg ferner zu berücksichtigen, dass der 

Vorleistungsbezug nicht allein vom marktbe-

herrschenden unternehmen möglich ist, 

sondern auch von anderen Wettbewerbern zu 

Preisen erfolgen kann, die möglicherweise 

günstiger sind als diejenigen des marktmäch-

tigen unternehmens. 

Wie das gericht darüber hinaus dargelegt hat, 

muss bei der Prüfung des § 28 abs. 2 nr. 3 tKg 

berücksichtigt werden, dass die bündelung 

von Produkten auf seiten des anbieters regel-

mäßig zu synergieeffekten bzw. Verbundvor-

teilen bei erstellung, Vertrieb und Kundenbe-

treuung führt. den bei der Prüfung des § 28 

abs. 2 nr. 3 tKg bestehenden ungewissheiten 

und unwägbarkeiten ist durch einen pauschalen 

zu- oder abschlag zu begegnen. Vorliegend 

hält das gericht einen sicherheitsabschlag zu-

gunsten der Klägerin von zehn Prozent auf die 

ermittelten Kosten der effizienten Wettbewer-

ber für angemessen. Ddieser Ssicherheitsabschlag 

führt nach ansicht des gerichts dazu, dass die 

in den bescheiden festgestellte Kostenunter-
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deckung nicht mehr besteht. die entscheidungen 

sind rechtskräftig.

NIchTZulAssuNG	dEr	rEVIsION	GEGEN	

urTEIlE	dEs VG	kÖlN	Zur	rEGulIEruNGs-

VErfüGuNG	Im BErEIch ANrufZusTElluNG	

Im	fEsTNETZ

Mit inhaltlich identischen beschlüssen vom  

8. april 2011 (az. bVerwg 6 b 48.10 bis 54.10 und 

60.10) hat das bVer wg die nichtzulassungs-

beschwerden alternativer Wettbewerber  

zurückgewiesen. Sstreitgegenständlich waren  

erstinstanzlich die jeweiligen regulierungs-

verfügungen bK 3d-08-055 u. a. vom 7. september 

2009 zu Markt nr. 3 (anrufzustellung im Fest-

netz) der Märkteempfehlung 2007/879/eg, auf 

dem die Kläger und beschwerdeführer über  

beträchtliche Marktmacht verfügen. die unter-

nehmen hatten für sich selbst die auferlegung 

einer zugangsverpflichtung nach § 21 abs. 3 

tKg begehrt. das Vg Köln lehnte die Verpflich-

tungsklagen ab und ließ die revision nicht zu.

gegen diese entscheidungen des Vg Köln gingen 

die unternehmen mit beschwerden gegen die 

nichtzulassung der revision vor. sie wollten vor 

dem bVerwg die Frage geklärt wissen, ob § 21 

abs. 3 tKg auch gegenüber dem betreiber eines 

öffentlichen telefonnetzes, der über beträcht-

liche Marktmacht verfügt, subjektiv-rechtliche 

schutzwirkung entfaltet. darüber hinaus ging 

es um die Frage, ob die auferlegung einer Ver-

pflichtung zur zusammenschaltung einschließ-

lich der Verpflichtung zur erbringung von  

zusammenschaltungsleistungen sowie Kollo-

kation nach § 21 abs. 3 nr. 2 und nr. 4 tKg ein 

zugleich belastender und begünstigender Ver-

waltungsakt ist, der einen anspruch auf aufer-

legung dieser zugangsverpflichtungen für alle 

beteiligten Parteien der Zzusammenschaltung 

gewähren kann.

das bVerwg stellte im Wesentlichen fest, dass 

sich weder dem Wortlaut noch dem zweck des 

§ 21 tKg ein anspruch eines marktmächtigen 

unternehmens darauf entnehmen lässt, dass 

ihm selbst eine zugangsverpflichtung, insbe-

sondere eine Pflicht zur zusammenschaltung 

und zur gewährung von Kollokation, auferlegt 

wird. schutzbedürftig sind nach ansicht des 

gerichts Wettbewerbsunternehmen und end-

verbraucher, nicht aber das marktmächtige  

unternehmen selbst. die rechtlich erheblichen 

interessen des regulierten Uunternehmens  

erstrecken und beschränken sich demgegenüber 

darauf, dass die ihm auferlegten Verpflichtungen 

ihrerseits die grenze der Verhältnismäßigkeit 

nicht überschreiten.

TAl-rEGulIEruNGsVErfüGuNG	VOm 	

27.	juNI	2007

das Vg Köln hat in mehreren urteilen vom  

13. april 2011 (az. 21 K 3061/07 u. a.) Klagen von 

Wettbewerbern gegen die der dt ag auferlegte 

tal-regulierungsverfügung vom 27. juni 2007 

abgewiesen, soweit die Klagen nicht bereits un-

zulässig und/oder in der mündlichen Verhand-

lung zurückgenommen worden waren. die  

Kläger begehrten im rahmen der regulierungs- 

verfügung die auferlegung weiterer Verpflich-

tungen gegenüber dem marktmächtigen unter-

nehmen, u. a. die gewährung des zugangs zum 

teilnehmeranschluss, auch wenn dafür ein  

Kapazitätsausbau erforderlich sein sollte oder 

vorhandene Kupferkabelverbindungen durch 

glasfaserverbindungen ersetzt werden müssten. 

darüber hinaus forderten sie, die Verpflichtung 

zur getrennten rechnungsführung für die tätig-

keiten im zusammenhang mit der bereitstellung 
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des zugangs zur tal sowie die Verpflichtung 

zur Veröffentlichung eines standardangebots 

für den zugang zur unbeschalteten glasfaser 

aufzuerlegen. 

das gericht hat in seiner entscheidung unter 

Fortführung der bisherigen rechtsprechung 

betont, dass der bundesnetzagentur ein umfas-

sender auswahl- und ausgestaltungsspielraum 

hinsichtlich der Frage zusteht, welche regulie-

rungsverpflichtungen in welcher Kombination 

dem marktmächtigen unternehmen auferlegt 

werden. die gerichtliche Kontrolle der getroffe-

nen regulatorischen entscheidung ist auf die 

Überprüfung von abwägungsfehlern beschränkt, 

für die das Vg Köln aber keine anhaltspunkte 

zu erkennen vermochte. die revision ist in 

keinem der Verfahren zugelassen worden. 

die entscheidungen sind rechtskräftig. 

ENTschEIduNG	dEs EurOPäIschEN		

GErIchTshOfs zZu TEIlNEhmErdATEN

in seinem urteil vom 5. Mai 2011 (rs. c-543/09)  

	– ein Vorabentscheidungsersuchen des BbVerwg 

betreffend – hat der europäische gerichtshof 

(eugh) festgestellt, dass rechtsakte des unions-

rechts der regelung in § 47 tKg nicht entgegen-

stehen. auf der grundlage von § 47 tKg hatte 

die bundesnetzagentur die dt ag verpflichtet, 

an einen anbieter von teilnehmerverzeich-

nissen die daten der eigenen teilnehmer sowie 

dem unternehmen vorliegende teilnehmer-

daten von dritten telefondiensteanbietern (sog. 

carrierdaten) weiterzugeben. im sich anschlie-

ßenden verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

machte das telekommunikationsunternehmen 

als Klägerin insbesondere geltend, die auf carrier-

daten erstreckte Weitergabepflicht verstoße 

gegen bestimmungen der universaldienstricht-

linie (url). 

der eugh betonte in seinem urteil, dass art. 25 

abs. 2 url keine Vollharmonisierung der Ver-

pflichtung zur datenweitergabe enthält. somit 

sind die Mitgliedstaaten berechtigt, eine über 

die in dieser regelung enthaltenen Vorgaben 

hinausgehende Pflicht zur Weitergabe von Fremd-

daten einzuführen. zudem greift die regelung 

in § 47 tKg nach ansicht des eugh nicht richt-

linienwidrig in die in art. 16 rahmenrichtlinie 

und art. 17 url vorgesehenen befugnisse der 

bundesnetzagentur ein.

TAl-EINmAlENTGElTE	2003

Mit urteilen vom 25. Mai 2011 (az. 21 K 4637/03, 

21 K 4996/03, 21 K 4997/03, 21 K 4999/03, 21 K 

5000/03, 21 K 5001/03, 21 K 5002/03) hat das  

Vg Köln den gegenüber den jeweiligen Klägern 

ergangenen Eentgeltgenehmigungsbescheid 

vom 30. juni 2003 zu den tal-einmalentgelten 

(bK 4a-03-023 / e 30.04.03) aufgehoben. das  

Vg Köln hat die rechtswidrigkeit des bescheids 

damit begründet, dass die bundesnetzagentur 

von einem nicht zutreffend festgestellten 

sachverhalt hinsichtlich der stundensätze und  

gemeinkostenzuschläge ausgegangen ist. Ddas 

gericht hat in allen urteilen die revisionen  

jeweils mit dem argument abgelehnt, dass die 

rechtssache ausgelaufenes recht betrifft und 

dies ihrer grundsätzlichen bedeutung entge-

gensteht. die entscheidungen sind rechtskräftig.

TAl-üBErlAssuNGsENTGElTE	2001

Mit urteilen vom 23. november 2011 hat das 

bVerwg die revisionen der bundesnetzagentur 

und der dt ag (az. 6 c 11.-13.10) gegen die  

vorausgegangenen urteile des Vg Köln vom  

27. august 2009 (az. 1 K 3427/01, 1 K 3479/01 und 

1 K 3481/01) zurückgewiesen. streitgegenständ-

lich waren die monatlichen Überlassungsent-
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gelte für den zugang zur tal, die die bundes-

netzagentur mit bescheid vom 30. März 2001 ab 

dem 1. april 2001 für 16 zugangsvarianten (u. a. 

für zwei glasfaservarianten) befristet bis zum 

31. März 2003 genehmigt hatte.

das bVerwg hat entschieden, dass die streitige 

genehmigung der monatlichen Überlassungs-

entgelte nicht deshalb rechtswidrig ist, weil die 

regulierungsbehörde den Iinvestitionswert 

ausschließlich anhand von aktuellen Wieder-

beschaffungspreisen, also nach dem tageswert-

prinzip, und nicht auch nach historischen  

anschaffungs- und herstellungskosten bewertet 

hat. Vielmehr kann der Wert des anlagever-

mögens nach ansicht des gerichts auf unter-

schiedliche Weise berechnet werden: auf basis 

der historischen Kosten, vermindert um die 

seither vorgenommenen Aabschreibungen, auf 

basis von Wiederbeschaffungskosten in Form 

von netto- oder bruttowiederbeschaffungs-

kosten, auf basis eines tatsächlich vorhandenen 

netzes oder auf basis eines netzes gleicher Funk-

tion, wie es zum bewertungszeitpunkt nach 

dem stand der technik effizient aufgebaut 

würde. nach den ausführungen des bVerwg 

finden sich im unionsrecht keine bindenden 

Vorgaben dahingehend, dass die regulierungs-

behörde beide berechnungsmethoden zu kom-

binieren oder die historische betrachtungsweise 

für bereits tatsächlich entstandene anschaffungs- 

und herstellungskosten, die voraussichtlichen 

Kosten dagegen für die langfristige entwick-

lung und Verbesserung der infrastruktur heran-

zuziehen hat. 

das gericht beruft sich für die Feststellung, 

dass keine dieser Methoden als die allein zulässige 

gelten kann, auf die entscheidung des eugh 

vom 24. april 2008 (rs. c 55/06), der die Vorgaben 

für den vorliegend relevanten art. 3 abs. 3 der 

Verordnung (eg) nr. 2887/2000 (tal-Verordnung) 

verbindlich festgelegt hat. nach art. 3 abs. 3 der 

tal-Verordnung unterliegt die Festlegung der 

Preise dem gebot der Kostenorientierung. dem 

urteil des eugh lässt sich nach Meinung des 

bVerwg auch nicht entnehmen, dass unter dem 

Wiederbeschaffungswert nur der nettowieder-

beschaffungswert verstanden werden darf. 

die genehmigung der monatlichen Überlassungs-

entgelte in allen zugangsvarianten sah das 

bVerwg allein deshalb als rechtswidrig an, weil 

die bundesnetzagentur den ihr eingeräumten 

beurteilungsspielraum bezogen auf das Merk-

mal der Kostenorientierung in art. 3 abs. 3 der 

tal-Verordnung fehlerhaft ausgefüllt hatte. der 

bestehende beurteilungsspielraum weist im 

hinblick auf die unionsrechtlich vorgegebene 

abwägung widerstreitender Rregulierungsziele 

eine besondere nähe zum regulierungser-

messen auf. die bundesnetzagentur hätte nach 

ansicht des gerichts die mit „historische Kosten“ 

bzw. „voraussichtliche Kosten“ bezeichneten 

Methoden in ihre abwägung einfließen lassen 

müssen und die Kel nicht allein aus dem blick-

winkel des analytischen Kostenmodells beur-

teilen dürfen. es hätte eine methodische ausein-

andersetzung mit historischen Kosten im sinne 

einer bewertung der Vor- und nachteile der einen 

und der anderen berechnungsweise für die  

erreichung der regulierungsziele erfolgen müs-

sen. Iim anschluss daran wäre unter bewertung 

der unterschiedlichen belange im einzelnen 

die Ddarlegung erforderlich gewesen, dass und 

warum nach ansicht der behörde im ergebnis 

Überwiegendes dafür spricht, den investitions-

wert auf der basis einer bruttowiederbeschaf-

fung von Ttagesneupreisen zu berechnen.

nach auffassung des bVerwg ist es unerheblich, 

ob derartige Überlegungen der angegriffenen 
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entgeltgenehmigung unausgesprochen  

zugrunde gelegen haben, da die effiziente  

gerichtliche Kontrolle eines Ggestaltungsspiel-

raums grundsätzlich auf diejenigen erwägungen  

beschränkt ist, die die behörde zur begründung 

ihrer entscheidung dargelegt hat. 

TAl-üBErlAssuNGsENTGElTE	2003

das Vg Köln hat den Klagen mehrerer Wettbe-

werber gegen die genehmigung der monatlichen 

tal-Überlassungsentgelte 2003 (beschluss vom 

29. april 2003; bK 4a-03-010/e 19.02.03) stattge-

geben und in den urteilen vom 7. dezember 2011 

(az. 21 K 3259/03, 21 K 3434/03, 21 K 3374/03,  

21 K 3327/03) den beschluss aufgehoben. die 

entgelte waren auf grundlage der mangel-

haften Kostenunterlagen des marktmächtigen 

unternehmens teilgenehmigt worden. die netz-

infrastrukturkosten wurden auf der grundlage 

eines analytischen Kostenmodells („WiK-Modell“), 

die neben den infrastrukturkosten relevanten 

Kostenbestandteile (betriebs-, Miet- und gemein-

kosten sowie Kosten von Produktmanagement, 

entstörung und Fakturierung) wurden anhand 

von Kostenunterlagen des marktmächtigen  

unternehmens bestimmt. Weiter wurden in die 

bewertung die ergebnisse eines internationalen 

tarifvergleichs einbezogen, der die ergebnisse 

bestätigte.

das gericht setzt sich in seinen entscheidungen 

ausschließlich mit den Miet-, betriebs- und  

gemeinkosten auseinander. es entschied, dass 

die im streitgegenständlichen beschluss dazu 

getroffenen Feststellungen mangels zutreffend 

festgestellten sachverhalts – im rahmen des 

zuerkannten beurteilungsspielraums bei der 

Prüfung, ob die entgelte dem erfordernis der 

Kostenorientierung entsprechen – beurteilungs-

fehlerhaft sind. nach ansicht des gerichts hat 

sich die bundesnetzagentur nicht hinreichend 

mit der von der Fachabteilung im Prüfbericht 

geübten Kritik an den vom marktmächtigen 

unternehmen vorgelegten Kostenunterlagen 

zu berechnungen der Miet- und betriebskosten 

auseinandergesetzt. gleiches gilt nach auf-

fassung des gerichts auch für die berücksich-

tigungsfähigen gemeinkosten. die entschei-

dungen sind rechtskräftig.

EIlVErfAhrEN	Zu MobimOBIlfuNk-

TErmINIEruNGsENTGElTEN

das Vg Köln hat mit den beschlüssen 1 l 797/11,  

1 l 793/11, 21 l 335/11 und 21 l 478/11 im dezember 

2011 in vier eilverfahren die jeweiligen anträge 

der vier in deutschland tätigen Mobilfunknetz-

betreiber (antragstellerinnen) gemäß § 35  

abs. 5 tKg i. V. m. § 123 abs. 1 Vwgo auf ein höhe-

res als das jeweils genehmigte entgelt abgelehnt. 

in allen entscheidungen führte das gericht aus, 

dass das Vorgehen der bundesnetzagentur, die 

Kosten für den erwerb der uMts-lizenz auf der 

basis vorausschauender Kosten in ansatz zu 

bringen – auch im hinblick auf die entscheidung 

des bVerwg vom 23. november 2011 (tal-Über-

lassungsentgelte 2001) –, nicht zu beanstanden 

ist. auch die von den antragstellerinnen gleicher-

maßen vorgetragene Kritik an der heranziehung 

der auktionsergebnisse der lte-Frequenzen für 

die ermittlung der Wiederbeschaffungswerte 

führt nach Meinung des gerichts nicht dazu, 

dass stattdessen die historischen uMts-Kosten 

anzusetzen sind. hinsichtlich der ermittlung 

der Kapitalverzinsung stellte das gericht fest, 

dass der bundesnetzagentur ein beurteilungs-

spielraum bezüglich der auswahl der Methodik 

der ermittlung der angemessenen Verzinsung 

des eingesetzten Kapitals zusteht.
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in bezug auf die von zwei antragstellerinnen 

versuchte geltendmachung von Kapitalbindungs-

kosten für die uMts-lizenz vom zeitpunkt ihrer 

beschaffung im august 2000 bis zu deren kom-

merzieller nutzbarkeit im Mai 2005 hat das ge-

richt die argumentation der bundesnetzagentur 

gestützt, dass dieser zeitabschnitt durch eine 

verkürzte ökonomische Nnutzungsdauer mit  

daraus resultierenden höheren berücksichti-

gungsfähigen Kapitalkosten bereits explizit  

berücksichtigt worden ist. es hat ferner festge-

stellt, dass das entsprechende „brachliege-risiko“ 

der lizenzen für die ersten jahre nach dem lizenz-

bezug letztlich ein unternehmerisches risiko 

darstellt, das grundsätzlich über den Kalkula-

tionszinssatz abzudecken ist.

auch durch die von mehreren antragstellerinnen 

gerügten Mängel zum elektronischen Kosten-

nachweis (keine Eermächtigungsgrundlage, 

methodische Fehler beim Wechsel zwischen 

unterschiedlichen effizienzmaßstäben) ist nach 

ansicht des gerichts ein höherer entgeltgenehmi-

gungsanspruch nicht glaubhaft gemacht worden. 

VErfAssuNGsrEchTlIchE	BEsTäTIGuNG	

dEs BEurTEIluNGssPIElrAums	BEI	

mArkTdEfINITION	uNd MamArkTANAlysE	

Mit den beschlüssen 1 bvr 1932 bis 1935/08 vom 

8. bzw. 21. dezember 2011 hat das bVerfg die 

Verfassungsbeschwerden von vier Mobilfunk-

netzbetreibern gegen die regulierungsver-

fügungen für den bereich Mobilfunkterminie-

rung (bK 4c-06-001-004/r vom 29. august 2006) 

und die dazu ergangenen urteile des Vg Köln 

(az. 1 K 3918/06 vom 8. März 2007) und des  

bVerwg (az. 6 c 16.07 vom 2. april 2008) nicht 

zur Eentscheidung angenommen.

die beschwerdeführer rügten mit ihrer Ver-

fassungsbeschwerde, dass die vom bVerwg  

angelegten Maßstäbe der gerichtlichen Kontrolle, 

insbesondere bei der Marktdefinition und Markt-

analyse nach § 10 und § 11 tKg (gerichtlich nur 

eingeschränkt überprüfbarer Bbeurteilungs-

spielraum), sowie die Überprüfung der regu-

lierungsverfügung im konkreten Fall nicht der 

verfassungsgerichtlichen Ggarantie effektiven 

rechtsschutzes genügten. Ferner beanstan-

deten sie einen unverhältnismäßigen eingriff 

in ihr grundrecht auf die berufsausübungsfrei-

heit nach art. 12 abs. 1 gg. 

nach auffassung des bVerfg lässt sich eine Ver-

letzung der gerügten rechte aus art. 19 abs. 4 

satz 1 und art. 12 abs. 1 gg nicht feststellen. unter 

bezugnahme auf seine bisherige rechtsprechung 

zu den verfassungsrechtlichen anforderungen 

an einen wirksamen rechtsschutz aus art. 19 

abs. 4 satz 1 gg, insbesondere im hinblick auf die 

zulässigkeit und die verfassungsrechtlichen 

grenzen behördlicher Lletztentscheidungs-

rechte, hat das gericht dargelegt, dass die  

annahme eines Marktdefinition und -analyse 

insgesamt umfassenden Bbeurteilungsspielraums 

der bundesnetzagentur durch das bVerwg  

gemessen am Maßstab der rechtsschutzgarantie 

verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist. 

Für die reduzierung der gerichtlichen Kon-

trolldichte durch den gesetzgeber bestehen 

tragfähige sachgründe. so enthalten die tat-

bestandsmerkmale des § 10 abs. 2 satz 1 tKg 

(zur bestimmung der regulierungsbedürftig-

keit durchzuführender sog. Ddrei-Kriterien-

test) und des § 11 abs. 1 tKg (Marktanalyse) 

wertende, prognostische und von ökonomischen 

einschätzungen abhängige elemente, die eine 

annahme als „richtig“ oder „falsch“ nicht  

bezüglich aller einzelheiten zulassen. die  
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erkennbaren Sschwierigkeiten einer gerichtlichen 

Vollkontrolle dieser Ttatbestandsmerkmale  

durfte der gesetzgeber daher nach ansicht 

des bVerfg zum anlass nehmen, der bundes-

netzagentur einen entsprechenden Bbeurtei-

lungsspielraum einzuräumen. 

das bVerfg hat ferner entschieden, dass die 

vom bVerwg zur Überprüfung des behördlichen 

beurteilungsspielraums aufgestellten Kriterien 

(einhaltung der gültigen Verfahrensbestimmun-

gen, richtiges Verständnis des anzuwendenden 

gesetzesbegriffs, vollständige und zutreffende 

ermittlung des erheblichen sachverhalts, ein-

haltung allgemeingültiger Wertungsmaßstäbe, 

keine Verletzung des Willkürverbots) den Fach-

gerichten genügend Möglichkeiten, aber in 

diesem rahmen auch die Pflicht zu einer substan-

ziellen Kontrolle des behördlichen handelns 

belassen.

hinsichtlich des grundrechts der berufsaus-

übungsfreiheit der Bbeschwerdeführer stellte 

das gericht fest, dass in dieses durch die aufer-

legung der regulierungsverpflichtungen zwar 

eingegriffen wird, der eingriff jedoch gerecht-

fertigt ist. denn die regulierung der telekommu-

nikationsmärkte verfolgt insbesondere mit dem 

schutz der Verbraucherinteressen und der sicher-

stellung chancengleichen Wettbewerbs gewich-

tige gemeinwohlziele und erweist sich im Falle 

der vorliegend angegriffenen Rregulierungs-

verfügung als verhältnismäßig.

rückWIrkENdE	AufErlEGuNG	VON	

rEGulIEruNGsVErPflIchTuNGEN	Auf 

dEm	mArkT	für IP-BITsTrOm-ZuGANG

Mit urteil vom 14. dezember 2011 (az. 6 c 36.10) 

hat das bVerwg ausdrücklich die Möglichkeit 

einer rückwirkenden auferlegung von regulie-

rungsverpflichtungen bestätigt, namentlich in 

Fällen, in denen die bereits zuvor auferlegte 

Verpflichtung aus formalen gründen oder wegen 

ermessensfehlern aufgehoben worden war. der 

entscheidung lag die Klage der dt ag zugrunde, 

mit der diese den beschluss bK 3d-09-009 vom 

3. juni 2009 angefochten hatte, durch den die 

bundesnetzagentur die ihr gegenüber ergangene 

regulierungsverfügung für den bereich iP-bit-

strom-zugang (bK 4a-06-039 vom 13. september 

2006) rückwirkend um die genehmigungspflicht 

für entgelte sowie die Verpflichtung zur Veröffent-

lichung eines standardangebots ergänzt hatte. 

das bVerwg führte aus, dass dem marktmächti-

gen unternehmen eine genehmigungspflicht 

rückwirkend auferlegt werden kann, wenn die 

Voraussetzungen hierfür schon in der Vergangen-

heit vorgelegen haben, die rückwirkend ange-

ordnete genehmigungspflicht für die Vergan-

genheit ihre rechtsfolgen noch entfalten kann 

und einer rückwirkung gründe des Vertrauens-

schutzes nicht entgegenstehen. diese anforde-

rungen sah das gericht für die auferlegung der 

entgeltgenehmigungspflicht als gegeben an.

Ferner entschied das gericht, dass die bundes-

netzagentur bei der rückwirkenden Aauferlegung 

einer regulierungspflicht für einen zurücklie-

genden zeitraum im rahmen ihres regulierungs-

ermessens nach der erkenntnislage im zeitpunkt 

ihrer entscheidung die sachlage für den zurück-

liegenden zeitraum festzustellen und zu bewerten 

hat. Für den vorliegenden Fall, dass die regulie-

rungsverfügung eine bereits erlassene erste 

regulierungsverfügung (erneut) ergänzt, darf 

die Bbundesnetzagentur allerdings keine  

erkenntnisse ausblenden, die seit dem erlass der 

ersten regulierungsverfügung zutage getreten 

sind. die tatsache, dass die entgeltgenehmi-

gungspflicht rückwirkend auf den zeitpunkt 
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des erlasses der regulierungsverfügung auf-

erlegt werden kann, führt nach Feststellung 

des bVerwg für sich allein nicht dazu, dass die 

rechtmäßigkeit der rückwirkend auferlegten 

genehmigungspflicht ausschließlich nach Maß-

gabe der erkenntnislage im zeitpunkt des  

erlasses der ursprünglichen regulierungsver-

fügung zu beurteilen wäre. 

da die mit der streitgegenständlichen ergänzen-

den regulierungsverfügung vom 3. juni 2009 

erneut angeordnete Eentgeltgenehmigungs-

pflicht nicht nur einen in der Vergangenheit 

abgeschlossenen zeitraum betrifft, sondern  

zugleich in die zukunft wirkt, findet sich nach 

ansicht des gerichts in dem rückwirkenden 

charakter der regulierungsverpflichtung keine 

rechtfertigung dafür, ausschließlich an die 

sachlage im zeitpunkt der ursprünglichen  

regulierungsverfügung anzuknüpfen und  

spätere Marktdaten von vornherein ohne rück-

sicht darauf zu ignorieren, ob eine entgeltregu-

lierung im sinne einer Pflicht zur vorherigen 

genehmigung nach dem Maßstab der Kel  

erforderlich ist oder ob eine reine Missbrauchs-

kontrolle ausreicht.

bei der Wiederauferlegung der standardange-

botsverpflichtung bezweifelt das gericht, dass 

diese Verpflichtung überhaupt rückwirkend 

auferlegt werden bzw. ob diese anordnung 

nachträglich noch ihre steuernde Wirkung 

entfalten kann. es sei nicht erkennbar, welche 

rechtliche Wirkung es noch haben kann, einem 

von der Klägerin in der Vergangenheit bereits 

veröffentlichten standardangebot die zwischen-

zeitlich entfallene rechtliche grundlage nach-

träglich wiederzuverschaffen. letzten endes 

lässt das bVerwg die Frage allerdings offen und 

verweist auch diesbezüglich auf die seines  

erachtens erforderliche berücksichtigung von 

Veränderungen der Ssachlage.
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Marktentwicklung
Die Postmärkte haben zuletzt vom Wachstum der Gesamtwirtschaft profitiert.  

Die Sendungsmengen und Umsätze sind insgesamt gestiegen. Insbesondere der Paket­

markt hat sich dynamisch entwickelt und bietet Verbrauchern zahlreiche Angebotsalter­

nativen. Der Briefmarkt ist weitgehend stabil, die Nachfrage nach Lizenzen ist rückläufig.

ENTWIckluNG	Auf dEN	POsTmärkTEN	

WEITErhIN	POsITIV

die entwicklung der Postmärkte hat im jahr 

2010 von dem insgesamt positiven Konjunktur-

verlauf profitiert. die sendungsmengen und 

umsätze haben sich stabilisiert oder konnten in 

einzelbereichen sogar über die Vorjahreswerte 

hinaus ansteigen. zahlen für das erste halbjahr 

2011 deuten tendenziell eine Verfestigung 

dieser entwicklung an.

bei den nicht lizenzpflichtigen Postdienstleis-

tungen war nach dem konjunkturbedingt 

schwierigen jahr 2009 wieder eine positive 

Marktentwicklung festzustellen. der hier exis-

tierende Wettbewerb hat zu einer breiten 

angebotsvielfalt von qualitativ hochwertigen 

Postdienstleistungen beigetragen. Dder Markt 

für Paketdienstleistungen hat sich zuletzt 

besonders dynamisch entwickelt. die zwei-

stelligen zuwachsraten durch den Versand-

handel über das internet haben zu einem 

starken anstieg der zahl der beförderten 

Pakete geführt. somit bleibt der Paketmarkt 

der Wachstumsgarant für die gesamte Post-

branche.

aus sicht der Verbraucher sind die positiven 

Wirkungen des Wettbewerbs im Paketmarkt 

bereits deutlich erkennbar: so sind seit jahren 

flächendeckende alternativangebote zu dem 

der deutschen Post (dhl) nutzbar. hierzu hat 

insbesondere die bundesweite Verfügbarkeit 

von weiteren Aannahmestellen beigetragen,  

die in kurzer entfernung für die Verbraucher 

erreichbar sind. die entwicklung bei der beför-

derung von Paketen und Waren zeigt beispiel-

haft, wie durch vielfältige angebote in einem 

wachsenden segment zugleich impulse für 

eine weitere entwicklung des Wettbewerbs 

ausgehen können.

auf dem Markt für Bbriefdienstleistungen haben 

sich die Wettbewerbsverhältnisse bisher noch 

nicht grundlegend verbessern können. der 

Marktanteil der Wettbewerber der deutschen 

Post ag (dP ag) ist entgegen dem insgesamt 

stagnierenden Markttrend erfreulicherweise 

leicht auf gut zehn Prozent gestiegen. ange-

sichts eines im Vergleich zu Paketdienstleistun-

gen weniger dynamischen Marktumfelds 

dominierten hier nach wie vor strukturelle 

Faktoren. insbesondere für Privat- und gewerb-

liche Kleinversender bieten die Marktverhält-
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nisse bei briefdienstleistungen noch ein 

erhebliches entwicklungspotenzial in rich-

tung weiterer angebote durch Wettbewerber, 

auch im rahmen von Kooperationen.

auf der anbieterseite hielt die seit jahren fest-

zustellende Konsolidierung im briefmarkt 

weiter an. zudem schlossen sich Wettbewerber 

verstärkt zu Kooperationen zusammen, um 

insbesondere eine flächendeckende Versorgung 

zu organisieren und ihre interessen zu bündeln. 

NEuE	WAchsTumschANcEN	IN	EINEm 

sIch wanWANdElNdEN	BrIEfmArkT

Weitere Möglichkeiten werden sich im brief-

markt beispielsweise durch die stärkere  

nachfrage nach hybrid abgewickelten brief-

dienstleistungen ergeben. Eentsprechende 

angebote wurden hierzu im laufe der letzten 

jahre auch für einzelversender entwickelt. 

Mit dem de-Mail-gesetz vom 28. april 2011 

wurde zudem die gesetzliche grundlage für 

den rechtssicheren rein elektronisch beförder-

ten brief geschaffen. entsprechende angebote 

sind bereits am Markt bzw. deren einführung 

steht bevor. hierdurch können sich Wachstums-

impulse für den briefmarkt ergeben und neue 

Wettbewerber (wie z. b. Portalanbieter) in den 

Markt treten. auch durch verbesserte gesetzli-

che rahmenbedingungen wäre der Wettbe-

werb noch zu stärken, beispielsweise durch 

eine schärfung des regulatorischen instru-

mentariums.

darüber hinaus sind im internationalen 

umfeld Wachstumspotenziale für deutsche 

Postdienstleister möglich. so wurden aufgrund 

der Vorgabe der dritten eu-Postdienstericht-

linie 2008/6/eg seit dem 1. januar 2011 in 

nahezu allen alten eu-Mitgliedstaaten die 

Märkte vollständig geöffnet, in weiteren 

Mitgliedstaaten werden die restmonopole der 

dortigen Postunternehmen für briefdienstleis-

tungen endgültig spätestens 2013 fallen. die 

reale umsetzung in den anderen Mitglied-

staaten wird aufmerksam verfolgt. 

insgesamt gilt es, die wettbewerbsfördernde 

regulierung weiter fortzuführen, damit die 

Marktchancen in einem sich wandelnden brief-

markt weiter verbessert werden, die Verbrau-

cher eine gute auswahl haben und von 

effizient erbrachten Bbriefdienstleistungen zu 

günstigen Konditionen profitieren können. 

dEr POsTmArkT	2010	IN	ZAhlEN	

insgesamt wurde im deutschen Postmarkt  

im jahr 2010 ein umsatz von 27,8 Mrd. euro 

erzielt. hiervon entfallen auf die nicht lizenz-

pflichtigen Postdienstleistungen einschließ-

lich postnaher Bbeförderungsdienstleistungen 

18,8 Mrd. euro und auf den lizenzpflichtigen 

briefbereich 9 Mrd. euro.

der deutsche Postmarkt 2010

18,8 Mrd. €;
68 %

Gesamtumsatz: 27,8 Mrd. €

9,0 Mrd. €;
32 %

8,1 Mrd. €

0,9 Mrd. €

	 nicht lizenzpflichtige Postdienstleistungen 
und postnahe Beförderungsdienstleistungen bis 20 kg

	 lizenzpflichtiger Briefbereich bis 1.000 g

	 Umsätze der Deutsche­Post­Gruppe im Briefbereich bis 1.000 g

	 Umsätze der Wettbewerber im Briefbereich bis 1.000 g

Quelle: MRU 2011, Bundesnetzagentur
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Nicht lizenzpflichtige Postdienstleistungen 

und postnahe Beförderungsdienst-

leistungen

im bereich der nicht lizenzpflichtigen Post-

dienstleistungen und postnahen beförde-

rungsdienstleistungen – Pakete und Waren bis 

20 kg; bücher, Kataloge (einschließlich Werbe-

prospekte), zeitungen und zeitschriften, 

unadressierte Werbesendungen, Bbriefsendun-

gen über 1.000 g – betrug der umsatz im jahr 

2010 insgesamt 18,8 Mrd. euro. in den Vorjah-

ren lag der gesamtumsatz (ohne Presse-grosso) 

noch bei rund 16,4 Mrd. euro (2009) bzw. 17,4 Mrd.  

euro (2008). Wenn sich die umsätze des ersten 

halbjahres 2011 in höhe von 9,7 Mrd. euro im 

zweiten halbjahr linear weiterentwickelt 

haben, so wird sich der aufwärtstrend bei den 

umsätzen auch im jahr 2011 unverändert fort-

gesetzt haben.

umsätze 2010 bei nicht lizenzpflichtigen 

Postdienstleistungen und postnahen 

Beförderungsdienstleistungen

Gesamtumsatz: 18,8 Mrd. €

15,2  Mrd. €
81 %

3,5  Mrd. €
18 %

0,2  Mrd. €
1 %

	 Pakete und Waren bis 20 kg

	 Bücher, Kataloge (einschl. Werbeprospekte), Zeitungen und 
Zeitschriften, unadressierte Werbesendungen

	 Briefsendungen über 1.000 g

Rundungsdifferenzen

Quelle: MRU 2011

umsätze nach einzelnen	segmenten 

2009–2011

0

5
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1. Halbjahr 201120102009

14,4

15,2

7,8

1,9

3,5

1,7*

0,3 0,2 0,1

Mrd. €

	 Pakete und Waren bis 20 kg

	 Bücher, Kataloge (einschl. Werbeprospekte), Zeitungen und 
Zeitschriften, unadressierte Werbesendungen

	 Briefsendungen über 1.000 g

* ohne Presse­Grosso
Quelle: MRU 2011

 

der bereich der Pakete und Waren bis 20 kg 

machte im jahr 2010 mit knapp 81 Prozent des 

umsatzes den mit abstand größten teil des 

Markts für nicht lizenzpflichtige Postdienstleis-

tungen und postnahe Bbeförderungsdienstleis-

tungen aus. bücher, Kataloge (einschließlich 

Werbeprospekte), zeitungen und zeitschriften 

sowie unadressierte Werbesendungen stehen 

für rund 18 Prozent der umsätze. briefe über 

1.000 g haben mit einem Prozent nur eine 

geringe Bbedeutung.
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davon ausgehend, dass die umsätze des ersten 

halbjahres 2011 linear auf das gesamtjahr proji-

ziert werden können, ergäbe sich dann für 

Pakete und Waren bis 20 kg gegenüber dem 

jahr 2010 ein Wachstum von ca. drei Prozent 

und im bereich der bücher, Kataloge 

(einschließlich Werbeprospekte), zeitungen 

und zeitschriften sowie unadressierten Werbe-

sendungen eine steigerung von etwa neun 

Prozent.

die umsatzstärksten anbieter im bereich der 

nicht lizenzpflichtigen Postdienstleistungen 

und postnahen Bbeförderungsdienstleistungen 

sind Firmen, die überwiegend Paketdienstleis-

tungen anbieten. im jahr 2010 betrug der 

anteil der drei größten unternehmen in 

diesem bereich knapp ein drittel (29 Prozent) 

des gesamtumsatzes. nach einer erhebung des 

Fraunhofer-instituts 2011 im auftrag der dVV 

Media group des deutschen Verkehrs-Verlags, 

Märkte und unternehmen im logistik-Markt-

segment KeP (Kurier-, express- und Paket-

dienste), handelt es sich dabei im jahr 2011 um 

die deutsche Post dhl, united Parcel service 

deutschland (uPs) und dynamic Parcel distri-

bution (dPd).

hinsichtlich der sendungsmengen im Markt 

der nicht lizenzpflichtigen Postdienstleistun-

gen und postnahen beförderungsdienstleis-

tungen ergibt sich für das jahr 2010 folgendes 

bild:

sendungsmengen nach einzelnen 	

segmenten 2010

Mrd. Sendungen
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25,2

2,0

0,1

	 Pakete und Waren bis 20 kg

	 Bücher, Kataloge (einschl. Werbeprospekte), Zeitungen und Zeit­
schriften, unadressierte Werbesendungen

	 Briefsendungen über 1.000 g

Quelle: MRU 2011

2010 wurden im deutschen Markt für nicht 

lizenzpflichtige Postdienstleistungen und 

postnahe Bbeförderungsdienstleistungen insge-

samt 27,3 Mrd. sendungen befördert, im ersten 

halbjahr 2011 waren es 14,3 Mrd. sendungen. 

der anteil der beförderten bücher, Kataloge 

(einschließlich Werbeprospekte), zeitungen 
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und zeitschriften sowie unadressierten Werbe- 

sendungen machte mit ca. 92 Prozent den 

größten bereich im Markt der nicht lizenz-

pflichtigen Postdienstleistungen und post-

nahen beförderungsdienstleistungen aus. das 

entspricht 25,2 Mrd. beförderten sendungen im 

jahr 2010 (inkl. Presse-grosso). im ersten halb-

jahr 2011 sind in diesem segment 13,3 Mrd. 

sendungen befördert worden. 

in den zweitgrößten bereich fallen Pakete und 

Waren bis 20 kg. dieser bereich steht mit gut 

sieben Prozent für den rest des Markts. er 

umfasste 2,0 Mrd. sendungen im jahr 2010, im 

jahr 2009 waren es 1,9 Mrd. sendungen. der 

Vergleich der Bbeförderungsmengen ergibt 

somit eine steigerung um ca. fünf Prozent. das 

geringste sendungsaufkommen im nicht 

lizenzpflichtigen und postnahen bereich lag 

im jahr 2010 mit 0,1 Mrd. sendungen bei den 

briefsendungen über 1.000 g.

lizenzpflichtiger Briefmarkt 

seit der vollständigen liberalisierung des  

briefmarkts am 1. januar 2008 stellt sich die 

entwicklung der sendungsmengen bis 1.000 g 

im Markt wie folgt dar: hauptsächlich infolge 

der Wirtschaftskrise kam es zu einem rück-

gang der sendungsmengen von 17,4 Mrd. im 

jahr 2008 über 16,3 Mrd. sendungen im jahr 

2009 auf nahezu konstante 16,4 Mrd. sendun-

gen im jahr 2010. im selben zeitraum sank der 

umsatz von 9,6 Mrd. euro im jahr 2008 über  

9,2 Mrd. euro im jahr 2009 auf 9,0 Mrd. euro im  

jahr 2010.

umsätze und	sendungsmengen im lizenzpflichtigen Bereich 1998–2010
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im gegensatz zum Markttrend stieg der 

umsatz der Wettbewerber der deutsche-Post-

gruppe von gut 0,8 Mrd. euro im jahr 2008 auf 

über 0,9 Mrd. euro im jahr 2010 an. Von den  

ca. 10,9 Mrd. teilleistungssendungen, die die  

dP ag im jahr 2010 beförderte, wurden gut  

1,6 Mrd. sendungen von den Wettbewerbern 

eingeliefert. dabei ist die zahl der durch die 

Wettbewerber eingelieferten Tteilleistungssen-

dungen seit 2008 deutlich gestiegen. sie betrug 

in den jahren 2008 und 2009 erst etwa 1,2 Mrd. 

sendungen.

im Tteilleistungsbereich einschließlich Vorleis-

tungen hatte die deutsche-Post-gruppe im 

jahr 2010 einen umsatz in höhe von ca. 4,8 Mrd. 

euro zu verzeichnen. die von den Wettbewer-

bern erbrachten Vorleistungen in diesem 

segment betrugen in den jahren 2008 bis 2010 

jeweils ca. 0,1 Mrd. euro.

die von der deutsche-Post-gruppe beförderten 

sendungen, bestehend aus vollständig erbrach-

ten inlandsbriefen einschließlich Postzustel-

lungsaufträgen sowie ankommenden und 

abgehenden Aauslandssendungen, bezifferten 

sich 2010 auf ca. 3,8 Mrd. sendungen. der 

umsatz betrug dabei et wa 3,2 Mrd. euro.

in diesem segment beförderten die Wettbewer-

ber der deutsche-Post-gruppe im jahr 2010 

knapp 1,7 Mrd. sendungen. dies ist gegenüber 

2008 (ca. 1,4 Mrd. sendungen) und 2009 (ca.  

1,5 Mrd. sendungen) eine fühlbare steigerung. 

umsatzmäßig entsprach dies 2010 gut 0,8 Mrd. 

euro. in den jahren 2008 und 2009 lag der dies-

bezügliche umsatz bei etwa 0,7 Mrd. euro.

in den jahren 2008 und 2009 wurden  

45 Prozent der gesamtsendungsmengen der 

Wettbewerber der deutsche-Post-gruppe als 

teilleistungssendungen in das netz der dP ag 

eingespeist. dieser anteil stieg im jahr 2010 auf 

49 Prozent an.

marktanteile nach	umsätzen und	sendungsmengen 2008–2010

umsätze sendungsmengen*

2008 2009 2010 2008** 2009** 2010

Deutsche­Post­Gruppe*** 91,5 % 90,7 % 89,6 % 91,9 % 90,8 % 89,8 %

Wettbewerber 8,5 % 9,3 % 10,4 % 8,1 % 9,2 % 10,2 %

* Teilleistungssendungsmengen sind bei der Deutsche­Post­Gruppe erfasst

** aktualisierte Werte

*** einschließlich Tochterunternehmen (DHL, First Mail Düsseldorf, DP Com und Williams Lea)

BEschäfTIGuNGsENTWIckluNG

bei den Marktteilnehmern im lizenzierten 

bereich (deutsche-Post-gruppe und Wettbe-

werber), die gegenüber endkunden im eigenen 

namen tätig sind, sank die zahl der auf Voll-

zeitbeschäftigte umgerechneten Aarbeitskräfte 

von fast 179.000 im jahr 2008 über knapp 

176.000 im jahr 2009 auf etwas über 172.000 im 

jahr 2010. das entspricht einem rückgang um 

ca. vier Prozent.
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entgegen dem Markttrend stieg die zahl der 

auf Vollzeitkräfte umgerechneten beschäf-

tigten bei den Wettbewerbern im gleichen 

zeitraum um ca. zwei Prozent an, von gut 

16.000 arbeitskräften im jahr 2008 auf knapp 

17.000 Kräfte im jahr 2010.

hingegen sank bei der deutsche-Post-gruppe 

in diesem bereich die auf Vollzeitkräfte umge-

rechnete beschäftigtenzahl von gut 162.000 im 

jahr 2008 über knapp 159.000 im jahr 2009 auf 

gut 155.000 im jahr 2010.

PrEIsENTWIckluNG	

Nationaler Vergleich

seit inkrafttreten des Postg 1998 konnte das 

Preisniveau für einzelbriefsendungen (z. b. 

Postkarten, standardbriefe, Kompaktbriefe) 

insgesamt gesenkt bzw. stabil gehalten werden. 

dies hat die entgeltregulierung der bundes-

netzagentur, die auf die Kosten der effizienten 

leistungsbereitstellung (Kel) abstellt und 

zudem im rahmen des Price-cap-entgelt-

genehmigungsverfahrens Produktivitäts-

fortschrittsraten vorgibt, bewirkt. Iinfla- 

tionsbereinigt ist das reale Preisniveau für 

briefdienstleistungen im zeitraum von 1998  

bis 2011 um mehr als 20 Prozent gesunken.

	

Allgemeine Preisentwicklung und Briefpreise der	dP AG 1998–2012
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Briefpreise im internationalen Vergleich

Für den internationalen Preisvergleich wurde 

ein Produktkorb der in den jeweiligen ländern 

dominanten Postbetreiber herangezogen. 

dadurch kann eine systematische Verzerrung 

der ergebnisse, wie bei einem Vergleich nur 

eines einzigen Produkts – z. b. des standard-

briefs bis 20 g –, weitestgehend vermieden 

werden. Verglichen wurden die Preise der 

marktmächtigen Postbetreiber sämtlicher  

27 eu-länder. die einbezogenen Produkte 

entsprechen in diesen ländern so weit wie 

möglich den inlandsprodukten Postkarte, 

standard-, Kompakt-, groß- und Maxibrief der 

dP ag.

Qualitätsmäßig wurde die jeweils schnellste 

beförderung im gewöhnlichen briefdienst in 

den Vergleich einbezogen, für die – wie bei der 

dP ag – keine beförderungszeit garantiert wird, 

sondern ggf. eine wahrscheinliche, aber unver-

bindliche brieflaufzeit angegeben wird.

Für die so ausgewählten Produkte erfolgte eine 

ermittlung der Preise in nationaler Währung 

und danach eine für alle Postbetreiber einheit-

liche gewichtung der dienstleistungen. die 

summe dieser gewichteten einzelpreise stellt 

das Preisniveau in der jeweiligen nationalen 

Währung dar. dieses wurde mit hilfe der von 

eurostat veröffentlichten Jjahresmittelwerte 

der Wechselkurse ggf. in euro umgerechnet.

der Vergleich der Llebenshaltungskosten 

erfolgte unter Verwendung des von eurostat 

veröffentlichten Preisniveaus des Eendver-

brauchs der privaten haushalte. dabei wurden 

die Preisniveaus in den einzelnen ländern so 

ermittelt, dass für vorgegebene Produkte des 

privaten haushalts die ausgaben erfasst 

werden.
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Briefpreisniveau und	lebenshaltungskosten in 27 Eu-ländern
Index: Deutsche Post AG = 100 %; Deutschland = 100 %
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	 Lebenshaltungskostenindex 2010 (Ausgaben für die Produkte im Warenkorb des Endverbrauchs der privaten Haushalte)

	 Briefbeförderungspreisindex 2010 (gewichtete Preise für die Einzelbriefsendungen Postkarte, Standard­, Kompakt­, Groß­ und Maxibrief) 

	 Briefbeförderungspreisindex 2011 (gewichtete Preise für die Einzelbriefsendungen Postkarte, Standard­, Kompakt­, Groß­ und Maxibrief)

	 Differenz Briefbeförderungspreisindex und Lebenshaltungskostenindex 2010
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ZuGANG	Zu TEIllEIsTuNGEN, POsTfAch-

ANlAGEN	uNd INfOrmATIONEN	üBEr 

AdrEssäNdEruNGEN

Teilleistungen

teilleistungen sind die um eigenleistungen der 

nachfrager verminderten teile der ansonsten 

als Gganzes erbrachten Postbeförderungsleis-

tung. ein auf dem Markt für lizenzpflichtige 

Postdienstleistungen marktbeherrschender 

lizenznehmer (hier die dP ag) ist verpflichtet, 

teile der von ihm erbrachten beförderungsleis-

tungen grundsätzlich gesondert anzubieten  

(§ 28 Postg). dieser zugang zum netz der dP ag 

steht zu gleichen Konditionen sowohl anderen 

anbietern von Postdienstleistungen als auch 

endkunden offen.

die nachfolgenden tabellen geben die im 

jeweiligen jahr neu abgeschlossenen Verträge 

für den zugang zum bza1 und bze2 wieder.

Teilleistungsverträge „Zugang zu Briefzentren“ 2011

sendungsart

Individualsendungen Infopost Gesamt

Zugangspunkt BZA BZE BZE BZA/BZE

Vertragspartner

Endkunden 80 114 15 209

Wettbewerber 18 23 5 46

Gesamt 98 137 20 255

Stand: 31. Dezember 2011

Teilleistungsverträge „Zugang zu Briefzentren“ 2007–2011

2007 2008 2009 2010 2011

Gesamt Gesamt Gesamt Gesamt Gesamt

Zugangspunkt BZA/BZE BZA/BZE BZA/BZE BZA/BZE BZA/BZE

Vertragspartner

Endkunden 288 436 243 150 209

Wettbewerber 37 121 66 58 46

Gesamt 325 557 309 208 255

Stand: 31. Dezember 2011

erfreulicherweise stieg die gesamtzahl der neu 

abgeschlossenen teilleistungsverträge im jahr 

2011 nach rückgängen in den Vorjahren wieder 

an, was allerdings ausschließlich auf einen 

anstieg der Verträge bei den endkunden 

zurückzuführen ist. 

1 BZA, Briefzentrum, in das die Sendungen eingeliefert werden, die für die Weiterleitung und Zustellung an Empfänger in anderen Regionen bestimmt sind.
2 BZE, Briefzentrum, in das die Sendungen eingeliefert werden, die für Empfänger in der Einlieferungsregion bestimmt sind.
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Postfachanlagen

im bereich der lizenzpflichtigen Postdienstleis-

tungen ist ein marktbeherrschender lizenz-

nehmer grundsätzlich auch verpflichtet, 

Wettbewerbern gegen entgelt die zuführung 

von Postsendungen zu den von ihm betriebe-

nen Postfachanlagen zu gestatten.

bis zum 31. dezember 2011 wurden insgesamt 

neun Verträge über den zugang zu Postfach-

anlagen neu abgeschlossen. in den beiden 

Vorjahren gab es jeweils 14 neue Verträge.

Informationen über Adressänderungen

ein Marktbeherrscher ist ebenfalls verpflichtet, 

Wettbewerbern gegen entgelt den zugang zu 

den bei ihm vorhandenen informationen über 

adressänderungen zu gestatten.

im berichtsjahr gab es bis zum 31. dezember 

acht neue Vertragsabschlüsse über den zugang 

zu informationen über adressänderungen. im 

jahr 2010 waren es neun neue Verträge und 

2009 wurden 16 neue Verträge geschlossen.

lIZENZIEruNG

Von 1998 bis 2011 hat die bundesnetzagentur 

2.702 unternehmen und einzelpersonen eine 

lizenz für die beförderung von briefsendungen 

bis 1.000 g erteilt. im jahr 2011 war die anzahl 

erteilter lizenzen stark rückläufig, es wurden 

37 lizenzen neu oder im Wege der zustim-

mung zur Übertragung erteilt.

ende des jahres 2011 gab es rund 1.400 lizenz-

inhaber. die stark rückläufige anzahl an 

lizenzanträgen sowie daraus folgend auch 

an erteilten lizenzen weist einerseits auf eine 

sättigung des Markts mit lizenzen für die 

gewerbsmäßige beförderung von brief-

sendungen bis 1.000 g hin. andererseits 

bezeugt der mit knapp zehn Prozent der erteil-

ten lizenzen hohe anteil insolventer lizenz-

inhaber, dass eine Marktbereinigung stattge- 

funden hat. allein im jahr 2011 veröffentlichte 

die bundesnetzagentur rund 450 nicht mehr 

gültige lizenzen in ihrem amtsblatt. 

Stand: 31. Dezember 2011

* Die Differenz zwischen der Anzahl an Lizenzanträgen und der Anzahl an erteilten Lizenzen ist auf Überträge aus dem Vorjahr, die in Bearbeitung 
befindlichen Lizenzanträge sowie nicht weiterverfolgte Lizenzanträge zurückzuführen.

** Ab dem Jahr 2010 umfassen die Marktaustritte die Summe rechtswirksam widerrufener Lizenzen, zurückgegebener Lizenzen und erledigter Lizenzen, 
die im Amtsblatt der Bundesnetzagentur veröffentlicht wurden. Lizenzen, die bereits in den Vorjahren als Marktaustritt gewertet wurden und in den 
Jahren 2010 oder 2011 im Amtsblatt der Bundesnetzagentur veröffentlicht wurden, werden weiterhin als Marktaustritt in den jeweiligen Vorjahren 
gewertet. Dies erklärt die Differenz zwischen den 2010 und 2011 veröffentlichten Lizenzen und der Anzahl der Marktaustritte.

1998–2007 2008 2009 2010 2011 summe

lizenzanträge 2.389 133 89 88 51 2.750

erteilte Llizenzen 2.376 127 85 77 37 2.702

versagte Llizenzen 11 0 0 3 5 19

Widerrufe 5 0 0 2 2 9

marktaustritte** 957 83 71 45 180 1.336

lizenzerteilung/marktaustritte 1998–2011*
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mArkTsTrukTur

die zahl der am Markt gegenüber endkunden 

im eigenen namen aktiv tätigen unternehmen 

ist in den letzten jahren immer weiter zurück-

gegangen und betrug ende 2010 nur noch 

etwas über 600 unternehmen. etwa 150 lizenz-

nehmer sind „Kleinstunternehmen“ mit einem 

umsatz von weniger als 10.000 euro im jahr, bei 

denen nur der Firmeninhaber (ggf. mit Familien-

angehörigen) arbeitet.

Anzahl der	unternehmen nach	umsatzgruppen* (ohne	deutsche-Post-Gruppe)

jahr bis 10.000 €
10.001 bis 
100.000 €

100.001 bis 
500.000 €

500.001 bis 
1.000.000 €

> 1	mio. € bis 
10	mio. € > 10	mio. €

2006 133 225 130 46 116 22

2007 ~ 200 127 133 57 107 23 

2008 ~ 250 129 82 38 101 18 

2009 ~ 200 185 102 44 97 18 

2010** ~ 150 178 108 44 93 20

* Die Anzahl der in o. a. Übersicht in Umsatzgruppen erfassten Unternehmen ist geringer als die Anzahl der am Markt tätigen Unternehmen, da in 
mehreren Fällen jeweils die Muttergesellschaft/der Konzern eine Gesamtmeldung für alle angeschlossenen Lizenznehmer abgegeben hat. 

** aktualisierte Werte

ANZEIGEPflIchT

Wer Postdienstleistungen erbringt, ohne einer 

lizenz zu bedürfen, hat die aufnahme, Ände-

rung und beendigung des betriebs der bundes-

netzagentur schriftlich anzuzeigen. bislang 

sind insgesamt rund 47.000 anzeigen bei der 

bundesnetzagentur eingegangen. Ddiese Aanzei-

gen betrafen die beförderung von briefsendun-

gen mit einem einzelgewicht von mehr als 

 

 

 

 

1.000 g, die beförderung von adressierten Pake-

ten bis 20 kg, Kurierdienste und die beförde-

rung von büchern, Katalogen, zeitungen oder 

zeitschriften. etwa 90 Prozent der anzeigen 

stammten von Verrichtungs- und erfüllungs-

gehilfen lizenzierter Uunternehmen, darunter 

insbesondere auch die Paketshops großer 

Paketdienstleister.
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Entscheidungen der 
Beschlusskammer
Mit der Price­Cap­Maßgrößenentscheidung wurde der Grundstein dafür gelegt, dass die 

DP AG auch in den kommenden zwei Jahren qualitativ hochwertige Briefdienstleistungen 

zu erschwinglichen Preisen anbietet. Nicht kostendeckende Angebote durch ein Tochter­

unternehmen (First Mail Düsseldorf GmbH) der DP AG hat die Beschlusskammer unter­

sagt und dadurch eine missbräuchliche Wettbewerbsbeeinträchtigung beendet.

ENTGElTrEGulIEruNG

Price-cap-maßgrößenverfahren 

die bestimmungen für die Price-cap-regulie-

rung von 2008 bis 2011 sowie die Price-cap-

entgeltgenehmigung der beschlusskammer 

liefen zum 31. dezember 2011 aus. damit war 

seit dem 1. januar 2012 für die nach dem Postg 

genehmigungsbedürftigen Eentgelte des 

marktbeherrschenden Llizenznehmers die 

erneute Festlegung hinsichtlich der zusam-

menfassung von dienstleistungen sowie der 

Vorgabe von Maßgrößen erforderlich, die mit 

beschluss vom 14. november 2011 erfolgt ist. 

im rahmen des Price-cap-Verfahrens  

(az. bK5b-11/017) hatte die beschlusskammer 

die Maßgrößen für die durchschnittlichen 

Änderungsraten der entgelte für dienstleistun-

gen, die in einem Korb zusammengefasst sind, 

vorzugeben. neben der aufteilung der dienst-

leistungen auf Körbe ist das aktuelle durch-

schnittliche Preisniveau festzustellen. 

zur Vorbereitung der entscheidung über die 

genehmigung von entgelten ab 2012 hatte die 

bundesnetzagentur im Mai 2011 eckpunkte in 

ihrem amtsblatt veröffentlicht, um allen inter-

essierten die Möglichkeit zur Kommentierung 

zu eröffnen. zu den eckpunkten sind insbeson-

dere Kommentare von Fachverbänden, Wett-

bewerbern und dem regulierten unternehmen 

eingegangen und auf der internetseite und im 

amtsblatt der bundesnetzagentur veröffent-

licht worden. 

ebenso wie im vorangegangenen Verfahren 

wurden die im Price-cap verbleibenden 

Produkte einem einzigen Korb zugeordnet.  

in diesem Korb wurden sämtliche inländischen 

wie auch ausländischen einzelbriefsendungen 

einschließlich der zusatzleistungen zusam-

mengefasst. die nach dem 1. januar 2012 im 

Price-cap verbleibenden Ddienstleistungen 

betreffen hauptsächlich individualbrief-

sendungen, die von Privatkunden und Klein-

gewerbetreibenden nachgefragt werden.  
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diese briefdienstleistungen unterschieden sich 

in ihrer Wettbewerbsintensität und substitu-

ierbarkeit nicht derart, dass eine Korbdifferen-

zierung erforderlich gewesen wäre. entgelte 

für Massensendungen, also entgelte solcher 

beförderungsleistungen, die ab einer 

Mindesteinlieferungsmenge von 50 briefsen-

dungen angewendet werden, unterliegen 

gemäß § 19 satz 2 Postg seit dem 1. januar 2008 

nur noch der nachträglichen Missbrauchs-

kontrolle durch die bundesnetzagentur.

die Maßgrößen im rahmen der neuen Price-

cap-regulierung wurden für den zeitraum  

1. januar 2012 bis 31. dezember 2013 festgelegt. 

diese zeitspanne wurde in zwei Price-cap- 

Perioden mit einer länge von je einem jahr 

unterteilt. 

gemäß den Price-cap-bestimmungen ergibt 

sich das neue Preisniveau für die jahre 2012 

und 2013 aus der differenz von Produktivitäts-

fortschrittsrate (sog. X-Faktor) und inflations-

rate. als Produktivitätsfortschrittsrate wurde 

ein X-Faktor von jährlich 0,6 Prozent festgelegt.

nach § 4 abs. 3 PentgV ist bei der Vorgabe von 

Maßgrößen, insbesondere bei der Festlegung 

der zu erwartenden Produktivitätsfortschritts-

rate, das Verhältnis des ausgangsentgelt-

niveaus zu den Kel zu berücksichtigen. nach  

§ 3 PentgV ist die bundesnetzagentur gehalten, 

im rahmen von entgeltgenehmigungsverfah-

ren ihre entscheidungen auf der grundlage 

von Kostenunterlagen zu treffen, die das 

regulierte Uunternehmen einzureichen hat. 

dementsprechend wurden auch im rahmen 

des Price-cap-Maßgrößen-Verfahrens von der 

dP ag Kostennachweise vorgelegt, die zur 

ermittlung der Kel für die nach § 19 Postg  

ex ante zu regulierenden Produkte herange-

zogen wurden. die nachgewiesenen Kosten 

wurden sodann auf ihre ermittlungs- bzw. 

berechnungsmethode und verursachungsge-

rechte allokation hin überprüft.

bei der Festlegung des X-Faktors waren 

zunächst die Kel und daneben die zu erwar-

tenden Kosteneinsparungen – aufgrund  

effizienter Produktionsprozesse bei den 

sortierprozessen und in der zustellung –  

festzustellen. aufschläge auf die festgestellten 

Kel nach § 20 abs. 1 Postg können von der dP ag 

geltend gemacht werden, wenn sie aus recht-

lichen Verpflichtungen und aus sonstigen 

sachlich gerechtfertigten gründen (§ 20 abs. 2 

Postg) resultieren, d. h., über die „reinen“ effizi-

enten Kosten können in die bildung der 

Produktivitätsfortschrittsrate auch neutrale 

aufwendungen einbezogen werden. Ddabei 

sind insbesondere die Kosten einer flächende-

ckenden Versorgung mit Postdienstleistun-

gen sowie Kosten aus der Übernahme von 

Versorgungslasten für die beschäftigten, die 

aus der rechtsnachfolge der deutschen 

bundespost entstanden sind, angemessen zu 

berücksichtigen, § 20 abs. 2 satz 2 Postg. 

zu den Kosten, die über die Kel hinausgehen, 

gehören die neutralen aufwendungen einer 

flächendeckenden Versorgung mit Postdienst-

leistungen. zu deren erbringung verfügt die 

dP ag über ein bundesweites Filial- und 

zustellnetz. hierbei hat die bundesnetzagentur 

allerdings nicht die gesamten Filial- und 

zustellkosten als neutrale aufwendungen im 

sinne des § 20 abs. 2 Postg anerkannt.  

neutrale aufwendungen für die flächen-

deckende Versorgung wurden nur insoweit in 

ansatz gebracht, als diese die entsprechenden 

erlöse überstiegen. dadurch wurde insbeson-

dere dem umstand rechnung getragen, dass 

der dP ag Vorteile aus deren flächendeckender 
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Präsenz erwachsen. diese wurden adäquat 

berücksichtigt. 

darüber hinaus wurden von der dP ag sog. 

nicht wettbewerbsübliche Personalkosten 

geltend gemacht. Ddiese resultierten daraus, 

dass die dP ag als rechtsnachfolgerin der 

	„deutschen bundespost – Postdienst“ deren 

gesamten Personalbestand übernehmen 

musste. Ddiesen Bbeschäftigten werden 

Vergütungen gezahlt, die deutlich über den 

Vergütungen in vergleichbaren Bbranchen 

liegen. die nicht wettbewerbsüblichen löhne 

und gehälter ergaben sich zum einen aus der 

differenz der tatsächlich bei der dP ag entstan-

denen Personalkosten und den als wettbe-

werbsüblich anzusehenden Personalkosten auf 

der grundlage von tarifverträgen. 

zudem hat die beschlusskammer darauf geach-

tet, dass keine unzulässige Quersubventionie-

rung vom Price-cap-bereich zu anderen 

segmenten erfolgt. da die dP ag sämtliche 

lasten hinsichtlich ihrer art und ihres 

umfangs offengelegt hat, ließ sich deren 

zuordnung feststellen und überprüfen. damit 

konnte die beschlusskammer sicherstellen, 

dass die weiterhin ex ante zu regulierenden 

Price-cap-Produkte nicht nachträglich im stär-

keren umfang zur deckung und Finanzierung 

der neutralen Aaufwendungen herangezogen 

werden. 

Price-cap-Genehmigungsverfahren 2012

Mit beschluss vom 6. dezember 2011 hat die 

beschlusskammer den entgeltantrag der dP ag 

für die im Price-cap regulierten Produkte für 

das jahr 2012 genehmigt. der entgeltantrag 

sah keine Preismaßnahmen vor, so dass die 

entgelte für die Price-cap-Postdienstleistun-

gen im kommenden jahr unverändert bleiben. 

Für den Verbraucher ist somit ein hoher Quali-

tätsstandard zu weiterhin erschwinglichen 

Preisen garantiert. den sich aus dem Maß-

größenverfahren ergebenden Eentgelt-

erhöhungsspielraum von 1,2 Prozent könnte 

die dP ag aufgrund des sog. carry-over im jahr 

2013 geltend machen.

Entgelte für den Zugang zu Informationen 

über Adressänderungen

die beschlusskammer hatte über einen entgelt-

genehmigungsantrag der dP ag zum zugang 

zu adressänderungsinformationen zu 

entscheiden. die dP ag ist nach dem Postg sowie 

aufgrund einer entscheidung der beschluss-

kammer verpflichtet, anderen Postdienst-

leistern entgeltlich zugang zu den bei ihr 

erhobenen Iinformationen über Aadressände-

rungen zu gewähren, die sie im zuge von nach-

sendeaufträgen ihrer Kunden erhält. der 

zugang zu adressänderungsinformationen 

erleichtert es alternativen Postdienstleistern, 

falsch adressierte sendungen an den richtigen 

empfänger zuzustellen.

die informationen werden den nachfragenden 

Wettbewerbern elektronisch zur Verfügung 

gestellt. die entgeltgenehmigung umfasst 

dabei sowohl die hierfür benötigte hard- und 

software als auch ein entgelt für jeden erfolg-

reichen Aadressabgleich.

nachdem die beschlusskammer die dP ag zur 

zugangsgewährung verpflichtet hatte, wurden 

bereits vier vergleichbare Eentgeltgenehmi-

gungen erteilt. Mit beschluss vom 25. novem-

ber 2011 wurden die entgelte teilgenehmigt 

und für die kommenden zwei jahre gering-

fügig erhöht. Für die lieferung des lesegeräts 

und der smartcard sowie für die Versandkosten 

wurde ein installationsentgelt von einmalig 



KapitelInhalt

147Post | entscheidungen der beschlussKaMMer

59,29 euro genehmigt. Für jeden treffer bei 

einer Aadressabfrage durch einen Wettbewer-

ber wurde ein entgelt von 0,12 euro genehmigt. 

Von der dP ag beantragt waren 64,48 euro als 

installationsentgelt und 0,13 euro pro treffer. 

im Vorverfahren 2008 waren 58,47 euro als 

installationsentgelt und 0,10 euro pro treffer 

genehmigt worden.

Entgelte für die	förmliche Zustellung

die genehmigungspflicht für die Förmliche 

zustellung stellt einen sonderfall der regulie-

rung dar. denn nicht nur der Marktbeherr-

scher, sondern alle Wettbewerber bedürfen der 

entgeltgenehmigung. die entgelte müssen sich 

an den Kel orientieren. im jahr 2011 wurden  

37 genehmigungen erteilt. 

die lizenznehmer beantragten sowohl 

einzelentgelte als auch staffelentgelte. in 2011 

wurden 4,66 euro als höchstes und 1,60 euro 

als niedrigstes entgelt für bestimmte Pro- 

duktvarianten genehmigt. letztgenanntes 

entgelt konnte von der beschlusskammer 

genehmigt werden, da die antragstellenden 

lizenznehmer Kosteneinsparungen aufgrund 

erheblicher skalen- und dichteeffekte (im 

bereich der abhol- und zustelllogistik) nach-

weisen konnten. zudem sind die entgelt-

differenzen darauf zurückzuführen, dass die 

antragsteller zustellregionen mit unterschied-

licher besiedlungsdichte bedienen. die Post-

dienstleister beantragten verschiedene 

zustellvarianten zur genehmigung. dabei 

wurde in erster linie nach wie vor klassisch 

zugestellt. es gibt jedoch zunehmend auch die 

elektronische Variante, bei der die aufträge 

zunächst elektronisch erfasst und archiviert 

werden. dem auftraggeber werden dann über 

ein internetportal oder per datenübertragung 

die betreffenden, jederzeit abrufbaren daten 

zur Verfügung gestellt. 

die antragsteller waren bundesweit oder  

regional tätig. um bundesweit zustellen zu 

können und damit auch großaufträge aus 

öffentlichen Vergabeverfahren abwickeln zu 

können, gingen die Wettbewerber miteinan-

der Kooperationsverträge ein. Vor diesem 

hintergrund ist auf dem Markt für Förmliche 

zustellung ein fortschreitender Konsolidie-

rungsprozess zu beobachten. 

im berichtszeitraum war eine Marktbereini-

gung zu verzeichnen. zwei größere unterneh-

men, die im Marktsegment der Förmlichen 

zustellung agierten, mussten insolvenz anmel-

den. nach bekanntwerden des insolvenzver-

fahrens kam es verstärkt zur antragstellung 

von lizenznehmern, die vorher ausschließlich 

als subunternehmer für die beiden unterneh-

men tätig waren. sie wollten ihre regionale 

Präsenz nutzen, um einen auftrag für einen teil 

der zu befördernden sendungen zu erhalten. 

bei Kooperationen verschiedener Postdienst-

leister, die die Förmliche zustellung anbieten, 

ist es aufgrund der beleihung mit hoheitlichen 

befugnissen erforderlich, dass sämtliche an der 

Förmlichen zustellung beteiligten Postdienst-

leister über eine lizenz im sinne des § 5 Postg 

verfügen und nicht von der Förmlichen  

zustellung befreit sind. dies hat die bundes-

netzagentur im jahr 2011 mit einer amtsblatt-

verfügung klargestellt. 

BEsONdErE	mIssBrAuchsAufsIchT

missbrauchsverfahren Entgelte Post-

tochter	first	mail

die Bbundesnetzagentur hat in einem Verfahren 

gegen die First Mail düsseldorf gmbh, eine 
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100prozentige tochtergesellschaft der dP ag,  

und gegen die dP ag selbst Verstöße gegen die 

entgeltmaßstäbe des Postg und das diskrimi-

nierungsverbot festgestellt. Mit beschluss vom 

14. juni 2011 (az. bK5b-11/018) gab sie den unter-

nehmen deshalb auf, unverzüglich, spätestens 

aber bis zum 31. august 2011, einen postgesetz-

konformen zustand herzustellen.

die First Mail hatte in bestimmten regionen 

deutschlands die zustellung von briefsendun-

gen bei einlieferungsmengen von mehr als  

50 stück zu Konditionen angeboten, die den 

teilleistungsbedingungen der dP ag im 

Wesentlichen entsprachen. jedoch waren die 

entgelte spürbar günstiger als die der Mutter-

gesellschaft. 

die bundesnetzagentur kam zu dem ergebnis, 

dass der sachlich und räumlich relevante Markt 

der bundesweite Markt für standardbrief-

dienstleistungen bis 1.000 g ist. die dP ag ist 

auf diesem Markt marktbeherrschend. der 

First Mail als abhängigem und weisungsgebun-

denem tochterunternehmen war unter wett-

bewerbsrechtlichen gesichtspunkten die 

Marktbeherrschung der Konzernmutter zuzu-

rechnen (funktionaler Uunternehmensbegriff). 

die Prognose der betroffenen unternehmen, 

wonach für die First Mail 2011 ein ausgegli-

chenes ergebnis zu erwarten sei, hielt der 

Überprüfung nicht stand. die Prognose 

basierte auf der annahme erheblicher sen- 

dungsmengensteigerungen, die mit der all- 

gemeinen entwicklung sowie den annahmen 

der dP ag in anderen sachzusammenhängen 

nicht übereinstimmte. die Kalkulation enthielt 

keinen ansatz von gemeinkosten für den all- 

gemeinen Verwaltungsaufwand, keinen 

gewinnzuschlag und keinen rückfluss der 

zwischen 2005 und 2010 aufgelaufenen jahres-

fehlbeträge an die dP ag. dem einwand der  

dP ag, ohne Preisspaltungsmöglichkeit regional 

nicht wettbewerbsfähig zu sein, konnte ange-

sichts höchstrichterlicher Rrechtsprechung 

(bgh, az. Kzr 21/08, urteil vom 23. juni 2009 – 

entega i) nicht gefolgt werden. danach ist es 

einem Marktbeherrscher zwar nicht verwehrt, 

eine zweitmarke („billigmarke“) aufzubauen. 

ein Missbrauchsvorwurf kann sich in einem 

solchen Fall aber nach ansicht des bgh aus der 

räumlichen Bbeschränkung des günstigeren 

angebots ergeben. die räumliche beschrän-

kung fiel mit einer Kostenunterdeckung sowie 

einer Fokussierung auf die von den größten 

Wettbewerbern mit eigenem zustellnetz 

bedienten gebiete zusammen.

die unterhaltung zweier paralleler zustell-

strukturen für die dP ag bringt zudem keine 

Kosten- oder effizienzvorteile mit sich. es 

entstehen vielmehr zusätzliche Kosten für die 

First Mail bei gleichzeitiger Minderauslastung 

der sortierzentren und zustellorganisation der 

dP ag selbst. dies rechtfertigt den schluss, dass 

die aufrechterhaltung und der betrieb der First 

Mail auf eine stärkung der Marktposition mit 

leistungsfremden Mitteln abzielte.

die gegen die sofortige Vollziehbarkeit der 

entscheidung gerichteten eilanträge der dP ag 

und der First Mail wurden in zwei gericht-

lichen instanzen zurückgewiesen (seite 149). 

die First Mail hat ihre entgelte daraufhin zum  

1. dezember 2011 den Vorgaben des beschlusses 

angepasst und angekündigt, ihre tätigkeit im 

zusammenhang mit der briefbeförderung 

zum 31. dezember 2011 einstellen zu wollen.
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Gerichtliche Verfahren
Gerichte bestätigen wichtige Entscheidung der Bundesnetzagentur gegen die  

missbräuchliche Ausnutzung von Marktmacht im Postbereich.

OVG-BEschluss	Zur	mIssBrAuchs-

ENTschEIduNG	fIrsT	mAIl 

das oVg nrW hat einen eilantrag der First 

Mail gegen eine Missbrauchsentscheidung der 

beschlusskammer 5 (az. bK5b-11/018) letzt-

instanzlich abgelehnt (az. 13 b 1082/11). Mit der 

entscheidung vom 15. november 2011 bestä-

tigte das gericht die erstinstanzliche entschei-

dung des Vg Köln vom 1. september 2011  

(az. 22 l 1011/11). 

die beschlusskammer hatte bei der First Mail, 

einer 100-prozentigen tochtergesellschaft der 

dP ag, Verstöße gegen die entgeltmaßstäbe 

des Postg sowie gegen das postrechtliche 

diskriminierungsverbot festgestellt und ihr die 

herstellung postrechtskonformer Zzustände 

durch bescheid aufgegeben.

Mit dem eilantrag begehrte die First Mail die 

anordnung der aufschiebenden Wirkung einer 

gegen die entscheidung der beschlusskammer 

gerichteten hauptsacheklage. das Vg Köln und 

das oVg nrW haben im rahmen der summa-

rischen Prüfung des eilverfahrens die entschei-

dung der beschlusskammer vollumfänglich 

bestätigt. 

die marktbeherrschende stellung der First 

Mail sei zu recht aus der Konzernverbunden-

heit mit der dP ag über die Verbundklausel des 

§ 36 abs. 2 gWb hergeleitet worden. daran 

anknüpfend gelte für die First Mail und die  

dP ag, dass Preiswettbewerbe zwischen einzel-

nen unternehmensteilen bei Fehlen sachlicher 

differenzierungsgründe als verbotene Preis-

spaltung zu beurteilen seien. das entgeltver-

halten der First Mail, deren entgelte unterhalb 

der für die dP ag am Maßstab der Kel i. Ss. d.  

§ 20 abs. 1 Postg genehmigten entgelte für 

vergleichbare leistungen lagen, stelle sich in 

den versorgten regionen (düsseldorf, ruhr-

gebiet, berlin) nicht als leistungsorientierter 

Wettbewerb, sondern als eindämmung des 

Wettbewerbs zugunsten der Muttergesell-

schaft und zulasten der Wettbewerber dar. 

auch im rahmen einer interessenabwägung 

überwiege das öffentliche Vollziehungsinter-

esse gegenüber dem privaten aussetzungsinte-

resse der First Mail. nach der entscheidung des 

oVg nrW nahm die First Mail ihre hauptsa-

cheklage gegen den bescheid der beschluss-

kammer zurück. eine gegen die entscheidung 

gerichtete Klage der dP ag ist weiterhin beim 

Vg Köln anhängig.
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OVG-BEschluss	Zu ENTGElTEN	für 	

ZuGANG	Zu POsTfAchANlAGEN

durch urteil vom 10. März 2011 (az. 13 a 3211/06) 

wies das oVg nrW die berufung der dP ag 

gegen eine entscheidung der bundesnetz-

agentur im bereich der entgeltregulierung in 

weiten teilen zurück. 

Mit bescheid vom 6. Februar 2002 genehmigte 

die damalige regulierungsbehörde für Post 

und telekommunikation (regtP) entgelte für 

den zugang zu Postfachanlagen für den zeit-

raum vom 1. april 2002 bis zum 30. juni 2004. 

die regulierungsbehörde blieb in der entschei-

dung hinter den geforderten entgelthöhen 

zurück. auf dem Klagewege verfolgte die  

dP ag die genehmigung höherer entgelte 

weiter. Iim erstinstanzlichen Verfahren vor dem 

Vg Köln war die Klage zuvor mit urteil vom  

7. juni 2006 (az. 22 K 1644/02) vollständig abge-

wiesen worden.

der entscheidung des Vg Köln folgte das  

oVg nrW in weiten teilen. so bestätigte es, 

dass die Kel (§ 20 abs. 1 Postg) den entschei-

denden und selbstständigen Maßstab im 

rahmen der Eentgeltregulierung bilden. eine 

relativierung zu einem bloßen ausgangswert 

gebiete eine auslegung der norm nicht. die 

anforderungen des § 20 abs. 2 Postg seien 

zusätzlich einzuhalten.

im rahmen des ihr zustehenden beurteilungs-

spielraums könne die regulierungsbehörde 

darüber hinaus bei mangelhaften oder fehler-

haften Kostenunterlagen auf andere relevante 

Kostenangaben aus früheren beschluss-

kammerverfahren zurückgreifen. Ddies gestatte 

es der regulierungsbehörde allerdings nicht, 

eine Änderung der berechnungsmethodik 

unter hinweis auf frühere Kostenangaben 

pauschal zu verwerfen. aus diesem grunde sei 

die entgeltgenehmigung bezüglich nicht 

anerkannter sach- und Kapitalkosten aufzu-

heben und neu zu bescheiden. gegen die 

entscheidung sind revisionen der dP ag und 

der Bbundesnetzagentur anhängig.

OVG-BEschlüssE	Zu ENTGElTEN	für 

AdrEssäNdEruNGsZuGANG	

Mit zwei parallelen urteilen (az. 13 a 1627/08 

und az. 13 a 1628/08) hat das oVg nrW über 

die berufungen der dP ag und der bundes-

netzagentur gegen zwei urteile des Vg Köln  

(az. 22 K 5261/04 und 22 K 3464/06) entschieden. 

streitgegenstand war die nur teilweise geneh-

migung der entgelte für den zugang zu infor-

mationen über adressänderungen im Wege 

der Prozessvariante „blackbox-Verfahren“  

(az. bK5b-04-056 und az. bK5b-06-056) durch 

die bundesnetzagentur. die dP ag verfolgte die 

genehmigung höherer entgelte im Klagewege 

weiter. in teilen war sie bereits vor dem Vg Köln 

erfolgreich gewesen. Iim Bberufungsverfahren 

stützte das oVg nrW die entscheidung des  

Vg Köln in den wesentlichen Punkten.

es bestätigte die bereits im urteil vom 10. März 

2011 zu Prüfungsmaßstab und beurteilungs-

spielraum getroffenen aussagen. zudem hielt 

es auch in dieser entscheidung einen rückgriff 

auf andere relevante Kostenangaben aus frühe-

ren beschlusskammerverfahren dann nicht für 

zulässig, wenn damit eine Änderung der 

berechnungsmethodik unter hinweis auf 

frühere Kostenangaben pauschal verworfen 

wird. 
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hinsichtlich der abschreibungszeiträume für 

die systementwicklung des blackbox-Verfah-

rens folgte das oVg nrW der entscheidung des 

Vg Köln. es setzt einen kürzeren abschrei-

bungszeitraum als die bundesnetzagentur an.

die revision wurde zugelassen. nachdem die 

dP ag ihre ursprünglich eingelegte revision 

zurückgenommen hat, ist nunmehr allein 

noch die revision der bundesnetzagentur 

gegen die entscheidung hinsichtlich der 

abschreibungszeiträume anhängig. 

BuNdEsVErfAssuNGsGErIchT	Zum 	

GEBOT	dEs	EffEkTIVEN	rEchTsschuTZEs

ende des jahres 2010 wurde gegen zwei 

beschlüsse des oVg nrW vom 19. März 2009 

(az. 13 a 798/09) bzw. vom 23. juni 2009  

(az. 13 a 476/08) Verfassungsbeschwerde zum 

bundesverfassungsgericht (bVerfg) erhoben.

den beschlüssen des oVg lagen drei urteile des 

Vg Köln vom 27. november 2007 (az. 22 K 3808/03, 

az. 22 K 8715/03 und az. 22 K 9007/04) 

zugrunde. in den zugrunde liegenden 

gerichtsverfahren hatte sich ein rechtsfähiger 

Verein als Kunde der dP ag gegen die im  

sog. Price-cap-Verfahren ergangenen entgelt-

genehmigungen der damaligen reg tP für die 

jahre 2003, 2004 und 2005 gewandt. der Kläger 

machte neben materiellen bedenken gegen die 

rechtmäßigkeit der genehmigungen geltend, 

dass er als Postkunde durch die genehmigung 

in eigenen rechten verletzt sei, da § 20 abs. 2 

satz 1 nr. 1 Postg drittschützend sei. 

das Vg Köln verneinte eine betroffenheit des 

Klägers in eigenen rechten und wies die 

Klagen ab. auch das oVg nrW folgte im 

rahmen seiner entscheidung über die nicht-

zulassungsbeschwerde des Klägers der rechts-

auffassung des Vg Köln und wies den antrag 

auf zulassung der berufung zurück. auch die 

hiergegen gerichtete Aanhörungsrüge des 

Klägers wurde vom oVg nrW mit beschluss 

vom 23. juni 2009 zurückgewiesen. diese 

beschlüsse sind unanfechtbar.

bezüglich der beiden letztgenannten 

beschlüsse hat der Kläger das bVerfg ange-

rufen. er sieht durch die beschlüsse sein  

recht auf effektiven rechtsschutz aus  

art. 19 abs. 4 gg verletzt. das oVg nrW habe 

unter Verkennung des durch § 20 abs. 2 satz 1 

nr. 1 Postg vermittelten drittschutzes die zulas-

sung der berufung in sachlich nicht zu recht-

fertigender Weise abgelehnt und damit den 

Weg in die revisionsinstanz unzumutbar 

eingeschränkt.

die Verfassungsbeschwerde (az. 1 bvr 1764/09) 

hatte erfolg. das bVerfg sieht art. 19 abs. 4  

satz 1 gg verletzt, da das oVg nrW unter 

Verletzung des gebots effektiven rechts-

schutzes die grundsätzliche bedeutung der 

rechtssache verneint habe. es hebt hervor, die 

zuerkennung der Klagebefugnis sei ohne Wert, 

wenn im rahmen der begründetheit allein 

darauf abgestellt werde, dass selbst bei rechts-

widrigkeit des Verwaltungsakts eine Verlet-

zung in eigenen rechten ausscheide. da der 

bundesgerichtshof (bgh) bereits entschieden 

hatte, diese Fragen seien auf dem Verwaltungs-

rechtsweg zu klären, stehe der beschwerde-

führer hinsichtlich einer Überprüfung der 

erstinstanzlichen entscheidung praktisch 

rechtsschutzlos. die sache wurde an das  

oVg nrW zurückverwiesen.



Inhalt

bundesnetzagentur | jahresbericht 2011152

Elektrizität und Gas

Netzausbau 	 154

Marktentwicklung 	 164

Weitere Aktivitäten und Verfahren 	 177

Gerichtliche Verfahren 	 188



KapitelInhalt

153eleKtrizitÄt und gas



KapitelInhalt

bundesnetzagentur | jahresbericht 2011154

Netzausbau
Unter dem Eindruck der Ereignisse von Fukushima fassten Bundesregierung und  

Bundesgesetzgeber innerhalb von nur vier Monaten grundlegende Beschlüsse für 

den Umbau der deutschen Energieversorgung. Gelingen kann die Energiewende nur, 

wenn der Ausbau der Netze mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien Schritt hält. 

Nur dann kann beispielsweise der in On­ und Off­Shore­Windparks erzeugte Strom in 

den Verbrauchszentren im Westen und Süden Deutschlands ankommen.

NEuE	GruNdlAGEN	für dEN	AusBAu dEs 

sTrOmNETZEs 

auf der grundlage des novellierten enWg und 

des nabeg hat die bundesnetzagentur im  

sommer 2011 weitreichende neue zuständig-

keiten im bereich der bedarfsermittlung, der 

Planung und der genehmigung von höchst-

spannungsleitungen erhalten. die dauer der 

Planungs- und genehmigungsverfahren deut-

lich zu verkürzen, ist das wesentliche ziel der 

neuen regelungen. dabei lassen sich vier Phasen 

unterscheiden: (1) die genehmigung eines ener-

giewirtschaftlichen szenariorahmens, (2) die 

bestätigung eines nationalen netzentwicklungs-

plans als grundlage für den bundesbedarfs-

plan, (3) die bundesfachplanung sowie (4) die 

Planfeststellung. in allen vier Phasen bestehen 

für betroffene und interessierte frühzeitige 

und umfassende öffentliche beteiligungs-

möglichkeiten.

szenariorahmen

nach dem enWg müssen die Ünb zunächst 

jährlich einen szenariorahmen zur energie-

wirtschaftlichen entwicklung mit mindestens 

drei plausiblen szenarien erstellen. diese sollen 

jeweils einen wahrscheinlichen Verlauf der 

entwicklungen der jeweils nächsten zehn jahre 

abbilden. der szenariorahmen bildet die 

grundlage für einen von den Ünb ebenfalls 

jährlich, erstmals 2012, vorzulegenden gemein-

samen nationalen netzentwicklungsplan. zwar 

kennt heute niemand den genauen zustand 

der deutschen und der europäischen „strom-

landschaft“ in zehn jahren. dennoch müssen 

ausbaumaßnahmen bereits heute angestoßen 

werden, wenn die stromleitungen in fünf bis 

zehn jahren verfügbar sein sollen. 

ende 2011 genehmigte die bundesnetzagentur 

den ersten szenariorahmen elektrizität. den 

entwurf hatten die Ünb der bundesnetzagen-

tur im juli 2011 vorgelegt. der genehmigung 

ging ein umfassendes behördliches und öffent-

liches Bbeteiligungsverfahren voraus. Uunter  
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anderem lud die bundesnetzagentur alle  

teilnehmer der schriftlichen Konsultation zu 

einem Workshop nach bonn ein. 

der szenariorahmen geht von einem leitsze-

nario (szenario b) mit einem realitätsnahen 

mittleren Aausbau an erneuerbaren Eenergien 

aus. zusätzlich wurde ein szenario untersucht, 

das durch einen vergleichsweise moderaten 

ausbau an erneuerbaren energien und einen 

damit korrespondierenden hohen Aanteil von 

konventionellen Kraftwerken, insbesondere 

von Kohlekraftwerken, gekennzeichnet ist  

(szenario a). dem szenario c liegt hingegen die 

annahme eines sehr starken ausbaus der  

erneuerbaren Eenergien zugrunde. Ddie Bbundes-

netzagentur führte einen Plausibilitätscheck 

durch. im ergebnis wurde der „szenarientrich-

ter“ bezüglich der entwicklung der erneuer-

baren energien angepasst. Mit dem szenario-

rahmen sollen nicht alle denkbaren zukünftigen 

entwicklungspfade, sondern nur die bandbreite 

der wahrscheinlichen entwicklung abgebildet 

werden. 

die Ünb variierten für die erstellung des netz-

entwicklungsplans nicht nur die entwicklung 

der erneuerbaren energien, sondern auch die 

installierte Kapazität bei den konventionellen 

energien, weil diese die struktur der zukünftig 

notwendigen netzentwicklung ebenfalls beein-

flussen könnte. der ermittelte konventionelle 

Kraftwerkspark ist dabei nicht das resultat einer 

Modellierung auf der grundlage bestimmter  

annahmen zu investitionsanreizen wie z. b. zu 

den Kosten der jeweiligen Kraftwerkstypen 

oder zur entwicklung der Marktpreise. Vielmehr 

griffen die Ünb auf die informationen über  

bestandskraftwerke und über die im bau bzw. in 

der Planung befindlichen Kraftwerke zurück. 

hinsichtlich der entwicklung der jahreshöchst-

last und des energieverbrauchs wurde den Ünb 

im genehmigungsbescheid vorgegeben, bei 

den szenarien von einer jahreshöchstlast in 

höhe von 84 gW auszugehen und den strom-

verbrauch auf den Wert des Rreferenzjahres 

2010 zu fixieren. zudem sollen die Ünb in Form 

von Ssensitivitätsbetrachtungen untersuchen, 

wie sich eine absenkung des stromverbrauchs 

sowie die damit verbundene absenkung der 

last auf den netzausbaubedarf auswirken.
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szenariorahmen Elektrizität 2011

Installierte Erzeugungsleistung in GW

referenz
2010

szenario A
2022

leitszenario B 
2022

szenario B 
2032

szenario Cc
2022

Kernenergie 20,3 0,0 0,0 0,0 0,0

Braunkohle 20,2 21,2 18,5 13,8 18,5

Steinkohle 25,0 30,6 25,1 21,2 25,1

Erdgas 24,0 25,1 31,3 40,1 31,3

Pumpspeicher 6,3 9,0 9,0 9,0 9,0

Öl 3,0 2,9 2,9 0,5 2,9

Sonstige konventionelle 
Energien 3,0 2,3 2,3 2,7 2,3

summe konventionelle 
Energien 101,8 91,1 89,1 87,3 89,1

Wasserkraft 4,4 4,5 4,7 4,9 4,3

Wind onshore 27,1 43,9 47,5 64,5 70,7

Wind offshore 0,1 9,7 13,0 28,0 16,7

Photovoltaik 18,0 48,0 54,0 65,0 48,6

Biomasse 5,0 7,6 8,4 9,4 6,7

Sonstige erneuerbare 
Energien 1,7 1,9 2,2 2,9 2,0

summe erneuerbare 
Energien 56,3 115,6 129,8 174,7 149,0

Nettoleistung gesamt 158,1 206,7 218,9 262,0 238,1

jahreshöchstlast und Sstromverbrauch

Jahreshöchstlast in GW 84,0–87,5 84,0 84,0 84,0 84,0

Nettostrombedarf in TWh 535,4 535,4 535,4 535,4 535,4

Netzentwicklungsplan als Grundlage für 

den Bundesbedarfsplan

auf der basis des von der bundesnetzagentur 

genehmigten Sszenariorahmens berechnen die 

vier Ünb gemeinsam in einem einheitlichen 

netzmodell den ausbaubedarf. dabei werden 

auch annahmen zur räumlichen Verteilung 

der Versorgungskapazitäten und zu den Über-

tragungstechnologien berücksichtigt. die Ünb 

berechnen für alle drei szenarien des szenario-

rahmens den jeweils erforderlichen netzaus-

baubedarf. in einem gesonderten abwägungs-

prozess müssen aus den drei berechnungen 

unverzichtbare Maßnahmen abgeleitet werden. 

grundsätzlich gilt der Vorrang der netzoptimie-

rung. der netzentwicklungsplan muss alle 

wirksamen Maßnahmen zur bedarfsgerechten 

optimierung und Verstärkung sowie zum aus-
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bau des netzes enthalten, die in den nächsten 

zehn jahren für einen sicheren und zuverlässigen 

netzbetrieb erforderlich sind. außerdem ist  

anzugeben, welche netzausbaumaßnahmen 

schon in den nächsten drei jahren zu verwirk-

lichen sind. die Ünb stellen ihren entwurf des 

gemeinsamen nationalen Nnetzentwicklungs-

plans zur öffentlichen diskussion. den aufgrund 

der öffentlichen beteiligung angepassten entwurf 

prüft die Bbundesnetzagentur. sie kann von den 

Ünb Änderungen des entwurfs verlangen.

in der Phase der erstellung des netzentwick-

lungsplans führt die bundesnetzagentur eine 

erste strategische umweltprüfung durch. hier-

bei werden in einem umweltbericht die um-

weltfolgen des netzausbaus zunächst in gene-

ralisierter Form betrachtet. auch wenn zu 

diesem frühen Planungszeitpunkt noch nicht 

bekannt ist, wo die leitungen genau verlaufen 

sollen, sind schon fundierte raumbezogene  

abschätzungen möglich. insbesondere lässt 

sich bereits feststellen, wo einem leitungsaus-

bau ggf. schwer überwindbare hindernisse 

entgegenstehen. 

der entwurf des netzentwicklungsplans und 

der umweltbericht bilden den gegenstand eines 

von der Bbundesnetzagentur durchzuführenden 

behördlichen und öffentlichen beteiligungs-

verfahrens. Ddieses jährliche Verfahren wird 

2012 erstmals durchgeführt. die bundesnetz-

agentur bestätigt den jährlichen netzentwick-

lungsplan unter berücksichtigung des ergebnisses 

der behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung. 

aus dem netzentwicklungsplan und dem umwelt-

bericht wird der entwurf für einen bundes-

bedarfsplan abgeleitet. die bundesregierung 

legt den entwurf des bundesbedarfsplans min-

destens alle drei jahre dem bundesgesetzgeber 

vor. Mit dem erlass des bundesbedarfsplans 

stellt der gesetzgeber die energiewirtschaftliche 

notwendigkeit und den vordringlichen bedarf 

der darin enthaltenen Vorhaben fest.

Bundesfachplanung und Bundesnetzplan

im rahmen der bundesfachplanung ermittelt 

die bundesnetzagentur nach den regelungen 

des nabeg geeignete trassenkorridore für die 

im Bbundesbedarfsplan enthaltenen länderüber-

greifenden oder grenzüberschreitenden Hhöchst-

spannungsleitungen. insoweit ersetzt die bun-

desfachplanung das raumordnungsverfahren 

der länder. das Verfahren beginnt mit einem 

antrag eines Ünb. der antrag enthält einen 

Vorschlag für den beabsichtigten Ttrassenkorridor, 

eine darstellung möglicher alternativen sowie 

erläuterungen zu erkennbaren Aauswirkungen 

auf Mensch und umwelt. die bundesnetzagentur 

führt eine öffentliche antragskonferenz mit 

den trägern öffentlicher belange sowie mit 

Vereinigungen und Verbänden durch. da es 

sich um eine öffentliche Konferenz handelt, 

kann sich hier jeder interessierte informieren. 

im rahmen der bundesfachplanung wird eine 

weitere strategische umweltprüfung durchge-

führt. dabei wird der raumbezug der umwelt-

auswirkungen konkreter betrachtet. die antrags-

unterlagen sowie der umweltbericht sind 

gegenstand eines erneuten behördlichen und 

öffentlichen Bbeteiligungsverfahrens, einschließ-

lich eines erörterungstermins nach auslage der 

unterlagen. die bundesfachplanung wird mit  

einer entscheidung der bundesnetzagentur über 

den beantragten Ttrassenkorridor abgeschlossen. 

die auswirkungen auf Mensch und umwelt so 

gering wie möglich zu halten und zugleich einen 

technisch und ökonomisch sinnvollen trassen-

korridor in den bundesnetzplan aufzunehmen, 

ist das ziel der entscheidung. 
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bei der bundesnetzagentur wird ein bundesfach-

planungsbeirat gebildet, dem Vertreter der 

länder, der bundesregierung und der bundes-

netzagentur angehören werden. bereits jetzt 

steht die bundesnetzagentur im fachlichen 

Kontakt mit den für die raumordnungs- und 

Planfeststellungsverfahren zuständigen Llandes-

behörden.

Planfeststellung

im zuge der Planfeststellung wird der exakte 

Verlauf der einzelnen leitung festgelegt. sofern 

dies eine mit zustimmung des bundesrats zu 

erlassende rechtsverordnung der bundes-

regierung vorsieht, ist die bundesnetzagentur 

auch für das Planfeststellungsverfahren einer 

länderübergreifenden oder grenzüberschrei-

tenden Hhöchstspannungsleitung zuständig. 

anderenfalls werden diese aufgabe die jewei-

ligen landesbehörden übernehmen. die Plan-

feststellungsverfahren für sonstige höchst-

spannungsleitungen und für leitungen der 

110-kV-ebene im Verteilernetz verbleiben in  

jedem Fall in der zuständigkeit der länder. 

auch das Planfeststellungsverfahren beginnt 

mit einem antrag eines Ünb. im gegensatz zur 

bundesfachplanung enthält dieser nun den 

konkreten Verlauf der trasse innerhalb des fest-

gelegten Korridors sowie angaben zu alter-

nativen und erläuterungen zu den erkenn-

baren Uumweltauswirkungen. 

Planfeststellungsverfahren bei der Bbundesnetz-

agentur für länderübergreifende oder grenz-

überschreitende Hhöchstspannungsleitungen 

können für erhebliche synergien sorgen. sie 

stellen einheitliche Planungsschritte gegen-

über den Ünb sicher und ermöglichen, dass  

betroffene und Öffentlichkeit an allen Verfah-

rensschritten aktiv und gestaltend mitwirken 

können. der Verlauf des Planfeststellungsver-

fahrens bei der bundesnetzagentur ähnelt der 

bundesfachplanung: Ddie Bbundesnetzagentur 

führt auch hier eine öffentliche antragskonferenz 

mit den trägern öffentlicher belange sowie den 

Vereinigungen und Verbänden durch. sie prüft 

im Rrahmen einer weiteren Uumweltverträglich-

keitsprüfung detailliert die auswirkungen des 

einzelnen bauvorhabens. Planung und Prüfung 

sind noch konkreter als in der Phase der bundes-

fachplanung und beziehen sich z. b. auf die  

genauen Maststandorte oder den genauen Ver-

lauf einer erdkabelstrecke. die antragsunter-

lagen sowie der umweltbericht sind gegenstand 

eines erneuten behördlichen und öffentlichen 

beteiligungsverfahrens. Mit dem abschließen-

den Planfeststellungsbeschluss ist der bau der 

einzelnen Lleitung genehmigt. 

AusWIrkuNGEN	dEr BEschlüssE	Zur 

kErNENErGIE	Auf dAs StsTrOmNETZ

Wie sehr die Übertragungsnetze durch die Ver-

änderung der erzeugungsstruktur und durch 

die zusätzlichen transportaufgaben an den 

rand der belastbarkeit geraten sind und wie 

dringlich daher neben dem bau zusätzlicher 

Kraftwerke ein ausbau der Übertragungsnetze 

ist, belegen die berichte der bundesnetzagentur 

zu den auswirkungen des im März 2011  

beschlossenen Kernkraftwerkmoratoriums  

auf die Übertragungsnetze und die Versorgungs-

sicherheit. 

Mit der im Aaugust 2011 in Kraft getretenen Ände-

rung des atomgesetzes erloschen die berechti-

gungen zum leistungsbetrieb der sieben ältes- 

ten Kernkraftwerke und des Kernkraftwerks 

Krümmel. die bundesnetzagentur erhielt den 

gesetzlichen auftrag, zu prüfen, ob zur sicherung 

der netzstabilität eines der abgeschalteten Kern-
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kraftwerke bis zum Frühjahr 2012 als reserve-

kraftwerk vorgehalten werden muss.

in ihrem abschlussbericht vom 31. august 2011 

kam die bundesnetzagentur zu dem ergebnis, 

dass die netzsituation auf der grundlage von 

bislang noch nicht berücksichtigten fossilen 

Kraftwerkskapazitäten auch ohne den einsatz 

eines der abgeschalteten Kernkraftwerke be-

herrschbar bleibt. die bundesnetzagentur über-

prüfte im rahmen ihrer untersuchungen die 

von den Ünb in ihren berechnungen zugrunde 

gelegten konventionellen Eerzeugungskapazi-

täten. dafür erstellte sie erstmals eine umfas-

sende Übersicht über alle erzeugungskapazi-

täten ab 20 MW in deutschland. im ergebnis 

konnte die bundesnetzagentur zuvor nicht  

berücksichtigte reservekapazitäten in süd-

deutschland sowie eine kontrahierbare reserve-

leistung in Österreich in höhe von jeweils etwa 

1.000 MW ermitteln.

die netzsituation ist aufgrund des Wegfalls von 

über 8.400 MW Kernenergieleistung allerdings 

angespannt. die Ünb müssen seit März 2011  

wesentlich häufiger in den systembetrieb ein-

greifen. Für ihren abschlussbericht untersuchte 

die bundesnetzagentur mit gutachterlicher 

unterstützung die von den Ünb vorgelegten 

netzberechnungen zur voraussichtlichen  

netzsituation im Winter 2011/2012. in den netz-

berechnungen wurden Nnetznutzungsfälle  

analysiert, die typischerweise mit hohen netz-

belastungen einhergehen. Wichtige Parameter 

sind dabei insbesondere die Verbrauchslast sowie 

die einspeisung aus Windkraft- und Photovoltaik-

anlagen. als kritisch erwies sich dabei insbeson-

dere der Fall eines Winterwerktags mit einer 

hohen last sowie einer hohen stromeinspeisung 

aus erneuerbaren energien. ebenfalls kritisch 

einzustufen ist der Fall eines Winterwerktags 

mit einer sehr hohen last und nahezu keiner 

einspeisung von strom aus erneuerbaren ener-

gien. Für beide Fälle wurden die Folgen eines 

gleichzeitigen ausfalls eines großen Kraftwerks 

und eines betriebsmittels im Übertragungs-

netz untersucht. gegenüber solchen Sstörereig-

nissen muss das netz robust abgesichert sein. 

dies gilt auch für außergewöhnliche Fehler-

ereignisse. im Fall einer sehr hohen last und 

gleichzeitig fehlender einspeisung von strom 

aus erneuerbaren Eenergien könnten insbeson-

dere im großraum hamburg spannungshal-

tungsprobleme auftreten. Ferner könnten die  

leitungen in richtung Frankfurt extrem hoch 

belastet sein. Für den raum südwestdeutschland 

wurde ein erhebliches Sspannungshaltungs-

problem insbesondere für den Fall einer hohen 

last und einer gleichzeitig hohen einspeisung 

von Sstrom aus erneuerbaren Eenergien ermittelt. 

zusammengefasst ergaben die untersuchungen 

aber, dass trotz der hohen netzbelastungen auch 

in diesen Fällen die netzsituation mit hilfe der 

ermittelten Rreservekraftwerke noch beherrsch-

bar ist und dass daher auf den reservebetrieb 

eines abgeschalteten Kernkraftwerks verzichtet 

werden kann.

ENlAG-PrOjEkTE	uNd Off-shOrE-	

NETZANBINduNG

damit die Versorgungssicherheit in deutsch-

land auch weiterhin hoch bleibt, müssen kurz- 

bis mittelfristig neben Kraftwerksprojekten vor 

allem bestimmte netzausbauprojekte zügig  

realisiert werden. dazu zählen die 24 vorrangig 

zu realisierenden Projekte des enlag von 2009. 
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EnlAG-Projekte

9

2
11

4

6

16

18

7

19
15

5

13

14

20

17

23

21

8

22
24

10

12

3

1

1 Kassø (Dänemark) – Hamburg Nord – Dollern

2 Ganderkesee – Wehrendorf 

3 Neuenhagen – Bertikow/Vierraden – Krajnik (Polen)

4 Lauchstädt – Redwitz  
(als Teil der Verbindung Halle/ Saale – Schweinfurt)

5 Diele – Niederrhein

6 Wahle – Mecklar

7 Bergkamen – Gersteinwerk

8 Kriftel – Eschborn 

9 Hamburg/Krümmel – Schwerin

10 Redwitz – Grafenrheinfeld  
(als Teil der Verbindung Halle/Saale – Schweinfurt)

11 Neuenhagen – Wustermark (als erster Teil des Berliner Rings)

12 Eisenhüttenstadt – Baczyna (Polen)

13 Niederrhein/Wesel – Landesgrenze Niederlande  
(Richtung Doetinchem)

14 Niederrhein – Utfort – Osterath

15 Osterath – Weißenthurm

16 Wehrendorf – Gütersloh

17 Gütersloh – Bechterdissen

18 Lüstringen – Westerkappeln

19 Kruckel – Dauersberg

20 Dauersberg – Hünfelden

21 Marxheim – Kelsterbach

22 Weier – Villingen

23 Neckarwestheim – Mühlhausen

24 Bünzwangen – Lindach; Lindach – Goldshöfe

die trassen von lauchstädt nach redwitz (nr. 4), 

von hamburg/Krümmel nach schwerin (nr. 9) 

sowie von osterath nach Weißenthurm (nr. 15) 

sind im hinblick auf die Folgen des beschleunig-

ten ausstiegs aus der Kernenergie als besonders 

wichtig einzustufen. die enlag-Projekte befin-

den sich in unterschiedlichen stadien. bislang 

sind erst zwei Projekte mit einer trassenlänge 

von jeweils unter zehn Kilometern vollständig 

fertiggestellt (nr. 7 und 21), die leitungen nr. 4, 

9, 15 und 20 teilweise. etwa 214 von 1.807 Kilo-

metern neu zu errichtenden trassen sind gebaut 

(stand: september 2011). ansonsten befinden sich 

die Projekte in der Planungsphase, im raum-

ordnungsverfahren oder im Planfeststellungs-

verfahren. bei der hälfte der Projekte sind Verzö-

gerungen zu beobachten, so dass der zeitpunkt 

der ursprünglich geplanten inbetriebnahme 

teilweise um mehrere jahre überschritten wird. 

Für 21 der 24 Vorhaben wurden von der bundes-

netzagentur bereits investitionsbudgets geneh-

migt, deren gesamtvolumen bei ca. 4,2 Mrd. euro 

liegt.

neben dem „on-shore-netzausbau“ besitzt auch 

die off-shore-netzanbindung der künftigen 

Windparks in der nord- und ostsee eine heraus-

ragende bedeutung für das gelingen der energie-

wende. so wurden 2011 für die nordsee-cluster 

sylWin, helWin und dolWin drei weitere sammel-

anbindungen und eine einzelanbindung mit 

einer gesamtkapazität von ca. 2.600 MW beauf-

tragt. damit konnten in nord- und ostsee  

innerhalb von zwei jahren bereits neun netz-

anbindungen mit einer gesamtkapazität von 

mehr als 5.000 MW in auftrag gegeben wer-

den. die bundesnetzagentur unterstützt diese 

Prozesse, etwa mit ihrem im oktober 2009 ver-

öffentlichten Positionspapier zur netzanbindung 

von off-shore-Windparks. Mit inkrafttreten des 

novellierten enWg erhielt die bundesnetzagentur 

eine Festlegungskompetenz, um u. a. rechtsver-

bindliche Kriterien zu bestimmen, die für die 

errichtung von netzanbindungen erforderlich 

sind und eine diskriminierungsfreie Vergabe 
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von anbindungskapazitäten ermöglichen. eck-

punkte hierzu stellte die bundesnetzagentur 

im dezember 2011 zur Konsultation.

Wie hoch die investitionsbereitschaft der netz-

betreiber ist, belegen auch die bei der bundes-

netzagentur 2011 gestellten rund 90 anträge 

auf genehmigung eines investitionsbudgets. 

bei einem gesamt volumen von rund 8,7 Mrd. 

euro betrug der anteil der Ünb ca. 7,6 Mrd. euro, 

wovon 2,8 Mrd. euro auf Projekte für die netz-

anbindung von off-shore-Windparks entfielen. 

insgesamt wurden bei der bundesnetzagentur 

im zeitraum 2008 bis 2011 für erweiterungs- und 

umstrukturierungsinvestitionen in rund 700 

Verfahren budgets von über 30 Mrd. euro  

beantragt und bereits investitionen in höhe 

von fast 14 Mrd. euro genehmigt.

smArT	GrIds

ende 2011 veröffentlichte die bundesnetzagentur 

ein eckpunktepapier „smart grid und smart 

Market“. dabei geht es insbesondere um die  

abgrenzung von intelligenten netzen und  

intelligenten Märkten sowie um die Frage, 

wie das system der energieversorgung im zuge 

der energiewende verändert werden muss. 

aus sicht der bundesnetzagentur soll künftig 

mehr „Markt gewagt“ und den energienetzen 

eine eher „dienende rolle“ zugewiesen werden. 

zum bereich smart grid gehören dabei Maß-

nahmen, die dazu dienen, die netzkapazitäten 

und die steuerungsmöglichkeiten des netzes 

zu erhöhen. Für den damit verbundenen zusätz-

lichen einsatz von Kommunikations-, Mess-,  

regel-, steuer-, automatisierungstechnik und 

it-Komponenten sind die netzbetreiber verant-

wortlich. zum bereich smart Market gehören 

dagegen Maßnahmen, die beispielsweise dazu 

dienen, die erneuerbaren Eenergien besser in 

die Marktprozesse zu integrieren oder den Ver-

brauch zu beeinflussen, etwa durch innovative 

tarifsysteme oder dienstleistungen. in diesem 

bereich setzt die Bbundesnetzagentur auf Llösun-

gen der Wettbewerbsakteure und auf geschäfts-

modelle, die nicht über netzentgelte finanziert 

werden.

die Übertragungsnetze sind bereits heute weitest-

gehend intelligent. Hhandlungsbedarf besteht 

hier vornehmlich beim zubau neuer leitungen. 

dagegen wird es auf der ebene der Verteiler-

netze in zukunft sowohl um einen zubau als 

auch um eine intelligente steuerung der netze 

gehen. die Verteilernetze haben nicht mehr 

nur die Aaufgabe, den Sstrom vor Oort zu verteilen. 

sie müssen auch immer mehr dezentral erzeug-

ten strom auf die ebene der Überlandleitungen 

weiterleiten, wenn Ssolar- oder Windenergiean-

lagen mehr strom produzieren, als vor ort benö-

tigt wird, und sie nicht abgeregelt werden sollen. 

hier einen technisch und wirtschaftlich effizi-

enten Mix von netzausbau und netzintelligenz 

zu finden, ist die ureigenste unternehmerische 

aufgabe der netzbetreiber. die einführung von 

intelligenten zählern ist eher dem bereich smart 

Market zuzuordnen und sollte dort einen wich-

tigen beitrag leisten. dies setzt voraus, dass die 

Verbraucher bereit sind, die neuen zähler sowie 

die datenübertragung tatsächlich zu nutzen 

und sich dabei auf neue tarifangebote und dienst-

leistungen einzulassen. erforderlich dafür sind 

attraktive angebote sowohl für die nötige hard-

ware als auch für tarife und dienstleistungen.

NETZAusBAu GAs

Ähnlich wie im elektrizitätsbereich sind nach 

den Vorgaben des novellierten enWg auch die 

Fnb jährlich zur aufstellung eines gemeinsamen 
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nationalen Nnetzentwicklungsplans verpflichtet. 

diesen müssen sie der bundesnetzagentur 2012 

erstmals vorlegen. sie kann im anschluss an 

eine Konsultation Änderungen verlangen. der 

netzentwicklungsplan muss alle netzausbau-

maßnahmen erhalten, die in den nächsten zehn 

jahren für einen sicheren und zuverlässigen  

betrieb des gasnetzes erforderlich sind. auch 

die Fnb müssen ihrem netzentwicklungsplan 

einen szenariorahmen zugrunde legen. dieser 

muss annahmen über die entwicklung der  

gewinnung, der Versorgung und des Verbrauchs 

von gas enthalten. zu berücksichtigen sind  

zudem der austausch mit anderen ländern,  

geplante investitionen in die regionale und  

gemeinschaftsweite netzinfrastruktur, in spei-

cheranlagen und LNGlng-Wiederverdampfungs-

anlagen sowie die auswirkungen von möglichen 

störungen der gasversorgung.

anfang 2012 bestätigte die bundesnetzagentur 

den szenariorahmen unter berücksichtigung 

der ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung. 

auf der grundlage der stellungnahmen wurden 

einige anpassungen vorgenommen. so wurde 

ein zusätzlicher entwicklungspfad für einen 

nur leicht sinkenden Eendenergieverbrauch auf-

genommen. auch wurden die Kraftwerkslisten 

von Fnb und Ünb abgeglichen, um in den netz-

entwicklungsplänen elektrizität und gas eine 

einheitliche datengrundlage für die berech-

nung des gasbedarfs zur stromerzeugung zu 

gewährleisten, wobei auch die KWK-anlagen 

zu berücksichtigen waren. 

der szenariorahmen gas enthält drei gasbedarfs-

szenarien. diese unterscheiden sich hinsichtlich 

der Aannahmen zum Ggasbedarf der Eendverbrau-

cher und zum Ggasbedarf für die Sstromerzeugung, 

wobei auch KWK-anlagen berücksichtigt werden. 

die szenarien bilden einen breiten Korridor 

künftiger Verbrauchspfade ab. neben einer 

obergrenze (szenario i, hoher gasbedarf) und 

einer untergrenze (szenario iii, niedriger gas-

bedarf) wird ein mittlerer entwicklungspfad 

(szenario ii, mittlerer gasbedarf) als eine  

zentrale Rreferenzposition für die Prognose der 

gasbedarfsentwicklung angenommen. bis 

zum jahr 2022 sinkt der gasbedarf in allen 

drei szenarien. bezogen auf den heutigen gas-

bedarf wird ein rückgang zwischen drei Prozent 

und 16 Prozent prognostiziert. dies ergibt sich 

vor allem aus dem rückläufigen gasbedarf der 

endverbraucher, insbesondere aufgrund einer 

verbesserten Wärmedämmung und Eenergie-

effizienz. den gasbedarf zur stromerzeugung 

leiten die Fnb für das szenario ii und szenario iii 

aus den von der bundesnetzagentur genehmig-

ten szenarien der Ünb zur künftig installierten 

gaskraftwerksleistung ab. die grundlage dafür 

bildet eine zwischen den Fnb und Ünb abge-

stimmte auflistung der bestands- und ersatz-

kraftwerke sowie der im bau oder in Planung 

befindlichen gaskraftwerke. dem szenario i 

liegt die annahme eines besonders hohen  

zuwachses an erzeugungsleistung aus gas-

kraftwerken zugrunde.

die szenarien beruhen auf der annahme, dass 

die Förderung von inländischem erdgas im 

kommenden jahrzehnt deutlich zurückgehen 

wird und dies auch nicht durch steigerungen 

bei der biogaseinspeisung kompensiert werden 

kann. der importbedarf geht in den szenarien 

ii und iii zurück: im szenario ii moderat um 

drei Prozent, im szenario iii deutlich um 14 Pro-

zent. Iim Sszenario I i wird prognostiziert, dass der 

gasimportbedarf bis 2022 um sechs Prozent 

steigt. dabei wird ein überdurchschnittlich 

steigender gasbedarf für die stromerzeugung 

angenommen. ergänzend wurden verschie-

dene nutzungsoptionen der Power-to-gas-
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technologie betrachtet. Ferner wurden zwei 

szenarien zur Versorgungssicherheit aufge-

nommen, um so ggf. erforderliche Vorsorge-

maßnahmen besser identifizieren zu können: 

zum einen wird eine Versorgungsstörung beim 

l-gas aufgrund einer reduzierung der inlän-

dischen Produktion angenommen, zum anderen 

ein ausfall der gasimportleitung am grenz-

übergangspunkt Mallnow.
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Marktentwicklung
Über 3,8 Mio. Endkunden und damit über eine Million mehr als 2009 entschieden sich 

2010 für einen Anbieterwechsel bei Strom oder Gas. Dabei wechselten über 920.000 

Kunden ihren Gasanbieter – fast doppelt so viel wie 2009. Zum Erhebungsstichtag  

1. April 2011 stiegen die Strompreise bei Haushaltskunden im Vergleich zum Vorjahr  

um fast neun Prozent, die Gaspreise um knapp drei Prozent.

MarktentwiENTWIckluNG	ElEktrIZITäT

die bundesnetzagentur führt jährlich zum Stich-

tag 1. april 2011 bzw. 31. dezember 2010 ein  

Monitoring des Strom- und Gasmarkts durch. 

die detaillierten ergebnisse des Monitorings 

wurden im november 2011 in einem ausführ-

lichen gesonderten bericht veröffentlicht.

Erzeugung	und Großhandel	Elektrizität

die entwicklung der Elektrizitätserzeugung 

war auch 2010 durch eine deutliche zunahme 

von Erzeugungskapazitäten auf Basis erneuer-

barer energieträger geprägt. der zubau beruhte 

im Wesentlichen auf Solaranlagen sowie in einem 

geringeren umfang auf Windkraftkapazitäten. 

die Nettonennleistung der an die allgemeine 

Versorgung, d. h. an die Netze der Ünb bzw. Vnb, 

angeschlossenen erzeugungskapazitäten betrug 

ende 2010 über 160 gW. davon betrug der Anteil 

der erneuerbaren energien etwa ein Drittel, 

wobei die Windkraft mit über 27 gW und die 

solarenergie mit ca. 17 gW dominierten. im  

Übrigen waren Kohle mit knapp 45 gW sowie 

Kernenergie und Erdgas mit jeweils knapp 21 gW 

die Hhauptenergieträger bei den installierten 

erzeugungskapazitäten. die Eeinspeisemenge 

in das Netz der allgemeinen Versorgung betrug 

2010 über 531 tWh. der anteil der erneuerbaren 

energien lag bei knapp 18 Prozent. der anteil der 

Windkraft betrug ca. sieben Prozent und der 

anteil der Solarenergie gut zwei Prozent. die 

hauptanteile verteilten sich auf die Kohle mit 

gut 42 Prozent, auf die Kernenergie mit gut 25 Pro

zent und auf das Erdgas mit ca. zehn Prozent.

neben dem beschlossenen rückbau von Kern-

kraftwerken ist im bereich der sog. dargebots-

unabhängigen erzeugung bis Ende 2014 ein 

weiterer rückbau geplant, insbesondere von  

älteren Kohlekraftwerken. der gesamte rückbau 

soll jedoch durch den Zubau von neuen dargebots-

unabhängigen Kraftwerken, insbesondere von 

modernen Kohlekraftwerken, bis 2014 kompen-

siert werden. allerdings sind bei einer reihe 

von Kraftwerksprojekten Verzögerungen zu 

beobachten. zur gewährleistung der System-

sicherheit ist es vor allem notwendig, die bereits 

im bau befindlichen Kraftwerke planmäßig  

fertigzustellen. Von herausragender bedeutung 

sind hierbei Kraftwerksprojekte im süden 

deutschlands. 
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bei gefährdungen oder störungen im elektri-

zitätsversorgungsnetz sind die Ünb zu netz- 

und marktbezogenen Maßnahmen berechtigt 

und verpflichtet. Maßnahmen des engpass-

managements wurden 2010 an 129 tagen durch-

geführt. darüber hinaus tätigten die Ünb an 

157 tagen handelsgeschäfte als marktbezogene 

Maßnahmen. die Ünb mussten also auch schon 

vor der abschaltung der Kernkraftwerke im 

März 2011 aus gründen der systemsicherheit 

regelmäßig in das Marktgeschehen eingreifen. 

der deutsche großhandelsmarkt für elektrizität 

war 2010 äußerst liquide. so belief sich das Volu-

men des großhandels 2010 auf et wa das sieb-

zehnfache des elektrizitätsbedarfs in deutsch-

land. Mehr als die hälfte des großhandels wurde 

über brokerplattformen abgewickelt, mehr als 

ein drittel des handelsvolumens wurde bilateral 

zwischen den Vertragsparteien gehandelt. ohne 

die Bberücksichtigung der an der Bbörse geclearten 

geschäfte war das außerbörsliche handels-

volumen 2010 mehr als vierzehnmal größer als 

das handelsvolumen an der börse. das Volumen 

des börsenhandels an der eeX und ePeX spot 

stieg aber im Vergleich zu 2009 um gut 70 Pro-

zent an. dabei ist die steigerung des untertägigen 

handelsvolumens vor allem auf die Vermarktung 

des eeg-stroms durch die Ünb an der ePeX spot 

zurückzuführen. die Vermarktung der eeg-

strommengen hatte einen dämpfenden effekt 

auf das Preisniveau des Vortageshandels, so dass 

die Preise hier 2010 insgesamt nur leicht stiegen. 

am terminmarkt blieb das Preisniveau im Ver-

gleich zu 2009 bei der grundlast nahezu konstant, 

bei der spitzenlast sanken die Preise 2010 im 

jahresdurchschnitt um sieben Prozent. sowohl 

am termin- als auch am spotmarkt (day-ahead- 

und Iintraday-handel) reduzierten sich im Ver-

gleich zu den Vorjahren die Preisschwankungen 

deutlich. dies ist zumindest zum teil auf die 

seit januar 2010 an der ePeX spot vermarkteten 

eeg-strommengen sowie auf die seit ende 2009 

bestehende Marktkopplung Ddeutschlands mit 

dem nordischen Markt (dänemark, Finnland, 

norwegen, schweden) zurückzuführen. darüber 

hinaus ist der nordische Markt seit ende 2010 

mit den elektrizitätsspotmärkten von belgien, 

Frankreich, luxemburg, den niederlanden und 

deutschland verbunden. die Kopplung der 

Märkte führt im ergebnis zu einer angleichung 

der Preise. die nationalen stromgroßhandels-

märkte wurden zuvor separat voneinander 

betrieben. im zuge der Marktkopplung werden 

hingegen die grenzüberschreitenden Übertra-

gungskapazitäten bei der bildung der börsen-

ergebnisse berücksichtigt.

2011 veröffentlichte die bundesnetzagentur ein 

gutachten zur Frage der auswirkungen der 

deutsch-österreichischen Preiszone auf den 

stromgroßhandel. darin sprechen sich die  

gutachter gegen eine aufteilung des deutsch-

österreichischen Marktgebiets aus. anlass für 

das gutachten war die these, dass in deutsch-

land strukturelle netzengpässe bestehen, die 

durch eine aufteilung des deutsch-österrei-

chischen großhandelsmarkts in mehrere Preis-

zonen behoben werden könnten. die dabei ver-

mutete Verschiebung innerdeutscher engpässe 

an die außengrenzen bestätigen die gutachter 

nicht. darüber hinaus sprechen die möglichen 

Konsequenzen gegen eine aufteilung in kleinere 

Preiszonen: so würden weder die grenzüber-

schreitenden Kapazitäten erhöht noch würde 

eine aufteilung dazu beitragen, ringflüsse, 

sog. loop Flows, durch nachbarländer zu ver-

ringern. sie sind ein vorübergehendes Phänomen, 

das mit einer stärkung der netze wieder abneh-

men dürfte. eine Marktteilung könnte zwar zu 

einem geringfügig effizienteren Kraftwerks-

einsatz führen. die negativen auswirkungen 
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einer Marktteilung gingen aber weit über das 

Marktgebiet deutschland-Österreich hinaus. 

denn der deutsch-österreichische strommarkt 

fördert mit seiner geografischen lage im zen-

trum europas und seiner hohen liquidität den 

europäischen Eenergiebinnenmarkt.

Wie wichtig der grenzüberschreitende strom-

handel für die energieversorgung deutschlands 

mittlerweile ist, verdeutlicht auch die entwick-

lung in den Wochen nach der abschaltung der 

sieben Kernkraftwerke im März 2011. deutsch-

land führte in dieser zeit im saldo durchschnitt-

lich et wa 2.500 MW pro tag ein. ende 2011 

überwog u. a. aufgrund hoher Windkraftein-

speisungen hingegen wieder der export, so 

dass 2011 voraussichtlich insgesamt ein leichter 

exportüberschuss erzielt wurde. die groß-

handelspreise reagierten relativ gelassen auf 

die abschaltung der Kernkraftwerke. so stieg 

der Preis für die lieferung von grundlaststrom 

für das Folgejahr zunächst von 53 euro auf etwa 

60 Eeuro pro MWh an, sank dann aber wieder 

ab. jedenfalls wurde das Preismaximum aus  

dem sommer 2008 von rund 90 euro/MWh bei 

Weitem nicht erreicht. im ersten halbjahr 2011 

lag das mittlere Preisniveau der Futures für das 

Folgejahr bei gut 56 euro/MWh und damit etwa 

15 Prozent über den Preisen von 2010. 

ende 2011 trat die eu-Verordnung 1227/2011 

über die integrität und die transparenz des 

energiegroßhandels (reMit) in Kraft. die Verord-

nung verbietet insiderhandel und Marktmiss-

brauch explizit und führt eine Überwachung 

des energiemarkts durch acer und die natio-

nalen Eenergieregulierungsbehörden ein. Iim 

rahmen des europäischen Rreguliererverbandes 

ceer wirkte die bundesnetzagentur 2011 an 

empfehlungen zur ausgestaltung einer euro-

päischen energiehandelslizenz, zur aufsicht 

über energiebörsen und zur bekämpfung des 

umsatzsteuerbetrugs mit. in einer Kooperation 

mit den energiehändlern und ihren Verbänden 

erstellte die bundesnetzagentur eine liste der 

im energiehandel tätigen unternehmen.

Endkundenpreise Elektrizität

der deutsche einzelhandel für elektrizität war 

im jahr 2010 durch einen deutlich gestiegenen 

elektrizitätsabsatz an industriekunden sowie 

durch Preiserhöhungen sowohl bei industrie- 

und gewerbekunden als auch bei haushalts-

kunden geprägt. 

der absatz an industriekunden stieg im Ver-

gleich zu 2009 um gut 14 Prozent deutlich an. 

insgesamt stieg der absatz 2010 um rund sie-

ben Prozent und lag mit ca. 511 t Wh wieder 

auf dem niveau des jahres 2008.

der durchschnittliche Preis bei industriekunden 

stieg im zeitraum 1. april 2010 bis 1. april 2011 

um 3,45 ct/kWh bzw. um 28 Prozent. dies ist im 

Wesentlichen auf den anstieg der eeg-umlage 

und den Wegfall des ermäßigten stromsteuer-

satzes zurückzuführen. Ferner zeigte sich erneut, 

dass sich kurzfristige Veränderungen der groß-

handelspreise auf die industriekundenpreise 

entsprechend auswirken. so stieg der Preis-

anteil für „energiebeschaffung und Vertrieb“ 

durchschnittlich um 0,70 ct/kWh bzw. um 

knapp 13 Prozent. Ddie Eentwicklung der Ggewerbe-

kundenpreise verlief hingegen in etwa parallel 

zu der entwicklung der haushaltskundenpreise.
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Elektrizitätspreise Industrie und Gewerbe 2006–2011
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bei einem haushaltskunden mit einem jahres-

verbrauch von 3.500 kWh stieg zum 1. april 2011 

der strompreis durchschnittlich um zwei cent 

pro kWh im Vergleich zum 1. april 2010, was 

einem anstieg von 8,7 Prozent entspricht. im 

zeitraum 2006–2011 ist dies der höchste Preis-

anstieg. zum 1. april 2011 betrug der über alle 

tarife mengengewichtete durchschnittliche 

Preis 25,45 ct/kWh. ein Vergleich der drei tarif-

kategorien verdeutlicht, dass die grundversor-

gung nach wie vor die teuerste art der elektrizi- 

tätsversorgung ist. zudem ist zu berücksichtigen, 

dass bei einem Wechsel häufig noch sonder-

bonifikationen gewährt werden. 

Ökostromtarife waren zum 1. april 2011 im 

mengengewichteten durchschnitt um rund  

0,1 ct/kWh günstiger als der über alle tarife 

mengengewichtete Hhaushaltskundenpreis für 

konventionell erzeugten strom. ende 2010 hatten 

sich bereits rund 3,7 Mio. haushaltskunden und 

über 800.000 gewerbe- und industriekunden 

für eine belieferung über einen Ökostromtarif 

entschieden. das sind fast zehn Prozent aller 

letztverbraucher.
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Elektrizitätspreise	haushalte 2006–2011
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die netzentgelte sanken bei haushaltskunden, 

aufgrund eines rückgangs des netzentgelts-

bestandteils „abrechnung, Messung und Mess-

stellenbetrieb“, zum 1. april 2011 um 0,06 ct/kWh. 

Wie in den jahren zuvor wirkten sich die netz-

entgelte somit erneut preismindernd auf den 

elektrizitätspreis aus, wobei ihr anteil am haus-

haltskundenpreis mittlerweile nur noch etwa 

bei gut einem Fünftel liegt. ursächlich für den 

anstieg des endkundenpreises waren haupt-

sächlich der anstieg der eeg-umlage zum  

1. januar 2011 um 1,43 ct/kWh sowie der anstieg 

des Preisbestandteils „energiebeschaffung und 

Vertrieb“. dieser beruhte u. a. auf den im durch-

schnitt um über 0,50 cent höheren Vertriebs-

kosten. zudem wirkten sich die seit der zwei-

ten jahreshälfte 2008 deutlich gesunkenen  

großhandelspreise, mangels entsprechender  

beschaffungsstrategien der unternehmen oder 

mangels einer Weitergabe von einkaufsvorteilen, 

im durchschnitt nicht besonders stark auf die 

haushaltskundenpreise aus. Während sich die 

unternehmen bei der Kalkulation des Preisbe-

standteils „energiebeschaffung und Vertrieb“ 

voneinander unterscheiden, sind die netzent-

gelte für jeden energielieferanten im jeweiligen 

netzgebiet gleich hoch. die senkungen der netz-

entgelte seit 2006 wurden stets durch steige-

rungen anderer Preisbestandteile, insbesondere 

des Preisbestandteils „energiebeschaffung und 

Vertrieb“, überkompensiert.

Zusammensetzung des Elektrizitätspreises 

haushaltskunden 2011

19,9 %

2,7 %

24,0 %

13,7 %

33,0 %

6,5 %

0,2 %

  Energiebeschaffung und Vertrieb

  Nettonetzentgelt

  Abrechnung, Messung und Messstellenbetrieb

  Steuern (Strom­ und Umsatzsteuer)

  Konzessionsabgabe

  Umlage nach EEG

  Umlage nach KWKG

mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April (über alle Tarife)
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Netzentgelte Elektrizität 2006–2011
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*	 mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April (über alle Tarife)
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Anbieterwechsel Elektrizität 

2011 hatten die Verbraucher bereits die Wahl 

zwischen durchschnittlich 147 anbietern je 

netzgebiet. unabhängig von der anzahl der 

anbieter, die in einem netzgebiet tätig sind,  

dominierten allerdings nach wie vor die jeweili-

gen Ggrundversorger. Nnur vereinzelt belieferten 

grundversorger weniger als 70 Prozent aller 

haushaltskunden des jeweiligen netzgebiets. 

Von ihren Wechselmöglichkeiten hatten bis 

ende 2010 knapp 44 Prozent aller haushalts-

kunden noch keinen gebrauch gemacht.  

41 Prozent aller haushaltskunden wurden 

über einen Ssondervertrag des Ggrundversorgers 

und gut 15 Prozent über einen Vertrag bei einem 

anderen Aanbieter beliefert.

Wettbewerbssituation im 	

Elektrizitätsmarkt 2011

Anzahl der Lieferanten, die 
Haushaltskunden beliefern  
(je Netzgebiet)

  1–50

  51–120

  121–200

  > 200

Kartengrundlage: Bundes­
amt für Kartographie und 
Geodäsie

Vertragsstruktur Elektrizität 	

haushaltskunden 2010

56,9 TWh
43,5 %

20,3 TWh
15,5 %

53,7 TWh
41,0 %

  Haushaltskunden mit einem Grundversorgungsvertrag

 � Haushaltskunden mit einem anderen Vertrag beim  
Grundversorger

 � Haushaltskunden mit einem Vertrag bei einem anderen  
Lieferanten

2010 wechselten ca. drei Mio. letztverbraucher 

ihren stromlieferanten, davon rund 2,7 Mio. 

haushaltskunden. damit wurde ein neuer 

höchststand erreicht. bei den haushaltskunden 

wechselten 2010 über eine halbe Mio. haushalts-

kunden mehr ihren stromanbieter als im Vor-

jahr, bei den gewerbe- und industriekunden 

lag die zahl der Wechsler um ca. 92.000 höher 

als 2009. Während sich die zahl der lieferanten-

wechsel bei haushaltskunden 2010 um 1,3 Prozent-

punkte auf sechs Prozent erhöhte, stieg die  

liefermengenbezogene Wechselquote um  

1,5 Prozentpunkte auf 6,8 Prozent. dabei betrug 

die durchschnittliche Verbrauchsmenge von 

haushaltskunden, die ihren lieferanten wechsel-

ten, ca. 3.400 kWh. demgegenüber verbrauchten 

die über die grundversorgung belieferten 

haushaltskunden durchschnittlich nur ca. 

2.600 kWh. 

Von den haushaltskunden, die 2010 ihren liefe-

ranten wechselten, hatten 75 Prozent ihren 

lieferanten schon einmal gewechselt. rund 
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45 Prozent der Wechsler wurden 2010 von den 

vier größten lieferanten in deutschland direkt 

oder über alternative Vertriebskanäle akquiriert. 

diese unternehmen mussten jedoch gleich-

zeitig in ihren grundversorgungsgebieten 

deutliche Verluste hinnehmen, so dass sich 

ihre Marktanteile bundesweit insgesamt  

verringerten.

Wechsel des Elektrizitätslieferanten 2006–2010
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*	 keine Daten für Haushaltskunden bei Einzug erhoben

mArkTENTWIckluNG	GAs

Aufkommen und Großhandel Gas

die gasimporte lagen 2010 auf dem niveau des 

jahres 2009 und betrugen 1.384 t Wh (2009: 

1.373 t Wh), die exporte 463 t Wh. 40 Prozent 

des importierten gases kamen aus russland, je  

26 Prozent aus norwegen und den niederlanden. 

die hohe Eerdgas-Versorgungssicherheit in 

deutschland erfährt mit der inbetriebnahme 

neuer gasleitungsprojekte eine weitere absiche-

rung. so nahmen ende 2011 die nord-stream- 

Pipeline sowie die ostsee-Pipeline-anbindungs-

leitung (oPal) mit einer transportkapazität 

von jährlich insgesamt ca. 35 Mrd. Kubikmetern 

den betrieb auf. 2012 soll zudem die nord-

deutsche erdgasleitung (nel) mit einer jähr-

lichen Kapazität von ca. 20 Mrd. Kubikmetern 

fertiggestellt werden.

auf europäischer ebene veröffentlichte ceer 

im jahr 2011 mit dem gas target Model ein ziel-

modell für den europäischen gasmarkt. ziel 

der Vorschläge ist es, funktionsfähige liquide 

handelsmärkte zu schaffen und sie zu verbinden, 

um eine Preisangleichung zu erreichen. in 

deutschland gibt es seit dem 1. Ooktober 2011 nur 

noch zwei Marktgebiete, netconnect germany 

und gaspool. 2006 waren es noch 19. Mit der  

integration der ehemaligen Marktgebiete  

thyssengas h-gas und thyssengas l-gas sowie 

oge l-gas in das Marktgebiet netconnect  
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germany zum 1. april 2011 entstand zudem ein 

qualitätsübergreifendes Marktgebiet in deutsch-

land. technisch werden die l-gas- und h-gas-

netze zwar weiterhin getrennt betrieben, alle 

ein- und ausspeisepunkte und somit auch alle 

Kunden sind jedoch in einer bilanzzone zusam-

mengefasst. Wenn Kunden im l-gas-bereich 

mit h-gas oder im h-gas-bereich mit l-gas  

beliefert werden, muss dafür ein neu einge-

führtes Konvertierungsentgelt gezahlt werden. 

begünstigt durch die zusammenlegungen der 

Marktgebiete, entwickelte sich der nationale 

großhandelsmarkt für gas 2010 dynamisch. 

auch der börsenhandel legte dabei deutlich zu 

und vervierfachte das handelsvolumen. ein 

wesentlicher grund dafür ist der zusätzliche 

einkauf von regelenergie über die eeX durch 

die beiden Marktgebietsverantwortlichen net-

connect germany und gaspool. dennoch ent-

sprach das handelsvolumen für spot- und  

Future-Produkte weniger als drei Prozent des 

außerbörslichen OTCotc-handels. 

die deutsche Wirtschaft erholte sich 2010  

kräftig, was mit einem höheren gasverbrauch 

und einem anstieg der gaspreise verbunden 

war. so verteuerte sich erdgas im großhandel 

im jahresdurchschnitt 2010 um knapp 30 Pro-

zent im Vergleich zum jahr 2009, in dem zeit-

weise ein starker Preisverfall an den großhandels-

märkten zu verzeichnen war. im sommer 2010 

erreichten die handelspreise das niveau der 

grenzübergangspreise von über 20 euro/MWh. 

nach wie vor sind die den grenzübergangs-

preisen zugrunde liegenden Iimportverträge 

häufig an die erdölpreise gekoppelt.

Endkundenpreise Gas

Vor dem hintergrund der entwicklung am 

großhandelsmarkt stiegen zum 1. april 2011 ins-

besondere die gaspreise bei industriekunden 

gegenüber 2010 deutlich, im Vergleich zum  

1. Aapril 2010 um durchschnittlich über 13 Prozent. 

Gaspreise Industrie und Gewerbe 2006–2011
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* mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April
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zum stichtag 1. april 2011 betrug der durch-

schnittliche gaspreis bei einem haushaltskunden 

mit einem jahresverbrauch von 20.000 kWh in 

der grundversorgung 6,64 ct/kWh, was im  

Vergleich zum 1. april 2010 einem anstieg von  

0,16 ct/kWh bzw. 2,5 Prozent entspricht. nach  

einem deutlichen Preisrückgang im jahr 2010 

stiegen die gaspreise also 2011 wieder leicht an. 

die höchstpreise aus dem jahr 2009 wurden  

allerdings nicht erreicht. bei einem anbieter-

wechsel betrug der durchschnittliche gaspreis 

am 1. april 2011 nur 6,06 ct/kWh, so dass das durch-

schnittliche Eeinsparungspotenzial gegenüber 

dem grundversorgungstarif bei 8,7 Prozent lag. 

	

Gaspreise	haushalte 2006–2011
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* mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April

der anteil der netzentgelte am haushaltskunden-

preis betrug 2011, ähnlich wie beim strom, etwa 

ein Fünftel. die höhe der netzentgelte veränderte 

sich gegenüber 2010 nur ganz geringfügig. die 

Preissteigerung und die unterschiede bei den 

verschiedenen Hhaushaltskundentarifen waren 

daher ganz überwiegend auf den Preisbestand-

teil „energiebeschaffung und Vertrieb“ zurück-

zuführen. 
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Zusammensetzung des Gaspreises	haushaltskunden 2011

19,4 %

50,3 %

2,0 %

24,7 %

3,6 %

Netzentgelte Gas 2006–2011

ct /KWh ct /KWh ct /KWh%

Haushaltskunden
(Grundversorgung)

%

Gewerbekunden

%

Industriekunden

0,0

0,5

1,0

1,5

0

5

10

15

20

25

20
06

*

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

0,0

0,5

1,0

1,5

0

5

10

15

20

25

20
06

20
07

20
08

20
09

20
11

20
10

0,0

0,5

1,0

1,5

0

5

10

15

20

25

20
06

20
07

20
08

20
09

20
11

20
10

  Netzentgelt (mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April)   Anteil des Netzentgelts am Gaspreis

*	 keine Daten erhoben

 � Energiebeschaffung und Vertrieb

  Nettonetzentgelt

 � Abrechnung, Messung und Messstellenbetrieb

 � Steuern (Gas­ und Umsatzsteuer)

 � Konzessionsabgabe

mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April 2010 (Grundversorgung)
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Gaspreisbestandteil „Energiebeschaffung und Vertrieb“	haushaltskunden 2006–2011
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* mengengewichtete Mittelwerte zum 1. April, 2006 keine Daten für die Grundversorgung erhoben

Anbieterwechsel Gas

Während 2009 die haushaltskunden in der 

Mehrzahl der netzgebiete die Wahl zwischen 

einem bis zehn lieferanten hatten, konnten sie 

2010 in den meisten netzgebieten aus einer 

Vielfalt von mindestens elf bis 20 lieferanten 

auswählen. in 36 netzgebieten konnten die 

Verbraucher sogar unter mehr als 50 gasliefe-

ranten eine auswahl treffen.

der anteil der haushaltskunden mit einem 

grundversorgungsvertrag lag ende 2010 bei 

knapp 25 Prozent. Mit einem anteil von ca.  

69 Prozent wurde der großteil der haushalts-

kunden über sonderverträge des grundver-

sorgers versorgt. dies ist vor allem darauf zurück-

zuführen, dass die meisten heizgasverträge des 

grundversorgers als Ssonderverträge gelten. 

der Marktanteil alternativer anbieter lag ende 

2010 bei sechs Prozent und damit knapp einen 

Prozentpunkt höher als 2009.

Wettbewerbssituation im Gasmarkt 2009 und 2010
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Vertragsstruktur Gas	haushaltskunden 2010

68,3 TWh
24,9 %

16,4 TWh
6,0 %

189,2 TWh
69,1 %

2010 wechselten fast 810.000 haushaltskunden 

ihren anbieter, was einem anstieg gegenüber 

2009 von knapp 80 Prozent entspricht. Über 

112.000 Ggewerbe- und Iindustriekunden wechsel-

ten 2010 ebenfalls den lieferanten, mehr als fünf-

mal so viele wie 2009. das lieferantenwechsel-

volumen war insgesamt mehr als doppelt so hoch 

wie 2009, es stieg von 47,18 tWh auf 110,38 tWh. 

dies entspricht einer mengenbezogenen Llieferan-

tenwechselquote von knapp elf Prozent.

	

Wechsel des Gaslieferanten 2006–2010

2006* 2007 2008 2009 2010
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  Gewerbe­ und Industriekunden     Haushaltskunden bei Einzug     Haushaltskunden 

*	 keine Daten für Haushaltskunden erhoben

 � Haushaltskunden mit einem Grundversorgungsvertrag

 � Haushaltskunden mit einem anderen Vertrag beim  
Grundversorger

 � Haushaltskunden mit einem Vertrag bei einem anderen  
Lieferanten
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Weitere Aktivitäten und Verfahren 
Neben den beiden großen Themen Versorgungssicherheit und Netzausbau prägte 2011 

eine Fülle weiterer Aktivitäten und Verfahren die Arbeit des Energiebereichs. Die Band­

breite dieser Aktivitäten erstreckte sich von Vorgaben zum Kapazitätsmanagement Gas 

und zur Regelenergie Elektrizität über die Prüfung von Netzkosten bis hin zur Ermittlung 

von Vergütungssätzen für den Strom aus Photovoltaikanlagen.

NETZmANAGEmENT

kArlA Gas

Mit ihrer Festlegung vom 24. Februar 2011 gestal-

tete die bundesnetzagentur wesentliche rege-

lungen des Kapazitätsmanagements und der Ka-

pazitätsallokation für gastransporte neu (Karla 

gas). die Festlegung gilt ab dem 1. oktober 2011 

grundsätzlich für alle Verträge und sorgt damit 

für ein einheitliches Kapazitätsmanagement.

buchung und nutzung von Kapazitäten bilden 

die grundlage für den zugang zu den Fernlei-

tungsnetzen und zu den gasmarktgebieten. 

um im gasmarkt transporte durchführen zu 

können, müssen ausspeise- und einspeisekapa-

zitäten bei den Fnb gebucht werden. hinsichtlich 

der tatsächlichen nutzung der wichtigen netz-

kopplungspunkte an den Marktgebietsgrenzen 

und an den nationalen grenzen hatte die bundes-

netzagentur festgestellt, dass die physischen 

lastflüsse an vielen Punkten nicht einer Voll-

auslastung des Nnetzes entsprachen. Ddennoch 

waren viele Punkte komplett und oft langfristig 

ausgebucht. in diesen Fällen bestanden also 

keine physischen, sondern vertragliche eng-

pässe. diese verhinderten den Markteintritt 

neuer Wettbewerber. die Festlegung Karla 

gas soll einen effizienteren netzzugang bewirken, 

indem sie gebuchte, aber technisch ungenutzte 

Kapazitäten einer größeren zahl von transport-

kunden zugänglich macht. absehbar ungenutzte 

Kapazitäten sollen spätestens kurzfristig, day-

ahead, an den Markt zurückgegeben werden, 

damit sie von anderen transportkunden genutzt 

werden können. auch das kurzfristige recht 

zur Veränderung der Kapazitätsnutzung bis 

zwei stunden vor dem transport, die sog.  

renominierung, wird durch die Festlegung 

moderat eingeschränkt. zudem wird der trans-

aktionsaufwand bei der Kapazitätsbuchung 

minimiert. Während bislang zwei einzelne  

buchungen für die jeweilige ausspeise- und 

einspeisekapazität vorgenommen werden 

mussten, um von einem Markt in den anderen 

zu gelangen, regelt die Festlegung Karla gas 

einen Übergang zu bündelbuchungen. damit 

soll mit nur einer buchung der Übergang des 

gases aus dem einen Markt in einen anderen 

Markt möglich werden. dies erhöht auch die  

liquidität der virtuellen handelspunkte, weil 

die handelsaktivitäten von den Marktgebiets- 
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bzw. grenzkopplungspunkten zu den virtuellen 

handelspunkten verlagert werden. die Vorgaben 

zur bündelung von Kapazitäten gelten aller-

dings nicht für altverträge. als altverträge gelten 

Verträge, die bis zum 31. juli 2011 abgeschlossen 

wurden. durch eine harmonisierungsklausel 

im standardangebot wird sichergestellt, dass es 

keine dauerhaften einzelbuchungen gibt. sofern 

nur auf einer buchungsseite ein altvertrag  

besteht, darf auf der anderen buchungsseite die 

nicht gebündelte Kapazität maximal bis zum 

ende der laufzeit dieses altvertrages vermarktet 

werden. an den nationalen grenzen besteht 

eine verpflichtende bündelung an grenzkoppel-

punkten zu den nachbarstaaten, soweit und  

solange der jeweilige ausländische netzbetreiber 

die bündelung ermöglicht. erste Projekte zur 

bündelung von Kapazitäten an grenzkopplungs-

punkten sind bereits umgesetzt. 

schließlich wird mit der Festlegung Karla gas 

das ziel verfolgt, die buchung von Kapazitäten 

marktgerecht auszugestalten. Dder Vergabeme-

chanismus für Kapazitäten an Marktgebiets- 

und grenzübergangspunkten wurde im zuge 

der novelle der gasnzV im september 2011 vom 

Prinzip „first come, first served“ auf einen markt-

gerechteren Aauktionsmechanismus umgestellt. 

die Festlegung regelt die zentralen eckpfeiler 

der ausgestaltung der Primärkapazitätsplatt-

form sowie des neu anzuwendenden auktions-

verfahrens. am 1. august 2011 startete die Platt-

form unter dem namen trac-X primary 

erfolgreich.

acer verabschiedete 2011 eine rahmenleitlinie 

zur Kapazitätsallokation. sie sieht eine diskrimi-

nierungsfreie Vergabe europaweit standardi-

sierter Kapazitätsprodukte über auktionsver-

fahren vor. die rahmenleitlinie bildet die basis 

für die entwicklung von netzkodizes. diese 

werden im rahmen von entsog in einem net-

work-code weiter zu konkretisieren sein. die 

europäische Kommission verabschiedete zu-

dem den entwurf einer regelung zum eng-

passmanagement. beide Maßnahmen stehen 

aus sicht der bundesnetzagentur im einklang 

mit der Festlegung Karla gas.

GABi Gas

zum 1. april 2011 legte die bundesnetzagentur 

dem bMWi einen bericht zur evaluierung der 

wirtschaftlichen auswirkungen des ausgleichs- 

und regelenergiesystems vor. der bericht beruht 

auf umfangreichen datenauswertungen, u. a. 

zu den netzkonten, zum regelenergieeinsatz, zu 

den regelenergiekosten und den bilanzierungs-

entgelten. die einführung des bilanzierungs-

systems gabi gas im oktober 2008 trug wesent-

lich zu einer positiven entwicklung der liquidität 

an den handelsmärkten und zu einer starken 

belebung des Wettbewerbs im deutschen gas-

markt bei. die gesamtkosten des systems stehen 

in einem angemessenen Verhältnis zu dem Aauf-

wand für die Marktbeteiligten. eine grund-

legende systemänderung ist aus sicht der 

bundesnetzagentur nicht erforderlich. der 

bericht enthält detailvorschläge für eine 

Weiterentwicklung des ausgleichs- und regel-

energiesystems. 

acer verabschiedete 2011 die rahmenleitlinie 

bilanzierung. diese sieht als grundpfeiler eine 

tagesbilanzierung mit der Möglichkeit eines 

untertägigen anreizsystems vor. die in deutsch-

land praktizierte vereinfachte bilanzierung 

von haushaltskunden ist in der rahmenleitlinie 

ebenfalls verankert. die Kernpunkte der leit-

linie sind mit gabi gas grundsätzlich vereinbar. 

die europäischen Fnb werden im rahmen von 

entsog einen auf der rahmenleitlinie basieren-

den Nnetzkodex erarbeiten.
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regelenergie Elektrizität 

die bundesnetzagentur legte 2011 neue aus-

schreibungsbedingungen und Veröffentli-

chungspflichten für die beschaffung der drei 

regelenergiequalitäten Primär- und sekundär-

regelleistung sowie Minutenreserve fest.

die Verkürzung der Aausschreibungszeiträume 

bei der Primär- und sekundärregelleistung von 

einem Monat auf eine Woche, die reduzierung 

der Mindestangebotsgrößen von 5 MW auf 1 MW 

bei der Primärregelleistung, von 10 MW auf 

5 MW bei der sekundärregelleistung und bei 

der Minutenreser veleistung von 15 MW auf  

5 MW, ergänzt um eine automatisierte akti-

vierung der Minutenreserve, sind wesentliche 

elemente der neuen Vorgaben. zudem dürfen 

die anbieter nun auch ihre anlagen durch 

anlagen dritter besichern lassen, und die 

Möglichkeiten zum sog. Pooling der anlagen 

wurden verbessert. die neuen regelungen gelten 

für die Primär- und sekundärregelleistung seit 

dem 27. juni 2011, für die Minutenreser ve seit 

dem 1. dezember 2011. der automatisierte  

abruf der Minutenreserve ist bis zum 2. juli 2012 

umzusetzen.

regelenergie wird benötigt, um die permanen-

ten leistungsschwankungen in den deutschen 

stromnetzen kurzfristig auszugleichen. Ver-

antwortlich hierfür sind die vier Ünb. diese  

beschaffen die benötigte regelenergie in Form 

von offenen ausschreibungen. jeder Marktteil-

nehmer, dessen anlagen bestimmte technische 

Mindestanforderungen erfüllen, kann sich an 

diesen Aausschreibungen beteiligen. 

die neuen Rrahmenbedingungen erleichtern 

insbesondere neuen und kleinen anbietern das 

erstellen von angeboten. auf grundlage der 

neuen Festlegung lassen sich bisher nicht für 

die ausregelung der netze genutzte Flexi-

bilitätspotenziale und technologien für den 

regelenergiemarkt erschließen, wie z. b. in  

der leistung steuerbare Verbrauchsanlagen, 

stromspeicher sowie anlagen zur erzeugung 

von strom aus erneuerbaren energien. die Vor-

gaben zur Veröffentlichung marktrelevanter 

daten erhöhen die Markttransparenz und stär-

ken das Vertrauen in den Markt für regelenergie. 

bereits wenige Monate nach dem inkrafttreten 

der Festlegung traten neue Marktakteure in die 

Märkte für regelenergie ein bzw. bereiteten 

ihre Marktteilnahme vor, darunter speicherbe-

treiber, betreiber von anlagen zur erzeugung 

von strom aus erneuerbaren energien sowie  

industrielle Verbraucher, u. a. auch unternehmen 

der energieintensiven industrie. ein intensi-

verer Wettbewerb auf den Rregelenergiemärkten 

reduziert die über die netzentgelte refinanzierten 

Kosten für das ausregeln der netze. die neuen 

beschaffungsvorgaben und die anordnung des 

deutschlandweiten netzregelverbunds im jahr 

2010 trugen dazu bei, dass bei den regelenergie-

kosten bereits deutliche einsparungen erzielt 

werden konnten. betrugen die regelenergie-

kosten 2009 noch über 800 Mio. euro jährlich, 

sanken diese 2010 auf knapp 700 Mio. euro und 

2011 auf ca. 575 Mio. euro.

acer koordiniert die arbeit an einer rahmen-

leitlinie regelenergie, die im interesse der Ver-

sorgungssicherheit und des Wettbewerbs den 

grenzüberschreitenden Aaustausch von Rregel-

energie fördern soll. 

lieferantenwechsel

Mit zwei weitgehend deckungsgleichen Fest-

legungen änderte die bundesnetzagentur 2011 

die Vorgaben zur abwicklung des lieferanten-

wechsels (geli gas und gPKe). diese Änderungen 
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waren erforderlich, weil ein Wechsel zu einem 

neuen energieanbieter nach dem novellierten 

enWg nun in maximal drei Wochen abzuwickeln 

ist. Maßgeblicher zeitpunkt für diese Frist ist 

der eingang der anmeldung des neulieferanten 

beim netzbetreiber. die anpassungen sind bis 

zum 1. april 2012 umzusetzen. Mit den neuen 

gesetzlichen regelungen verkürzt sich nicht 

nur die Frist für den lieferantenwechsel, sondern 

die belieferung des letztverbrauchers kann 

nun flexibel an jedem beliebigen tag des Monats 

beginnen. sofern der Verbraucher seinen Ver-

trag fristgemäß gekündigt hat, bestehen somit 

durch den bisherigen Llieferanten keine Bblockade-

möglichkeiten mehr.

die regelungen der bundesnetzagentur zum 

lieferantenwechsel gelten seit anfang 2012 

auch für die stromnetze von bahnhöfen der  

db energie gmbh. die bundesnetzagentur hatte 

das unternehmen 2010 verpflichtet, anderen 

energielieferanten den zugang zu diesen netzen 

zu gewähren und die zugangskonditionen zu 

veröffentlichen. hiergegen hatte die db energie 

gmbh beschwerde eingelegt, die sie 2011 jedoch 

zurücknahm. das unternehmen betreibt an 

über 5.000 standorten in deutschland 50-hz-

stromversorgungsnetze. diese dienen in erster 

linie der Versorgung konzerneigener einrichtun-

gen auf bahnhöfen und bahnanlagen. zugleich 

werden hierüber auch einrichtungen dritter, 

wie Kioske, gastronomiebetriebe und einzel-

handelsgeschäfte, mit elektrischer energie ver-

sorgt.

NETZENTGElTE

kostenprüfungen und Effizienzvergleiche

die bundesnetzagentur hat 2011 im gasbereich 

mit den Kostenprüfungen begonnen, um das 

ausgangsniveau für die zweite regulierungs-

periode (2013–2017) zu bestimmen. die Kosten-

prüfungen sollen bis Mitte 2012 abgeschlossen 

sein. außerdem wurden für die durchführung 

des effizienzvergleichs die last-, struktur- und 

absatzdaten bei den betreibern von gasver-

sorgungsnetzen abgefragt.

im gasbereich schloss die bundesnetzagentur 

2011 ein Festlegungsverfahren zur ermittlung 

von Preisindizes ab, um die tagesneuwerte von 

sachanlagen bestimmen zu können. Für die  

berechnung der kalkulatorischen abschreibung 

des sachanlagevermögens sind tagesneuwerte 

unter Verwendung anlagenspezifischer oder 

anlagengruppenspezifischer Iindexreihen zu 

ermitteln. in der Festlegung wurden für jede 

anlagengruppe aus anlage 1 der gasneV anlagen-

gruppenspezifische Preisindizes bestimmt. 

im strombereich startet die zweite regulie-

rungsperiode erst 2014 und somit ein jahr später 

als im gasbereich. die Kostenprüfungen für  

die zweite regulierungsperiode werden 2012 

beginnen. Vor dem hintergrund, dass die meisten 

nationalen regulierungsbehörden nur einen 

oder sehr wenige Ünb regulieren, muss die  

bewertung der betrieblichen effizienz über  

einen internationalen Ttarifvergleich erfolgen. 

die arbeiten dafür haben 2011 begonnen. 

2011 prüfte die bundesnetzagentur erstmals 

entgeltanträge der db energie gmbh. schwer-

punkte der Kostenprüfung waren u. a. die Kapital-

kosten sowie die Kosten der beschaffung von 

Verlustenergie. Ddas Bbahnstromversorgungs-

netz der db energie gmbh erstreckt sich über 

das gesamte bundesgebiet. der bgh hatte die 

db energie gmbh 2010 verpflichtet, diskrimi-

nierungsfreien zugang zu ihren bahnstrom-

netzen zu gewähren sowie transparente und 

effiziente netzentgelte zu ermitteln.
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Ferner waren 2011 Fragen der anerkennung 

von Kosten zu klären, wenn beim ausbau  

von energienetzen leerrohre und glasfaser-

kabel mitverlegt werden. Eeine Aanerkennung 

ist grundsätzlich möglich, sofern keine parallele 

infrastruktur entsteht und sichergestellt ist, 

dass künftige Eerträge sich für die netznutzer 

kostenmindernd auswirken. 

Qualitätsregulierung

das von der bundesnetzagentur in den Vorjahren 

erarbeitete Konzept zur ausgestaltung des Quali-

tätselements netzzuverlässigkeit strom wurde 

2011 umgesetzt. die bundesnetzagentur legte 

Vorgaben zur datenerhebung und berechnung 

des sog. Qualitätselements fest.

im system der anreizregulierung besteht das 

risiko, dass die netzbetreiber die ihnen vorge-

schriebenen bzw. möglichen Eerlösabsenkungen 

realisieren, indem sie erforderliche Iinvestitionen 

in ihre netze unterlassen bzw. notwendige Maß-

nahmen zur aufrechterhaltung oder Verbesse-

rung ihrer Versorgungsqualität nicht durch-

führen, um Kosten zu sparen. die Folge kann 

eine Verschlechterung der Versorgungsqualität 

sein. um dies zu verhindern, sehen enWg und 

aregV die einführung einer Qualitätsregu-

lierung vor.

die zum 1. januar 2012 eingeführte Qualitäts-

regulierung umfasst diejenigen netze der nie-

derspannungs- und Mittelspannungsebene, 

die am Eeffizienzvergleichsverfahren der ersten 

regulierungsperiode teilgenommen hatten. in 

die ermittlung der referenzwerte für die nieder- 

und Mittelspannung flossen die Kennzahlen 

von über 200 elektrizitätsverteilernetzen ein. 

die höhe der ende 2011 berechneten Qualitäts-

elemente ist abhängig von der zuverlässigkeit 

des jeweiligen netzes in den jahren 2007 bis 

2009. netzbetreiber, deren netze sich in den 

vergangenen Jjahren im Vergleich zu anderen 

netzbetreibern durch eine gute Versorgungs-

qualität auszeichneten, erhalten einen zuschlag 

auf die erlösobergrenzen für die jahre 2012 und 

2013. netzbetreiber mit einer vergleichsweise 

schlechten Qualität müssen dagegen einen  

abschlag in Kauf nehmen. um die höhe der 

Qualitätselemente zu bestimmen, sind auch 

die volkswirtschaftlichen Kosten von strom-

ausfällen und die anzahl der versorgten letzt-

verbraucher zu berücksichtigen. gebietsstruk-

turelle unterschiede werden anhand der 

lastdichte abgebildet. die lastdichte errechnet 

sich aus dem Quotienten der jahreshöchstlast 

aller zeitgleichen entnahmen und der Fläche 

des Nnetzbetreibers.

das system ist erlösneutral ausgestaltet. dies 

bedeutet, dass sich zuschläge und abschläge 

über alle netzbetreiber in der summe aus-

gleichen. Von den insgesamt 202 stromnetz-

betreibern erhalten 143 unternehmen einen 

bonus und 59 einen Malus. der höchste zuschlag 

beläuft sich auf ca. 4,7 Mio. euro, der höchste 

abschlag beträgt ca. 4,1 Mio. euro.

Eigenkapitalverzinsung

Für die zweite regulierungsperiode legte die 

bundesnetzagentur im november 2011 einheit-

lich für alle strom- und gasnetzbetreiber in 

deutschland neue eigenkapitalzinssätze fest. 

der eigenkapitalzinssatz beträgt für neuanlagen 

9,05 Prozent und für altanlagen 7,14 Prozent, 

jeweils vor abzug der Körperschaftsteuer, aber 

nach abzug der gewerbesteuer. altanlagen 

sind als anlagegüter definiert, die vor dem  

1. januar 2006 aktiviert wurden. Maßgeblich 

für die entscheidung waren die entwicklung 

des allgemeinen zinsniveaus auf den Kapital-

märkten sowie die bewertung des unterneh-
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merischen risikos. so wurde der basiszinssatz 

von 4,23 auf 3,8 Prozent abgesenkt, der risiko-

zuschlag mit 3,59 Prozent aber unverändert bei-

behalten. dies trug der sondersituation beim 

umbau der energieversorgung in deutschland 

rechnung.

Investitionsbudgets und Erweiterungsfaktor

2011 wurden bei der bundesnetzagentur rund 

90 Aanträge auf Ggenehmigung eines Iinvestitions-

budgets gestellt. das beantragte investitions-

volumen betrug rund 8,7 Mrd. euro. der größte 

teil mit etwa 8,1 Mrd. euro entfiel auf den strom-

bereich. der anteil der Ünb lag bei rund 7,6 Mrd. 

euro, davon bezogen sich ca. 2,8 Mrd. euro auf 

Projekte für die netzanbindung von off-shore-

Windparks. Ddie Bbundesnetzagentur geneh-

migte bislang in rund 700 Verfahren investi-

tionsbudgets mit einem genehmigungsvolumen 

von insgesamt fast 14 Mrd. euro.

investitionsbudgets können von den netzbetrei-

bern für erweiterungs- und umstrukturierungs-

investitionen beantragt werden. dabei handelt 

es sich insbesondere um investitionen, die erfor-

derlich sind, um neue Kraftwerke anzuschließen, 

um off-shore-Windparks anzubinden oder um 

die technische sicherheit der energienetze auf-

rechtzuerhalten.

seit der Änderung des § 23 aregV im jahr 2010 

können im rahmen von investitionsbudgets 

nicht nur Kapitalkosten, sondern auch betriebs-

kosten genehmigt werden. 2011 passte die Bbundes-

netzagentur daher 212 genehmigungen an die 

geänderte rechtslage an. als betriebskosten 

sind jährlich pauschal 0,8 Prozent der für das 

investitionsbudget anerkennungsfähigen  

anschaffungs- und herstellungskosten anzu-

setzen, soweit die bundesnetzagentur nicht 

für bestimmte anlagegüter etwas abweichen-

des festgelegt hat. Von dieser Festlegungsbefug-

nis machte die bundesnetzagentur u. a. im Fall 

von off-shore-anlagen gebrauch. hier wurde 

eine abweichende Bbetriebskostenpauschale 

in höhe von 3,4 Prozent der für das investitions-

budget anerkennungsfähigen Aanschaffungs- 

und herstellungskosten festgelegt. 

2011 stellten die Vnb im strombereich 103  

anträge auf genehmigung eines erweiterungs-

faktors, im gasbereich waren es 55 anträge. 

der erweiterungsfaktor stellt sicher, dass Kosten 

für erweiterungsinvestitionen, die auf einer 

nachhaltigen Änderung der Versorgungsaufgabe 

beruhen, bei der bestimmung der erlösober-

grenzen berücksichtigt werden. im strom-

bereich ist in den erlösobergrenzen 2011 ein  

betrag in höhe von 327,6 Mio. euro für erwei-

terungsfaktoren enthalten, davon 148,9 Mio. 

euro für die erstmalige berücksichtigung von 

einspeisepunkten für anlagen nach dem eeg.

Netzentgelte nach § 19 Abs. 2	stromNEV

nach einer neuregelung des § 19 abs. 2 satz 2 

stromneV im jahr 2011 können sich netznutzer 

auf antrag von den netzentgelten befreien lassen, 

wenn die stromabnahme aus dem netz der all-

gemeinen Versorgung an einer abnahmestelle 

die jährliche benutzungsstundenzahl von mindes-

tens 7.000 stunden erreicht und der jährliche 

stromverbrauch an dieser abnahmestelle größer 

ist als zehn gWh. dazu gingen 2011 bei der bundes-

netzagentur 274 anträge ein. auch die zahl der 

sog. atypischen netzkunden, die von der Möglich-

keit einer individuellen Nnetzentgeltvereinbarung 

nach § 19 abs. 2 satz 1 stromneV gebrauch 

machten, stieg mit 1.225 anträgen deutlich. 

der anspruch auf ein angebot eines individuellen 

netzentgelts besteht, wenn auf der grundlage 

von Verbrauchsdaten oder aufgrund technischer 

oder vertraglicher Ggegebenheiten offensichtlich 
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ist, dass der höchstlastbeitrag eines letztverbrau-

chers erheblich von der zeitgleichen jahreshöchst-

last aller entnahmen der netz- oder umspann-

ebene abweicht, wobei das zu vereinbarende 

individuelle netzentgelt 20 Prozent des veröffent-

lichten netzentgelts nicht unterschreiten darf. 

atypische netzkunden können beispielsweise 

druckereien oder Zzementwerke sein.

das gesamtvolumen der entgeltreduzierungen 

bzw. -befreiungen dürfte 2012 deutlich über 

400 Mio. euro pro jahr liegen und ist durch die 

übrigen Nnetznutzer zu finanzieren. Ddie Eerlösaus-

fälle der betroffenen netzbetreiber werden über 

eine bundesweite umlage analog zum KWKg 

ausgeglichen. zur näheren ausgestaltung und 

abwicklung des Wälzungsmechanismus erließ 

die bundesnetzagentur ende 2011 eine Festlegung. 

auf der grundlage dieser Festlegung ermittelten 

die Ünb die sog. § 19-umlage für 2012. diese  

beträgt für letztverbraucher 0,151 ct/kWh für die 

jeweils ersten 100.000 kWh je abnahmestelle.

sonstiges

Mit einer Festlegung schränkte die bundes-

netzagentur 2011 die Möglichkeiten des sog. 

Pooling und damit eine bislang zum teil miss-

bräuchliche abrechnungspraxis ein. beim sog. 

Pooling geht es um die abrechnung von zeit-

gleich zusammengefassten Lleistungen mehre-

rer Eentnahmestellen.

Mit einem Positionspapier stellte die bundesnetz-

agentur 2011 die sog. vermiedenen netzent-

gelte zur diskussion. dezentrale einspeiser erhal-

ten nach der stromneV ein entgelt, das dem 

durch die jeweilige einspeisung vermiedenen 

netzentgelt in der vorgelagerten netz- oder um-

spannebene entspricht. im rahmen der ermitt-

lung der eeg -umlage 2012 wurde für vermie-

dene netzentgelte ein betrag in höhe von  

436,7 Mio. euro prognostiziert. die einführung 

des Konzepts der vermiedenen netzentgelte 

beruhte auf der annahme, dass durch eine  

dezentrale Eeinspeisung stets Nnetzausbaukosten 

auf den vorgelagerten netzebenen vermieden 

werden. im zuge einer reform des systems der 

vermiedenen netzentgelte könnte z. b. stärker 

berücksichtigt werden, an welchen standorten 

die dezentrale erzeugung angesiedelt wird.

2011 wurden im strombereich 39 anträge und 

im gasbereich 26 anträge auf einen netzüber-

gang aus anlass von netzaufspaltungen oder 

eines teilweisen Übergangs von Versorgungs-

netzen gestellt. die beteiligten netzbetreiber 

zeigen in ihren anträgen an, welcher erlösanteil 

dem übergehenden und welcher Eerlösanteil 

dem verbleibenden teil des netzes zugeordnet 

werden soll. dabei ist durch die bundesnetz-

agentur insbesondere sicherzustellen, dass die 

summe der erlöse die insgesamt bereits festge-

legte erlösobergrenze nicht überschreitet. 

die bundesnetzagentur konsultierte ende 2011 

ein Positionspapier zum thema geschlossene 

Verteilernetze. diese sind unter bestimmten 

Voraussetzungen von energiewirtschaftlichen 

regelungen ausgenommen, vor allem im bereich 

der entgelt- und anreizregulierung. geschlossene 

Verteilernetze sind dabei insbesondere von Kun-

denanlagen abzugrenzen.

die bundesnetzagentur veröffentlichte 2011 einen 

leitfaden zur sog. großen netzgesellschaft. der 

leitfaden soll Vnb sowohl bei der Wahl eines 

für sie günstigen Modells als auch bei der  

umsetzung einer möglichen umstrukturierung 

von einer sog. schlanken zu einer großen netz-

gesellschaft hilfestellungen bieten sowie  

offene regulatorische Fragen beantworten. 

zur umsetzung der entflechtungsanforde-
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rungen nach §§ 6 bis 10 enWg hat eine Vielzahl 

von netzbetreibern das Modell einer schlanken 

netzgesellschaft gewählt. dabei verbleibt das 

netzeigentum oftmals bei der gesellschaft, die 

auch die erzeugungs- oder Vertriebsaktivitäten 

wahrnimmt. das netz wird an den netzbetreiber 

verpachtet. im rahmen dieses sog. Pachtmodells 

werden im regelfall neben dem Pachtvertrag 

weitere Ddienstleistungsverträge zwischen der 

netzgesellschaft und weiteren Uunternehmens-

teilen des integrierten Eenergieversorgungs-

unternehmens geschlossen. Aaus diesem Ggrund 

verfügt der netzbetreiber im Pachtmodell in der 

regel nur über wenig eigenes Personal. sowohl 

die betriebsführung als auch die Wartung und 

instandhaltung werden zum großteil über 

dienstleistungsverträge abgewickelt. Iinzwischen 

haben viele Nnetzbetreiber entschieden, dass eine 

große netzgesellschaft, die selbst Eeigentümer 

der netzanlagen ist und über eigenes Personal 

verfügt, vorteilhafter für sie ist als eine schlanke 

netzgesellschaft. 

ErNEuErBArE	ENErGIEN

Power-to-Gas und Biogas

zusammen mit dem Fraunhofer-institut für Wind-

energie und Eenergiesystemtechnik IiWes veran-

staltete die bundesnetzagentur im november 2011 

in berlin einen Workshop zum thema Power-to-

gas mit über 300 teilnehmern. der begriff Power-

to-gas steht für ein Konzept, bei dem strom dazu 

verwendet wird, per Wasserelektrolyse Wasser-

stoff zu produzieren und bei bedarf in einem 

zweiten schritt unter Verwendung von Kohlen-

dioxid oder -monoxid in synthetisches Methan 

umzuwandeln. die besondere bedeutung der 

Power-to-gas-technologie liegt darin, dass auf 

diese Weise die erdgasinfrastruktur als länger-

fristiger energiespeicher für strom aus erneuer-

baren energien genutzt werden könnte. der 

wasserelektrolytisch erzeugte Wasserstoff und 

das synthetisch hergestellte Methan sind bio-

gas rechtlich mittlerweile gleichgestellt, sofern 

der zur elektrolyse verwendete strom und ggf. 

das zur Methanisierung eingesetzte Kohlendioxid 

bzw. -monoxid weit überwiegend aus erneuer-

baren Eenergiequellen stammen.

erstmals legte die bundesnetzagentur zum  

31. Mai 2011 den sog. biogas-Monitoringbericht 

vor. der bericht enthält u. a. daten zur Menge 

des eingespeisten biogases, zur Kostenstruktur 

der biogaseinspeisung, zu den erzielbaren erlö-

sen und zur Kostenbelastung der netze. zum 

31. dezember 2010 speisten 44 erzeugungsan-

lagen ca. 270 Mio. Kubikmeter biogas in das gas-

versorgungsnetz ein. das einspeiseziel der  

gasnzV von sechs Mrd. Kubikmeter im jahr 2020 

wurde damit 2010 erst zu 4,5 Prozent erreicht.  

ursächlich hierfür ist die erhebliche diskrepanz 

zwischen den Produktionskosten von biogas 

und den Marktpreisen für erdgas. 2010 betrugen 

die durchschnittlichen herstellungskosten für 

biogas 6,2 ct/kWh, bei einer streubreite zwischen 

1,3 ct/kWh und 9,3 ct/kWh. Dder durchschnittliche 

erlös betrug 8,1 ct/kWh und lag damit um ein 

Vielfaches über dem durchschnittlichen Hhandels-

preis für erdgas am spotmarkt. dieser betrug 

2010 unter zwei cent pro kWh.

EEG-Einspeisemanagement

die bundesnetzagentur veröffentlichte 2011  

einen leitfaden zum sog. eeg-einspeisemanage-

ment. insbesondere wird im leitfaden die rang-

folge erläutert, in der die verschiedenen strom-

erzeuger auf anforderung der netzbetreiber 

ihre einspeiseleistung vorübergehend reduzie-

ren müssen, wenn netze überlastet sind. anlagen 

mit einer leistung von über 100 kW, die strom 

aus erneuerbaren energien oder aus KWK  

erzeugen, dürfen bei netzengpässen oder  
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anderen Ggefährdungen der systemsicherheit 

erst dann abgeregelt werden, wenn die konven-

tionellen anlagen auf das netztechnisch erfor-

derliche Minimum heruntergefahren wurden.

das eeg-einspeisemanagement konzentrierte 

sich bislang fast vollständig auf Windkraft-

anlagen und auf die nördlichen netzgebiete mit 

einer hohen Windleistung. das abregeln führte 

2010 zu einer ausfallarbeit von rund 127 gWh, 

wobei die ursache zu 40 Prozent im vorgelager-

ten netz lag. die ausfallarbeit ist gegenüber 

2009 um 70 Prozent gestiegen, sie entspricht 

aber sowohl 2009 als auch 2010 einem anteil 

von lediglich etwa 0,2 Prozent der gesamtein-

speisung von eeg-anlagen. anlagenbetreiber, 

die aufgrund des eeg-einspeisemanagements 

vorübergehend weniger Sstrom aus erneuerbaren 

energien oder aus KWK einspeisen können,  

erhalten von dem netzbetreiber eine entschädi-

gungszahlung, in dessen netzgebiet die ursache 

der abregelung lag. der leitfaden enthält daher 

auch hinweise zur berechnung dieser zahlungen 

sowie zu deren berücksichtigung bei den netz-

entgelten.

Photovoltaikanlagen

2011 wurden Photovoltaikanlagen mit einer 

leistung von voraussichtlich insgesamt rund 

7.500 MW neu installiert. Ddiesen Sschätzwert gab 

die bundesnetzagentur anfang 2012 auf der 

grundlage einer vorläufigen auswertung der 

gemeldeten daten bekannt. dabei wurden allein 

im dezember neue anlagen mit einer leistung 

von insgesamt rund 3.000 MW gemeldet. die in 

deutschland installierte gesamtkapazität von 

Photovoltaikanlagen lag damit ende 2011 bei 

rund 25 gW.

auf der basis der Meldungen der neu in betrieb 

genommenen anlagen ermittelt die bundes-

netzagentur nach den Vorgaben des eeg regel-

mäßig die degressions- und Vergütungssätze 

für neu in betrieb gehende Photovoltaikanlagen. 

die ermittlungen ergaben weder zum 1. juli 2011 

für aufdachanlagen noch zum 1. september 2011 

für Freiflächenanlagen eine Veränderung der 

Vergütungssätze. zum 1. januar 2012 sanken 

dagegen die Vergütungssätze um 15 Prozent. 

Für die ab dem 1. januar 2012 in betrieb gegan-

genen Aanlagen erhält der Aanlagenbetreiber 

damit für jede in das netz eingespeiste Kilo-

wattstunde strom einen betrag zwischen 17,94 

und 24,43 Ccent, je nach Aart und Ggröße der Aanlage.

EEG-umlage 2012 und EEG-jahresend-

abrechnung 2010

die im oktober 2011 ermittelte eeg-umlage 2012 

für die nach dem eeg vergütete einspeisung aus 

stromerzeugungsanlagen stieg gegenüber 2011 

nur geringfügig um 0,062 ct/kWh. seit dem  

1. januar 2012 beträgt die umlage damit  

3,592 ct/kWh. die eeg-umlage wird von den 

Ünb jährlich zum 15. oktober für das folgende 

Kalenderjahr ermittelt. Ddie Bbundesnetzagentur 

kontrolliert die ordnungsgemäße berechnung 

der umlage.

die Ünb prognostizieren für 2012 eeg-einspeise-

vergütungen in höhe von insgesamt ca. 17,6 Mrd. 

euro. dem stehen prognostizierte Vermarktungs-

erlöse an der strombörse in höhe von ca. 4,9 Mrd. 

euro gegenüber. die differenz zwischen den 

prognostizierten Eeinspeisevergütungen und 

den Vermarktungserlösen bildet den wesent-

lichen bestandteil der eeg-umlage. je niedriger 

das börsenpreisniveau ist, desto größer ist die 

mit der umlage zu finanzierende differenz zu 

den im eeg festgelegten Vergütungssätzen. 

erstmals kalkulierten die Ünb einen liquiditäts-

puffer in höhe von drei Prozent des prognosti-

zierten differenzbetrags ein, um bei der Finan-



KapitelInhalt

bundesnetzagentur | jahresbericht 2011186

zierung des umlagekontos die effekte der stark 

schwankenden Wind- und solarstromein-

speisungen besser ausgleichen zu können.

die bundesnetzagentur prüft jährlich, ob den 

stromlieferanten tatsächlich nur die nach dem 

eeg gezahlten Vergütungen abzüglich der ver-

miedenen netzentgelte berechnet werden. rund 

900 netzbetreiber und mehr als 1.000 strom-

lieferanten sind daher verpflichtet, der bundes-

netzagentur die EEGeeg-jahresendabrechnungen 

des Vorjahres elektronisch zu übermitteln. 

die installierte leistung der nach dem eeg ver-

güteten anlagen stieg zum 31. dezember 2010 

auf 50.650 MW an. dies entspricht einer zuwachs-

rate gegenüber 2009 von knapp 20 Prozent. bei 

der installierten leistung dominierte als energie-

träger weiterhin die Windkraft mit einem anteil 

von 53 Prozent. Ddie Ssolarenergie steigerte ihren 

anteil gegenüber 2009 um etwa zehn Prozent-

punkte auf gut 34 Prozent.

Erzeugungskapazität von EEG-Anlagen 2006–2010
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  Sonstiges (Deponie­, Klär­, Grubengas, Geothermie)

die eingespeiste strommenge lag 2010 bei über 

80.000 gWh und damit 7,5 Prozent über dem 

Wert von 2009. nach wie vor dominierte hier 

die Windkraft mit 47 Prozent, gefolgt von der 
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energie aus biomasse mit 31 Prozent und der 

solarenergie mit 15 Prozent. die nach dem eeg 

im jahr 2010 gezahlten Vergütungen beliefen 

sich auf insgesamt gut 13 Mrd. euro, wobei der 

anteil der solarenergie knapp 40 Prozent betrug. 

auf die biomasse entfiel ein anteil von 32 Prozent, 

der anteil der Windkraft an den einspeisever-

gütungen lag bei 25 Prozent. 2010 betrug die 

durchschnittliche Eeinspeisevergütung nach 

dem eeg 16,33 ct/kWh und war damit knapp 

zwei cent höher als 2009.

	

EEG-Anlagen 2009 und 2010 – Erzeugungsmengen und Einspeisevergütung 

innen:
Erzeugungs-

menge
außen:

Einspeise-
vergütung

3.395 Mio. € (32 %)
38.580 GWh (51 %)

3.342 Mio. € (25 %)
37.634 GWh (47%)

3.157 Mio. € (29 %)
6.578 GWh (9 %)

5.090 Mio. € (39 %)
11.683 GWh (15 %)

4.240 Mio. € (32 %)
25.148 GWh (31 %)

421 Mio. € (3 %)
5.049 GWh (6 %)

146 Mio. € (1 %)   |   2.038 GWh (3 %) 89 Mio. € (1 %)   |   1.186 GWh (1 %)

382 Mio. € (4 %)
4.877 GWh (6 %) innen:

Erzeugungs-
menge
außen:

Einspeise-
vergütung

2009 2010

3.700 Mio. € (34 %)
22.980 GWh (31 %)

  Windkraft    Solarenergie   Biomasse   Wasserkraft 

  Sonstiges (Deponie­, Klär­, Grubengas, Geothermie)

Über 300 Fachleute kamen im juli 2011 auf ein-

ladung der energiebörse ePeX spot und der 

bundesnetzagentur in berlin zusammen, um 

über die erfahrungen und die Perspektiven der 

Vermarktung des eeg-stroms an der börse zu 

diskutieren. einhellig wiesen alle experten  

darauf hin, dass die bis et wa 2020 angestrebte 

Verdopplung des anteils der erneuerbaren 

energien an der stromerzeugung nur gelingen 

kann, wenn weitere Fortschritte bei deren inte-

gration in den strommarkt erzielt werden. dazu 

gehört, dass sich die anlagenbetreiber von der 

festen einspeisevergütung lösen und sich am 

Preis- und Mengenrisiko beteiligen.
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Gerichtliche Verfahren 
Im Jahr 2011 wurden höchstrichterlich die ersten Fragen zur Anwendung der ARegV ent­

schieden. Gegenstand der Entscheidungen der Oberlandesgerichte waren insbeson­

dere der bundesweite Effizienzvergleich und Investitionsbudgets.

ENTschEIduNGEN	dEs BGh

Erlösobergrenzen

der bgh klärte in zwei beschlüssen vom  

28. juni 2011 (az. enVr 34/10 und enVr 48/10) 

eine reihe von grundsätzlichen streitfragen 

zur anwendung der aregV im regelverfahren. 

hinsichtlich der bestimmung des ausgangsni-

veaus der erlösobergrenzen entschied der bgh, 

dass die zwischenzeitlich zu den netzentgelt-

genehmigungen nach § 23a enWg ergangene 

höchstrichterliche rechtsprechung (vgl. u. a. 

beschluss vom 14. august 2008, az. KVr 39/07) 

zu berücksichtigen sei. die bundesnetzagentur 

hätte das ergebnis der letzten Kostenprüfung 

nicht unverändert übernehmen dürfen. nicht 

beanstandete der bgh dagegen die systembe-

dingte grundsätzliche Festlegung auf das basis-

jahr 2006 für die durchzuführende Kosten-

prüfung. der Verordnungsgeber habe aus 

gründen der Verwaltungspraktikabilität inso-

weit in Kauf genommen, dass die als grundlage 

für die bestimmung der erlösobergrenzen heran-

gezogenen Kosten aufgrund des relativ langen 

zeitlichen abstands nicht in allen einzelheiten 

mit der tatsächlichen Kostensituation in der 

regulierungsperiode übereinstimmten. 

nach auffassung des bgh enthält § 21a abs. 6 

satz 1 nr. 2, satz 2 nr. 5 enWg jedenfalls in Ver-

bindung mit § 21a abs. 4 und abs. 5 enWg und 

§ 21a abs. 6 satz 2 nr. 5 enWg die ermächtigung, 

durch rechtsverordnung eine von der entwick-

lung der Verbraucherpreise abweichende ent-

wicklung der netzwirtschaftlichen einstands-

preise vorzusehen. diese regelung diene dem 

ausgleich der allgemeinen Ggeldentwertung. 

nach der bisherigen ausgestaltung von enWg 

und aregV sei bislang hingegen keine ausrei-

chende rechtsgrundlage vorhanden, um den 

netzwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt 

zu berücksichtigen. die regelung des generellen 

sektoralen Produktivitätsfaktors gemäß § 9 aregV 

sei daher nur teilweise von einer ausreichenden 

gesetzlichen Eermächtigungsgrundlage gedeckt. 

der bgh bestätigte die von der bundesnetz-

agentur vertretene enge auslegung der Voraus-

setzungen des § 4 abs. 4 satz 1 nr. 2 aregV. die 

anwendung dieser härtefallregelung dürfe 

nicht zu einer allgemeinen billigkeitskontrolle 

führen. die netzbetreiber seien in der Pflicht, 

bezogen auf das gesamte netz darzulegen, wie 

sich die gestiegenen Kosten für die beschaffung 

von Verlustenergie unter berücksichtigung 

aller sonstigen Veränderungen in der Kosten- 



KapitelInhalt

189eleKtrizitÄt und gas | gerichtliche VerFahren 

und Vermögenssituation auf die kalkulatorische 

eigenkapitalverzinsung auswirken. die bundes-

netzagentur hätte zur darlegung auffordern 

müssen.

nach auffassung des bgh ist der erweiterungs-

faktor durch eine analoge anwendung des § 10 

aregV bereits im ersten jahr der regulierungs-

periode zu berücksichtigen.

bei der ermittlung des pauschalierten investitions-

zuschlags sei die rechtsprechung des bgh zu 

den netzentgeltgenehmigungen nach § 23a 

enWg (vgl. beschluss vom 14. august 2008,  

az. KVr 39/07) insoweit zu berücksichtigen, als 

anlagen im bau und geleistete anzahlungen 

für sachanlagevermögen in die ermittlung des 

zu verzinsenden betriebsnotwendigen eigen-

kapitals nach den für neuanlagen geltenden 

grundsätzen einzubeziehen seien. Bbedenken 

gegen den von der bundesnetzagentur für die 

Verzinsung des Fremdkapitals angesetzten 

zinssatz in höhe von 4,31 Prozent bestünden 

nicht. dieser zinssatz sei nach dem ausdrück-

lichen Wortlaut des § 14 abs. 2 satz 6 aregV zu 

recht nicht um einen risikozuschlag erhöht 

worden. die bundesnetzagentur hätte jedoch 

bei der bemessung des pauschalierten investi-

tionszuschlags den im zeitpunkt des erlasses 

der angefochtenen Eentscheidung geltenden, 

mit beschluss vom 7. juli 2008 festgelegten  

eigenkapitalzins für neuanlagen in höhe von 

9,29 Prozent ansetzen müssen. Maßgeblich sei 

die rechtslage im entscheidungszeitpunkt.  

zusätzlich äußerte der bgh als obiter dictum die 

rechtsauffassung, dass die fehlende anpassung 

des eigenkapitalzinssatzes im rahmen der Ver-

gleichbarkeitsrechnung den Eeffizienzvergleich 

nicht berühre, da hier die Werte zum stichtag  

1. juli 2008 abzubilden waren.

die beschränkung des pauschalierten investi-

tionszuschlags auf ein Prozent der Kapitalkosten 

wurde durch den bgh bestätigt. eine Kumulation 

des pauschalierten zuschlags in den jährlichen 

erlösobergrenzen erfolge nicht.

Ferner entschied der bgh mit beschlüssen vom 

18. oktober 2011 (az. enVr 13/10, enVr 12/10, 

enVr 11/10 und enVr 9/10) grundsätzliche 

streitfragen zur anwendung der aregV im ver-

einfachten Verfahren. Dden Ggerichtsverfahren 

lagen Eerlösobergrenzenfestlegungen der Llandes-

regulierungsbehörde brandenburg zugrunde. 

nach auffassung des bgh durfte das ergebnis 

der letzten Kostenprüfung auch bei der ermitt-

lung des ausgangsniveaus im doppelt verein-

fachten Verfahren nach § 34 abs. 3 aregV nicht 

unverändert übernommen werden. Vielmehr 

hätte es nach Maßgabe der zwischenzeitlich  

ergangenen bgh-rechtsprechung zu den 

netzentgeltgenehmigungen nach § 23a enWg 

angepasst werden müssen. 

der bgh bestätigte, dass der pauschalierte inves-

titionszuschlag im vereinfachten Verfahren 

nicht zur anwendung kommt. der erweiterungs-

faktor sei jedoch schon im ersten jahr der regu-

lierungsperiode zu berücksichtigen. 

hinsichtlich der rechtmäßigkeit des generellen 

sektoralen Produktivitätsfaktors gemäß § 9 aregV 

blieb der bgh bei seiner rechtsprechung zu den 

regelverfahren. der rechtsbeschwerde der 

bundesnetzagentur wurde insoweit stattge-

geben, als dass das olg brandenburg den gene-

rellen sektoralen Produktivitätsfaktor für  

rechtswidrig erklärt hatte, ohne dabei die berück-

sichtigung einer abweichenden Eeinstandspreis-

entwicklung zuzulassen.
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der bgh bekräftigte auch im vereinfachten 

Verfahren seine rechtsprechung zum härtefall. 

im Verfahren mit dem az. enVr 13/10 wies er die 

rechtsbeschwerde des Nnetzbetreibers insoweit 

zurück, weil das olg brandenburg die vom bgh 

aufgestellten Maßstäbe an die erforderliche  

gesamtkostenbetrachtung bereits zugrunde 

gelegt und rechtsfehlerfrei entschieden habe, 

dass die geltend gemachten gestiegenen Kosten 

für Verlustenergie nicht als unzumutbar angese-

hen werden könnten. die gestiegenen beschaf-

fungskosten für Verlustenergie hätten die eigen-

kapitalverzinsung nur teilweise aufgezehrt. 

selbstverpflichtung Verlustenergie

der bgh wies mit beschluss vom 24. Mai 2011 

(az. enVr 27/10) die rechtsbeschwerde eines 

Vnb zurück, der den erlass einer Festlegung 

begehrte, mit der die Kostenanteile für die be-

schaffung von Verlustenergie bei einer von ihm 

entsprechend einer freiwilligen Sselbstverpflich-

tung vorgenommenen beschaffung als wirksam 

verfahrensreguliert im sinne des § 11 abs. 2  

satz 4 aregV erklärt werden. der bgh entschied, 

dass von den von der bundesnetzagentur aufge-

stellten rahmenvorgaben für die beschaffung 

von Verlustenergie keine sperrwirkung ausge-

he, die die abgabe einer freiwilligen selbstver-

pflichtung von vorneherein nicht möglich mache. 

diese Festlegung betreffe nur das ausschreibungs-

verfahren im sinne von § 10 stromnzV und lasse 

daher andere aspekte der beschaffung von 

Verlustenergie ungeregelt. die von dem Vnb 

vorgelegte selbstverpflichtung genüge jedoch 

nicht den anforderungen des § 11 abs. 2 satz 4 

aregV, weil sie von zwingenden Vorgaben der 

Festlegung zum beschaffungsrahmen abweiche, 

z. b. bezüglich der Vertragslaufzeit, des Mindest-

zeitraums zwischen angebotszuschlag und 

lieferbeginn oder des zeitlichen Vorlaufs der 

angebotsinformationen vor beginn der aus-

schreibung. einen anspruch auf anerkennung 

der Festlegung der bundesnetzagentur zum 

beschaffungsrahmen als wirksame Verfahrens-

regulierung verneinte der bgh, weil diese 

Festlegung keine umfassende regulierung der 

beschaffung von Verlustenergie darstelle. 

ENTschEIduNGEN	dEr OlG

Effizienzvergleich

zu dem von der bundesnetzagentur durch-

geführten bundesweiten Eeffizienzvergleich, 

der in den regelverfahren eingang in die erlös-

obergrenzenfestlegungen sowohl der Bbundes-

netzagentur als auch der landesregulierungs-

behörden gefunden hat, ergingen 2011 

entscheidungen der olg düsseldorf, Koblenz, 

Frankfurt und brandenburg.

das olg düsseldorf mit rechtskräftigem beschluss 

vom 12. januar 2011 (az. Vi-3 Kart 185/09 (V)), 

das olg Koblenz mit beschluss vom 28. april 2011 

(az. 6 W 41/09) und das olg Frankfurt mit rechts-

kräftigem beschluss vom 17. Mai 2011 (az. 11 W 

16/09) bestätigten die rechtmäßigkeit des effi-

zienzvergleichs. nach auffassung des olg  

düsseldorf stehe der bundesnetzagentur ein 

einschätzungs- und gestaltungsspielraum zu. 

die gerichtliche Überprüfung sei darauf  

beschränkt, ob die bundesnetzagentur den indi-

viduellen effizienzwert ohne einen den betrof-

fenen Nnetzbetreiber nachweislich belastenden 

Verfahrensfehler ermittelt hat. der effizienz-

vergleich sei in seiner durchführung hinreichend 

nachvollziehbar und ausreichend begründet. 

das olg düsseldorf bestätigte die ordnungs-

mäßigkeit der Aausreißerbereinigung innerhalb 

der effizienzberechnung sowie die Fehlerfreiheit 

der im rahmen des effizienzvergleichs ange-

wandten sFa-Methode und die auswahl der 

Vergleichsparameter. Bbei den anonymisierten 
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Kostendaten handele es sich um schützenswerte 

betriebs- und geschäftsgeheimnisse, deren 

Veröffentlichung nicht erfolgen soll. da bislang 

kein netzbetreiber sein einverständnis erklärt 

habe, seine eigenen Kostendaten uneingeschränkt 

preiszugeben, müsse das interesse des netzbe-

treibers an der transparenz der ermittlung  

seines eigenen Eeffizienzwertes zurücktreten. 

auch das olg brandenburg geht in seinem  

beschluss vom 20. oktober 2011 (az. Kart W 10/09) 

von einem weiten beurteilungsspielraum der 

bundesnetzagentur bei der durchführung des 

effizienzvergleichs aus. der rüge, die bundes-

netzagentur hätte als weiteren Parameter das 

Verhältnis von zähl- zu anschlusspunkten  

berücksichtigen müssen, vermochte das olg 

brandenburg nicht zu folgen. recht gegeben 

hat das olg brandenburg den regulierungs-

behörden ferner auch bei der auslegung des  

§ 15 aregV. das olg brandenburg schränkt  

jedoch ein, dass eine abschließende rechtliche 

beurteilung des effizienzvergleichs erst dann 

möglich sei, wenn er nach weiter gehender  

begründung durch die bundesnetzagentur 

nachvollzogen werden könne. Mangels genauer 

Kenntnis der konkreten herleitung des effizienz-

vergleichsmodells und der einzelnen berech-

nungsschritte ihres effizienzwertes seien die 

unternehmen nicht in die lage versetzt worden, 

sich zu allen entscheidungserheblichen Ttatsachen 

zu äußern. die bundesnetzagentur müsse einen 

gerechten ausgleich zwischen dem schutz von 

betriebs- und geschäftsgeheimnissen dritter 

und dem recht der unternehmen auf effektiven 

rechtsschutz finden. die bundesnetzagentur 

legte gegen diese entscheidung rechtsbe-

schwerde ein. 

das hanseatische olg bremen ordnete mit be-

weisbeschluss vom 12. august 2011 (az. 2 W 6/09) 

an, die Methodik des effizienzvergleichs durch 

ein schriftliches Ssachverständigengutachten 

überprüfen zu lassen.

Investitionsbudgets

das olg düsseldorf bestätigte mit beschluss 

vom 2. März 2011 (az. Vi-3 Kart 253/09 (V)) die 

befristung der genehmigung des investitions-

budgets bis zum sog. eintritt der szenariobe-

dingungen. hinsichtlich der berechnung der 

kalkulatorischen gewerbesteuer entschied das 

olg düsseldorf, dass die Körperschaftsteuer in 

die bemessungsgrundlage einzubeziehen und 

der Wegfall des insichabzugs aufgrund der  

unternehmenssteuerreform zu berücksichtigen 

sei. Kosten für anlagen im bau, die im jahr 2006 

aktiviert wurden, sind nach auffassung des 

olg düsseldorf nicht anzuerkennen, weil die 

Kosten für diese anlagegüter bereits in die 

Festlegung der Eerlösobergrenzen eingeflossen 

sind. die berücksichtigung eines barwertneu-

tralen ausgleichs zugunsten der unternehmen 

zur Kompensation des sog. t-2-zeit verzugs  

bestätigte das olg düsseldorf nicht. der aregV 

lasse sich nicht entnehmen, dass im jahr 2009 

eine anpassung der erlösobergrenzen aufgrund 

von Kosten aus dem jahr 2007 vorzunehmen 

sei. bei der bestimmung der Verzinsung des die 

zugelassene Eeigenkapitalquote überschreitenden 

eigenkapitals sei im Wege einer zukunftsgerich-

teten betrachtungsweise auf den gleichgewich-

teten Mittelwert aus dem jahresdurchschnitts-

wert aus bestimmten bankkrediten sowie aus 

dem jahresdurchschnittswert von industrie-

obligationen abzustellen. eines zusätzlichen 

risikozuschlags bedürfe es nicht, da dieser in 

den indizes bereits berücksichtigt sei.

Mit beschluss vom 23. März 2011 (az. Vi-3 Kart 

233/09 (V)) bestätigte das olg düsseldorf, dass 

zur bestimmung des kapitalmarktüblichen 
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Vergleichszinssatzes nach § 5 abs. 2 aregV im 

Wege einer zukunftsgerichteten betrachtungs-

weise auf den gleichgewichteten Mittelwert aus 

dem jahresdurchschnittswert aus bestimmten 

bankkrediten sowie aus dem jahresdurchschnitts-

wert bestimmter industrieobligationen ohne 

risikozuschlag zurückgegriffen wird. soweit 

die bundesnetzagentur als Vergleichszinssatz 

jedoch einheitlich den Mischzinssatz aus den 

jahresdurchschnittswerten der beiden Iindizes 

bestimme, sei diese Vorgehensweise nicht sach-

gerecht. Vielmehr sei die konkrete Finanzierungs-

art der investitionsmaßnahme zu berücksich-

tigen. nur wenn der Fremdkapitalbedarf durch 

bankkredite und Iindustrieobligationen abge-

deckt werde, sei auf einen gewichteten durch-

schnittszinssatz beider indizes abzustellen. 

Maßgeblich für die bestimmung des Fremd-

kapitalzinssatzes soll der monatsgenaue Finan-

zierungszeitpunkt sein. 

das olg düsseldorf bestätigte mit beschluss 

vom 20. april 2011 (az. Vi-3 Kart 15/10 (V)), dass 

der Widerrufsvorbehalt von § 23 abs. 5 satz 1 

aregV gedeckt ist. Mit beschluss vom 11. april 2011 

(az. Vi-3 Kart 276/09 (V)) entschied das olg 

düsseldorf, dass für die einzelnen anlagegüter 

einer off-shore-anlage keine unterschiedlichen, 

über 20 jahre hinausgehenden nutzungsdauern 

angesetzt werden dürfen. 

das olg düsseldorf bestätigte mit seinen be-

schlüssen vom 16. Februar 2011 (az. Vi-3 Kart 

279/09 (V) und Vi-3 Kart 280/09 (V)) die Aablehnung 

mehrerer anträge auf genehmigung von investi-

tionsbudgets. Vnb könne nur im einzelfall unter 

den in § 23 abs. 6 aregV genannten Voraus-

setzungen ein investitionsbudget genehmigt 

werden. das regelbeispiel in § 23 abs. 1 satz 2 

nr. 7 aregV sei nur dann erfüllt, wenn die  

umstrukturierungsmaßnahme zur umsetzung 

technischer Sstandards zur gewährleistung der 

technischen Ssicherheit des netzes erforderlich 

sei und zusätzlich eine behördliche anordnung 

der Maßnahme vorliege oder die landesregu-

lierungsbehörde die notwendigkeit der Maß-

nahme bestätigt habe. diese beiden entschei-

dungen sind rechtskräftig.
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Marktentwicklung
Im Eisenbahnverkehrsmarkt wurde im Jahr 2011 die Rekordsumme von 17,6 Mrd. Euro 

umgesetzt. Besonders positiv entwickelte sich der Schienengüterverkehr. Die Markt­

anteile der Wettbewerber stiegen sowohl im Schienengüterverkehr als auch im  

Schienenpersonennahverkehr moderat an.

WEsENTlIchE	ENTWIckluNGEN

in einem insgesamt positiven Marktumfeld hat 

insbesondere der Sschienengüterverkehr (sgV) 

von den wirtschaftlichen entwicklungen  

profitiert. Iim Sschienenpersonenverkehr 

entwickelten sich die beiden Marktsegmente 

schienenpersonennahverkehr (sPnV) und 

schienenpersonenfernverkehr (sPFV) unter-

schiedlich. Während der sPnV erneut zulegen 

konnte, stagnierte die entwicklung des sPFV. 

der bereits angekündigte einstieg eines neuen 

Wettbewerbers im sPFV wurde erneut 

verschoben.

umsATZErlÖsE

beim umsatz im schienengüterverkehrsmarkt 

erwartet die bundesnetzagentur für 2011 ein 

deutliches Plus von 0,3 Mrd. euro auf 4,6 Mrd. 

euro. das entspricht einem zugewinn von rund 

sieben Prozent im Vergleich zum Vorjahr.  
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im sPFV wurde im jahr 2011 ein umsatz von  

3,7 Mrd. Eeuro erzielt. Ddamit blieb der Uumsatz im 

Vergleich zum Vorjahr unverändert. der schie-

nenpersonennahverkehrsmarkt entwickelte 

sich positiv. seit beginn der Marktbeobachtung 

durch die bundesnetzagentur wurden hier 

kontinuierlich zuwächse verzeichnet. im jahr 

2011 wurde bei steigender Fahrgastnachfrage 

ein umsatz von rund 9,3 Mrd. euro erreicht.

VErkEhrs- uNd WETTBEWErBs-

ENTWIckluNG

die im sgV erbrachte Verkehrsleistung lag 

nach vorläufigen berechnungen des statis-

tischen bundesamts mit rund 113 Mrd.  

tonnenkilometern (tkm) leicht unter der des 

rekordjahres 2008. im Vergleich zum Vorjahr 

konnte damit ein Plus von rund sechs Prozent 

verzeichnet werden. Dder Wettbewerberanteil 

stieg dagegen nur geringfügig auf nunmehr  

26 Prozent. rund drei Viertel der leistungen  

im sgV wurden durch unternehmen der  

deutschen bahn ag (db ag) erbracht. 

im sPFV betrug die Verkehrsleistung rund  

36 Mrd. Personenkilometer (Pkm). Wett-

bewerber sind im sPFV aufgrund der hohen 

Markteintrittsbarrieren bisher kaum aktiv.  

der Wettbewerberanteil lag erneut bei unter 

einem Prozent. 

die im sPnV erbrachte Verkehrsleistung 

konnte 2011 erneut leicht gesteigert werden. 

nach ersten schätzungen des statistischen 

bundesamts wurden 49 Mrd. Pkm erbracht. 

damit betrug der zugewinn etwa zwei Prozent. 

die Wettbewerber der db ag bauten ihren 

Marktanteil auf nunmehr 13 Prozent der 

Verkehrsleistung aus. 

Verkehrsleistung und Wettbewerb im 

Eisenbahnmarkt 2005–2011

Güterverkehr
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* aktualisierte Werte

Quelle: Bundesnetzagentur, DB AG, Statistisches Bundesamt
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mONOPOlsTrukTurEN	uNd EINfluss-

fAkTOrEN

im rahmen einer jährlichen Markterhebung 

gibt die bundesnetzagentur eisenbahnver-

kehrsunternehmen (eVu) die Möglichkeit, 

marktrelevante aspekte zu bewerten. im 

Personenverkehr kritisierten die befragten 

unternehmen insbesondere die bereiche tarif 

und Vertrieb. hierunter fallen die aufteilung 

von Fahrgeldeinnahmen, die struktur und die 

höhe von Vertriebsprovisionen sowie der 

zugang zur Vertriebsinfrastruktur (z. b. reise-

zentren, Fahrkartenautomaten). Nneben dem 

zugang zur internationalen eisenbahninfra-

struktur wurden auch Qualität und ausbau-

zustand des schienennetzes kritisiert. 

unterdurchschnittlich wurde zudem das Preis-

leistungs-Verhältnis der Eeisenbahninfra-

strukturunternehmen (eiu) bewertet. Für die 

inanspruchnahme der leistungen der eiu 

müssen die eVu nutzungsentgelte entrichten, 

beispielsweise in Form von trassen- und 

stationsentgelten. Bbeim Preis-leistungs-

Verhältnis der entsprechenden entgelte waren 

insbesondere die einzelbewertungen der 

entgelte für die nutzung von Personenbahn-

höfen und die bewertungen für den bahnstrom 

für das unterdurchschnittliche gesamtergeb-

nis maßgebend. die negative Wahrnehmung 

der bahnstrompreise kann darauf zurück-

geführt werden, dass die db energie gmbh 

sowohl die strompreise als auch die netzent-

gelte in den letzten jahren kontinuierlich 

erhöht hat. im gegensatz hierzu sind die 

netzentgelte des allgemeinen strommarkts in 

den letzten jahren gesunken. auch die allge-

meinen Sstrompreise weisen eine eher differen-

zierte entwicklung auf, teilweise waren auch 

längere Phasen mit sinkenden Preisen zu 

beobachten. 

Einflussfaktoren auf dem	schienenverkehrsmarkt

Kundenfreundlichkeit der EIU

Zugang zu Schienenwegen

Zugang zu Serviceeinrichtungen

Diskriminierungsfreiheit Preissysteme

Verfügbarkeit Betriebsmittel

Preis-Leistungs-Verhältnis der EIU

Qualität und Ausbauzustand Netz

Internationaler Zugang

Tarif und Vertrieb

Durchschnitt: 2,9

Themenbereiche

Wie bewerten Sie den 
erreichten Stand in 
folgenden Bereichen?

Bewertung durch E VU*
(1 = sehr gut , 5 = ungenügend)

3,5

3,4

3,2

3,1

2,9

2,8

2,6

2,5

2,3

* Mittelwerte der jeweiligen Problemfelder (Einzelergebnisse) aus den aufgeführten Themenbereichen
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etwas bessere bewertungen wurden für die 

diskriminierungsfreiheit der Preissysteme der 

eiu vergeben. allerdings wurden auch hier 

insbesondere das bahnstrompreissystem und 

das stationspreissystem (sPs) des db-Konzerns 

kritisch bewertet. bei den bahnstrompreisen 

bemängelten die Wettbewerber hauptsächlich, 

dass spezifische Mengenrabattregelungen 

faktisch nur von den großen eVu der db ag in 

anspruch genommen werden können. die 

Preissysteme von häfen und betreibern von 

schienenwegen wurden vergleichsweise posi-

tiv beurteilt. am besten schnitten die infra-

strukturbetreiber bei der bewertung der 

Kundenfreundlichkeit ab.

NuTZuNGsENTGElTE

Wie in den vergangenen jahren sind die Preise 

für die Nnutzung der Sschieneninfrastruktur 2011 

erneut gestiegen. die von den betreibern von 

schienenwegen erhobenen mittleren Ttrassen-

entgelte haben sich seit 2007 deutlich verteu-

ert. unter berücksichtigung der von 2010 auf 

2011 erfolgten Preisanpassung ist der Preis im 

Vergleich zum jahr 2007 im sPnV und im sgV 

jeweils um neun Prozent angestiegen. im sPFV 

erhöhte sich der mittlere trassenpreis in 

diesem zeitraum sogar um elf Prozent.

die allgemeine inflation lag im Vergleich 

hierzu zwischen 2007 und 2011 nur bei rund 

sieben Prozent. der index der erzeugerpreise 

gewerblicher Produkte lag für diesen zeitraum 

etwa auf gleichem niveau wie die steigerungen 

des durchschnittlich gezahlten entgelts bei 

den zugtrassen des sPnV und des sgV.

durchschnittliches Trassenentgelt je Trassenkilometer 2007–2011
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Indexiert*

  SPFV (+ 11 %)   SGV (+ 9 %)   SPNV (+ 9 %)   Erzeugerpreisindex (+ 9 %)   Inflation (+ 7 %)

* berechnet als Quotient aus Trassenentgelten und Betriebsleistung 
2007 = 100 
Quelle: Bundesnetzagentur, Statistisches Bundesamt
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analog zur entwicklung der trassenpreise der 

db netz ag haben sich auch die entgelte für 

Verkehrshalte an Personenbahnhöfen bei der 

db station&service ag weiter erhöht. im 

Vergleich zum jahr 2007 sind die stationspreise 

deutlich stärker gestiegen als die allgemeine 

inflation. bereits zwischen 2007 und 2010 hatte 

sich das mittlere stationsentgelt um insgesamt 

gut sieben Prozent erhöht. Für 2011 geht die 

bundesnetzagentur von einem Plus von 

nunmehr rund zehn Prozent im Vergleich zum 

Preisniveau von 2007 aus.

durchschnittlicher Erlös je	stationshalt 2007–2011

95
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100

115

2011e2010200920082007

Indexiert*

  Stationsentgelte (+ 10 %)   Erzeugerpreisindex (+ 9 %)   Inflation (+ 7 %)

* berechnet als Quotient aus Stationsentgelten und Stationshalten 
2007 = 100 
Quelle: Bundesnetzagentur, Statistisches Bundesamt

die steigenden Iinfrastrukturnutzungsentgelte 

stellen auch für den überwiegend öffentlich 

finanzierten sPnV eine herausforderung dar. 

rund 60 Prozent der umsätze der eVu des 

sPnV stammen aus öffentlichen zuschüssen. 

die Hhöhe der Zzuschüsse ist dabei zwischen 2007 

und 2011 um vier Prozent gestiegen. 
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die ausgaben für infrastrukturleistungen  

– insbesondere trassen- und stationsentgelte –  

sind im nahverkehr jedoch um neun Prozent 

gestiegen. da die öffentlichen aufgabenträger 

in der regel die infrastrukturaufwendungen 

der eVu übernehmen, stehen für die Finanzie-

rung des eigentlichen bahnbetriebs entspre-

chend weniger Mittel zur Verfügung  

(minus drei Prozent im Vergleich zu 2007). 

bislang konnte der negative einfluss auf die 

Verkehrsleistung über eine gestiegene 

zugauslastung und einsparungen durch die 

vermehrte wettbewerbliche Vergabe von 

Verkehrsverträgen abgeschwächt werden.

Zuschüsse und Aufwendungen im	sPNV 2007–2011
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Indexiert*

  Aufwendungen für Infrastruktur (+ 9 %)   Summe Zuschüsse Aufgabenträger (+ 4 %)   Aufwendungen für Verkehrsleistung (– 3 %)

* Basis: absolute Aufwendungen bzw. Zuschüsse in Euro 
2007 = 100 
Quelle: Bundesnetzagentur, VDV (Erwartungswert Aufgabenträgerzuschüsse 2011)
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Aktivitäten und Verfahren
Die Bundesnetzagentur konnte im Jahr 2011 auf vertraglicher Basis die schrittweise 

Abschaffung des Auslastungsfaktors erreichen. Dadurch werden chancengleiche Wett­

bewerbsbedingungen für alle Marktteilnehmer sichergestellt. Des Weiteren wurden 

von der DB Netz AG wesentliche Schritte zur Umsetzung des von der Bundesnetz­

agentur erarbeiteten Positionspapiers „Zugang zu Rangierbahnhöfen“ eingeleitet.

ZuGANG	Zu SschIENENWEGEN

Prüfung von Nutzungsbedingungen

betreiber von Sschienenwegen müssen 

nutzungsbedingungen, sog. Sschienennetz-

benutzungsbedingungen (snb), für ihre infra-

strukturen aufstellen und veröffentlichen. die 

Prüfung der snb ist eine zentrale aufgabe der 

bundesnetzagentur im bereich der eisenbahn-

regulierung.

die bundesnetzagentur hat im november 2011 

im rahmen ihrer Prüfung den beabsichtigten 

Änderungen der snb der db netz ag (snb 2013) 

in einigen Punkten widersprochen. die bean-

standeten bestimmungen waren nicht mit den 

geltenden eisenbahnrechtlichen Vorschriften 

vereinbar. die db netz ag wollte u. a. unterneh-

men, die güter auf der schiene transportieren 

lassen (z. b. produzierende unternehmen oder 

speditionen), den abschluss von einzel-

nutzungsverträgen verwehren. da für diese 

unternehmen aber im dritten eisenbahn-

rechtsänderungsgesetz 2005 zur stärkung des 

schienengüterverkehrs ein eigenes Zzugangs-

recht verankert wurde, wäre die beabsichtigte 

Änderung einer aushöhlung dieser bestim-

mung gleichgekommen. durch den Wider-

spruch hat die bundesnetzagentur dies 

verhindert.

auch die snb anderer betreiber von schienen-

wegen wurden geprüft. zahlreiche im Vorjahr 

begonnene Verfahren konnten 2011 abge-

schlossen werden. bei den betreibern der  

schienenwege hatten 2011 insgesamt rund  

90 Prozent der unternehmen (2010: 80 Prozent) 

entsprechende Nnutzungsbedingungen aufge-

stellt. zum jahresende gab es keine betreiber 

von schienenwegen mit höherer wettbewerbli-

cher relevanz, die ohne gültige snb am Markt 

tätig waren. einige kleinere unternehmen 

stehen derzeit noch mit der bundesnetzagen-

tur bezüglich der erstellung von nutzungsbe-

dingungen im austausch.

Betriebszentralen

der tägliche ablauf des eisenbahnbetriebs auf 

dem schienennetz der db netz ag wird in 

deutschland in einer übergeordneten netzleit-

zentrale und sieben regionalen betriebszen-

tralen (bz) überwacht und disponiert. auf- 
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grund wettbewerblicher nachteile für 

konzernfremde eVu verfügte die bundesnetz-

agentur im jahr 2010 eine Öffnung der bz auch 

für Konkurrenten der db-eVu.

nach rücknahme der Widersprüche sowohl 

durch die db netz ag als auch durch die 

db-eVu wurde das Verfahren im jahr 2011 

erfolgreich beendet. die db netz ag ist inzwi-

schen allen Verpflichtungen des bescheids der 

bundesnetzagentur nachgekommen. 

insbesondere die Verpflichtung, auch konzern-

externen eVu die Möglichkeit einzuräumen, 

arbeitsplätze in den bz anzumieten, wird nun 

erfüllt. zuvor war dies ausschließlich den 

konzerneigenen eVu möglich. in den bz wird 

entschieden, welcher zug im laufenden betrieb 

als erster eine strecke befahren darf und 

welcher warten muss. gerade im Fall von 

störungen des betriebs können diese entschei-

dungen aufgrund auflaufender Verspätungen 

eine hohe relevanz für die betroffenen eVu 

haben.

die db netz ag war zudem verpflichtet worden, 

informationen über den betriebsablauf auf den 

strecken (geschwindigkeit, noch ausstehende 

halte, sollfahrplan, art des trassenprodukts) 

für den zuglaufweg allen eVu diskriminie-

rungsfrei bereitzustellen. ziel dieser regelung 

ist es, nicht in den bz vertretene eVu mit den in 

den bz vertretenen eVu gleichzustellen. so 

werden diese in die lage versetzt, die entschei-

dungen der Mitarbeiter der bz vorauszusehen 

und ihre Verkehre im störungsfall frühzeitig 

umplanen zu können. darüber hinaus können 

sie dadurch beurteilen, auf welcher grundlage 

eine dispositive entscheidung mit Verspä-

tungsfolge getroffen wurde.

Netzfahrplan

bei der erstellung des netzfahrplans 2011 

wurden laut db netz ag über 55.000 trassen 

angemeldet. dies entspricht einem Plus von 

rund sieben Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

Wesentlicher grund für die zunahme war laut 

db netz ag die vermehrte berücksichtigung 

von baumaßnahmen bereits im netzfahrplan.

rund 12.000 trassenanmeldungen führten zu 

nutzungskonflikten. erstmals wurden sie 

mittels neuer, im rahmen eines grundsatz-

verfahrens erarbeiteter Rregeln bearbeitet. 

diese regeln sollen für eine transparente 

durchführung des laut § 9 abs. 3 eibV vorgese-

henen Koordinierungsverfahrens sorgen. 

dessen ungeachtet hat sich ein eVu in bezug 

auf das von der db netz ag abgegebene vorläu-

fige netzfahrplanangebot noch vor der Mittei-

lung über beabsichtigte trassenablehnungen 

an die bundesnetzagentur gewandt, da wegen 

baumaßnahmen ein großteil der beantragten 

trassen nicht bzw. nur mit erheblichen abwei-

chungen zugewiesen werden sollte. im 

rahmen von gesprächen konnte die bundes-

netzagentur eine einvernehmliche lösung 

erreichen.

darüber hinaus erhielt die bundesnetzagentur 

von der db netz ag Mitteilungen über 27 beab-

sichtigte trassenablehnungen zum netzfahr-

plan 2012. die bundesnetzagentur führte 

hierzu ein Vorabprüfungsverfahren nach § 14e 

aeg durch und beanstandete in einem Fall die 

beabsichtigte Ttrassenablehnung.

die db netz ag strebt an, für das Koordinie-

rungsverfahren gemäß § 9 abs. 3 eibV beson-

dere Verfahrensregeln einzuführen. Hhiervon 

betroffen wären baumaßnahmen, die gemäß 

der Konzernrichtlinie „Fahren und bauen“ 
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bereits im netzfahrplan zu berücksichtigen 

sind. die bundesnetzagentur führt zu dieser 

thematik weiterhin gespräche mit der db  

netz ag, um für die zukunft eine tragbare  

und nicht diskriminierende regelung für die 

zuweisung von zugtrassen zu finden.

nachdem im jahr 2010 eine neue rahmenver-

tragsperiode begonnen hatte, wurden 2011 von 

den eVu weitere 15 aperiodische rahmenver-

träge mit insgesamt 240 bandbreiten angemel-

det. diese können nach § 13 abs. 11 eibV 

„jederzeit“ abgeschlossen werden. Ddie 

rahmenverträge wurden vorab von der 

bundesnetzagentur ohne konkrete bean-

standung geprüft.

ZuGANG	Zu SesErVIcEEINrIchTuNGEN

Positionspapier	rangierbahnhöfe und 

andere Zugbildungsanlagen

der güterverkehr benötigt rangierbahnhöfe 

als Verkehrsknoten sowie zu beginn und am 

ende einer Fahrt. diese einrichtungen dienen 

den eVu zur strukturierung ihres Produktions-

prozesses. um diesen effizient und wirtschaft-

lich zu gestalten, ist je nach logistischem 

Konzept eine besondere reihung der Waggons 

erforderlich. die reihenfolge hängt von den 

zielen der Waggons bzw. von der weiteren 

behandlung der ladungen ab. da rangier-

bahnhöfe und ähnliche infrastrukturen in 

abhängigkeit ihrer jeweiligen lage Flaschen-

hälse darstellen, ist ihre optimale auslastung 

eine wichtige Voraussetzung für einen erfolg-

reichen Ggüterverkehr.

Vor diesem hintergrund hat die bundesnetz-

agentur eine arbeitsgruppe mit repräsentati-

ven Marktteilnehmern mit dem ziel initiiert, 

regulatorische lösungen für diese serviceein-

richtungen zu entwickeln. die ergebnisse der 

arbeitsgruppe hat die bundesnetzagentur 

zusammen mit eigenen schlussfolgerungen 

und Forderungen ende 2010 in einem 

abschlussbericht und einem Positionspapier 

veröffentlicht. 

im jahr 2011 hat die bundesnetzagentur mit 

eiu, die rangierbahnhöfe und andere zugbil-

dungsanlagen betreiben, intensive gespräche 

über die umsetzung der Forderungen aus dem 

Positionspapier geführt. diese gespräche 

mündeten u. a. in Änderungen der nbs der db 

netz ag. so werden gleise künftig längstens bis 

zum ende einer geltenden netzfahrplanperiode 

vermietet. bisher wurden sie üblicherweise bis 

zu sechs jahre vermietet. damit soll eine 

angleichung an das system der trassenvergabe 

geschaffen werden. Weiterhin soll künftig ein 

anlagedisponent in ausgewählten einrichtun-

gen die bewirtschaftung der infrastruktur 

koordinieren. die db netz ag wird außerdem 

die gleise in ihren serviceeinrichtungen 

jeweils vorrangigen nutzungszwecken und 

Funktionen zuordnen. dies ermöglicht eine 

optimierte auslastung der infrastrukturen. 

Prüfung von Nutzungsbedingungen

analog zu den regelungen bei betreibern von 

schienenwegen müssen betreiber von service-

einrichtungen Nnutzungsbedingungen (nbs) 

für ihre infrastrukturen aufstellen, der  

bundesnetzagentur zur Prüfung vorlegen und 

veröffentlichen. im jahr 2011 hat die db netz ag 

mit den nbs 2013 eine neufassung ihrer nbs 

angezeigt. die bundesnetzagentur hat dieser 

neufassung in zwei Punkten per bescheid 

widersprochen. nach der ursprünglichen 

Fassung der nbs hätte eine gruppe von gesetz-

lich zugangsberechtigten unternehmen 

(insbesondere spediteure oder operateure im 
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Kombinierten Verkehr) zukünftig keine 

Verträge über die konkrete nutzung von 

serviceeinrichtungen abschließen können. 

zudem sollten zugangsberechtigte, die zusätz-

lich zum regulären nutzungsentgelt weitere 

zahlungen zur Finanzierung des ausbaus 

bestimmter Iinfrastrukturen leisten, vorran-

gige nutzungsrechte an dieser infrastruktur 

erhalten. die db netz ag hat gegen den 

bescheid Widerspruch eingelegt. Über den 

Widerspruch hat die bundesnetzagentur noch 

nicht entschieden.

einen weiteren schwerpunkt stellte 2011 die 

Prüfung der nbs von häfen bzw. hafenbahnen 

dar. diese besitzen durch ihre eigenschaft als 

Verkehrs- bzw. umschlagknoten und damit als 

start und ziel vieler güterverkehre eine über 

ihr eigentliches Wirkungsfeld hinausgehende 

bedeutung. zugleich stellen sie sehr komplexe 

serviceeinrichtungen dar, da eine hafenbahn 

im regelfall immer auch eine Verknüpfung 

verschiedener Iinfrastrukturen auf engem 

raum beinhaltet. so finden sich in häfen u. a. 

terminals bzw. umschlageinrichtungen, 

rangieranlagen oder gleisanschlüsse der 

industrie. im jahr 2011 wurden z. b. die nbs der 

häfen hamburg, bremerhaven, lübeck, trier, 

des Fährhafens sassnitz und der städtischen 

häfen hannover geprüft. 

die zahl der eiu, die nbs aufstellen und damit 

ihren gesetzlichen Pflichten nachkommen, ist 

in den vergangenen jahren stetig angestiegen. 

um dieses ziel zu erreichen, schreibt die 

bundesnetzagentur Uunternehmen ohne 

gültige nutzungsbedingungen an und weist 

diese auf ihre Pflichten hin.

Zugang zu Industrie- und Anschlussbahnen

die bundesnetzagentur erhielt 2011 eine reihe 

von beschwerden über den zugang zu 

industriebezogenen anschlussbahnen bzw. 

Werksbahnen. Ddiese Iinfrastrukturen verknüp-

fen auf industriearealen, je nach größe ähnlich 

den Funktionen der hafenbahnen, verschie-

denartige Sserviceeinrichtungen. Ggleichzeitig 

sind sie in vielen Fällen eng mit den jeweiligen 

industriellen abläufen verbunden. 

soweit Eeisenbahninfrastrukturen ausschließ-

lich zur nutzung für den eigenen güterverkehr 

betrieben werden, besteht zunächst keine 

Verpflichtung zur zugangsgewährung. dies 

gilt jedoch nicht für eisenbahninfrastrukturen, 

die terminals und häfen beinhalten. die 

bundesnetzagentur hat die beschwerden 

geprüft und eiu aufgefordert, nbs zu erstellen, 

damit zugangsberechtigte auf basis der nbs 

ihr zugangsrecht wahrnehmen können. 

Zugang zu Wartungseinrichtungen

der diskriminierungsfreie zugang zu 

Wartungseinrichtungen bildete 2011 einen 

tätigkeitsschwerpunkt der Bbundesnetzagentur 

im eisenbahnbereich. Verbände, die Werkstatt-

betreiber repräsentieren, z. b. der Verband 

deutscher Verkehrsunternehmen (VdV), der 

Verband der bahnindustrie (Vdb) und die 

Vereinigung der Privatgüterwagen-interessen-

ten (VPi), suchten in gesprächen mit der 

bundesnetzagentur nach spezifischen lösun-

gen für diese infrastrukturen. neben unter-

nehmen, die ausschließlich Werkstätten 

betreiben, müssen auch eVu, die Werkstätten 

zur instandhaltung und reparatur von eisen-

bahnfahrzeugen betreiben, nbs für ihre Werk-

stätten aufstellen und veröffentlichen. Über 

deren inhalte bestanden in der Vergangenheit 

teilweise unsicherheiten im Markt. um praxis-
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gerechte lösungen für die umsetzung der 

rechtlichen Vorgaben zu entwickeln, behan-

delte daher eine arbeitsgruppe unter der 

Federführung der bundesnetzagentur Fragen 

zum inhalt von nbs für Werkstätten bzw. 

Fragen der entgeltgestaltung. 

ein zentrales ergebnis der arbeitsgruppe ist 

eine checkliste für den leistungsbezogenen 

inhalt von nutzungsbedingungen. die arbeits-

gruppe hat im Wesentlichen einen Konsens 

über diese liste erlangt. alle Marktbeteiligten 

und Iinteressenvertretungen haben die 

Möglichkeit erhalten, im rahmen einer Markt-

konsultation die ergebnisse der checkliste zu 

kommentieren. die checkliste soll die betreiber 

von Wartungseinrichtungen dabei unterstüt-

zen, den leistungsbezogenen inhalt und den 

umfang ihrer individuellen nutzungsbedin-

gungen zu bestimmen. dadurch soll es den 

zugangsberechtigten erleichtert werden, 

einen ersten Überblick über die jeweilige 

Werkstatt einschließlich ihres leistungs-

spektrums zu erhalten. 

ENTGElTE

dB Netz AG

Auslastungsfaktor

der auslastungsfaktor ist ein entgeltbestand-

teil im trassenpreissystem (tPs) der db netz ag. 

er soll nach angaben des unternehmens der 

schaffung von anreizen zur erhöhung der leis-

tungsfähigkeit des schienennetzes gemäß § 21 

abs. 1 eibV dienen. der auslastungsfaktor  

wird auf besonders ausgelasteten strecken-

abschnitten als zusätzlicher aufschlag in höhe 

von 20 Prozent erhoben.

die bundesnetzagentur hatte der erhebung des 

auslastungsfaktors durch die db netz ag mit 

bescheid vom 1. juli 2011 widersprochen, da das 

unternehmen keine sachliche und schlüssige 

rechtfertigung für die entgeltliche Ddifferenzie-

rung hatte vortragen können. zudem war 

unklar geblieben, wie sich die streckenab-

schnitte bestimmen, auf denen der auslas-

tungsfaktor erhoben wird, und wie sich das 

erhöhte entgelt berechnet. gegen den bescheid 

legte die db netz ag Widerspruch ein. 

um einen langwierigen rechtsstreit und eine 

daraus resultierende Uunsicherheit für den 

Markt zu vermeiden, schlossen die bundesnetz-

agentur und die db netz ag am 15. november 

2011 einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zur 

schrittweisen abschaffung des auslastungs-

faktors. demnach wird der auslastungsfaktor 

bis zum 8. Ddezember 2012 nur noch auf zwei der 

bisher neun betroffenen strecken erhoben, 

danach entfällt der zuschlag vollständig.

lärmabhängiges Trassenpreissystem

das bundesministerium für Verkehr, bau und 

stadtentwicklung (bMVbs) hatte die db netz ag 

ende 2010 aufgefordert, ein lärmabhängiges 

tPs zu entwickeln und dieses bereits mit dem 

Wechsel des netzfahrplans im dezember 2012 

einzuführen. hierzu fanden zu beginn des 

jahres 2011 gespräche zwischen der bundes-

netzagentur und der db netz ag statt. dabei 

wurden die umsetzungsmöglichkeiten unter 

berücksichtigung der eisenbahnrechtlichen 

Vorgaben umfassend diskutiert. im sommer 

2011 hat die db netz ag einen entwurf mögli-

cher SNBsnb-regelungen vorgelegt. 

die bundesnetzagentur hat die db netz ag auf 

einige Punkte hingewiesen, die aus ihrer sicht 

einer eisenbahnrechtlichen Überprüfung 

nicht standhalten würden. Überwiegend 

bewertete sie die vorgeschlagenen Formulie-



KapitelInhalt

207eisenbahnen | aKtiVitÄten und VerFahren

rungen als unzureichend. gleichzeitig erbat sie 

weitere Iinformationen.

im oktober 2011 wurden die beabsichtigten snb 

als Mitteilung gemäß § 14d satz 1 nr. 6 aeg bei 

der bundesnetzagentur eingereicht. nach ein-

schätzung der bundesnetzagentur bestand 

insbesondere hinsichtlich der anreizwirkung 

zur umrüstung von güterwagen nachbesse-

rungsbedarf. Von einem Widerspruch gegen 

die beabsichtigten regelungen sah sie jedoch 

ab, da dies die einführung eines als notwendig 

erachteten lärmabhängigen tPs gänzlich 

verhindert hätte. die bundesnetzagentur hat 

sich entschlossen, im nachgang zur ex-ante-

Prüfung der SNB snb im Rrahmen eines gesonderten 

Verfahrens die defizite zu beheben und die 

fehlenden auskünfte einzufordern. 

Entgeltgrundsätze in	sNB

die von der db netz ag vorgelegten snb 2013 

wurden von der bundesnetzagentur auch mit 

blick auf die dort beschriebenen entgeltgrund-

sätze geprüft. neben den beabsichtigten Ände-

rungen bezüglich der nichtnutzung von 

trassen sowie zügen mit einer Verspätung von 

mehr als 20 stunden widersprach die bundes-

netzagentur mit bescheid vom 1. dezember 

2011 insbesondere der geplanten zusammen-

legung von streckenkategorien. hierbei sollten 

vier der zwölf streckenkategorien des tPs zu 

einer Kategorie zusammengefasst werden. 

neben erheblichen Verschiebungen der finan-

ziellen belastung im eisenbahnmarkt bean-

standete die bundesnetzagentur diesbezüglich 

insbesondere die nichteinhaltung der recht-

lichen Vorschriften zur entgeltbildung. 

des Weiteren beabsichtigte die db netz ag die 

einführung von abschlagszahlungen in höhe 

von 50 Prozent des jeweiligen Monatsentgelts, 

die zum 25. tag des Monats fällig werden soll-

ten. dies hätte zu einer Vorverlagerung des 

zahlungsziels für einen erheblichen teil der 

trassenentgelte um ca. sechs Wochen geführt. 

die bundesnetzagentur stand dieser beabsich-

tigten Änderung aufgrund der großen finanzi-

ellen auswirkungen – insbesondere für 

kleinere eVu – kritisch gegenüber und konnte 

in Verhandlungen mit der db netz ag eine 

absenkung der beabsichtigten abschlagszah-

lungen auf 25 Prozent des jeweiligen Monats-

entgelts erwirken. 

dB	station&service AG

Weiterentwicklung Sstationspreissystem

die Bbundesnetzagentur hat 2011 ihre Ggespräche 

mit der db station&service ag zur Weiterent-

wicklung des sPs fortgesetzt. gegenstand der 

gespräche war dabei zum einen die struktur 

des sPs, die durch eine auf zuglängen bezo-

gene Preisdifferenzierung gekennzeichnet ist. 

zum anderen rückten mit dem einreichen der 

stationspreisliste 2012 bei der bundesnetz-

agentur auch die Preishöhen selbst in den 

Vordergrund.

bereits mit bescheid vom 19. november 2010 

hatte die bundesnetzagentur den sog. zuglän-

genfaktor mangels sachlicher rechtfertigung 

beanstandet. diese Komponente im sPs sorgt 

für eine erhöhung des Preises pro zughalt bis 

zum dreifachen des grundpreises. die db 

station&service ag war deshalb zur entwick-

lung eines alternativen Modells aufgefordert 

worden, wobei die bestehende Preisgestaltung 

von der bundesnetzagentur als Übergangs-

lösung akzeptiert wurde. 

die als Übergangslösung für 2011 zugelassene 

Form des zuglängenfaktors wird voraussicht-

lich aus Mangel an alternativen auch für 2012 
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anwendung finden. ein gänzlicher Verzicht 

auf eine preisliche differenzierung hätte eine 

erhebliche Mehrbelastung des sPnV mit seinen 

durchschnittlich kürzeren zügen zur Folge. 

dies könnte im schlimmsten Fall zu abbestel-

lungen von Verkehrsleistungen führen. dessen 

ungeachtet hat die bundesnetzagentur die  

db station&service ag aufgefordert, ein alter-

natives, eisenbahnrechtskonformes Modell zu 

entwickeln.

Während 2012 die Preissystematik nicht 

verändert wird, hat die Kostenentwicklung zu 

Veränderungen der Preishöhen in der stations-

preisliste geführt. Ddiese stehen zum großen Tteil 

in zusammenhang mit den Konjunkturmaß-

nahmen des bundes, die eigene aufwendun-

gen bei der db station&service ag erforderlich 

machen. Ddaneben wurden auch die verstärkten 

bemühungen hinsichtlich der Fahrgastinfor-

mation und des sicherheitsdienstes kosten-

wirksam. Mit dem auf initiative der bundes- 

netzagentur erstmals entwickelten Modell 

einer Mehrjahreskalkulation konnten die 

gravierendsten Preissprünge zumindest 

abgemildert werden. zudem wurde der  

db station&service ag nahegelegt, künftig die 

Kommunikation sowohl mit der bundesnetz-

agentur als auch mit den Marktteilnehmern im 

Falle drohender Kostensteigerungen zu verbes-

sern. hier ist eine frühzeitigere einbindung der 

betroffenen notwendig. 

Entgelt-Neuberechnung, Abschlags-

zahlungen

Mit bescheid vom 6. juni 2011 hat die Bbundes-

netzagentur die db station&Sservice ag ver- 

pflichtet, für das Fahrplanjahr 2010/2011 gegen-

über zwei eVu die Preise für die stationsnut-

zung neu zu berechnen. zum Fahrplanjahr 

2010/2011 hatten die beiden eVu für ihre  

stationshalte teilweise längere züge angemel-

det, als tatsächlich gefahren werden sollten. 

die db station&service ag wollte allerdings die 

stationshalte gegenüber den beiden eVu auf 

basis der angemeldeten zuglängen abrechnen. 

beide eVu weigerten sich deshalb, einen stations-

nutzungsvertrag mit der db station&service ag 

abzuschließen.

die bundesnetzagentur ist der auffassung, dass 

durch das abrechnen der stationsentgelte auf 

basis der angemeldeten – anstelle der tatsäch-

lichen – zuglängen eine diskriminierung 

vorliegt. dadurch würden beide eVu preislich 

gegenüber anderen eVu ohne sachlich 

gerechtfertigten grund benachteiligt, obwohl 

die gleiche leistung in anspruch genommen 

würde.

im rahmen ihrer Überprüfungen wurde die 

bundesnetzagentur zudem auf die regelungen 

zu abschlagszahlungen für diese eVu aufmerk-

sam. eines der beiden eVu besitzt einen noch 

gültigen sog. rahmenvertrag, der keine 

abschlagszahlungen als Vertragsbedingungen 

vorsieht. im eisenbahnrecht gilt jedoch der 

grundsatz des Primats des Vertrags.  

dieser führt dazu, dass ein eiu wie die  

db station&Sservice ag nur solche zahlungs-

bedingungen zur nutzung ihrer infrastruk-

tur einführen darf, die es gegenüber allen 

zugangsberechtigten anwenden und durch-

setzen kann. gerade letzteres war bei den 

abschlagszahlungen nicht der Fall. die bundes-

netzagentur hat deshalb die abschlagszahlun-

gen insgesamt für ungültig erklärt.
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Gerichtliche Verfahren
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit einem Urteil die besondere Bedeutung der 

Vorabprüfung durch die Bundesnetzagentur bestätigt. Zudem hob das Gericht die 

hohe Relevanz der SNB für den Zugang zur Infrastruktur hervor.

dB NETZ	AG –	sNB 2008

das bundesverwaltungsgericht (bVerwg) hat 

am 29. september 2011 der revision der bundes-

netzagentur in sachen snb 2008 in vollem 

umfang stattgegeben und die revision der  

db netz ag vollständig zurückgewiesen  

(az. 6 c 17.10). das urteil bestätigt die erhebli-

che bedeutung der snb für den zugang zur 

infrastruktur. dem urteil des bVerwg voraus-

gegangen waren erstinstanzliche entscheidun-

gen des Vg Köln (az. 18 K 2722/07) sowie des 

oVg nrW (az. 13 a 2557/09). 

das bVer wg hatte über 13 Klauseln zu ent- 

scheiden, die von der bundesnetzagentur 

beanstandet worden waren. es handelte sich 

u. a. um Klauseln, durch welche die db netz ag 

eine Minderung des entgelts insbesondere in 

Fällen ausschließen wollte, bei denen die 

nutzung des schienenwegs etwa durch 

bauarbeiten oder infolge höherer gewalt 

vorübergehend nicht möglich ist. andere 

Klauseln betrafen die Voraussetzungen, 

unter denen die db netz ag von eVu eine 

sicherheit für die anfallenden nutzungsent-

gelte verlangen kann. bei einer Klausel hatte 

das bVerwg zu entscheiden, welche angaben 

zu eingeschränkten Sstreckenöffnungszeiten 

in den snb enthalten sein müssen. 

in engem zusammenhang mit den Klauseln 

standen grundsatzfragen zum Prüfungsmaß-

stab im rahmen der ex-ante-regulierung und 

zu den einschlägigen rechtsgrundlagen. das 

bVerwg bestätigte die besondere bedeutung 

der Vorabprüfung nach § 14e abs. 1 nr. 4 aeg. 

die bundesnetzagentur kann regelungen in 

den snb auch dann widersprechen, wenn diese 

sich gegenüber dem Vorjahr nicht geändert 

haben. dieser Widerspruch ist nicht davon 

abhängig, dass die bundesnetzagentur zuvor 

eine untersuchung über die tatsächlichen 

auswirkungen der Klauseln auf den Wettbe-

werb durchgeführt hat. 

nach ansicht des bVerwg sind snb in ihrer 

gesamtheit Aallgemeine Ggeschäftsbedingun-

gen (agb) i. s. d. § 305 abs. 1 bgb. die snb sind 

insgesamt – inklusive der agb mit rein zivil-

rechtlicher bedeutung – auf ihre Vereinbarkeit 

mit den Vorschriften über den zugang zu über-

prüfen. den Prüfungsgegenstand bilden 

demnach folglich alle regelungen der snb. die 

grenze zwischen öffentlichem und privatem 

recht ist nur beim Prüfungsmaßstab zu ziehen. 
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den Prüfungsmaßstab bilden die öffentlich-

rechtlichen Vorschriften über den zugang zur 

eisenbahninfrastruktur.

zur Frage der streckenöffnungszeiten als 

Pflichtinhalt der snb stellte das bVerwg klar, 

dass es sich bei einer eingeschränkten Öffnung 

um eine nutzungseinschränkung handelt. die 

streckenöffnungszeiten sind nach den Vorga-

ben der eibV in ihren einzelheiten in den snb 

abzubilden.

in dem urteil wird darüber hinaus die informa-

tionsfunktion der snb hervorgehoben. eine 

Klausel in den snb lässt sich nach ansicht des 

gerichts nicht ohne Weiteres auslegen. das 

bVerwg hat hinsichtlich der Klarheit von Klau-

seln in snb deutlich gemacht, dass diese so 

eindeutig sein müssen, dass es einer Klärung in 

einer Vielzahl von einzelfällen nicht bedarf. 

auch die grundsätze für die erhebung von 

sicherheitsleistungen sind umfassend in den 

snb zu dokumentieren. dies muss so erfolgen, 

dass für die zugangsberechtigten ersichtlich 

ist, in welchen konkreten Fällen sie eine sicher-

heitsleistung zahlen müssen und in welcher 

höhe.

Minderungen sind nach ansicht des bVerwg 

bei allen störungen der infrastruktur ohne 

Minderungsverlangen zu gewähren und 

können auch für höhere gewalt nicht ausge-

schlossen werden. die db netz ag ist nach  

§ 4 abs. 1 aeg für den zustand des schienen-

netzes verantwortlich. diese Verantwortung ist 

nicht durch den historisch bedingten zustand 

des Sschienennetzes eingeschränkt. Eeine 

anrechnung zwischen zahlungen aus dem 

anreizsystem und reduzierten ansprüchen aus 

der Minderung ist nach auffassung des 

gerichts nicht möglich. 

dB	rEGIO	AG – PflIchT	Zur AufsTElluNG	

VON	NuTZuNGsBEdINGuNGEN

Mit urteil vom 14. januar 2011 (az. 18 K 1546/09) 

hat das Vg Köln entschieden, dass die db regio ag 

zur aufstellung von nutzungsbedingungen 

verpflichtet ist. gegenstand des Verfahrens war 

ein bescheid der bundesnetzagentur, mit dem 

diese die db regio ag verpflichtet hatte, für die 

von ihr betriebenen serviceeinrichtungen 

(Wartungseinrichtungen) Nnutzungsbedingun-

gen aufzustellen und die bundesnetzagentur 

im rahmen einer Mitteilung nach § 14d satz 1 

nr. 6 aeg davon zu unterrichten. 

die db regio ag vertritt die auffassung, sie sei 

als eVu – auch wenn sie Werkstätten betreibe – 

nicht den Pflichten eines eiu unterworfen. 

nach ansicht des Vg Köln ist die db regio ag 

aber sowohl eVu als auch eiu (§ 2 abs. 3 aeg) 

und unterliegt insoweit der regulierung.

Mit der entscheidung wurde erstmals im 

hauptverfahren die bisherige rechtsprechung 

der eilverfahren bestätigt, nach der sich das 

Vg Köln (az. 18 l 1710/10) sowie das oVg nrW 

(az. 13 b 1818/10) für das eingreifen der regulie-

rung gegenüber allen betreibern von 

Wartungseinrichtungen ausgesprochen 

hatten. gegen die entscheidung hat die  

db regio ag berufung beim oVg nrW  

(az.: 13 a 747/11) eingelegt.
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Wesentliche Aufgaben und 
Organisation der 
Bundesnetzagentur
	

AufGABEN	uNd	sTrukTur

die bundesnetzagentur, bei gründung noch 

regulierungsbehörde für telekommunikation 

und Post, wurde mit Wirkung vom 1. januar 1998 

als selbstständige bundesoberbehörde im 

geschäftsbereich des Bbundesministeriums  

für Wirtschaft und technologie errichtet. sie 

entstand aus der Überleitung von aufgaben-

bereichen aus dem ehemaligen Bbundes-

ministerium für Post und telekommunikation 

sowie dem ehemaligen bundesamt für Post 

und telekommunikation. Mit der Übernahme 

der aufgaben aus dem energiewirtschafts-

gesetz und dem novellierten allgemeinen 

eisenbahngesetz wurde die regulierungs-

behörde für telekommunikation und Post im 

jahr 2005 in bundesnetzagentur für elektrizität, 

gas, telekommunikation, Post und eisenbahnen 

umbenannt.

die bundesnetzagentur hat in erster linie den 

auftrag, durch regulierung in den bereichen 

telekommunikation, Post, energie und eisen-

bahnen den Wettbewerb zu fördern und einen 

diskriminierungsfreien netzzugang zu 

gewährleisten. in den bereichen telekommuni-

kation und Post achtet sie auf flächendeckende,  

 

angemessene sowie ausreichende Ddienst-

leistungen und schafft regelungen für 

Frequenzen und rufnummern. darüber 

hinaus ist die bundesnetzagentur im zuge der 

energiewende zukünftig als bundesweite 

Planungsbehörde im bereich des beschleunigten 

ausbaus der elektrizitätsübertragungsnetze 

tätig. diese aufgaben sind im tKg, im Postg,  

im aeg, im enWg sowie im nabeg festgelegt. 

zahlreiche Verordnungen und sonstige 

ausführungsbestimmungen enthalten 

ergänzende Rregelungen. 

Weitere Aaufgaben der Bbundesnetzagentur 

finden sich in verschiedenen Fachgesetzen, wie 

im telekommunikationsbereich z. Bb. im Fteg, 

aFug, eMVg oder im energiebereich im eeg. 

die bundesnetzagentur ist die zuständige 

behörde nach dem sigg und als solche mit dem 

aufbau und der Überwachung einer sicheren 

und zuverlässigen infrastruktur für qualifizierte 

elektronische signaturen betraut. 

die aufgaben und tätigkeiten der bundesnetz-

agentur sind vielschichtig und breit gefächert. 

sie reichen von Verfahren mit gerichtsähnlichen 

Prozessabläufen im bereich der regulierung, 

den aufgaben einer Planungsbehörde bis hin 
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zur bundesweiten aufklärung und bearbeitung 

von Frequenzstörungen.

um den vielfältigen anforderungen entsprechen 

zu können, ist eine aufgabenorientierte organi-

sationsstruktur erforderlich. hierzu bedarf es 

einer steten organisationsentwicklung, die 

einerseits eine effiziente erledigung der gesetz-

lichen aufgaben gewährleistet und andererseits 

offen und flexibel auf die Übernahme neuer 

aufgaben reagieren kann. 

die bundesnetzagentur gliedert sich neben 

dem Lleitungsbereich in Bbeschlusskammern 

und Aabteilungen. Ddie Präsidentenkammer 

entscheidet insbesondere im Vergabeverfahren 

bei knappen Frequenzen sowie bei der auferle-

gung von universaldienstverpflichtungen. ihr 

obliegt es zudem, darüber zu entscheiden, 

welche Märkte im bereich der telekommuni-

kation einer regulierung unterliegen und 

welche unternehmen auf solchen Märkten 

über eine beträchtliche Marktmacht verfügen. 

auf der grundlage dieser Festlegungen ent- 

scheiden dann die zuständigen beschluss-

kammern, welche regulatorischen Maßnahmen 

gegenüber unternehmen mit beträchtlicher 

Marktmacht ergriffen werden. so werden 

entscheidungen über die konkrete Aausgestaltung 

von Verpflichtungen getroffen, etwa im 

bereich der netzzugangsbedingungen sowie  

im rahmen der ex-ante- oder ex-post-Kontrolle 

von entgelten. auf dem gebiet des Postwesens 

konzentrieren sich die tätigkeiten der 

beschlusskammer auf die entgeltgenehmigung 

(ex ante und ex post) sowie auf die Miss-

brauchsaufsicht einschließlich der regulierung 

der zugänge zum Postnetz. im energiebereich 

sind die beschlusskammern zuständig für alle 

entscheidungen, die von der bundesnetzagentur 

im bereich der elektrizitäts- und Ggaswirtschaft 

nach dem enWg und nach den rechtsver-

ordnungen zum enWg zu treffen sind, 

einschließlich der regulierung der netz-

entgelte. 

die abteilungen nehmen Fachaufgaben und 

zentrale Verwaltungsaufgaben wahr. dazu 

zählen u. a. ökonomische und rechtliche 

grundsatzfragen der regulierung im bereich 

der telekommunikation, der Post, der energie 

und der eisenbahnen sowie technische Fragen 

zu Frequenzen, normung und nummerierung. 

bei der entwicklung neuer netzgenerationen 

und neuer Funksysteme wirkt die bundesnetz-

agentur in internationalen gremien zur stan-

dardisierung mit. eine wichtige Funktion der 

abteilungen liegt in der fachlichen unter-

stützung der beschlusskammern. Für den 

bereich Eeisenbahnen ist eine Bbeschlusskammer 

nach dem aeg gesetzlich noch nicht vorgesehen, 

so dass hier die Fachabteilung sämtliche 

regulierungsaufgaben wahrnimmt.

die aufgaben der bundesnetzagentur haben 

durchweg einen starken internationalen 

bezug. insbesondere die abstimmung auf  

europäischer ebene bildet für die bundesnetz-

agentur einen immer wichtigeren aufgaben-

schwerpunkt bei der Wahrnehmung ihrer 

regulierungstätigkeit. insoweit werden die 

internationalen aufgaben stärker gebündelt 
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und im schwerpunkt zusammen mit den 

aufgaben der Postregulierung innerhalb einer 

abteilung geleistet. 

Wichtige aufgaben der bundesnetzagentur  

im telekommunikationsbereich sind ins- 

besondere Maßnahmen zur Planungssicherheit 

für investitionen in den ausbau der (breit-

band-)infrastruktur und Maßnahmen zum 

schutz der Verbraucher durch Missbrauchs-

bekämpfung bei der rechtswidrigen nutzung 

von rufnummern sowie die Verfolgung uner-

laubter telefonwerbung. eine weitere aufgabe 

ist die bereitstellung einer standortdatenbank 

für ortsfeste sendeanlagen ab einer bestimmten 

leistung. Für die Verbraucher sind zudem das 

schlichtungsverfahren nach § 47a tKg bzw.  

§ 10 PdlV und der allgemeine Verbraucher-

service von erheblicher bedeutung.

im energiebereich ist es seit 2005 die aufgabe 

der bundesnetzagentur, insbesondere durch 

entflechtung und regulierung des diskriminie-

rungsfreien zugangs zu den energienetzen 

einschließlich der entgeltregulierung, die 

Voraussetzungen für funktionierenden Wett-

bewerb auf den elektrizitäts- und gasmärkten 

zu schaffen und zu sichern. daneben beobachtet 

die bundesnetzagentur die entwicklung der 

vorgelagerten erzeugungs- bzw. importmärkte 

sowie der endkundenmärkte. 

seit 2006 überwacht die bundesnetzagentur 

auch die einhaltung der rechtsvorschriften 

über den zugang zur eisenbahninfrastruktur. 

Wesentliche aufgabe der bundesnetzagentur 

ist dabei, die diskriminierungsfreie benutzung 

von eisenbahninfrastruktur durch eisen-

bahnverkehrsunternehmen und andere 

zugangsberechtigte sicherzustellen. die 

eisenbahninfrastruktur umfasst hierbei infra-

struktur und dienstleistungen sowohl bei 

schienenwegen als auch bei serviceeinrich-

tungen (z. Bb. bahnhöfe oder güterterminals). 

die entgeltregulierung umfasst die Prüfung 

von höhe und struktur der Wegeentgelte und 

der sonstigen entgelte der eisenbahninfra-

strukturunternehmen.

der 2011 gesetzlich beschlossene ausstieg aus 

der Kernenergie und der angestrebte forcierte 

ausbau der erneuerbaren Eenergien erfordern 

eine zügige und umfassende erweiterung der 

elektrizitätsübertragungsnetze. Hhierzu 

wurden mit dem nabeg der bundesnetz-

agentur umfassende Kompetenzen im 

Planungsrecht für länderübergreifende und 

grenzüberschreitende Hhöchstspannungslei-

tungen übertragen. zur Vorbereitung auf die 

neuen aufgaben wurde ein aufbaustab einge-

richtet. die Komplexität der aufgabe wird es 

erfordern, die organisation des hauses alsbald 

zu erweitern und künftig eine weitere abteilung 

für die Wahrnehmung dieser aufgaben ein-

zurichten.

um auch in der Fläche ein einheitliches 

auftreten der bundesnetzagentur zu gewähr-

leisten, werden die außenstellen, mit deren hilfe 

der regionale Kontakt zu den Verbrauchern und 

der industrie sichergestellt wird, zentral von 

einer abteilung betreut und koordiniert. 

die aufgaben der außenstellen liegen vor 

allem im technischen bereich. sie beraten  

z. Bb. über die regelungen des tKg, über die 

Vorschriften zur elektromagnetischen 

Verträglichkeit und über das eMVg. zu ihren 

aufgaben gehört auch die zuteilung von 

Frequenzen, z. Bb. für Mobilfunkanlagen und 

betriebsfunkanlagen. Weitere wichtige 

aufgaben sind die aufklärung und bearbeitung 
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von Funkstörungen mit hochentwickelten 

Messgeräten, die Überwachung der einhaltung 

von Vorschriften sowie Prüf- und Messtätig-

keiten im rahmen des tKg und des eMVg.

an verschiedenen standorten im außenstellen-

bereich werden zudem aufgaben für die zentrale 

der Bbundesnetzagentur wahrgenommen.  

dies betrifft insbesondere tätigkeiten in den 

bereichen Nnummernverwaltung, Rrufnummern-

missbrauch/cold calls, die registrierung von 

Photovoltaikanlagen sowie die registrierung 

von eisenbahninfrastruktur und nicht zuletzt 

die aufgaben von Kompetenz- und dienst-

leistungszentren (shared service center – ssc). 

im rahmen der ssc übernimmt die bundes-

netzagentur als dienstleistung für andere 

behörden und Zzuwendungsempfänger – 

vorrangig innerhalb des geschäftsbereichs des 

bMWi – einige ausführende aufgaben aus dem 

bereich der Personalverwaltung der jeweiligen 

einrichtungen. 

PErsONAlmANAGEmENT

ein modernes Personalmanagement nimmt 

bei der bundesnetzagentur einen hohen  

stellenwert ein. der optimale einsatz der 

beschäftigten in zeiten einer angespannten 

Planstellensituation hat dabei ebenso hohe 

bedeutung wie die gewinnung qualifizierten 

neuen Personals. dies gelingt nur mittels  

einer Personalplanung, die sowohl die dienst-

lichen bedürfnisse als auch die Fähigkeiten 

und neigungen der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter gleichermaßen berücksichtigt. 

denn nur mit einer aktiven, bedarfsgerechten 

einsatzplanung einerseits und der Motivation 

der beschäftigten andererseits lassen sich auch 

in zeiten knapper haushaltsmittel die der 

bundesnetzagentur übertragenen Aaufgaben 

kostengünstig und effizient erledigen. 

bei der auswahl neu eingestellter beschäftigter 

wird der Fokus nicht nur auf außerordentlich 

gute Fachkenntnisse gelegt, sondern auch auf 

die Fähigkeit, komplexe neue aufgaben, deren 

strukturen noch nicht in allen teilen definiert 

sind, in einem team zügig zu strukturieren 

und mit einem guten gespür für die praktischen 

anforderungen der Märkte und ihrer Mechanis-

men kompetent in angriff zu nehmen. 

Für die in allen bereichen stark interdisziplinär 

geprägte tätigkeit beschäftigt die bundesnetz-

agentur insgesamt rund 2.500 spezialisten wie 

z. Bb. juristen, Ökonomen, ingenieure verschie-

dener Fachrichtungen, Physiker, Mathematiker, 

informatiker und Verwaltungsfachleute. im 

zuge der neuen Planungsaufgaben für den 

beschleunigten ausbau von elektrizitätsüber-

tragungsnetzen werden darüber hinaus auch 

absolventen der Fachrichtungen umwelt- und 

landschaftsplanung, Rraumentwicklung, 

umwelttechnik und Kommunikationswissen-

schaften eingestellt.

bereits seit 1999 bildet die bundesnetzagentur 

auch selbst aus. im jahr 2011 konnten insgesamt 

sechs auszubildende ihre ausbildung zu Fach-

angestellten für bürokommunikation an den 

standorten der zentrale in bonn und Mainz 

beginnen. Iim Rrahmen der seit 2003 angebotenen 

ausbildung zu Eelektronikerinnen/elektronikern 

für geräte und systeme wurden 2011 insgesamt 

24 neue ausbildungsplätze besetzt, die sich auf 

die standorte augsburg, bremen, göttingen, 

Magdeburg und Münster verteilen. seit dem 

jahr 2011 bildet die bundesnetzagentur für den 

eigenen bedarf an den standorten augsburg 

und göttingen erstmals je zwei studenten 
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(bachelor of engineering elektrotechnik) im 

Praxisverbund mit einer ausbildung zum elek-

troniker für geräte und systeme aus. darüber 

hinaus wurden 2011 erneut Plätze für eine 

ausbildung zur Fachinformatikerin bzw. zum 

Fachinformatiker vergeben, davon drei am 

standort Mainz im Fachbereich systeminte-

gration sowie drei am standort berlin im Fach-

bereich Aanwendungsentwicklung. 

2011 bildete die bundesnetzagentur insgesamt 

156 auszubildende in den verschiedenen 

berufszweigen aus.

hAushAlT

im bundeshaushalt werden die einnahmen 

und ausgaben der bundesnetzagentur im 

einzelplan des bundesministeriums für  

Wirtschaft und technologie veranschlagt.

die einnahmen der haushaltsjahre 2011  

(soll und ist) und 2012 (haushaltsplan) sind  

der nachfolgenden tabelle zu entnehmen.

Einnahmeart

soll 
2011 in 

1.000 €

Ist 	
2011 in 

1.000 €

soll 	
2012 in 
1.000 €

Gebühren, Beiträge und 
sonstige Entgelte im 
Bereich Telekommuni­
kation 77.761 44.187 77.167

Gebühren und sonstige 
Entgelte im Bereich 
Post 40 26 42

Gebühren und sonstige 
Entgelte im Bereich 
Eisenbahnen 74 71 98

Gebühren und sonstige 
Entgelte im Bereich 
Energie (Elektrizität 
und Gas) 431 3.318 329

Weitere Verwaltungs­
einnahmen, z. B. Geld­ 
strafen und ­bußen, 
Vermietung, Verkauf 1.749 4.707 1.507

Verwaltungs-
einnahmen 80.055 52.309 79.143

die Mindereinnahmen im jahr 2011 sind darauf 

zurückzuführen, dass die bundesnetzagentur 

die erhebung von beiträgen zum schutz einer 

störungsfreien Frequenznutzung bis zur 

neuregelung der Frequenzschutzbeitragsver-

ordnung ausgesetzt hat. die beiträge werden 

nacherhoben, sobald die neue Verordnung in 

Kraft tritt. Mehreinnahmen konnten im ener-

giebereich erzielt werden. hierbei handelt es 

sich um nacherhebungen von gebühren aus 

den Vorjahren.

Über die ausgaben der haushaltsjahre 2011 

(soll und ist) und 2012 (haushaltsplan) infor-

miert die nachfolgende tabelle. der anstieg 

der für 2012 veranschlagten ausgaben beruht 

auf der Übertragung umfangreicher neuer 

aufgaben im bereich nabeg sowie auf der 

Veranschlagung von Mieten für bundeseigene 

liegenschaften im zusammenhang mit dem 

einheitlichen Lliegenschaftsmanagement.

Ausgabeart

soll 	
2011 in

1.000 €

Ist 	
2011 in

1.000 €

soll 	
2012 in
1.000 €

Personalausgaben 111.281 111.910 115.581

Sächliche Verwaltungs­
ausgaben, Zuweisungen 
und besondere 
Finan zierungsausgaben 37.968 40.408 52.317

Investitionen 10.607 8.820 12.170

Gesamtausgaben 159.856 161.138 180.068
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Vorhabenplan 2012

die bundesnetzagentur ist nach § 122 abs. 2  

tKg verpflichtet, in den jahresbericht einen 

Vorhabenplan aufzunehmen, in dem die im 

laufenden jahr von der bundesnetzagentur im 

telekommunikationssektor zu begutachtenden 

grundsätzlichen rechtlichen und ökonomischen 

Fragestellungen enthalten sind. Über diese 

Verpflichtung hinaus berichtet die bundes-

netzagentur über alle wesentlichen Vorhaben 

aus sämtlichen tätigkeitsfeldern, in denen im 

jahr 2012 Fragen von grundsätzlicher bedeu-

tung zu erwarten sind. 

TElEkOmmuNIkATION

aus der Vielzahl der im jahr 2012 anstehenden 

tätigkeiten im bereich der telekommunikation 

sind die nachfolgenden tätigkeiten hervor-

zuheben. 

förderung des Breitbandausbaus

Infrastrukturatlas

der bisher auf freiwilliger basis bei der bundes-

netzagentur geführte bundesweite infra-

strukturatlas zur Förderung der Mitnutzung 

vorhandener infrastrukturen im rahmen des 

breitbandausbaus wird durch die tKg-novelle 

auf eine gesetzliche grundlage gestellt. die 

bundesnetzagentur erhält dank des geplanten 

§ 77a abs. 3 tKg die Möglichkeit, infrastruktur-

inhaber zur datenlieferung für den infra-

strukturatlas zu verpflichten. durch eine 

konsequente umsetzung der gesetzlichen 

Möglichkeiten in abstimmung mit den 

beteiligten wird der infrastrukturatlas sowohl 

in quantitativer hinsicht als auch qualitativ auf 

eine breitere Ddatenbasis gestellt werden. 

die attraktivität des infrastrukturatlas wird 

ferner durch die einrichtung eines internet-

zugangs zum infrastrukturatlas für die 

auskunftsberechtigten Ggebietskörperschaften 

und unternehmen gesteigert werden. die 

bundesnetzagentur wird durch die Fort-

entwicklung des bundesweiten infrastruktur-

atlas weiterhin einen wichtigen beitrag zur 

realisierung der ziele der breitbandstrategie 

der Bbundesregierung leisten. 

fortsetzung der Arbeit des NGA-forums

im Februar 2009 hat die bundesregierung ihre 

breitbandstrategie veröffentlicht, um den 

breitbandausbau massiv voranzutreiben.  

die unterstützung dieser strategie bildete  

den schwerpunkt der arbeit im nga-Forum, 

einem im Mai 2010 bei der bundesnetzagentur 

gegründeten beratungsgremium zur För-

derung des dialogs zwischen der bundesnetz-

agentur, den Nnetzbetreibern, Hherstellern, 

ländern und Kommunen zum thema nga-

roll-out.
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der ausbau von hochleistungsfähigen 

anschlussnetzen kann in angemessener zeit 

realisiert werden. Mit einem Mix an strategien 

und technologien (Vdsl, Fttb, Fttc, tV-Kabel 

und drahtlose technologien) ist dieses ziel im 

Wettbewerb zu erreichen. Iinteroperabilität 

stellt dabei ein zentrales element für den erfolg 

des ausbaus der zukünftigen breitbandinfra-

struktur dar. Mit der Verabschiedung zweier 

dokumente wurde im nga-Forum 2011 ein 

entscheidender durchbruch für Planungs-

sicherheit und zusätzliche Iinvestitionen 

erreicht. 

Vor diesem hintergrund erachtet das nga-

Forum auch eine Fortsetzung seiner arbeit für 

sinnvoll, insbesondere um die effiziente tätig-

keit der arbeitsgruppe interoperabilität fort-

zusetzen und zu begleiten. dabei geht es auch 

um ein Monitoring, ob und inwieweit die vom 

nga-Forum entwickelte Konzeption in die 

Praxis eingang findet. als themen für die 

arbeitsgruppe interoperabilität wurden u. a. 

folgende Punkte identifiziert:

•	 spezifikation eines layer-0-Vorleistungs-

produkts,

•	 spezifikation eines layer-2-geschäfts-

kundenprodukts,

•	 Überprüfung der umsetzung einer bsa-

Konzeption für Kabelnetze,

•	 Fertigstellung der diagnoseschnittstelle, 

•	 layer-2-Mustervereinbarungen anhand 

mehrerer Ttechnologiebeispiele.

darüber hinaus will sich das nga-Forum 

vorbehalten, je nach aktueller sachlage auch 

andere themen aufzugreifen – etwa nach 

inkrafttreten des tKg das thema inhouse-

Verkabelung, um eine zügige realisierung in 

der Praxis positiv zu begleiten.

förderungen des Breitbandausbaus über 

Beihilfen

die bundesnetzagentur wird sich im kommen-

den jahr verstärkt mit Fördermaßnahmen für 

die breitbanderschließungen durch die öffent-

liche hand befassen, insbesondere mit dem 

Verhältnis von Vorabregulierung und Förder-

bedarf sowie der ausgestaltung eines offenen, 

effektiven und entbündelten zugangs zu 

subventionierten Nnetzen. Ddie im Jjahr 2011 bei 

der europäischen Kommission notifizierte 

bundesrahmenregelung Lleerrohre sieht hier  

u. a. verschiedene Prüfungsrechte der bundes-

netzagentur im hinblick auf aspekte der 

zugangs- und entgeltregulierung vor. unge-

achtet der potenziell wohlfahrtssteigernden 

Wirkung von beihilfeprogrammen ist zu 

beachten, dass Fehlinvestitionen vermieden 

werden, Fördermaßnahmen keine wett-

bewerbsverzerrende Wirkung entfalten, 

geförderte Nnetze wettbewerbsoffen und 

zukunftssicher sind und dass staatliche 

Förderung nicht zu einem abwandern privater 

investoren führt.

Erfüllung der Versorgungsverpflichtung bei 

800	mhz im ländlichen	raum

die Zzuteilungsinhaber der versteigerten  

800-Mhz-Frequenzen haben eine stufenweise 

aus- und aufbauverpflichtung. die bundes-
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länder hatten hierfür im Vorfeld der Verstei-

gerung die mit Bbreitbandtechnologien un- bzw. 

unterversorgten Sstädte und Ggemeinden 

benannt, die entsprechend ihrer einwohner-

zahl in vier Prioritätsstufen unterteilt wurden. 

die zuteilungsinhaber der 800-Mhz-Frequen-

zen müssen zunächst mindestens 90 Prozent 

der bevölkerung der benannten städte und 

gemeinden in einer vorangegangenen Pri- 

oritätsstufe versorgen. erst danach können sie 

mit dem ausbau in der darauf folgenden 

stufe beginnen. 2011 konnte bereits in sechs 

von den 13 bundesländern die erfüllung der 

Versorgungsverpflichtung in den von den 

ländern benannten un- oder unterversorgten 

städten und gemeinden in allen Prioritäts-

stufen festgestellt und damit eine freizügige 

nutzung der Frequenzen in diesen bundes-

ländern zugelassen werden. da der breit-

bandausbau weiter zügig voranschreitet, wird 

im jahr 2012 die Fortent wicklung der breit-

bandversorgung in der bundesrepublik 

aufmerksam zu beobachten sein und die 

erfüllung bzw. der stand der Versorgungs-

verpflichtung in den anderen sieben bundes-

ländern überprüft werden.

Netzneutralität

die diskussion um die netzneutralität wird seit 

geraumer zeit sowohl in deutschland als auch 

auf internationaler ebene intensiv geführt. in 

der Praxis gibt es jedoch in den meisten 

eu-ländern bislang nur relativ wenige Fälle 

von (möglichen) Verletzungen der netzneu-

tralität, die – soweit erkennbar – ohne formelle 

entscheidungen gelöst wurden, wie z. b. im 

Falle der blockierung von VoiP in Mobilfunk-

netzen.

der tKg-entwurf hält ein instrumentarium 

bereit, um eventuell auftretenden Problemen zu 

begegnen. so sind im tKg-e erweiterte trans-

parenzverpflichtungen vorgesehen. Ddie 

bundesnetzagentur wird zudem ermächtigt, in 

einer technischen richtlinie einzelheiten über 

Mindestanforderungen an die dienstequalität 

festzulegen, um eine ungerechtfertigte Ver- 

schlechterung von diensten und eine unge-

rechtfertigte behinderung oder Verlangsamung 

des datenverkehrs in den netzen zu verhindern.

in diesem zusammenhang hat die bundesnetz-

agentur für 2012 eine studie zur erfassung der 

Qualität von breitbandzugangsdiensten 

vergeben. ziel dieser studie ist, durch die 

entwicklung und anwendung eines Mess-

konzepts repräsentative aussagen zum status 

quo der angebotenen und der tatsächlich reali-

sierten dienstequalität zu erhalten. auch sollen 

mit hilfe der studie aussagen über interdepen-

denzen zwischen bündeldiensten und „netz-

neutralitätsrelevanter“ Iinternetnutzung 

möglich werden. schließlich sollen die bedin-

gungen für ein von endkunden nutzbares 

Messkonzept dargelegt werden. die ergeb-

nisse dieser studie werden nach heutigem 

Kenntnisstand im herbst 2012 vorliegen. sie 

bilden die grundlage für die entscheidung der 

bundesnetzagentur, ob und ggf. welche 

weiteren Maßnahmen notwendig sind, um 

einen diskriminierungsfreien zugang zu 

inhalten abzusichern und ungerechtfertigte 

behinderungen und eine Verlangsamung des 

datenverkehrs in den netzen im sinne von  

art. 22 abs. 3 zugangsrichtlinie zu verhindern. 

darüber hinaus muss auch geklärt werden,  

wie bestimmte Maßnahmen des traffic-

Managements im Kontext der netzneutralität 

zu beurteilen sind. es ist zu fragen, wann das 

traffic-Management dazu dient, den netz-

betrieb und die integrität des datenverkehrs zu 
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gewährleisten und unter welchen Bbedingungen 

das traffic-Management nicht mehr als 

diskriminierungsfrei einzustufen wäre und ein 

Verstoß gegen die netzneutralität vorliegen 

könnte. zur beantwortung dieser Fragen muss 

sich die bundesnetzagentur auch ein besseres 

Verständnis und begriffliche Klarheit darüber 

verschaffen, was netzneutralität ausmacht 

bzw. was als Verletzung von netzneutralität 

anzusehen ist.

marktregulierung

Grundsatzfragen der Entgeltregulierung

die bundesnetzagentur wird das analytische 

Kostenmodell für ein Mobilfunknetz weiterent-

wickeln. bereits im jahr 2011 ist das vom 

Wissenschaftlichen institut für infrastruktur 

und Kommunikationsdienste (WiK) erstellte 

referenzdokument veröffentlicht und 

kommentiert worden. die eingegangenen  

stellungnahmen werden ausgewertet und 

führen ggf. zu einem überarbeiteten Rreferenz-

dokument. im jahr 2012 soll das bearbeitungs-

tool erstellt und getestet werden, so dass es in 

den anstehenden Eentgeltregulierungsverfah-

ren für Mobilfunkterminierungsleistungen 

angewendet werden kann. entsprechendes ist 

auch für das breitband-Kostenmodell geplant.

marktdefinitions- und -analyseverfahren

im hinblick auf den Markt Verbindungsaufbau 

im öffentlichen telefonnetz an festen stand-

orten und anrufzustellung in einzelnen öffent-

lichen telefonnetzen an festen standorten 

(Markt nr. 2 und nr. 3 der Märkteempfehlung 

2007) wurde im jahr 2010 ein auskunftser-

suchen durchgeführt. Für 2012 sind die Ver- 

öffentlichung eines Konsultationsentwurfes, die 

herstellung des einvernehmens mit dem 

bundeskartellamt sowie die notifizierung an 

die Kommission und die europäischen 

Mitgliedstaaten vorgesehen. danach erfolgt 

die endgültige Festlegung des Marktes durch 

die Präsidentenkammer, so dass das gesamte 

Überprüfungsverfahren im jahr 2012 

abgeschlossen sein wird.

in dem bereich des Markts zugang von Privat- 

und geschäftskunden zum öffentlichen 

telefonnetz an festen standorten (Markt nr. 1 

der Märkteempfehlung 2007) ist nach 

umfangreichen ermittlungen im jahr 2011 

das herstellen und Veröffentlichen eines 

Konsultationsentwurfs für das jahr 2012 vorge-

sehen. danach erfolgt die herstellung des 

einvernehmens mit dem bundeskartellamt, 

die endgültige notifizierung an die Kommis-

sion und die europäischen Mitgliedstaaten 

sowie die Festlegung des Markts durch die 

Präsidentenkammer, so dass hier ebenfalls das 

gesamte Überprüfungsverfahren im jahr 

2012 abgeschlossen sein wird.

Ferner ist im jahr 2012 beabsichtigt, für den 

Vorleistungsmarkt für den (physischen) 

zugang zu netzinfrastrukturen (einschließlich 

des gemeinsamen oder vollständig entbün-

delten zugangs) an festen standorten sowie 

den sog. bitstrommarkt (Märkte nr. 4 und 5 der 

Märkteempfehlung 2007) die ermittlungen 

einzuleiten.

im Übrigen ermächtigt der gesetzgeber nach 

dem neuen tKg (§ 15 a abs. 1, abs. 3) die bundes-

netzagentur zum erlass von Verwaltungsvor-

schriften für das Marktdefinitions- und 

Marktanalyseverfahren. demnach kann die 

bundesnetzagentur zur Verfolgung einheit-

licher regulierungskonzepte im sinne von  

§ 2 abs.3 nr. 1 tKg in Verwaltungsvorschriften 

ihre grundsätzlichen herangehensweisen und 

Methoden für die Marktdefinition und die 
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Marktanalyse für einen bestimmten, 

mehrere Marktregulierungszyklen umfassen-

den zeitraum beschreiben. ebenso wie die 

Marktdefinition und Marktanalyse werden die 

Verwaltungsvorschriften national konsultiert 

und auf europäischer ebene konsolidiert. nach 

inkrafttreten der tKg-novellierung wird über 

den erlass derartiger Verwaltungsvorschriften 

im einzelfall zu entscheiden sein.

regulierungsverfahren der 	

Telekommunikations-Vorleistungsmärkte

aus der Vielzahl der im jahr 2012 anstehenden 

entscheidungen sind folgende grundsätzliche 

Fragestellungen hinsichtlich der regulierung 

der Ttelekommunikations-Vorleistungsmärkte 

hervorzuheben:

•	 regulierungsverfügung Mobilfunk- 

terminierung,

•	 regulierungsverfügung Festnetz- 

terminierung,

•	 regulierungsverfügung Festnetz- 

zusammenschaltung,

•	 standardangebot Tteilnehmeranschluss-

leitung (tal),

•	 entgeltregulierung Multifunktionsgehäuse/

Kabelkanalanlagen,

•	 entgeltregulierung element based charges 

(interconnection),

•	 entgeltregulierung Mobilfunk-terminierung,

•	 entgeltregulierung TALtal-bereitstellung. 

Verbraucherschutz

rufnummernmissbrauch und Bekämpfung 

unerlaubter Telefonwerbung

die Verfolgung von rufnummernmissbrauch 

und die bekämpfung unerlaubter telefon-

werbung werden auch im jahr 2012 eine 

vordringliche aufgabe darstellen. dabei wird 

im bereich rufnummernmissbrauch die Über-

wachung der einhaltung der im jahr 2012 

voraussichtlich in Kraft tretenden regelungen 

zu Warteschleifen im Vordergrund stehen.

da die geplanten regelungen im novellierten 

tKg sehr umfangreich und komplex sind, wird 

mit entsprechenden Verständnis- und 

auslegungsfragen seitens der Marktteil-

nehmer, Verbände und Verbraucher gerechnet. 

ebenso ist ein hohes beschwerdeaufkommen 

zu erwarten. die bundesnetzagentur wird 

daher von beginn an die einhaltung der Über-

gangsvorschriften zu Warteschleifen überprüfen 

und im rahmen der ermessensausübung 

entsprechende Maßnahmen ergreifen.

unternehmen, die gegen das seit jahren 

bestehende Verbot unerlaubter Ttelefon-

werbung verstoßen, werden im rahmen von 

bußgeldverfahren angehalten, sich an die 

gesetzlichen rahmenbedingungen zu halten. 

die ermittlungsarbeit wird sich dabei 

zunehmend auf die auftragsverhältnisse der 

werbenden unternehmen und der ausführen-

den Ccall-center konzentrieren. Aaußerdem 

wird das Verbot der rufnummernunter-

drückung bei Werbeanrufen verstärkt verfolgt 

werden. hintergrund ist die gesetzgeberische 

Klarstellung im novellierten tKg, wonach bei 

einem Werbeanruf ausschließlich eine dem 

anrufer zugeteilte rufnummer angezeigt 

werden darf.

da es sich ferner abzeichnet, dass die bundes-

netzagentur weiterhin mit Verbraucherbe-

schwerden zu fehlerhaften Preisangaben, 

Preisansagen und Preisanzeigen konfrontiert 

wird, wird ein weiterer schwerpunkt auf der 

bekämpfung derartiger Verstöße liegen. hier-

bei wird das augenmerk insbesondere auf der 

im novellierten tKg eingeführten kostenlosen 
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Preisansage für sprachgestützte Bbetreiber-

auswahl (call-by-call) liegen.

umsetzung der	regelungen zum 	

Anbieterwechsel

der zu erwartende neue rechtsrahmen hat das 

ziel, einen reibungslosen anbieterwechsel zu 

gewährleisten. hierzu gehört neben einer 

schnellen abwicklung auch die Vermeidung 

von Versorgungsunterbrechungen. Ddie 

bundesnetzagentur wird den umsetzungs-

prozess, den die betroffenen telekommunika-

tionsanbieter zu vollziehen haben, intensiv 

begleiten, um eine zeitnahe sicherstellung der 

neuen Eendkundenansprüche zu gewährleisten.

Transparenz im Endkundenmarkt

ein lebhafter Wettbewerb zwischen den 

einzelnen telekommunikationsanbietern setzt 

im Eendkundenbereich die entsprechende 

transparenz der angebote voraus. hierzu 

gehört neben der Verständlichkeit und nutzer-

freundlichkeit der Preis- und tarifstruktur die 

sicherheit, das vertraglich vereinbarte Produkt 

später auch zu erhalten. insbesondere im 

bereich der internetanschlüsse wird das 

Verhältnis der vertraglich vereinbarten Ddaten-

rate und der später nach entsprechender  

schaltung tatsächlich realisierten datenrate 

im Fokus der arbeit der bundesnetzagentur 

stehen.

Erweiterung der Tk-schlichtung

die schlichtung hat sich im telekommunikations-

bereich als flexibles Konfliktlösungsinstrument 

bewährt. einhergehend mit der erweiterung 

des anwendungsbereichs, der sich aus der tKg-

novelle ergibt, werden auch die „bedingungen 

und die ausführung“ von Verträgen bezüglich 

der verbraucherschützenden Rregelungen des 

telekommunikationsgesetzes für schlichtungs-

verfahren relevant. dieses ist auch im einklang 

mit den aktuellen Marktentwicklungen, da 

zwischen endkunden und tK-anbietern 

vermehrt Fragestellungen auftreten, die eben 

diesen Bbereich betreffen. 

Vermittlungsdienst für gehörlose und 

hörgeschädigte Mmenschen

der öffentlich-rechtliche Vertrag zwischen der 

bundesnetzagentur und dem derzeitigen  

leistungserbringer des Vermittlungsdienstes 

für gehörlose und hörgeschädigte Menschen, 

der tess gmbh, ist bis 31. dezember 2012 

befristet. dann läuft auch die derzeit geltende 

Festlegung zu umfang und Versorgungsgrad 

(Verfügung der bundesnetzagentur 29/2010) 

aus. es erfolgen im jahr 2012 die Überprüfung 

und neufestlegung des aktuellen bedarfs der 

gehörlosen und anschließend die ausschrei-

bung des Vermittlungsdienstes für 2013/2014. 

es soll ein neuer leistungserbringer mit der 

bereitstellung des dienstes ab dem 1. januar 

2013 beauftragt werden. Mit dem unter-

nehmen, das den zuschlag erhalten hat, wird 

ein neuer öffentlich-rechtlicher Vertrag 

geschlossen werden. aufgrund des sich in den 

letzten Monaten abzeichnenden Iinteresses 

inländischer und ausländischer Firmen an 

diesem Aausschreibungsverfahren wird mit 

mehreren Bbewerbern gerechnet.

frequenzverwaltung

Aktualisierung des	frequenznutzungsplans

Mit der aktualisierung von teilplänen des 

Frequenznutzungsplans, u. a. mit dem ziel 

einer weiteren Flexibilisierung, sollen ins-

besondere die anpassung an eu-Vorgaben,  

die umsetzung von cePt/ecc-entscheidungen 

und die wegen dringenden nationalen 

Planungsbedarfs erforderlichen Änderungen 

durchgeführt werden. 
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im nachgang der im jahr 2012 zu erwartenden 

tKg-novelle wird bzgl. des Frequenznutzungs-

plans das aufstellungsverfahren unter bei-

behaltung des transparenzprinzips und der 

beteiligung der interessierten Kreise neu zu 

ordnen sein. Wesentliches element wird auch 

eine stärkung der bereits zentralen rolle des 

Plans für die Frequenznutzungen in deutsch-

land sein.

laufzeitverlängerung der Bündelfunk-

zuteilungen

die meisten der bündelfunkzuteilungen sind 

bis zum 31. dezember 2015 befristet. auf die 

Möglichkeit der nutzung über diesen zeit-

punkt hinaus wurde bereits durch eine amts-

blattmitteilung im juli 2011 hingewiesen. im 

rahmen der entscheidung über die Verlänge-

rung der eingeräumten nutzungsrechte sind 

vor dem hintergrund der technologischen 

Weiterentwicklung und der bereits vergan-

genen laufzeit einerseits und der nachfrage 

nach Bbündelfunkfrequenzen andererseits die 

anforderungen an einen antrag auf laufzeit-

verlängerung zu konkretisieren und die art der 

vorzulegenden nachweise ist festzulegen. 

die Verlängerungsanträge sind dann auszu-

werten und zu bescheiden.

Nationale	umsetzung der	koordinierungs-

vereinbarungen im Bereich 410-430	mhz

die Koordinierungsvereinbarungen mit den 

anrainerstaaten beruhen in den meisten Fällen 

noch auf der zugrundelegung der analogen 

12,5-khz-technik. Vor dem hintergrund der 

einführung der digitalen bündelfunktechno-

logie tetra, die auf einem Kanalraster von  

25 khz beruht, ist es not wendig, die Koordi-

nierungsvereinbarungen unter Bberücksich-

tigung der bestandsgeschützten zuteilungen 

anzupassen. in Folge sind die multilateralen 

Vereinbarungen national umzusetzen. 

Vorrangig wird 2012 die Westgrenze voll-

ständig zu koordinieren und umzusetzen sein.

Nutzung der 900-mhz- und 1.800-mhz-	

frequenzen für den drahtlosen Netzzugang

als erste stufe hatte die bundesnetzagentur im 

jahr 2011 mit der eröffnung des bedarfser-

mittlungsverfahrens Maßnahmen für ein 

Verfahren ergriffen, um den betroffenen 

unternehmen rechtzeitig vor dem ablauf der 

gsM-Frequenznutzungsrechte am 31. dezember 

2016 Klarheit über die weitere nutzung der 

900-Mhz- und 1.800-Mhz-Frequenzen ab 2017 

zu verschaffen. die bundesnetzagentur strebt 

im interesse der Mobilfunknetzbetreiber an, 

dieses Verfahren im jahr 2013 abzuschließen 

und die neuen Frequenznutzungsrechte zu 

erteilen. die bundesnetzagentur wird zunächst 

den bedarf an Frequenzspektrum in den beiden 

Frequenzbändern ermitteln und darauf 

beruhend prognostizieren, ob und in welchem 

umfang die Frequenzen knapp sind. auf diesen 

tatsachenfeststellungen sind die Maßnahmen 

für weitere Verfahrensschritte zu treffen. Für 

den Fall der Frequenzknappheit wird im 

Vorfeld der entscheidungen ein antrags- und 

ein Versteigerungsverfahren vorbereitet. Für 

letzteres ist zu untersuchen, welches auktions-

design geeignet erscheint, wie die regula-

torischen entscheidungen in den auktionsregeln 

abgebildet werden können und welche Maß- 

nahmen in bezug auf die Versteigerungssoft-

ware zu ergreifen sind.

flexibilisierung der	frequenznutzungs-

rechte für drahtlose Netzzugänge 

auf zuteilungsebene sind die bestehenden 

Frequenznutzungsrechte insbesondere bei  

900 Mhz derzeit auf den gsM-standard 

beschränkt. Zzur Verwirklichung der regulie-
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rungsziele gemäß § 2 abs. 2 tKg wird die 

bundesnetzagentur beschränkungen in  

den bereichen 450 Mhz, 900 Mhz, 1.800 Mhz,  

2 ghz und 3,5 ghz auf antrag der Frequenz-

zuteilungsinhaber und nach Maßgabe der 

richtlinie des europäischen Parlaments  

und des rates zur Änderung der richtlinie 

87/372/eWg aufheben, so dass die netz-

betreiber unter Ssicherstellung einer störungs-

freien Frequenznutzung die Frequenzen zum 

schnellstmöglichen Zzeitpunkt technologie-

neutral nutzen können. 

umsetzung der „neuen“	koordinierungs-

philosophie im	rundfunk

bei der implementierung der digitalen  

dividende im Frequenzbereich zwischen 790 

und 862 Mhz ergibt sich u. a. die aufgabe, den 

gleichberechtigten zugriff auf das Frequenz-

spektrum unter beachtung der neuen naht-

stelle zwischen rundfunk und der schrittweisen 

einführung von mobilen diensten (lte) weiter-

hin sicherzustellen. 

ein besonderes augenmerk bei der grenz-

koordinierung liegt dabei auf den jeweils 

unterschiedlichen bedarfsprofilen von nach-

barstaaten. Während z. b. in Frankreich für 

insgesamt 13 dVb-t-netzwerke geplant wird, 

sehen aktuelle Planungen in deutschland 

sieben dVb-t-netzwerke vor. ziel der aus-

landskoordinierung bzw. dieser „neuen“ Ko- 

ordinierungsphilosophie ist daher, trotz der 

unterschiedlichkeiten in der bedarfsstruktur 

ein ausgewogenes Verhältnis der spektrums-

ressource gegenüber den nachbarstaaten 

sicherzustellen.

Technische Rregulierung

Technische	funkverträglichkeits-

untersuchungen

Vor der einführung neuer Funkanwendungen 

werden in internationalen gremien der cePt 

und der itu unter beteiligung der betroffenen 

interessengruppen Funkverträglichkeitsstudien 

durchgeführt. Für 2012 sind nachfolgend 

einige ausgewählte Vorhaben aufgelistet:

•	 studien zur nutzung von uMts bzw. lte in 

Flugzeugen bei gleichzeitigem schutz aller 

terrestrischen Mobilfunknetze,

•	 Verträglichkeitsstudien zur erschließung 

eines erweiterten spektrums für die 

nutzung durch drahtlose Mikrofone,

•	 erhöhung der spektrumseffizienz für richt-

funksysteme durch asymmetrische daten-

übertragung,

•	 Verträglichkeitsstudien für Funkanwen-

dungen der industrie (automatisierungs-

prozesse) und medizinische anwendungen 

in oder benachbart zu isM-bändern (2,4 ghz, 

5,8 ghz),

•	 untersuchung der sharingbedingungen von 

sog. short range devices (srds) (z. b. für 

smart Metering/smart grid) in den bändern 

863-870 Mhz bzw. 870-876/915-921 Mhz mit 

anderen srds im gleichen band und der 

Verträglichkeit mit lte und gsM-r in den 

benachbarten bzw. gleichen bändern,

•	 untersuchung der sharingbedingungen für 

unterschiedliche srd-anwendungen bei  

169 Mhz, 17 ghz, 60 ghz, 77 ghz und 122 ghz,

•	 Fortführung der studien zur funkverträg-

lichen nutzung der „White spaces“ im 

t V-band 470-790 Mhz durch andere Funk-

anwendungen, 
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•	 technische studien zur internet-daten-

übertragung zwischen Flugzeugen und 

bodenstationen in europa in ausgesuchten 

Frequenzbereichen,

•	 Modifizierung der block edge Mask für das 

band 3.400-3.800 Mhz für zukünftige Mobil-

funksysteme mit hohen datenraten,

•	 vom ergebnis der im januar/Februar 2012 

stattfindenden ITUitu-Weltfunkkonferenz 

abhängige Funkverträglichkeitsstudien; ein 

mögliches thema könnte z. b. die weltweite 

harmonisierung der spektren für breit-

bandige Mobilfunkdienste sein. 

maßnahmen im	rahmen der	sicherheits-

funk-schutzverordnung

aufgrund der hohen anzahl gefundener leck-

stellen in den vergangenen zwei jahren werden 

auch 2012 die messtechnischen untersuchungen 

zur beseitigung der unzulässigen störabstrah-

lung aus Kabelnetzen entsprechend den §§ 3 

und 5 schutseV fortgesetzt. diese Maßnahmen 

beziehen sich vor allem auf den schutz des 

instrumentenfluglandesystems (ils), der Flug-

funk- und Flugnavigationsanwendungen sowie 

der Funkanwendungen von behörden und 

organisationen mit sicherheitsaufgaben (bos).

Normung im Bereich der elektro-

magnetischen Verträglichkeit

die bundesnetzagentur wird die bei cenelec 

und im internationalen spezialkomitee für 

Funkstörungen iec/cisPr begonnenen arbeiten 

zur erhöhung der störfestigkeit von ton- und 

Fernsehrundfunkempfängern und Komponen-

ten von breitband-Kabelfernsehnetzen und zur 

bereitstellung ergänzter EeMV-Produktnormen 

weiter begleiten. 

einer systematischen Mitarbeit und begleitung 

durch die bundesnetzagentur bei iec/cisPr 

bedürfen insbesondere auch die folgenden 

bereiche:

•	 smart grid und smart Metering:  

eMV-anforderungen für elektrische und 

elektronische Produkte im Frequenzbereich 

von 2 khz bis 150 khz,

•	 led-leuchten: hinreichende berück-

sichtigung des störpotenzials in eMV-

normen,

•	 Multimediaeinrichtungen: begrenzung der 

störabstrahlung auch im Frequenzbereich 

unterhalb von 30 Mhz,

•	 elektromobilität: eMV-anforderungen an 

einrichtungen für das induktive laden von 

elektrofahrzeugen. 

auf iec-ebene ist besonders wichtig, dass die 

notwendigen normungsarbeiten sorgfältig 

zwischen den für die störfestigkeit und für die 

störaussendung zuständigen Ggremien 

abgestimmt und koordiniert werden, um die 

notwendigen aufwendungen für die Markt-

beteiligten zu minimieren.

die bundesnetzagentur wird sich in den 

einschlägigen internationalen Aarbeitsgruppen 

für eine aufnahme der rundfunkempfänger-

anschlusskabel unter die regelungen der 

eMV-rl einsetzen. nur mit hinreichend 

geschirmten anschlusskabeln sind bei gleich-

frequenznutzung im Kabel und im Funk 

gegenseitige störungen zu vermeiden; z. b. 

können aussendungen aus Kabelfernsehnet-

zen Ssicherheitsfunkdienste stören, der  

lte-Mobilfunk und die dab-Plus-sender die 

Übertragung von rundfunkprogrammen oder 

internetdaten in Kabelfernsehnetze beein-

trächtigen.
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marktüberwachung

im rahmen der Marktüberwachung überprüft 

die bundesnetzagentur die einhaltung der 

anforderungen der richtlinie 2004/108/eg 

über die elektromagnetische Verträglichkeit 

von betriebsmitteln (eMV-rl) und der richt-

linie 1999/5/eg über Funkanlagen und tele-

kommunikationsendeinrichtungen sowie die 

gegenseitige anerkennung ihrer Konformität 

(r&tte-rl) und verhindert bzw. beschränkt 

das inverkehrbringen nicht konformer 

Produkte zum schutz der Verbraucher und zur 

gewährleistung eines fairen Wettbewerbs. 

hier sind neben den regulären Prüfungen 

insbesondere die folgenden aktivitäten 

geplant:

•	 weiterer ausbau der zusammenarbeit mit 

den zollbehörden. im Fokus steht dabei, 

bereits die einfuhr von nicht konformen 

Produkten aus drittländern zu verhindern 

(inkl. der angebote in elektronischen 

Medien, wie z. b. internetauktionsplatt-

formen, Oonline-shops); 

•	 aktive begleitung des implementierungs-

prozesses des neben dem bereits bestehenden 

rapid exchange of information system 

(raPeX-system) von der Kommission zur 

Verfügung gestellten weiteren Iinforma-

tionssystems für die europäischen Markt-

überwachungsbehörden;

•	 durchführung einer gemeinsamen,  

bilateralen Marktüberwachungskampagne 

mit der Marktüberwachungsbehörde aus 

den Nniederlanden; 

•	 angleichung der arbeits- und bewertungs-

methoden der nationalen Marktüber-

wachungsbehörden. als ein wesentliches 

element hierfür soll ein einheitliches 

elektronisches hilfsmittel zur durch-

führung einer risikobewertung für 

Produkte, die unter die r&tte-rl fallen, 

entwickelt werden. 

die bundesnetzagentur wird das vom bMWi 

für das Frühjahr 2012 geplante Forum zur 

Marktüberwachung unterstützen. die Ver-

anstaltung soll es entscheidungsträgern der 

betroffenen Kreise (Verbraucher, Funknutzer 

und industrie) ermöglichen, Vorschläge für 

eine weitere optimierung der Marktüber-

wachung einzubringen und Eerfahrungen 

auszutauschen.

Technische	richtlinie für den Notruf

Mit der technischen richtlinie notrufver-

bindungen (tr notruf) wurden die technischen 

einzelheiten für die notruflenkung auf der 

basis von Verwaltungsgrenzen festgelegt. Für 

die umstellung von der bisherigen ortsnetz-

basierten notruflenkung auf das neue Verfahren 

müssen die verwaltungstechnischen Voraus-

setzungen geschaffen werden. die entspre-

chenden Ddatenbanken der Bbundesnetzagentur 

sind so zu strukturieren, dass eine it-gestützte 

Vorgehensweise bei der Verwaltung der 

notrufursprungsbereiche auf der basis der 

über 12.000 gemeindegebiete in deutschland 

möglich ist.

die novellierung des tKg sowie der Verord-

nung für notrufverbindungen (notrufV) 

erfordern eine anpassung der tr notruf. 

insbesondere müssen die Kriterien für die 

genauigkeit und die zuverlässigkeit von stand-

ortdaten, die zusammen mit dem notruf über-

mittelt werden müssen, in abstimmung mit 

den zuständigen landesbehörden und der  

telekommunikationsindustrie erarbeitet und 

in der neuen ausgabe der tr notruf festgelegt 

werden.
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auf europäischer ebene müssen die standards 

erarbeitet werden, welche die ermittlung und 

Übermittlung von standortdaten auch bei tele-

fondiensten mit nomadischer nutzung sicher-

stellen. dies ist eine schwierige aufgabe, weil 

die existierenden internationalen standards in 

diesem bereich, insbesondere bei ietF, nicht 

mit den gesetzlichen Forderungen bezüglich 

des datenschutzes in deutschland im einklang 

stehen.

Technische	umsetzung von	überwachungs-

maßnahmen

Mit ihren aufgaben bei der technischen 

umsetzung von Überwachungsmaßnahmen 

leistet die bundesnetzagentur einen wichtigen 

beitrag zur gewährleistung der öffentlichen 

sicherheit. insbesondere ist die nach § 110 abs. 3 

tKg zu erarbeitende technische richtlinie 

(tr tKÜV) eine wesentliche grundlage für die 

gestaltung der Überwachungstechnik durch 

die beteiligten telekommunikationsunterneh-

men, hersteller und sicherheitsbehörden. die 

richtlinie muss bei bedarf an neue telekommuni-

kationstechnologien angepasst werden. 

am 1. april 2011 ist das „neue“ Post- und tele-

kommunikationssicherstellungsgesetz (Ptsg) 

vom 24. März 2011 in Kraft getreten. das alte 

Ptsg vom 14. september 1994 und die auf seiner 

basis erlassenen rechtsverordnungen sind 

gleichzeitig außer Kraft getreten. die bundes-

netzagentur hat bereits mit 23.500 schreiben 

an die telekommunikationsbevorrechtigten, 

telekommunikationsunternehmen und Bbehör-

den über die neuen bestimmungen und die 

Übergangsvorschriften informiert. außerdem 

hat sie diese informationen auf ihren internet-

seiten bekannt gemacht. im Mobilfunk sollen 

künftig auch Verbindungen für die inanspruch-

nahme von datenübermittlungsdiensten und 

internetzugangsdiensten für telekommuni-

kationsbevorrechtigte vorrangig hergestellt 

werden können. dazu hat die bundesnetz-

agentur gemäß § 6 Ptsg die erarbeitung von 

technischen Festlegungen und zeitlichen 

Vorgaben für die umsetzung eingeleitet und 

beabsichtigt diese, nach einbeziehung der 

Verbände, im jahr 2012 zu veröffentlichen.

im zeitraum 2010/2011 wurde die tr tKÜV  

in den Versionen 6.1 und 6.2 fortgeschrieben. 

nachdem die Version 6.1 der tr tKÜV mit 

erweiterungen zur sog. vierten generation des 

Mobilfunks (lte) bereits veröffentlicht wurde, 

ist innerhalb des ersten halbjahres 2012 mit 

dem inkrafttreten der Version 6.2 zu rechnen. 

die Version 6.2 bezieht sich auf die in der 

ausgabe 6.0 der tr tKÜV erstmals festgelegte 

schnittstelle zum auskunftsersuchen für 

Verkehrsdaten auf der basis einer etsi-spezi-

fikation und berücksichtigt erfahrungen der 

daran teilnehmenden Uunternehmen und 

berechtigten stellen sowie der hersteller der 

schnittstelle.

Internationale Aufgaben

GErEk

die bundesnetzagentur wird sich auch im jahr 

2012 aktiv in die vielfältigen beratungen des 

gremiums der europäischen regulierungs-

stellen für elektronische Kommunikation 

(gereK) einbringen. das gremium wird auf der 

basis des im dezember 2011 verabschiedeten 

arbeitsprogramms die drei themen Verbesse-

rung der harmonisierung, neue regulatorische 

herausforderungen und umsetzung des über-

arbeiteten EUeu-rechtsrahmens fokussieren.  

als schwerpunktthemen für 2012 sind hier ins- 

besondere nga, netzneutralität sowie die 

reform der Rroaming-Verordnung zu nennen. 
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ende 2011 hat die europäische Kommission 

erstmals seit ablauf der umsetzungsfrist des 

neuen eu-rechtsrahmens im bereich tele-

kommunikation wegen ernsthafter zweifel an 

der eu-rechtskonformität Verfahren gegen 

eine geplante nationale regulierungsmaß-

nahme eingeleitet. aufgrund der neuen 

bestimmungen zu den sog. art.-7/7a-Verfahren 

wird gereK in dieses Verfahren eingebunden 

und um stellungnahme ersucht. im jahr 2012 

wird das Ggremium nicht nur weiter seine internen 

regelungen zu ablauf und organisation dieses 

komplexen und zeitlich äußerst engen Verfahrens 

erarbeiten, sondern dieser neuen rolle auch in 

der Praxis gerecht werden müssen. hier wird 

sich die bundesnetzagentur in den ad-hoc-

expertengruppen mit der expertise ihrer Fach-

leute aktiv einbringen und an der erstellung 

der GEREgereK-stellungnahmen mitarbeiten. 

die bundesnetzagentur wird sich auch aktiv in 

die diskussion und die vorgesehenen gereK-

aktivitäten zu den geplanten empfehlungen 

der europäischen Kommission zur harmoni-

sierung der Kostenrechnungsmethoden zur 

Festlegung der entgelte von zentralen zugangs-

produkten (wie z. b. dem zugang zur entbün-

delten teilnehmeranschlussleitung und dem 

bitstromzugang) und zur nichtdiskriminierung 

einbringen. die europäische Kommission hatte 

am 3. oktober 2011 zwei öffentliche Konsulta-

tionen über den zugang alternativer betreiber 

zu telefonnetzen und breitbandnetzen etablier-

ter betreiber eingeleitet. gegenstand der 

ersten Konsultation ist der diskriminierungs-

freie zugang alternativer betreiber zu infra-

struktur und diensten marktbeherrschender 

unternehmen. die zweite Konsultation betrifft 

vor dem hintergrund des zurzeit stattfindenden 

ausbaus von anschlussnetzen der nächsten 

generation die Kostenrechnungsmethoden, 

nach denen die nrb die von den betreibern für 

diesen zugang auf Vorleistungsebene zu 

zahlenden entgelte kalkulieren. auf der grund-

lage der Konsultationsergebnisse plant die 

europäische Kommission, zu beginn des jahres 

2012 empfehlungen zu beiden themen vorzu-

legen und gereK um stellungnahme zu 

ersuchen. 

ebenfalls für 2012 sind die Vorarbeiten der 

europäischen Kommission zur Überprüfung 

und bewertung des 2010 eingerichteten gereK 

zu erwarten. auf der grundlage von art. 23 der 

Vo 1211/2009 veröffentlicht die Kommission 

innerhalb von drei jahren nach tätigkeitsauf-

nahme von gereK einen bewertungsbericht 

über die durch die tätigkeiten gesammelten 

erfahrungen. der bewertungsbericht umfasst 

die von gereK erzielten ergebnisse und ihre 

jeweiligen arbeitsmethoden im hinblick auf 

ihre jeweiligen ziele, aufträge und aufgaben, 

die in der Verordnung und den jährlichen 

arbeitsprogrammen festgelegt sind. der 

bewertungsbericht, der die standpunkte der 

beteiligten Kreise auf gemeinschaftlicher und 

auf nationaler ebene berücksichtigt, wird dem 

europäischen Parlament und dem rat über-

mittelt. dieser bericht wird in enger zusammen-

arbeit mit gereK erarbeitet. auch hier wird die 

bundesnetzagentur ihren Ssachverstand, insbe-

sondere die bisher gesammelten erfahrungen, 

einbringen.

Ecc	

der ausschuss für elektronische Kommuni-

kation (ecc) der europäischen Konferenz der 

Verwaltungen für Post und telekommuni-

kation, dessen Vorsitz die bundesnetzagentur 

innehat, wird im hinblick auf Funk- und 

Frequenzfragen innerhalb Eeuropas folgende 

schwerpunktthemen behandeln:
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•	 reorganisation des l-bands (1.452-1.492 Mhz),

•	 Frequenzen für breitbandige Aanwendungen 

für bos,

•	 harmonisierung der Frequenzen für draht-

lose Produktionsmittel,

•	 optimierung der technischen regulierungs-

parameter im Frequenzbereich 3,4-3,8 ghz,

•	 optimierung der ungepaarten Mobilfunk-

bänder bei 2 ghz. 

im rahmen der eu-Frequenzentscheidung 

(2002/676eg) spielt der ecc eine bedeutende 

rolle bei der erarbeitung von harmonisierungs-

entscheidungen im Funkfrequenzausschuss 

der eu, in dem die bundesnetzagentur eben-

falls vertreten ist. im jahr 2012 werden u. a. 

entscheidungen zu innovativen Mobilfunk-

anwendungen an bord von Flugzeugen sowie 

aktualisierungen der entscheidung zu Klein-

leistungsfunkanlagen erwartet. der Funk-

frequenzausschuss wird eine wesentliche rolle 

bei der implementierung des ersten mehr-

jährigen frequenzpolitischen Programms 

(rsPP) der eu spielen, dessen Veröffentlichung 

für anfang 2012 erwartet wird.

rsPG

die bundesnetzagentur wird auch 2012 an den 

sitzungen der radio spectrum Policy group 

(rsPg) teilnehmen und aktiv die zu erarbeitenden 

stellungnahmen mitgestalten. die rsPg berät 

die europäische Kommission zu aktuellen 

Frequenzthemen; die RSrsPg-stellungnahmen 

sollen bei den eu-aktivitäten weitestgehend 

berücksichtigt werden. neben diversen sek-

toralen einzelthemen wird auch in der rsPg 

die begleitung des rsPP unter berücksichtigung 

nationaler strukturen und ressourcen eine 

wesentliche Rrolle spielen.

deutsche Kkoordinierungsinitiativen 	

WEddIP/NEddIf

um einen möglichst effizienten und reibungs-

losen Übergang im rahmen der umsetzung 

der digitalen dividende zu gestalten, wurden 

von der deutschen Verwaltung folgende 

multilaterale Koordinierungsgruppen initiiert:

•	 Western european digital dividend  

implementation Platform (WeddiP) – 

belgien, Frankreich, irland, luxemburg, 

niederlande, schweiz, Vereinigtes König-

reich und deutschland,

•	 north-eastern digital dividend  

implementation Forum (neddiF) – estland, 

Finnland, lettland, litauen, Polen, ungarn, 

slowakei, tschechische republik und 

deutschland, russland, Weißrussland und 

die ukraine.

 

zentrale Punkte dieser multilateralen Ggremien 

betreffen übergeordnete Fragestellungen bei der

•	 implementierung mobiler dienste oberhalb 

von 790 Mhz,

•	 Frequenzverlagerung von Rrundfunk-

nutzungen unterhalb von 790 Mhz bei 

beachtung des equitable-access-gedankens,

•	 „unterbringung“ der „neuen“ Koordinie-

rungsphilosophie,

•	 erarbeitung von lösungsstrategien im 

zusammenhang mit sog. anderen primären 

diensten, die andernfalls einen restriktiven 

einfluss auf die implementierung der digi-

talen dividende im bereich 790-862 Mhz 

haben könnten.  

Twinning-Projekt

das 2011 begonnene twinning-Projekt mit dem 

israelischen Kommunikationsministerium 

wird 2012 zum abschluss gebracht. dabei 
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unterstützen Kollegen der bundesnetzagentur 

als Kurzzeitexperten zusammen mit den Part-

nern, der italienischen regulierungsbehörde 

agcoM und der spanischen regulierungs-

behörde cMt, das israelische Ministerium bei 

der schaffung von regulatorischen rahmen-

bedingungen für eine effiziente Vorleistungs-

regulierung. ziel ist, in den einzelnen Modulen 

handlungsempfehlungen zu entwickeln, um 

den Wettbewerb zu fördern und die interessen 

der endkunden zu berücksichtigen. 

EAP-regulators Group

Ferner wird die bundesnetzagentur zusammen 

mit anderen eu-regulierungsbehörden im 

rahmen der europäischen nachbarschafts-

politik den aufbau einer eastern Partnership 

regulators group (eaP-regulators group) 

für den bereich telekommunikation unter-

stützen, in der die nicht-eu-staaten osteuropas 

sowie die länder des südlichen Kaukasus 

vertreten sind. diese gruppe soll ähnlich der 

Kooperation der Mittelmeerregulierer (euro-

Mediterranean network of regulators, eMerg) 

im Ttelekommunikationsbereich gebildet 

werden, die sich bereits seit einigen jahren 

bewährt hat. dabei sollen auch hier, aufbauend 

auf den erfahrungen der europäischen 

regulierungsbehörden, Fachkenntnisse 

ausgetauscht und Hhandlungsempfehlungen 

abgegeben werden, um eine annäherung an 

den europäischen rechtsrahmen sowie eine 

nachhaltige und effiziente telekommuni-

kationsregulierung in den betreffenden 

ländern zu fördern.

WcIT 2012

im dezember 2012 wird die World conference 

on international telecommunications (Wcit 

2012) stattfinden, die sich mit der Über-

arbeitung der Vollzugsordnung für inter-

nationale Fernmeldedienste (international 

telecommunications regulations) beschäf-

tigen wird. die bundesnetzagentur beteiligt 

sich in abstimmung mit dem bMWi an der zur 

Vorbereitung der Konferenz eingerichteten 

itu-arbeitsgruppe und wird auch an der Wcit 

aktiv teilnehmen. Wichtigstes ziel dieser 

Mitarbeit ist, sicherzustellen, dass eine 

geänderte Vollzugsordnung oder ein neues 

regelwerk nicht dem europäischen rechts-

rahmen für tK-dienste entgegenstehen und 

die wettbewerbsorientierte entwicklung der 

tK-Märkte einschränken.

WTsA 

die bundesnetzagentur wird die im Verant-

wortungsbereich des bMWi stehende nationale 

Vorbereitung und abstimmung der deutschen 

delegation für die im spätherbst 2012 statt-

findende Weltstandardisierungskonferenz 

(Wtsa) der itu aktiv unterstützen. dieses 

zweithöchste gremium in bezug auf den stan-

dardisierungsbereich ist u. a. für die struktu-

rierung der studienkommissionen, für die 

zuordnung der arbeitsgebiete sowie für 

(formale) arbeitsabläufe innerhalb der itu und 

die beziehungen zu anderen organisationen 

zuständig. besonderes augenmerk soll bei der 

Konferenz auf eine Verschlankung der struktur 

der studienkommissionen und damit auf eine 

Verbesserung der effizienz sowie der trans-

parenz der Verfahrensregeln der itu gelegt 

werden.

Wrc-12 und	rA-12

die Weltfunkkonferenz 2012 (Wrc-12) wird 

wegweisende entscheidungen zu einer Viel-

zahl von einzelthemen und betroffenen Funk-

anwendungen treffen. Ddamit werden 

zukunftsorientierte Nnutzungsmöglichkeiten 
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für innovative dienste geschaffen, so z. b. für 

die unbemannte luftfahrt.

zur Wahrung der nationalen interessen 

hinsichtlich der verschiedenen Funkdienste 

bringt die bundesnetzagentur die deutschen 

Positionen in die umfangreichen internationa-

len studien im rahmen der itu und der cePt 

ein. diese Positionen werden durch einen 

intensiven nationalen Vorbereitungsprozess 

gestützt, der den interessierten Kreisen offen-

steht und einen breiten Konsens der deutschen 

Positionen garantiert. neben der cePt und der 

itu hat die bundesnetzagentur auch an der 

stellungnahme der rsPg zur Wrc-12 intensiv 

mitgearbeitet.

die Bbundesnetzagentur stellt erhebliche 

Personalkapazitäten bereit, so z. b. durch die 

Wahrnehmung des Vizevorsitzes der europäi-

schen Vorbereitungsgruppe, der Vorsitze 

zweier mehrere Tthemen umfassenden Projekt-

gruppen, der leitung der nationalen arbeits-

kreise sowie der europäischen sprecherrollen 

für diverse tagesordnungspunkte der Wrc.

die gemeinsamen europäischen Vorschläge, 

die die cePt basierend auf internationalen 

studien im rahmen der itu und eigener 

studien innerhalb der cePt ausgearbeitet hat, 

sind nun auf der vier wöchigen Wrc-12 zu 

vertreten und zu einem erfolgreichen 

abschluss zu bringen.

nach der Wrc werden die ergebnisse in den 

gremien der cePt und auch national im 

rahmen der Frequenzbereichszuweisung und 

-nutzung umzusetzen sein. unmittelbar nach 

abschluss der Wrc-12 beginnt die neue studien-

periode für die Vorbereitung der Weltfunk-

konferenz 2015 (Wrc-15), deren vorläufige 

tagesordnung dann bereits vorliegt.

auch für die Vorbereitung der Wrc-15 wird die 

bundesnetzagentur sich durch die Wahr-

nehmung des Vizevorsitzes der europäischen 

Vorbereitungsgruppe und des Vorsitzes einer 

mehrere themen umfassenden Projektgruppe 

engagieren. der Vorsitz einer zweiten Projekt-

gruppe wird angestrebt.

ebenfalls ca. alle vier jahre tagt die Funk-

versammlung der itu (ra-12), die neben den 

organisatorischen und Verfahrensfragen des 

Funksektors der itu eine Vielzahl von empfeh-

lungen zu den unterschiedlichsten Funk-

diensten und -anwendungen verabschieden 

wird. Von besonderer bedeutung sind hier 

europäische initiativen zu kognitiven Funk-

systemen und drahtlosen Produktionsmitteln, 

die im rahmen der itu einer erhöhten auf- 

merksamkeit zugeführt werden sollen.

standardisierungsaktivitäten bei ITu, 3GPP, 

ETsI	cEN und	cENElEc

„Internet der	dinge“ 

die bundesnetzagentur begleitet die ent-

wicklungen und standardisierung im 

bereich „internet der dinge“ vorrangig durch 

teilnahme an der von der europäischen 

Kommission zu diesem thema eingerichteten 

expertengruppe sowie entsprechenden tech-

nischen Ggruppen, wie z. Bb. Sstudienkommissionen, 

innerhalb der itu oder in den technischen 

Komitees des europäischen instituts für  

standardisierung in der telekommunikation 

(etsi). neben diversen „traditionellen“ tech-

nischen aspekten im bereich der standardi-

sierung sind ebenso zentrale Fragestellungen 

im bereich „governance“ zu bewältigen. 
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Interoperabilität im Bereich	rundfunk-

übertragung

standards und spezifikationen für digitale 

Fernsehempfangsgeräte sollen die Nnutzung 

geschützter rundfunk- und breitbandiger 

Multimediadienste unterschiedlicher anbieter 

im sinne des Verbrauchers gewährleisten und 

so den Wettbewerb fördern. die Verwendung 

unterschiedlicher Zzugangsberechtigungs-  

und digitaler Rrechtemanagementsysteme 

(ca/drM-systeme) sowie anbieterbezogener 

Middleware müssen unterstützt werden.

die im „aktionsbündnis verbraucherfreund-

liche endgeräte für horizontale Märkte – 

austauschbare ca/drM-systeme“ unter 

Moderation der bundesnetzagentur an diesem 

ziel arbeitenden hochrangigen Vertreter aller 

unmittelbar Marktbeteiligten haben die 

kommerziellen, technischen und aus Ver-

brauchersicht unabdingbaren anforderungen 

für ladbare ca/drM-systeme beschrieben und 

bei etsi eingebracht. die daraus resultieren-

den und zum teil schon erarbeiteten Vorschläge 

für eine technische spezifikation für die  

standardisierung und die gestaltung einer  

trusted third Party zur gewährleistung  

der sicherheitsaspekte sollen jetzt im euro-

päischen rahmen in die standardisierung 

eingebracht werden. im internationalen  

standardisierungsumfeld bei der itu sind die 

rahmenbedingungen auch für die weltweite 

Verwendung dieses künftigen standards zu 

schaffen.

der die Bbundesnetzagentur beratende 

ausschuss für technische regulierung in der 

telekommunikation (atrt) beschäftigt sich 

inzwischen mit Fragen der Middleware. Für 

interoperable digitale Fernsehempfangsgeräte 

ist dann auch in diesem bereich ein geeignetes 

austauschverfahren zu entwickeln und zu 

standardisieren.

standardisierung von	lTE Advanced 

im 3rd generation Partnership Project (3gPP) 

wurden die arbeiten zum release 10 von lte 

advanced weitgehend abgeschlossen und 

bereits arbeiten zum release 11 begonnen. zu 

den wesentlichen Lleistungsmerkmalen beider 

releases zählen Tträgerzusammenfassung 

(carrier aggregation) sowie Multistandard-

basisstationen. beide Features stellen neue 

anforderungen an die Koexistenzbedingungen 

mit benachbarten Funkdiensten. damit kann 

eine Überarbeitung der bestehenden regula-

torischen Rrahmenbedingungen einhergehen. 

die Weiterentwicklung der technischen 

spezifikationen und geräte wird die arbeiten 

in 3gPP bis ende 2012 weitgehend bestimmen. 

Für die bundesnetzagentur ist es in dieser 

Phase besonders wichtig, auf die berücksich-

tigung der regulierungsziele in der standardi-

sierung hinzuwirken. Weiterhin spielen die 

themenfelder „global circulation“ von „iMt-

advanced-Mobilstationen“ und von „Femto-

zellen“ in den nächsten jahren eine große 

rolle.

standardisierung von	m2m-	

kommunikation

die standardisierung im bereich Machine-to-

Machine (M2M)-Kommunikation hat im etsi-

Komitee M2M im jahr 2011 durch das Mandat 

der europäischen Kommission M/441 (smart 

Metering) Fahrt aufgenommen. die weitere 

arbeit wird durch die erarbeitung einer 

gemeinsamen architektur und von Protokollen 

im zusammenwirken mit bereits vorhandenen 

Funkschnittstellen wie gsM/uMts/lte, dect, 

Wlan, bluetooth etc. geprägt. es wird darauf 

zu achten sein, dass diese Funktechniken in 
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den zuständigen gremien um M2M-Komponen-

ten erweitert werden. ziel ist die umfassende 

standardisierung zur Vernetzung und Verwal-

tung von anwendungen der bereiche industrie-

maschinen, smart Metering, e-health, connected 

consumer, home control, security und auto-

motive/intelligent transport systems.

ecall und	harmonised ecall European Pilot 

(heErO)

im jahr 2015 wird der europaweite notruf aus 

Kraftfahrzeugen verbindlich in europa 

eingeführt. die unter Mitwirkung der bundes-

netzagentur entwickelten standards werden 

nun im Pilotprojekt heero implementiert und 

getestet und ggf. ermittelte unstimmigkeiten 

in die standardisierungsgremien zur Korrektur 

rückgekoppelt.

konzepte zur flexiblen	frequenznutzung 

innerhalb von etsi wird seit anfang 2011 

konkret an der standardisierung für software 

defined radio und cognitive radio (sdr/cr) 

gearbeitet. die bundesnetzagentur hat damit 

begonnen, zusammen mit industriepartnern 

technische Konzepte für eine flexiblere spek-

trumsnutzung im rahmen von eu-Forschungs-

projekten (FaraMir, oneFit und Quasar) zu 

entwickeln und die relevanten Forschungsergeb-

nisse in die standardisierung einzubringen. 

die bundesnetzagentur wird sich in den 

eu-gremien für ein formales standardisie-

rungsmandat einsetzen, um die bereitstellung 

von harmonisierten standards für sdr/cr zur 

anwendung unter der r&tte-rl zu fördern.

Broadband	direct Air to Ground (BdA2G)

die nachfrage nach einem überall verfügbaren 

internetzugang nimmt stetig zu. dies schließt 

nunmehr auch den breitbandzugang an bord 

von Flugzeugen ein, der dann sowohl durch 

Passagiere (z. b. e-Mail, internet, infotainment, 

sprachkommunikation) als auch durch die 

Fluglinien und/oder Flugzeughersteller zur 

Prozessoptimierung genutzt werden kann. 

existierende satellitenbasierte Llösungen haben 

bisher nicht die gewünschte akzeptanz erzielt. 

in der europäischen standardisierung wurde 

damit begonnen, entsprechende alternative, 

breitbandige Funklösungen, mit denen ein 

zugang über direkte Verbindungen zwischen 

bodenstationen und Flugzeugen hergestellt 

werden soll, zu untersuchen. Für die bundes-

netzagentur ist es besonders wichtig, auf die 

berücksichtigung der regulierungsziele (wie  

z. b. die sicherstellung der Funkverträglichkeit 

mit anderen Funkdiensten sowohl am boden 

als auch in der luft) in der standardisierung der 

anwendung hinzuwirken.

Verkehrstelematik

die standardisierung für intelligente transport-

systeme (its) wird durch das Mandat M/453 der 

europäischen Kommission stark vorangetrieben. 

bis Mitte 2012 sind allein durch etsi et wa 65 

standards und spezifikationen zu verabschieden, 

um die Kommunikationsarchitektur, die inter-

operabilität und die sicherheit der vorgesehenen 

applikationen zu harmonisieren. Weitere stan-

dards werden durch cen und cen/cenelec 

ergänzt. dieses Paket aus standards und 

spezifikationen soll für das erste release der its-

Kommunikation noch 2012 verabschiedet 

werden. Ddie Bbundesnetzagentur unterstützt 

insbesondere die entwicklung der digitalen 

luftschnittstelle durch ihren Vorsitz in der etsi 

its Wg 4.

QuAlIfIZIErTE	ElEkTrONIschE	sIGNATur

die Verbreitung der qualifizierten elektro-

nischen signatur nimmt aufgrund der 
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bestehenden (z. Bb. Aabfallnachweisverfahren, 

elektronisches gerichts- und Verwaltungspost-

fach, elektronisches grundbuch) und zukünftig 

umzusetzenden anwendungen (z. b. elektro-

nisches Personenstandsregister) immer mehr zu. 

Während die genannten beispiele meist nur 

für einen bestimmten Personen- bzw. berufs-

kreis von bedeutung sind, wird eines der groß-

projekte des bundes, der am 1. november 2010 

eingeführte elektronische Personalausweis, 

auch anwendungsmöglichkeiten für den 

bürger eröffnen. im jahr 2012 soll der Personal-

ausweisinhaber nun auch die signaturfunktion 

des Personalausweises nutzen können, um 

qualifizierte elektronische signaturen zu 

erstellen. hierdurch werden aber auch die 

bereits schon jetzt vielfach von unternehmen 

und  Bbürgern nachgefragten Bberatungsleis-

tungen der bundesnetzagentur zur anwen-

dung und umsetzung der qualifizierten 

elektronischen signatur, z. b. in geschäfts-

prozessen, weiter ansteigen. 

die bundesnetzagentur wird sich auch in das 

weitere Verfahren der vom bMWi initiierten 

novellierung des sigg und der sigV einbringen. 

die novellierung befindet sich in der zweiten 

ressortabstimmung und wird im jahr 2012 

weiter vorangetrieben. 

auch auf europäischer ebene wächst die 

bedeutung der rechtsverbindlichen elektro-

nischen signatur. ein beispiel ist die von der 

europäischen Kommission mit nachdruck 

betriebene Überarbeitung der signaturricht-

linie 1999/93/eg. Bbereits im März 2012 soll ein 

erster entwurf zur Kommentierung durch die 

Mitgliedstaaten vorliegen. Wie bereits im 

Vorfeld geschehen, wird sich die bundesnetz-

agentur auch hier aktiv beteiligen und 

beratend mitwirken.

des Weiteren werden bestehende europäische 

Vorhaben weiter vorangetrieben. die im 

rahmen der europäischen dienstleistungs-

richtlinie (richtlinie des europäischen 

Parlaments und des rates über dienstleistungen 

im binnenmarkt vom 12. dezember 2006, 

richtlinie 2006/123/eg) und der europäischen 

Kommissionsentscheidung 2009/767/eg 

verbindlich zu erstellenden und zu führenden 

vertrauenswürdigen listen der von den 

Mitgliedstaaten beaufsichtigten bzw. akkre-

ditierten Zzertifizierungsdiensteanbieter 

werden fortlaufend gepflegt, auf gegenseitige 

Prüfbarkeit kontrolliert und weiter verbessert. 

Für die bundesrepublik deutschland erstellt 

die bundesnetzagentur diese liste, pflegt und 

überarbeitet sie. Ddie Bbundesnetzagentur 

arbeitet auch an der Fortentwicklung der tech-

nischen anforderungen an diese listen in den 

jeweiligen EUeu-gremien mit.

daneben schreiten die europäischen standar-

disierungen im bereich der qualifizierten 

elektronischen signatur weiter fort. in diesem 

rahmen engagiert sich die bundesnetzagentur 

auch zukünftig in nationalen, europäischen 

und internationalen gremien. im Mittelpunkt 

steht die Mitarbeit im european telecommuni-

cations standards institute/electronic signatures 

and infrastructures (etsi/esi) sowie im Forum 

of european supervisory authorities for elec-

tronic signatures (Fesa) – seit april 2010 arbeitet 

die bundesnetzagentur hier im Vorstand mit.

auch im jahr 2012 werden beratungsleistungen 

für den aufbau von signaturinfrastrukturen 

nach deutschem Vorbild für ausländische 

regierungen erbracht, insbesondere für 
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eu-aufnahmekandidaten sowie außereuro-

päische staaten, die eine verstärkte Koopera-

tion mit der eu anstreben.

POsT

aus den im jahr 2012 anstehenden tätigkeiten 

im bereich der Postregulierung sind die nach-

folgenden Ttätigkeiten hervorzuheben. 

Vorteile von	kooperationen im Postmarkt 

und	möglichkeiten ihrer	förderung

in letzter zeit haben sich am Markt für brief-

dienstleistungen verschiedene Uunternehmen zu 

Verbundkooperationen zusammengeschlossen, 

d. h., es werden nahezu flächendeckende 

zustellnetze gebildet, indem sich die unter-

nehmen gegenseitig die Möglichkeit ein-

räumen, eingelieferte Ssendungen durch 

Partnerunternehmen in deren Zzustellgebieten 

zustellen zu lassen. 

die bundesnetzagentur begrüßt die aktivi-

täten dieser Postdienstleister, da sie in einem 

stagnierenden Markt ein wichtiges element zur 

Wettbewerbsbelebung sind. im jahr 2012 

möchte die bundesnetzagentur die Voraus-

setzungen für die bildung von Verbundkoope-

rationen und Möglichkeiten ihrer Förderung 

deshalb näher untersuchen.

zunächst sollen die beiden derzeitig am Markt 

befindlichen Modelle dargestellt und ihre 

charakteristika herausgearbeitet werden. im 

nächsten schritt werden die jeweiligen erfolgs- 

und risikofaktoren analysiert und gegenüber-

gestellt. daran schließen sich die ermittlung 

der für die Wettbewerbsentwicklung bedeut-

samen Faktoren und ihre bewertung an. 

hieran anknüpfend könnten Möglichkeiten 

und bedingungen zur Förderung der Verbund-

kooperationen durch die bundesnetzagentur 

abgeleitet werden. abschließend soll eine 

abschätzung des entwicklungspotenzials und 

der erfolgsaussichten von Verbundkoopera-

tionen für den briefmarkt erfolgen. 

stand des Wettbewerbs auf den Post-

märkten anderer Eu-mitgliedstaaten

die bundesnetzagentur wird im kommenden 

jahr einen benchmark zum stand des Wett-

bewerbs auf den Postmärkten anderer 

eu-Mitgliedstaaten durchführen, um einen 

Überblick über aktuelle entwicklungen in 

anderen ländern nach der vollständigen Markt-

öffnung in einer reihe von Mitgliedstaaten seit 

1. januar 2011 zu bekommen. dies dient u. a. der 

einschätzung der Wettbewerbsmöglichkeiten 

deutscher Postdienstleister auf anderen 

Postmärkten der eu. es erlaubt auch eine 

einordnung des stands des Wettbewerbs in 

deutschland im Vergleich zu den Märkten der 

anderen Mitgliedstaaten sowie seiner ent-

wicklungschancen im rahmen der binnen-

marktentwicklung. 

regulatorische Behandlung von 	

Bündelprodukten

die deutsche Post ag (dP ag) offeriert auf- 

grund sich verstärkenden Wettbewerbsdrucks 

zunehmend bündelprodukte am Markt. daher 

hält die bundesnetzagentur die entwicklung 

von grundsätzen zur Überprüfung von bündel-

produkten und vertraglichen sondermodellen 

weiterhin für notwendig. 

Mit blick auf postalische dienstleistungen ist 

ein zunehmender trend zur Produkt- und 

Preisdifferenzierung zu verzeichnen. Iim 

zusammenhang mit integrierten logistischen 

dienstleistungen werden verstärkt Bbündel-

produkte vermarktet. hierbei werden von der 
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dP ag brief- und Paketbeförderungsleistungen 

mit kundenindividuellen Ssystemlösungen 

angeboten, die sich auch auf vor- und nach-

gelagerte Wertschöpfungsstufen erstrecken. 

zu beobachten ist bei der dP ag außerdem eine 

tendenz zur kundenindividuellen und regionali-

sierten tarifierung. daher bedarf es einer 

weiteren Konkretisierung der im § 20 Postg 

verankerten Prüfungsmaßstäbe. 

dies gilt umso mehr, als hybridprodukte eben-

falls bündelprodukte durch die erforderliche 

einbeziehung postvorbereitender Ddienst-

leistungen (druck, Kuvertierung, Frankierung) 

darstellen. deshalb ist insbesondere die 

entwicklung des e-Postbriefs der dP ag zu 

beobachten. Nneben den postvorbereitenden 

dienstleistungen wird hier zusätzlich mit dem 

onlinezugang gebündelt. im kommenden jahr 

wird voraussichtlich das Konkurrenzprodukt 

„de-Mail“ an den Markt gehen, das unternehmen 

tnt Post holding deutschland gmbh bietet 

zudem seit november 2010 ein eigenes hybrid-

produkt „print my post“ an. auch andere Post-

dienstleister haben solche hybridpostprodukte 

in ihrem Portfolio.

ENErGIE

aus der Vielzahl der im jahr 2012 anstehenden 

tätigkeiten im bereich energie sind die nach-

folgenden Ttätigkeiten hervorzuheben. 

Netzentwicklungsplan Elektrizität

im jahr 2012 werden die Ünb der bundesnetz-

agentur erstmals den entwurf eines zehn-

jahres-netzentwicklungsplans vorlegen. Iim 

rahmen der erstellung des netzentwicklungs-

plans ist eine breite beteiligung der Öffent-

lichkeit vorgesehen. auf grundlage eines 

durch die bundesnetzagentur konsultierten 

und genehmigten szenariorahmens, in dem 

annahmen über die wesentlichen zukünftigen 

energiewirtschaftlichen Eentwicklungslinien 

getroffen werden, werden die Ünb den 

zukünftigen Ttransportbedarf ermitteln. 

das resultat wird ein netzentwicklungsplan 

sein, der alle Maßnahmen zur optimierung, 

zum ausbau und zur Verstärkung des netzes 

enthält, die in den nächsten zehn jahren für 

einen zuverlässigen und sicheren netzbetrieb 

notwendig sind. 

die bundesnetzagentur wird diesen Prozess 

mit gutachterlicher unterstützung begleiten 

und den entwurf des netzentwicklungsplans 

nach Übergabe durch die Ünb prüfen und mit 

einer breiten Öffentlichkeit konsultieren. Aauf 

dieser grundlage wird die bundesnetzagentur 

den netzentwicklungsplan zusammen mit 

einem umweltbericht (siehe seite 245) der 

bundesregierung als entwurf eines bundes-

bedarfsplans übermitteln. 

Ausbaubedarf in den	stromverteilernetzen

das jahr 2011 war geprägt von einer diskussion 

über die Frage, wie hoch der zukünftige bedarf 

an konventionellem und/oder „intelligentem“ 

netzausbau und der damit verbundene Finanzie-

rungsbedarf, der heute noch nicht in den 

netzentgelten erhalten ist, im bereich der 

stromverteilernetze in der zukunft ausfallen 

werden. unterschiedliche zahlen wurden 

geschätzt und im politischen raum diskutiert. 

das thema „smart grids“ hat die diskussion 

zusätzlich erschwert, da der kostenrelevante 

nettoeffekt intelligenter Maßnahmen, z. b. 

durch zusätzliche Mess-, steuer-, regel- und 

it-technik, gegenwärtig noch nicht quanti-

fiziert werden kann. die bundesnetzagentur 
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wird sich im rahmen eines gutachtens aktiv 

mit dieser thematik auseinandersetzen. 

Netzentwicklungsplan Gas

im jahr 2012 ist für den gasbereich erstmals ein 

deutschlandweiter netzentwicklungsplan der 

Fnb aufzustellen. die erstellung des netz-

entwicklungsplans dient dazu, den künftigen 

bedarf an transportkapazitäten zu ermitteln 

und – darauf aufbauend – die erforderlichen 

investitionen in das Fernleitungsnetz zu iden-

tifizieren. 

die Fnb werden den entwurf des netzentwick-

lungsplans unter berücksichtigung der 

Konsultationsergebnisse im april 2012 bei der 

bundesnetzagentur einreichen, die dann ihrer-

seits eine Konsultation durchführt, in der 

insbesondere ermittelt werden soll, ob die im 

rahmen der Konsultation durch die Fnb 

geltend gemachten eingaben von diesen 

ausreichend im Planentwurf berücksichtigt 

worden sind. in diesem zusammenhang ist die 

bundesnetzagentur berechtigt, Änderungen 

am netzentwicklungsplan zu verlangen.

Zugangsregulierung Sstrom

festlegung zum	redispatch 

nach der stilllegung von acht Kernkraftwerken 

im Frühjahr 2011 im rahmen des ausstiegs aus 

der Kernenergie ist die erzeugungsleistung in 

deutschland um ca. 8.400 MW reduziert. hier-

durch haben sich die stromflüsse im Über-

tragungsnetz teilweise erheblich verändert. 

die veränderte netz- und einspeisesituation 

hat insbesondere dazu geführt, dass zur 

gewährleistung der sicherheit und zuverlässig-

keit des elektrizitätsversorgungssystems deut-

lich häufiger als zuvor eingriffe der Ünb in die 

Fahrweise, d. h. in die Wirkleistungsein-

speisung von Kraftwerken, erforderlich 

geworden sind. diese auch als „redispatch“ 

bezeichneten eingriffe dienen dabei sowohl 

zur Vermeidung temporärer Überlastungs-

situationen als auch zur spannungsstützung. 

der einsatz von redispatch und blindleistung 

erfolgte bisher auf basis bilateraler vertrag-

licher Vereinbarungen zwischen den Ünb und 

den betreibern von Kraftwerken. gegenwärtig 

arbeitet nach Kenntnis der bundesnetzagentur 

jedoch nur ein teil der Kraftwerksbetreiber mit 

den Ünb beim redispatch und bei der blind-

leistung zusammen. zudem ist die ausge-

staltung der bilateralen Vereinbarungen 

zwischen den Ünb und den Kraftwerksbe-

treibern uneinheitlich. 

die bundesnetzagentur hat im april 2011 ein 

Festlegungsverfahren eingeleitet, um bundes-

weit einheitliche und eindeutige Vorgaben und 

Maßstäbe zu entwickeln, nach denen zukünftig 

der eingriff der Ünb in die Wirkleistungs-

einspeisung von Kraftwerken durchzuführen 

ist. die rechtliche Verpflichtung, dass alle 

Kraftwerke mit einer leistung über 50 MW sich 

am redispatch beteiligen müssen, ist im rahmen 

der novellierung des enWg in § 13 abs. 1a ver- 

ankert worden. auf basis dieser teilnahme-

pflicht beabsichtigt die bundesnetzagentur, 

konkretisierende regeln zur ausgestaltung 

von redispatch zwischen Ünb und Kraftwerks-

betreibern festzulegen. 

die bundesnetzagentur beabsichtigt, das 

Verfahren möglichst frühzeitig im jahr 2012 

abzuschließen.

Neugestaltung des Abrechnungssystems 

für Ausgleichsenergie

zum ausgleich der abweichungen zwischen 

prognostiziertem und tatsächlichem strom-
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verbrauch nehmen die für die belieferung der 

stromverbraucher verantwortlichen Bbilanz-

kreise sog. ausgleichsenergie in anspruch. 

dazu werden zunächst überdeckte bilanz-

kreise, bei denen der tatsächliche Verbrauch 

geringer als prognostiziert ist, mit unterspeisten 

bilanzkreisen, bei denen der tatsächliche 

Verbrauch höher als prognostiziert ist, saldiert. 

die verbleibende restabweichung – d. h. die 

Über- oder unterspeisung der gesamtheit aller 

bilanzkreise – wird von den Ünb durch den 

einsatz von regelenergie ausgeglichen.

die durch die inanspruchnahme von ausgleichs-

energie bzw. den einsatz von regelenergie 

entstehenden Kosten werden den Bbilanzkreisen 

über den sog. ausgleichsenergiepreis in rech-

nung gestellt. damit sollen die bilanzkreis-

verantwortlichen zu einer möglichst ausge- 

glichenen bewirtschaftung ihrer bilanz-

kreise angehalten werden, so dass der prognos-

tizierte dem tatsächlichen stromverbrauch 

möglichst nahe kommt. 

das derzeitige in der stromnzV festgeschrie-

bene system zur bestimmung der ausgleichs-

energiepreise führt in bestimmten situationen 

jedoch dazu, dass offenbar keine ausreichenden 

finanziellen anreize zur sorgfältigen und 

ausgeglichenen Bbilanzkreisbewirtschaftung 

mehr bestehen. 

dieser befund wird dadurch unterstützt, dass 

der Markt nach einer befragung der ePeX spot 

keinen bedarf an Viertelstundenprodukten 

sieht, obwohl derzeit an den spotmärkten nur 

stundenprodukte erhältlich sind, mit denen 

keine Möglichkeit für händler besteht, die 

viertelstündlich abgerechneten bilanzkreise 

ständig ausgeglichen zu halten. gerade bei 

einem starken anstieg oder abfall des Ver- 

brauchs oder der erzeugung innerhalb einer 

stunde, etwa zu bestimmten tageszeiten oder 

durch steile Flanken bei der eeg-Produktion, 

kommt es so zu gravierenden bilanzkreis-

abweichungen in einzelnen Viertelstunden, 

die regelmäßig zum vollständigen einsatz der 

regelenergie führen. die hierfür bei den 

bilanzkreisverantwortlichen entstehenden 

Kosten sind nach dem derzeitigen Aabrechnungs-

system offenbar nicht hoch genug, um eine 

bereitschaft zur viertelstündlichen nach-

beschaffung der abweichenden Mengen und 

damit die Forderung nach der einführung 

entsprechender Produkte im spotmarkt 

anzureizen.

die bundesnetzagentur beabsichtigt, das 

bestehende system der bilanzkreisabrechnung 

auf existierende systematische Fehlanreize 

oder anderweitige Fehlentwicklungen zu 

untersuchen und ggf. zu reformieren. hierzu 

soll zunächst eine studie in auftrag gegeben 

werden, die mögliche alternative abrechnungs-

modelle entwickelt, die stärkere anreize zu 

einer ausgeglichenen bewirtschaftung der 

bilanzkreise setzen. es ist geplant, die relevanten 

Marktakteure mit in die diskussion einzubezie-

hen und die Änderungen im rahmen einer 

Festlegung zu implementieren. Voraussetzung 

hierfür ist allerdings eine Änderung des  

§ 8 stromnzV, in dem das derzeitige abrech-

nungsmodell festgeschrieben ist. 

Vereinheitlichung und Weiterentwicklung 

von Profilverfahren

bereits im sommer 2010 hatte die bundesnetz-

agentur ein Festlegungsverfahren mit dem ziel 

eröffnet, die abwicklungsbedingungen der 

stromlieferanten für die belieferung von 

standardlastprofilkunden zu vereinheitlichen 

und erforderlichenfalls weiterzuentwickeln. 
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auf diese Weise soll eine belebung des Wett-

bewerbs gerade bei besonderen Bbelieferungs-

konstellationen wie heizstrom und bei Kunden 

mit getrennter HTht-/nt-Verbrauchserfassung 

erreicht werden. Ddie Bbundesnetzagentur strebt 

an, das Verfahren im Verlauf des jahres 2012 

zum abschluss zu bringen. nach derzeitigem 

Planungsstand soll das Festlegungsverfahren 

auch aussagen treffen zur erfassung und 

bilanzierung des stromverbrauchs bei Kunden 

mit eeg-eigenverbrauch.

festlegung Off-shore

die bundesnetzagentur beabsichtigt, im jahr 

2012 von der ihr mit der enWg -novelle 2011 

eingeräumten Festlegungskompetenz im 

bereich off-shore gebrauch zu machen. bereits 

im jahr 2009 hatte die bundesnetzagentur die 

nach § 17 abs. 2a enWg bestehende Verpflichtung 

der Ünb zur anbindung von off-shore-Wind-

parks im rahmen eines Positionspapiers 

konkretisiert, das nunmehr im lichte der 

gewonnenen Eerfahrungen weiterzuent-

wickeln ist.

schwerpunkt der Festlegung wird die verbind-

liche bestimmung von Kriterien sein,

•	 die für die errichtung von netzanbindungen 

erforderlich sind,

•	 anhand derer sich eine realisierungs-

wahrscheinlichkeit der errichtung von 

off-shore-anlagen ermitteln lässt,

•	 die eine diskriminierungsfreie Vergabe von 

anbindungskapazitäten an off-shore-anlagen 

ermöglichen, 

um die verschiedenen ziele des gesetzes – die 

rechtzeitige erstellung der netzanbindung 

sowie die preisgünstige und umweltverträgli-

che Versorgung der allgemeinheit – bestmög-

lich in einklang zu bringen.

Energieinformationsnetz

die bundesnetzagentur wird die begonnenen 

diskussionen mit der branche zum aufbau 

eines Eenergieinformationsnetzes weiter aktiv 

vorantreiben, um eine möglichst zügige 

lösung zu erreichen. insbesondere der weiter 

zunehmende anteil von volatilen und/oder 

dezentralen erzeugungsanlagen in deutsch-

land erfordert zum sicheren betrieb der netze 

prognostizierte sowie aktuelle erzeugungs-, 

Verbrauchs- und zustandsdaten. die Ünb 

können ihre Verpflichtungen zu einem sicheren 

netzbetrieb nur wahrnehmen, wenn sie von 

betreibern von erzeugungsanlagen und elektri-

zitätsverteilernetzen, industriellen und 

gewerblichen Lletztverbrauchern sowie 

lieferanten von elektrizität unverzüglich die 

informationen bekommen, die für den sicheren 

betrieb, für die Wartung und für den ausbau 

von netzen notwendig sind.

Zugangsregulierung Gas

umsetzung	kapazitätsauktion Gas

am 24. Februar 2011 wurde die Festlegung zu 

Kapazitätsregelungen und auktionsverfahren 

im gassektor (Karla gas) erlassen. deren 

zentrale zielvorstellung ist es, die technisch 

ungenutzten, aber gebuchten Kapazitäten bei 

einem vertraglichen engpass wirtschaftlich 

nutzbar zu machen und hierdurch einer 

größeren zahl von transportkunden den 

gleichzeitigen netzzugang zu ermöglichen. 

absehbar ungenutzte Kapazitäten werden 

spätestens kurzfristig (day-ahead) an den Markt 

zurückgegeben, so dass sie von anderen trans-

portkunden genutzt werden können. Während 

bislang eine buchung das unbegrenzte recht 

umfasste, die nutzung der gebuchten Kapazität 

noch zwei stunden vor dem transport anzu-

passen („renominierung“), wird dieses recht 

ab dem 1. Februar 2012 moderat eingeschränkt. 
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die dadurch frei werdende Kapazität kann 

anderen transportkunden zur Verfügung 

gestellt werden, die damit gas zwischen zwei 

benachbarten Marktgebieten transportieren 

und letztlich gashandelsmärkte miteinander 

verbinden können. Überdies regelt Karla gas 

die zentralen eckpfeiler der ausgestaltung der 

Primärkapazitätsplattform und der seit dem 

30. august 2011 anzuwendenden auktions-

verfahren.

die regulatorische begleitung und umsetzung 

der Festlegung werden einen der aufgaben-

schwerpunkte der beschlusskammer im jahr 

2012 bilden.

Biogas

Wesentliches Aanliegen der Bbundesnetzagentur 

ist es, größere rechtssicherheit im bereich des 

anschlusses von biogasanlagen und des 

zugangs von biogaseinspeisern zu gasver-

sorgungsnetzen zu schaffen. Von zentraler 

bedeutung sind hierbei die beantwortung von 

auslegungsfragen zu den maßgebenden 

Vorschriften des teils 6 der  gasnetzzugangs-

verordnung sowie das Moderieren von infor-

mellen Vermittlungsgesprächen zwischen 

anschlusspetenten und netzbetreibern. hier-

bei ist zu beachten, dass nach der novellierung 

des enWg nunmehr ausschließlich die bundes-

netzagentur gemäß § 54 abs. 2 satz 3 enWg für 

Fragen im zusammenhang mit dem anschluss 

von biogasanlagen an das gasversorgungsnetz 

zuständig ist. zudem umfasst der biogasbegriff 

nach § 3 nr. 10c enWg mittlerweile nicht mehr 

nur biogas im klassischen sinn, sondern auch 

Wasserstoff und synthetisch hergestelltes 

Methan. auch die beantwortung der sich hier-

aus ergebenden rechtsfragen wird von 

zunehmender bedeutung sein.

eine weitere neuerung in bezug auf biogas-

anlagen ergibt sich aus § 33i eeg. hiernach hat 

der betreiber von anlagen, die strom aus 

biogas erzeugen und in das stromnetz einspeisen, 

einen anspruch gegen den stromnetzbetreiber 

auf zahlung einer Flexibilitätsprämie für das 

bereithalten zusätzlich installierter elektrischer 

leistung, die eine bedarfsgerechte stromerzeu-

gung ermöglicht. der anspruch setzt voraus, 

dass der Aanlagenbetreiber der Bbundesnetz-

agentur den standort der anlage, die installierte 

leistung sowie die inanspruchnahme der 

Flexibilitätsprämie meldet.

datensammlung und -analyse von 	

Netzinformationen Gas

ab dem jahr 2012 sollen der bundesnetzagentur 

von den marktgebietsverantwortlichen netz-

betreibern netzrelevante informationen zum 

gasnetz zur Verfügung gestellt werden. hierzu 

gehören beispielsweise detaillierte infor-

mationen zu den physischen lastflüssen, den 

buchungsraten, unterbrochenen Kapazitäten 

und speicherfüllständen. die analyse dieser 

daten soll erkenntnisse über die tatsächliche 

auslastung des deutschen gasnetzes liefern, 

die in die erstellung des risikoberichts nach 

art. 13 der europäischen Verordnung 994/2010 

vom 20. oktober 2010 einfließen werden.  

darüber hinaus kann deutschland damit den 

berichtspflichten gegenüber der international 

energy agency (iea) nachkommen, der auf 

monatlicher basis aggregierte Flussdaten der 

grenzübergangspunkte zu übermitteln sind.

Entgeltregulierung

kostenprüfung und Effizienzvergleich im 

Gasbereich

im ersten halbjahr 2012 soll die Kostenprüfung, 

die die ausgangsgröße für die Festlegung der 

in der zweiten regulierungsperiode geltenden 
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erlösobergrenzen der Ggasnetzbetreiber 

darstellt, abgeschlossen werden. 

grundlage dieser daten ist das basisjahr 2010. 

die entsprechenden daten wurden von den 

netzbetreibern zum 1. juli 2011 erhoben. die 

netzbetreiber im vereinfachten Verfahren 

nach § 24 aregV haben ihre daten zur Kosten-

prüfung zum 1. september 2011 eingereicht. es 

handelt sich hierbei um die erste vollständige 

Kostenprüfung nach den Vorgaben der 

gasnetzentgeltverordnung seit beginn des 

anreizregulierungsregimes. 

Für die erste regulierungsperiode wurden 

effizienzvergleichsmodelle für die Fnb und 

Vnb gas im rahmen der einführung der 

anreizregulierung zum 1. januar 2009 ermittelt. 

im jahr 2012 hat die bundesnetzagentur 

wiederum Eeffizienzvergleiche für die gasnetz-

betreiber durchzuführen. dabei besteht die 

aufgabe darin, jeweils geeignete Kostentreiber 

zu identifizieren, um die Vergleichbarkeit der 

im jeweiligen effizienzvergleich befindlichen 

netzbetreiber im Hhinblick auf deren Versorgungs-

aufgabe gewährleisten zu können. die identifi-

zierung geeigneter Vergleichsparameter ist 

also von herausragender bedeutung für die 

belastbarkeit der Eeffizienzvergleiche. Zzur 

identifizierung der Parameter sieht die anreiz-

regulierung die Verwendung qualitativer, 

analytischer oder statistischer Methoden vor, 

die dem stand der Wissenschaft zu entsprechen 

haben. 

die zweite regulierungsperiode für gasnetz-

betreiber (Fnb und Vnb) beginnt am 1. januar 

2013. um für jeden netzbetreiber die entspre-

chenden individuellen Eerlösobergrenzen 

bestimmen zu können, müssen individuelle 

effizienzwerte ermittelt werden. 

Für die bestimmung der effizienzvorgaben der 

Fnb und der Vnb gas ist ein nationaler effizienz-

vergleich vorgesehen. Ddie Bbundesnetzagentur 

wird bei der durchführung der effizienz-

vergleiche durch externe berater unterstützt 

werden.

Vorbereitungen Effizienzvergleich Vertei-

lernetzbetreiber Sstrom

Mitte 2008 wurde das erste effizienz-

vergleichsmodell für die Vnb strom im 

rahmen der einführung der anreizregulie-

rung zum 1. januar 2009 ermittelt. im jahr 2013 

muss für die Vnb strom im hinblick auf die 

zweite regulierungsperiode, beginnend am 

1. Jjanuar 2014, erneut ein Eeffizienzvergleichs-

modell erstellt werden. 

um die transparenz und die nachvollzieh-

barkeit für die betroffenen unternehmen zu 

erhöhen, wird im Frühjahr 2012 mit der 

analyse und Weiterentwicklung des effizienz-

vergleichsmodells der Vnb strom begonnen 

werden. ziel dabei ist, identifizierte Problem-

felder zu analysieren und technisch wirtschaft-

liche optimierungspotenziale aufzuzeigen, die 

bei der Ddurchführung des Eeffizienzvergleichs 

für die zweite regulierungsperiode aufgegriffen 

werden können. darüber hinaus wird die 

bundesnetzagentur im jahr 2012 die erforder-

lichen strukturdaten bei den netzbetreibern 

erheben und auf Plausibilität überprüfen.

kostenprüfung im	strombereich

die bundesnetzagentur wird im zweiten halb-

jahr 2012 eine umfangreiche Kostenprüfung 

der stromnetzbetreiber auf der grundlage 

des basisjahres 2011 durchführen. sie dient 

der Eermittlung der ausgangsgrößen für die 

Festlegung der in der zweiten Periode der 

anreizregulierung ab 2014 geltenden erlös-
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obergrenzen. es handelt sich dabei um die erste 

vollständige Kostenprüfung nach den Vorgaben 

der stromnetzentgeltverordnung seit beginn 

der Aanreizregulierung. 

das land brandenburg hat die bundesnetz-

agentur durch Verwaltungsabkommen jetzt 

mit der Wahrnehmung von aufgaben nach 

dem EenWg im Wege der organleihe betraut. 

dadurch ist die anstehende Kostenprüfung für 

25 zusätzliche netzbetreiber durchzuführen. 

das bahnstromnetz unterliegt nach einer 

entscheidung des bgh als energieversorgungs-

netz der entgeltgenehmigungspflicht des 

enWg und damit einer am effizienzmaßstab 

orientierten Kostenprüfung. die db energie 

gmbh hat der bundesnetzagentur nun ihre 

netzentgelte zur Prüfung und genehmigung 

vorzulegen.

regulierungskonto

in der zweiten jahreshälfte 2012 wird erstmals 

der saldo des regulierungskontos für die 

vorangegangenen jahre der ersten Periode der 

anreizregulierung ermittelt. 

der ausgleich des saldos auf dem regulierungs-

konto am ende der ersten Periode der anreiz-

regulierung erfolgt in Form von gleichmäßigen 

(tilgungs-)raten, die auf die erlösobergrenzen 

in der zweiten regulierungsperiode aufge-

schlagen bzw. von diesen abgezogen werden 

(ratentilgung). zusätzlich erfolgt eine Verzin-

sung des im jeweiligen Kalenderjahr durch-

schnittlich gebundenen saldos (d. h. aus dem 

Mittelwert des anfangs- und des endbestands).

Neue Aufgaben nach dem NABEG

um die Versorgungssicherheit dauerhaft zu 

gewährleisten, ist der ausbau des höchst-

spannungsnetzes notwendig, denn die erzeu-

gungsorte der erneuerbaren Eenergien 

stimmen vielfach nicht mit den orten überein, 

an denen viel energie benötigt wird. der 

ausbau der Übertragungsnetze ist mithin 

schnell vorzunehmen, damit der reibungslose 

einstieg in das zeitalter ohne Kernenergie und 

mit weitgehend reduzierter fossiler Eenergieer-

zeugung gelingt.

Mit dem erlass des gesetzes über Maßnahmen 

zur beschleunigung des netzausbaus elektrizi-

tätsnetze am 28. juli 2011 wurden der bundesnetz-

agentur mit der Planung und der genehmigung 

des netzausbaus neue aufgaben zugewiesen. 

Für die gänzlich neuen aufgaben der bundes-

fachplanung und der Planfeststellung der 

leitungsvorhaben durch die bundesnetz-

agentur und die für diese Verfahren vor- 

geschriebenen Prüfungen der umwelt-

belange werden bei der bundesnetzagentur  

die organisatorischen strukturen geschaffen. 

eine weitere aufgabe wird die durchführung 

der strategischen umweltprüfung im rahmen 

der Vorbereitung des jeweiligen Bbundes-

bedarfsplans sein. in dieser strategischen 

umweltprüfung werden neben den generellen 

auswirkungen der einzelnen Übertragungs-

technologien auf die umweltrechtlich relevanten 

schutzgüter auch mögliche leitungsräume auf 

ihre raumwiderstände hin untersucht, sie wird 

2012 erstmals durchgeführt. zu diesem zweck 

hat die bundesnetzagentur über 150 behörden 

und Verbände eingeladen, sich an der Festlegung 

des untersuchungsrahmens zu beteiligen. 

diese erfolgt in einer zweitägigen Konferenz, 

die ende Februar 2012 in bonn stattfinden wird. 

die strategische umweltprüfung mündet in 

die Eerstellung eines umweltberichts, der die 
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voraussichtlichen umweltauswirkungen des 

bundesbedarfsplans beschreibt. Dder Uumwelt-

bericht wird zusammen mit dem genehmigten 

netzentwicklungsplan zu einem entwurf eines 

bundesbedarfsplans verdichtet, der an die 

bundesregierung gesandt wird, damit der 

bundesbedarfsplan als gesetz erlassen werden 

kann.

derzeit befinden sich die neuen organisato-

rischen Sstrukturen im aufbau. es wird an der 

fachlichen und personellen Vorbereitung der 

kommenden Aaufgabenerledigung gearbeitet, 

die neben der durchführung der strategischen 

umweltprüfung die bundesfachplanung und 

ggf. die Planfeststellungsverfahren der neuen 

stromtrassen umfasst, sofern diese im bundes-

bedarfsplan als länderübergreifend oder 

grenzüberschreitend gekennzeichnet wurden. 

Planfeststellungsverfahren wird die bundes-

netzagentur jedoch erst dann durchführen, 

wenn hierzu eine rechtsverordnung von der 

bundesregierung mit zustimmung des bundes-

rates erlassen worden ist.

alle diese aufgaben sind für die bundesnetz-

agentur neuland; sie haben allerdings mit der 

regulierung der Märkte und der entflechtung 

der ehemaligen Monopole erhebliche fachliche 

Überschneidungen, woraus sich wertvolle 

synergien ergeben. Iinsbesondere bei der Frage 

der Planrechtfertigung kann die bundesnetz-

agentur ihre gut fundierten Kenntnisse der 

energiewirtschaft nutzen. zudem kann die 

bundesnetzagentur auf ihre internationale 

erfahrung zurückgreifen, soweit es um die 

einbindung des deutschen netzes in einen 

europäischen stromverbund geht. aufgrund 

der neuartigkeit der aufgaben wurde mit der 

einstellung von Personal aus Fachrichtungen 

begonnen, die bislang in der behörde nicht 

vertreten waren: landschaftsplaner, biologen, 

Kommunikationswissenschaftler etc. 

die bundesnetzagentur sieht ihre besondere 

Verpflichtung darin, die gesetzlichen 

Vorgaben zur beteiligung der behörden und 

der Öffentlichkeit mit leben zu füllen. die 

Voraussetzungen der Planungen und ggf. die 

alternativen sollen ausführlich mit allen 

betroffenen und Iinteressenvertretern dis-

kutiert und abgewogen werden. aus diesem 

grund ist beabsichtigt, eine neue internet-

lösung aufzubauen, bei der auch neue beteili-

gungsformen eingeführt werden sollen.

Mit den bundesländern wird eine enge 

Kooperation angestrebt. die in den ländern 

zuständigen Fachbehörden verfügen über 

langjährige erfahrungen im bereich der raum-

ordnung und Planfeststellung; sie sind auch 

künftig für den ausbau der elektrizitätsnetze 

zuständig und es lassen sich in vielen Projekten 

synergien heben. das nabeg sieht die bildung 

eines bundesfachplanungsbeirats vor, der im 

jahr 2012 eingerichtet werden soll und der bei 

der Koordinierung der zusammenarbeit der 

länder untereinander und mit der bundesnetz-

agentur eine wichtige rolle spielen wird.

Geschäftsstelle	monitoring „Energie 	

der Zukunft“

das energiekonzept der bundesregierung 

„energie der zukunft“ setzte rahmen-

bedingungen für eine neuausrichtung der 

energieversorgung. Ddie Bbundesregierung hat 

beschlossen, diese neuausrichtung mittels 

eines gezielten Monitorings zu begleiten, um 

die erreichung der energiewirtschaftlichen 

ziele Versorgungssicherheit, Wirtschaftlich-

keit und Uumweltverträglichkeit zu gewährleisten.
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die umsetzung des Maßnahmenprogramms 

soll erstmals ab 2012 jährlich auf basis eines 

fundierten Monitorings überprüft werden. 

dabei wird das bMWi über den netzausbau, 

den Kraftwerksausbau und ersatzinvestitionen 

sowie zur energieeffizienz informieren. das 

bMu wird über den ausbau der erneuerbaren 

energien berichten. auf dieser grundlage wird 

die bundesregierung den deutschen bundes-

tag unterrichten und ggf. empfehlungen aus- 

sprechen. 

zur begleitung des Monitoringprozesses 

wurde mit Kabinettsbeschluss vom 19. oktober 

2011 eine experten-Kommission und bei der 

bundesnetzagentur eine Ggeschäftsstelle 

eingerichtet, die bMWi und bMu bei der 

erstellung des Monitoringberichts unterstützt. 

Zertifizierung

Mit der neufassung des enWg im jahr 2011 sind 

die Vorgaben des dritten energiebinnenmarkt-

pakets der eu zur zertifizierung von transport-

netzbetreibern (Fnb und Ünb) in deutsches 

recht umgesetzt worden. gemäß §§ 4a ff. 

enWg ist damit nun die durchführung von 

zertifizierungsverfahren bei der Bbundesnetz-

agentur zur zertifizierung der transportnetz-

betreiber vorgesehen. Verfahrenseinleitende 

anträge der unternehmen sind bis spätestens 

3. März 2012 zu stellen. bei den zertifizierungs-

verfahren handelt es sich um prüfungs- und 

zeitintensive, mehrstufige Verfahren. so ist 

u. a. die beteiligung verschiedener behörden 

vorzunehmen, z. b. der europäischen Kommis-

sion und ggf. von acer, bevor die endgültige 

entscheidung durch die bundesnetzagentur 

getroffen werden kann. gegenstand der 

zertifizierung ist der nachweis der einhaltung 

der entflechtungs- bzw. organisationsvor-

gaben durch den transportnetzbetreiber. 

dabei stehen drei Modelle zur Verfügung: 

•	 der eigentumsrechtlich entflochtene  

transportnetzbetreiber („etb“, § 8 enWg),

•	 der unabhängige transportnetzbetreiber 

(„utb“, §§ 10 ff. enWg) sowie

•	 der unabhängige systembetreiber  

(„usb“, § 9 enWg).

 

nach der erstmaligen zertifizierung ist die 

einhaltung der Zzertifizierungsvoraussetzungen 

dauerhaft durch die bundesnetzagentur zu 

überwachen. Werden Nneubewertungen 

erforderlich, können zertifizierungen nach 

§ 4a oder § 4b enWg z. b. widerrufen, erweitert 

oder nachträglich mit auflagen durch die 

bundesnetzagentur versehen werden.

handel und Transparenz:	umsetzung der 

Eu-Verordnung 

in den vergangenen jahren ist die bedeutung 

des energiehandels in der eu massiv gestiegen 

und sowohl für energieerzeuger als auch für 

große nachfrager ein wichtiges instrument, 

um sich gegen energiepreisschwankungen 

abzusichern (hedging). die bedeutung des 

elektrizitäts- und gashandels steigt zudem, 

weil gerade kleine unternehmen durch eine 

flexiblere Hhandelsstrategie Wettbewerbs-

vorteile bei der belieferung von Kunden 

generieren können. darüber hinaus spielt 

speziell der börsenhandel eine zunehmende 

rolle bei der integration der erneuerbaren 

energien. energiehandel ist auch ein ent- 

scheidendes instrument zur Verwirklichung 

des eu-binnenmarkts.

beim elektrizitäts- und gashandel rückt vor 

diesem hintergrund auch das erfordernis 

einer grundlegenden Verbesserung der euro-
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päischen aufsicht in den Mittelpunkt. neben 

beträchtlichen Vorteilen beinhaltet der energie-

handel aber auch risiken, gerade für kleinere 

händler (z. b. stadtwerke). die neue Verord-

nung über die integrität und transparenz 

des energiemarkts (reMit) ist im dezember 

2011 in Kraft getreten. 

sie verbietet Marktmanipulation und insider-

handel im energiegroßhandel. durch umfang-

reiche datenerhebung und -analyse sollen 

mögliche Verstöße identifiziert und anschlie-

ßend durch die nationalen energieregulierungs-

behörden geahndet werden. innerhalb von 

18 Monaten sollen die Mitgliedstaaten die nrb 

mit den erforderlichen durchsetzungs- und 

sanktionsbefugnissen ausstatten. die Pflicht 

der Marktteilnehmer, handels- und erzeugungs-

daten zu melden, tritt sechs Monate nach erlass 

von durchführungsrechtsakten durch die 

Kommission in Kraft. 

die Marktteilnehmer müssen sich zudem bei 

der Bbundesnetzagentur registrieren lassen, 

bevor sie großhandelsprodukte handeln,  

die an acer gemeldet werden müssen. die 

bundesnetzagentur übermittelt die informa-

tionen über die registrierten unternehmen an 

acer. 

neben der verbesserten Eenergiehandels-

aufsicht wird durch die Verordnung auch die  

transparenz der Fundamentaldaten verbessert. 

unter Fundamentaldaten versteht man im 

energiebereich daten bezüglich nutzung und 

auslastung der energieinfrastruktur und der 

erzeugung. 

die bundesnetzagentur wird sich in diesem 

zusammenhang weiter dafür engagieren, dass 

die unternehmen alle relevanten daten auf der 

eeX-Plattform veröffentlichen und die daten-

meldungen rechtzeitig erfolgen. 

Internationale Aufgaben

rahmenleitlinien und Netzkodizes

ein Kernelement des dritten binnenmarkt-

pakets zur strom- und gasmarktliberalisierung 

bildet die entwicklung von netzkodizes, um 

grenzüberschreitenden Hhandel und Wett-

bewerb im paneuropäischen energiemarkt zu 

fördern. das Verfahren für die entwicklung 

dieser netzkodizes ist in den europäischen 

Verordnungen festgeschrieben. Ddieses beginnt 

mit der ausarbeitung von rahmenleitlinien 

durch acer, wodurch die grundlage und der 

rahmen für die netzkodizes gesteckt werden. 

die Verantwortlichkeit für die erarbeitung der 

netzkodizes auf basis der rahmenleitlinien 

liegt bei den Verbänden der europäischen 

netzbetreiber entso-e bzw. entsog.

im strombereich beteiligt sich die bundesnetz-

agentur 2012 weiterhin aktiv an der ausarbeitung 

der rahmenleitlinien und der Koordination 

mit acer. im Fokus wird die Fertigstellung der 

rahmenleitlinie zur regelenergie stehen, die 

auf eine Verbesserung des grenzüberschrei-

tenden regelenergiemarkts abzielt. auch nach 

der Fertigstellung dieser rahmenleitlinie wird 

der Prozess der netzkodexentwicklung durch 

die bundesnetzagentur begleitet werden. 

hierzu gehören im jahr 2012 insbesondere der 

netzkodex zur regelenergie sowie der netz-

kodex zur Kapazitätsallokation und zum 

engpassmanagement, der die Kapazitäts-

berechnung sowie die zeitschienen des handels 

(forward, day-ahead und intraday) umfasst.

schwerpunkt der europäischen tätigkeit im 

gasbereich ist die Fortsetzung der arbeit an 

neuen rahmenbedingungen zur Kapazitäts-
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allokation und zum engpassmanagement. ziel 

ist die Wettbewerbsförderung durch den 

abbau von vertraglichen engpässen an zentralen 

Verbindungspunkten im europäischen 

gasnetzverbund. hierzu wurde im august 2010 

die erste acer-rahmenleitlinie veröffentlicht. 

auf dieser grundlage erarbeitet entsog den 

entsprechenden netzkodex. Für das jahr 2012 

wird die enge begleitung der entwicklung der 

netzkodizes durch entsog fortgesetzt. die 

Überprüfung des netzkodex wird ab März 2012 

erfolgen. im bereich des engpassmanagements 

wird das Komitologieverfahren im januar 2012 

erwartet, das ebenfalls durch acer begleitet 

wird. Weitere arbeitsschwerpunkte bilden die 

rahmenleitlinien tarife und interoperabilität 

sowie die begleitung des netzkodex zur  

bilanzierung. 

Praktische	umsetzung:	marktkopplung 	

und Hharmonisierung

die bundesnetzagentur setzt ihre aktivitäten 

zur Kopplung und harmonisierung der euro-

päischen strommärkte auch im jahr 2012 mit 

unverminderter intensität fort. 

bereits im november 2010 erfolgte die Kopplung 

der Dday-ahead-strommärkte Nnordwesteuropas. 

eine besondere bedeutung erhielt dieser 

zusammenschluss dadurch, dass er sofort mit 

dem seit november 2009 existierenden 

Verbund zwischen deutschland und skandi-

navien vereinigt wurde. die bundesnetz-

agentur hat dazu beitragen können, da sie die 

politischen Verhandlungen über die schaffung 

der notwendigen Koordinierungsmecha-

nismen geleitet hatte. eine solche Koordinierung 

war notwendig, da die beiden Verbünde operativ 

noch unterschiedlich organisiert sind. die 

Vereinigung der beiden strommärkte hat 

bewirkt, dass die großhandelspreise sich weit-

gehend angeglichen haben, was insgesamt 

preisdämpfend wirkt.

im jahr 2012 soll diese nordwesteuropäische 

Marktkopplung durch Eeinführung einer 

einheitlichen Preiskopplung operativ weiter 

verbessert werden. gleichzeitig soll die Markt-

kopplung durch die einbeziehung großbri-

tanniens erweitert werden. die bundesnetz- 

agentur leitet gemeinsam mit der dänischen 

regulierungsbehörde das entsprechende 

umsetzungsprojekt, das etwa 60 Prozent des 

europäischen Sstromgroßhandelsvolumens 

im spotmarkt umfasst. 

die europaweite Marktkopplung ist ein wich-

tiger bestandteil der Vollendung des elektri-

zitätsbinnenmarktes bis 2014, die vom 

eu-Ministerrat am 4. Februar 2011 beschlossen 

wurde. der nächste schritt in diesem Prozess 

sind die einheitliche Preiskopplung nordwest-

europas bis ende 2012 und deren sukzessive 

ausdehnung in den folgenden beiden jahren. 

ein wichtiges ziel ist in diesem zusammen-

hang die zügige herstellung einer Markt-

kopplung zwischen der region central West 

europe und der schweiz. die bundesnetzagentur 

leitet bei acer den Prozess zur ausweitung der 

einheitlichen Preiskopplung der stromgroß-

handelsmärkte auf ganz europa.

kompensationsmechanismus für 	

grenzüberschreitende Sstromflüsse 

der inter-tso-compensation (itc)-Mechanis-

mus wird seit dem 23. september 2010 durch 

die europäische Verordnung nr. 838/2010 

geregelt. die Verordnung kodifiziert im 

Wesentlichen den bereits zuvor unter den Ünb 

vertraglich vereinbarten Aausgleich für grenz-

überschreitende stromflüsse. zukünftig wird 

jedoch auch acer eine wichtige rolle im 
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rahmen des itc-Mechanismus haben: u. a. 

erstellt sie innerhalb von zwei jahren nach 

inkrafttreten der Verordnung einen Vorschlag 

für den jährlichen ausgleichsbetrag für grenz-

überschreitende Iinfrastrukturen auf der 

grundlage einer eu-weiten bewertung der für 

die Förderung grenzüberschreitender Sstrom-

flüsse benötigten Übertragungsinfrastruktur. 

diesen legt sie der europäischen Kommission 

vor, die einen ausgleichsbetrag festlegt. 

Ferner wurden der agentur mit dieser Ver-

ordnung zahlreiche Überwachungsrechte 

eingeräumt sowie ENTSOentso-e-Mitteilungspflichten 

auferlegt. in diesen Prozess werden auch die 

nrb eingebunden werden müssen. 

in diesem zusammenhang wird sich die 

bundesnetzagentur auch in zukunft für die 

Weiterentwicklung und Verbesserung des 

bestehenden itc-Mechanismus einsetzen. Vor 

dem hintergrund des nicht nur in deutschland 

dringend benötigten netzausbaus wird 

diskutiert, inwieweit der itc-Mechanismus 

sinnvollerweise mit einer grenzüberschreitenden 

Kostenallokation bzw. dem grenzüberschreiten-

den netzausbau (auch unter einbeziehung der 

sog. Projekte von gemeinsamem europäischen 

interesse – Pci) verbunden werden kann. 

Europäischer Effizienzvergleich der	

übertragungsnetzbetreiber

in Vorbereitung der netzentgeltregulierung 

für die Ünb in der zweiten Periode der anreiz-

regulierung ist ein europäischer effizienz-

vergleich der Ünb gemäß § 22 aregV 

durchzuführen. hintergrund ist, dass die 

meisten nrb nur einen oder wenige Ünb 

regulieren, in deutschland sind es vier Ünb. 

ziel des europäischen effizienzvergleichs soll 

die ermittlung von effizienzwerten für die 

deutschen sowie europäischen Ünb sein. es ist 

geplant, den europäischen effizienzvergleich 

2012 im rahmen eines gutachtens durch-

zuführen.

der europäische effizienzvergleich soll, um die 

strukturelle Vergleichbarkeit zu gewährleisten, 

nach bewährten und fundierten wissenschaft-

lichen Methoden erfolgen, so dass die ergeb-

nisse miteinander verglichen werden können. 

hierfür ist u. a. eine sorgfältige funktionale 

aufschlüsselung der zu bewertenden tätig-

keiten/Merkmale der Ünb vorzunehmen.

EIsENBAhNEN

die bundesnetzagentur erwartet im bereich 

der eisenbahnregulierung für das jahr 2012 

einige grundlegende Veränderungen in ihrem 

arbeitsumfeld durch die geplante novellierung 

des Eeisenbahnregulierungsrechts. Ddarüber 

hinaus wird auch die Überarbeitung des euro-

päischen rechtsrahmens einen einfluss auf die 

zukünftige tätigkeit haben. im operativen 

wird sich die bundesnetzagentur mit der Über-

prüfung der entgelthöhe und der Kostenbasis 

der Preissysteme der db netz ag und der 

db station&service ag beschäftigen. die nach-

folgend näher beschriebenen Ttätigkeiten 

bilden eine auswahl der tätigkeiten, die in der 

eisenbahnregulierung für das jahr 2012 

erwartet werden.

Entgeltregulierung

Trassenpreissysteme der	dB Netz AG

nach einer intensivierung der Prüfung des 

trassenpreissystems der db netz ag im 

hinblick auf diskriminierungsfreiheit begann 

die bundesnetzagentur im jahr 2011 auch mit 

Prüfungen hinsichtlich eines allgemeinen 

Preishöhenmissbrauchs. im jahr 2012 rücken 
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diese verstärkt in den Vordergrund. bei diesen 

Prüfungen wird u. a. die Frage zu klären sein, 

ob das eiu infolge eines insgesamt überhöhten 

entgeltniveaus eine übermäßige rendite 

erzielt.

leitfaden Entgelte

die bundesnetzagentur plant für 2012 die 

Veröffentlichung eines leitfadens entgelte. Mit 

diesem leitfaden, zunächst für betreiber der 

schienenwege, sollen den eiu informationen 

über die gesetzlichen Vorgaben und die daraus 

resultierenden Aanforderungen an Eentgelthöhe 

und -struktur zur Verfügung gestellt werden. 

anliegen der bundesnetzagentur ist es, häufig 

auftretende Fehlerquellen aufzuzeigen und 

somit den aufwand bei der erstellung und 

Überprüfung der Sschienennetznutzungs-

bedingungen sowie der liste der entgelte zu 

verringern.

lärmabhängige Entgeltkomponente bei 

der	dB Netz AG

auf basis der gesetzlichen regelungen des 

§ 21 abs. 2 eibV beabsichtigt die db netz ag, 

einen entgeltbestandteil, der den Kosten 

umweltbezogener Aauswirkungen des 

zugbetriebs rechnung trägt, mit ihren snb 

2012/2013 einzuführen. ab dem Wechsel des 

netzfahrplans im dezember 2012 soll der 

schienengüterverkehr mit einer lärmabhängi-

gen entgeltkomponente belastet werden.

die bundesnetzagentur hatte in der Vergangen-

heit bereits Überlegungen zu lärmabhängigen 

trassenpreissystemen in einer vom bMVbs 

initiierten arbeitsgruppe (ag 3) begleitet. die 

konzeptionellen arbeiten im rahmen der 

arbeitsgruppe wurden im jahr 2011 beendet. 

den Vorsitz der arbeitsgruppe hatte die 

bundesnetzagentur inne. sie fasste die ergeb-

nisse der arbeitsgruppe in einem abschluss-

bericht zusammen und schloss mit einer 

empfehlung an die politischen entscheidungs-

träger.

die von der db netz ag eingeführte Kompo-

nente lehnt sich in den grundlagen weitest-

gehend an diese empfehlung an. die Wir- 

kungsweise dieser Eentgeltdifferenzierungs-

komponente wird weiter schwerpunkt der 

beobachtung der Bbundesnetzagentur blei-

ben. es wird zu überprüfen sein, ob die 

konkrete ausgestaltung den Vorgaben des 

§ 21 abs. 2 eibV entspricht.

fortentwicklung des Sstationspreissystems 

der	dB	station&service AG 

die Weiterentwicklung des sog. zuglängen-

faktors im stationspreissystem wird im jahr 

2012 gegenstand der erörterungen mit der  

db station&service ag sein. Vorausgegangen 

ist ein bedeutsamer umbruch im jahr 2011, als 

ein neues Sstationspreissystem eingeführt 

wurde, mit dem auch die einführung veränder-

ter zuglängenfaktoren verbunden war. die 

regelungen zum zuglängenfaktor werden von 

der bundesnetzagentur bisher nur unter 

Vorbehalt akzeptiert. nach anordnung der 

bundesnetzagentur sind spätestens zum 

jahresbeginn 2013 neue, rechtssichere 

regelungen aufzustellen. daher ist das unter-

nehmen angehalten, unter enger begleitung 

der bundesnetzagentur ein den Vorgaben 

entsprechendes Modell auszuarbeiten.

darüber hinaus plant die bundesnetzagentur, 

das schema zur Kalkulation der stationspreis-

höhen zu überprüfen. schwerpunkt sollen 

dabei Überlegungen zur Verstetigung unregel-

mäßig auftretender aufwendungen, etwa 
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durch einführung von Mehrjahresbetrachtun-

gen, sein.

darüber hinaus beabsichtigt die bundesnetz-

agentur, im jahr 2012 eine Überprüfung der 

Kostenbasis der db station&service ag durch-

zuführen. ziel ist es, den in die Kalkulation der 

stationspreise einfließenden ansatz der Kosten 

zu hinterfragen, der maßgeblich für die höhe 

der entgelte ist.

Vorbereitung auf effizienzorientierte 

regulierung

die Überarbeitung des regulierungsrechts 

betrifft u. a. die entgeltregulierungsvorschriften 

und sieht einen Übergang von der gegenwär-

tigen Kostenzuschlagsregulierung hin zu einer 

effizienzorientierten Rregulierung vor. Ddie 

bestimmung effizienter Kosten stellt dabei eine 

aus ökonomischer Perspektive herausfordernde 

zielsetzung dar, die umfangreiches Wissen 

sowie ein hohes Maß an theoretischem Know-

how voraussetzt. eine grundlegende ausein-

andersetzung mit den Methoden der 

effizienzorientierten Rregulierung erscheint 

angesichts des hohen Komplexitätsgrades 

dabei zwingend notwendig. zieldienlich für 

die ableitung möglicher strategien für die 

implementierung effizienzorientierter Aansätze 

durch die bundesnetzagentur soll dabei unter 

anderem eine auswertung ökonomischer 

regulierungsansätze in anderen ländern und 

vergleichbaren Iindustrien sein.

Zugangsregulierung

Einrichtung von Güterverkehrskorridoren

die geplante einrichtung von güterverkehrs-

korridoren (vgl. Verordnung (eu) nr. 913/2010 

des europäischen Parlaments und des rates 

vom 22. september 2010) wird die bundesnetz-

agentur auch im jahr 2012 beschäftigen. der 

erste von drei durch deutschland führenden 

Korridoren ist bis zum 10. november 2013 

einzurichten. eine Vielzahl rechtlicher, 

prozeduraler und wettbewerblicher Fragen, 

auch in der zusammenarbeit über die grenzen 

hinweg, ist bis dahin noch zu klären. die erfor-

derliche Vorbereitung auf die einführung der 

Korridore geschieht nicht nur auf nationaler 

ebene, sondern zudem bilateral in Kooperation 

mit der europäischen Kommission oder in den 

verschiedenen europäischen Fachgremien 

sowie insbesondere auch in der gemeinsamen 

arbeitsgruppe „schienengüterverkehr“ der 

irg-rail (siehe seite 254).

Betriebserschwernisse

die bundesnetzagentur hat im zusammen-

hang mit dem Verfahren „Fahren und bauen“ 

ein Verfahren eröffnet, in dem der umgang der 

db netz ag mit den betriebserschwerniskosten 

der zugangsberechtigten bei der baumaß-

nahmenplanung geprüft werden soll. 

aufgrund von behinderungen des regel-

betriebs durch baumaßnahmen entstehen den 

zugangsberechtigten Kosten insbesondere 

durch Verspätungen der geplanten Verkehre 

und durch Kapazitätseinschränkungen.  

aus sicht der bundesnetzagentur muss das 

interesse der eVu bei der Planung von 

baustellen im hinblick auf ihre Kosten besser 

gewichtet werden, um eine volkswirtschaftlich 

sinnvolle baudurchführung zu erreichen.

streckenöffnungszeiten

nach den regelungen in den snb der db netz ag 

können trassen über die bestehenden strecken-

öffnungszeiten hinaus genutzt werden, wenn 

dies der db netz ag rechtzeitig bekannt 

gegeben wird und die erforderliche besetzung 

der örtlichen betriebsstellen sichergestellt 

werden kann. an stelle dieser relativ vagen 
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Formulierung erwartet der Markt eine Konkreti-

sierung. darüber hinaus erfolgt die darstellung 

der streckenöffnungszeiten bislang anhand 

der Verzeichnisse für dienstruhen und 

ausschaltzeiten in der jeweils gültigen 

Fassung; eine verlässliche gültigkeitsdauer 

der dargestellten Öffnungszeiten lässt sich den 

Verzeichnissen, die sich während der laufen-

den Fahrplanperiode ändern, nicht ent- 

nehmen. Vor diesem hintergrund wird der 

themenkomplex „streckenöffnungszeiten“ 

den gegenstand eines Verfahrens nach  

§ 14f aeg bilden.

kapazität

angesichts der näherrückenden Uumsetzung 

des ersten europäischen güterverkehrskorridors 

(amsterdam – rheinstrecken – basel – Mailand/

genua) ist die Frage zu beantworten, wie die 

vorhandene, knappe Kapazität die bedürfnisse 

von güterverkehr, Personennah- und -fern-

verkehr decken und welchen beitrag dazu eine 

systematisierung der trassen leisten kann, 

ohne den Wettbewerb in Frage zu stellen. 2012 

wird es primär um die Marktbedürfnisse der 

zugangsberechtigten gehen, um im weiteren 

Prozess dafür sorgen zu können, dass sie jeweils 

möglichst optimal beim zugang der infra-

struktur berücksichtigt werden.

Baumaßnahmen in	serviceeinrichtungen

baumaßnahmen für neu- oder ersatzinvesti-

tionen können, ebenso wie Maßnahmen zur 

instandhaltung der infrastruktur, die faktische 

Möglichkeit des zugangs zu serviceeinrich-

tungen kurz-, mittel- sowie langzeitig stark 

beeinflussen. besondere bedeutung besitzt 

hierbei die Kommunikation zwischen den 

jeweiligen betreibern und nutzern der service-

einrichtung. störungen des laufenden betriebs 

sind im regelfall zwar nicht auszuschließen, 

das ausmaß der Folgewirkungen der baumaß-

nahmen ist jedoch häufig von der benötigten 

Vorlaufzeit und der Qualität der information 

der zugangsberechtigten abhängig.

Vor dem hintergrund der insbesondere im 

güterverkehr allseitig prognostizierten 

Verkehrszuwächse erwartet die bundesnetz-

agentur perspektivisch einen deutlichen 

anstieg der durch baumaßnahmen verur-

sachten störungszahlen wie auch der auswir-

kungen der einzelnen störung.

zwar berührt die umsetzung von baumaß-

nahmen die faktischen Möglichkeiten des 

zugangs zu serviceeinrichtungen, entspre-

chende spezifische Vorgaben sind in der eibV 

jedoch nicht enthalten. gleichwohl ist es 

aufgabe der bundesnetzagentur, zur Ssiche-

rung des diskriminierungsfreien zugangs-

rechts der zugangsberechtigten die Verfahren 

und Vorgehensweisen der Iinfrastrukturbetrei-

ber zu betrachten.

erschwerend wirken hierbei die bandbreite 

und der unterschiedliche charakter der 

serviceeinrichtungen und die unterschiedliche 

relevanz von baumaßnahmen für mögliche 

beeinträchtigungen des laufenden betriebs. 

zusätzliche Komplexität gewinnen diese 

betrachtungen durch die unterschiedlichen 

Kommunikationskonzepte der betroffenen 

infrastrukturbetreiber.

die bundesnetzagentur wird die auswirkungen 

von baumaßnahmen in serviceeinrichtungen 

auf die betriebsabwicklung der eVu, die 

Verfahren der Planung von baumaßnahmen 

und die informationsketten bei der ankündi-

gung von baumaßnahmen sowie die hierbei 
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erfolgende einbindung der zugangsberech-

tigten grundlegend untersuchen.

Internationale Aufgaben

Europäischer Rrechtsrahmen

die bundesnetzagentur wird in enger 

zusammenarbeit mit dem bMVbs sowie mit 

den anderen europäischen regulierungs-

behörden die diskussion um die Weiter-

entwicklung des europäischen rechtsrahmens 

begleiten.

neben der „richtlinie zur schaffung eines 

einheitlichen europäischen Eeisenbahnraums“ 

(sog. Rrecast), die schon im Jjahr 2011 Ggegenstand 

der beratungen war, wird das Vierte eisen-

bahnpaket von besonderer bedeutung sein. 

darin sollen insbesondere Fragen der weiteren 

Öffnung der europäischen schienenverkehrs-

märkte, der entflechtung und der einführung 

einer europäischen Rregulierungsinstanz 

thematisiert werden. die Kommission hat die 

Vorstellung eines entwurfs des Vierten eisen-

bahnpakets für 2012 angekündigt.

Netzwerk unabhängiger	regulierer	

(IrG-rail)

die gründung der independent regulators’ 

group - rail (irg-rail) fand im rahmen einer 

formalen Uunterzeichnung eines „Memorandum 

of understanding“ im juni 2011 in den haag 

statt. zugleich wurden fünf arbeitsgruppen 

eingerichtet und das erste arbeitsprogramm 

der irg-rail, das die aufgabenschwerpunkte 

bis ende 2012 beinhaltet, wurde verabschiedet. 

die arbeitsgruppen decken dabei die folgen-

den themengebiete ab: neufassung des ersten 

eisenbahnpakets (recast), schienengüter-

verkehrsverordnung, aspekte des wirtschaft-

lichen gleichgewichts (economic equilibrium), 

Marktbeobachtung sowie zugangsentgelte. 

die arbeitsgruppen entwickeln zu diesen 

verschiedenen themen gemeinsame ansätze 

und Positionen und werden auch im jahr 2012 

weitere Positionspapiere veröffentlichen.

insbesondere die arbeitsgruppe recast verfolgt 

die laufenden Verhandlungen zur neufassung 

des ersten eisenbahnpakets und wird mit der 

Veröffentlichung von Positionspapieren zu 

ausgewählten Aaspekten versuchen, Eeinfluss auf 

die Verhandlungen zu nehmen. die arbeits-

gruppe schienengüterverkehr befasst sich mit 

der neuen Sschienengüterverkehrsverordnung 

und hat sich als ziel gesetzt, leitlinien für die 

einrichtung von internationalen güterver-

kehrskorridoren zu entwickeln.

in der arbeitsgruppe Marktbeobachtung wird 

nun im nächsten schritt die abgestimmte liste 

gemeinsamer indikatoren von den einzelnen 

nrb in ihre im jahr 2012 durchzuführenden 

datenabfragen aufgenommen. somit ist 

zukünftig ein Vergleich der Marktentwick-

lungen und Marktstrukturen zwischen den 

Mitgliedstaaten besser möglich.

Während die ersten vier arbeitsgruppen 

bereits vor der gründung der irg-rail 

informell zusammengearbeitet haben, ist 

die arbeitsgruppe zugangsentgelte neu 

aufgestellt worden. Für das jahr 2012 sind 

regelmäßige treffen der arbeitsgruppe 

geplant. schwerpunkte der künftigen tätig-

keit wurden im arbeitsprogramm abgestimmt 

und umfassen u. a. die bestimmung von grenz-

kosten, die definition von Marktsegmenten, 

die kapazitätsabhängige bepreisung von 

schienenwegen, die internalisierung externer 

effekte und die Wirkungsweise und 

ausgestaltung von Aanreizsystemen.
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Abkürzungsverzeichnis 

3

3 GPP

3rd generation Partnership Project

A

ABP-rNI

allgemeine bedingungen für die nutzung der 

infrastruktur von Personenbahnhöfen

AcEr

agency for the cooperation of  

energy regulators

AcTA

allensbacher computer- und technik-analyse

AdcO	r&TTE 

group of administrative co-operation under 

the r&tte directive 99/5/ec

AEG

allgemeines Eeisenbahngesetz

AfuG

amateurfunkgesetz

Afur

african Forum for utility regulators

AGAB

arbeitsgemeinschaft der anerkannten  

Prüf- und bestätigungsstellen

AGB

allgemeine Ggeschäftsbedingungen

AGcOm

italienische Rregulierungsbehörde

ArcEP

Französische Rregulierungsbehörde

AregV

anreizregulierungsverordnung 

ArIAE

lateinamerikanische Rregulierungsbehörde

ArPu

average revenue per user

AsTrA

satellitenbetreiber

ATrT

ausschuss für technische regulierung in der 

telekommunikation
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B

BdA2G

broadband direct air to ground

BfdI

bundesbeauftragter für den datenschutz und 

die Iinformationsfreiheit

BErEc

body of european regulators in electronic 

communications

BGB

bürgerliches Ggesetzbuch

BGh

bundesgerichtshof

BIPT

belgische Rregulierungsbehörde

BITkOm

bundesverband Iinformationswirtschaft,  

telekommunikation und neue Medien e. V.

Bk

beschlusskammer

BmI

bundesministerium des Iinnern

Bmu

bundesministerium für umwelt, naturschutz 

und Rreaktorsicherheit

BmVBs

bundesministerium für Verkehr, bau und 

stadtentwicklung

BmWi

bundesministerium für Wirtschaft und  

technologie

BOs

behörden und organisationen mit  

sicherheitsaufgaben

BsI

bundesamt für sicherheit in der  

informationstechnik

BVerfG

bundesverfassungsgericht

BVerwG

bundesverwaltungsgericht

BZ

betriebszentrale

BZA

briefzentrum abgang

BZE

briefzentrum eingang

c

cA/drm

conditional access/digital rights Management
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cAPm

capital asset Pricing Model

cAsT

competence center for applied security  

technology

cB-funk

Öffentlich zugänglicher, kostenfreier  

sprech- und datenfunk

cE

conformité Eeuropéenne

cEEr

council of european energy regulators

cEN

european committee for standardization

cENElEc

european committee for electrotechnical 

standardization

cEPT

european conference of Postal and  

telecommunications Aadministrations

cErP

european committee for Postal regulation

cIsPr

comité international spécial des Perturbations 

radioélectriques

clI

calling line identification

cmT

spanische Rregulierungsbehörde

cNsA

contact network of spam authorities

com-ITu

committee for itu Policy

cr

cognitive Rradio

ct/kWh

cent pro Kilowattstunde

ct/min

cent pro Minute

d

dAB

digital audio broadcasting

dB AG

deutsche bahn ag

dEcT

digital enhanced cordless  

telecommunications

dhl

deutsche Post dhl

dOcsIs

data over cable service interface specification

dP AG

deutsche Post ag

dPd

dynamic Parcel distribution

dsl

digital subscriber line
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dT AG

deutsche telekom ag

dTm

deutsche Ttourenwagen-Meisterschaft

dTmf

dual-tone multi-frequency  

(doppeltonmehrfrequenz)

dVB

digital Video broadcasting

dVB-T

digital Video broadcasting – terrestrial

dVV

deutscher Verkehrs-Verlag

E

e

erwartet/erwartungswerte

EAP-regulators Group

eastern Partnership regulators group

Ecc

electronic Ccommunications Ccommittee

EEG

erneuerbare-energien-gesetz

EEx

european energy exchange 

EG

europäische Ggemeinschaft

EIBV

eisenbahninfrastruktur- 

benutzungsverordnung

EIu

eisenbahninfrastrukturunternehmen

EmErG

euro-Mediterranean network of regulators

Emf

elektromagnetische Felder

EmV

elektromagnetische Verträglichkeit

EmVG

gesetz über die elektromagnetische  

Verträglichkeit von Ggeräten 

EmV-rl

richtlinie über die elektromagnetische 

Verträglichkeit

EmVu

elektromagnetische Uumweltverträglichkeit

EN

europäische Nnorm

EnlAG

energieleitungsausbaugesetz

ENTsO-E

european network of transmission system 

operators for electricity 

ENTsOG

european network of transmission system 

operators for gas
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EnWG

energiewirtschaftsgesetz

EP

europäisches Parlament

EPEx

european Power exchange

Erc

european research council

ErG

european regulators group

ErGEG

european regulators group for electricity  

and gas

ErGP

european regulators group for Post

EsI

electronic signatures and infrastructures

ETB

eigentumsrechtlich entflochtener  

transportnetzbetreiber

ETsI

european telecommunications standards 

institute

Eu

europäische Uunion

EuGh

europäischer Ggerichtshof

EVu

eisenbahnverkehrsunternehmen

EWG

europäische Wirtschaftsgemeinschaft

f

fArAmIr

Flexible and spectrum aware radio access 

through Measurements and Modelling in 

cognitive radio systems

fErc

Federal energy regulator commission

fEsA

Forum of european supervisory authorities  

for electronic signatures

fNB

Fernleitungsnetzbetreiber

freqBZP

Frequenzbereichszuweisungsplan

freqNP

Frequenznutzungsplan

freqNPAV

Frequenznutzungsplanaufstellungs-

verordnung

fTEG

gesetz über Funkanlagen und  

telekommunikationseinrichtungen

fTs

russische Rregulierungsbehörde

fTTB

Fiber to the building
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fTTc

Fiber to the curb

fTTh

Fiber to the home

G

GABi Gas

grundmodell der ausgleichsleistungs- und 

bilanzierungsregeln im gassektor

GasNEV

gasnetzentgeltverordnung

GasNZV

gasnetzzugangsverordnung

GB

gigabyte

Geli Gas 

geschäftsprozesse Llieferantenwechsel Ggas

GErEk

gremium der europäischen regulierungs-

stellen für elektronische Kommunikation

GG

grundgesetz

Ghz

gigahertz

GIs

geoinformationssystem

GPkE

geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit 

elektrizität

GPr

ground Probing radar

GPs

global Positioning system

Gsm

global system for Mobile communications

Gsm-r

global system for Mobile communications – rail

GW

gigawatt

GWB

gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen

GWh

gigawattstunde

h

heErO

harmonised ecall european Pilot

hfc

hybrid Fiber coax

h-Gas

high calorific Value gas

hsPA

high speed Packet access

hT

hochpreistarif

hVt

hauptverteiler
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I

IArN

international audiotex regulators network

IcA

interconnectionanschluss

IEA

international Eenergy Aagency

IEc

international electrotechnical commission

Ils

instrumentenfluglandesystem

ImT

international Mobile Ttelecommunications

INBP-BT

infrastrukturnutzungsbedingungen  

Personenbahnhöfe – Bbesonderer Tteil

IP

internet Protocol

IPdP

integrated Postal reform and development Plan

IPr

intellectual Property rights

IPTV

internet Protocol television

IQ-c

international group for improving the Quality 

of rail transport in the north-south corridor

IrG

independent regulators group

IrG-rail

independent regulators’ group – rail

IsdN

integrated services digital network

IsdN-Pmx

isdn-Primärmultiplex-anschluss

IsG

international Sstrategy Ggroup

IT

informationstechnologie

ITc

inter-tso-compensation

ITs

intelligent transport systems

ITu

international Ttelecommunication Uunion

IVd

immobilienverband

IWEs

Fraunhofer-institut für Windenergie und  

energiesystemtechnik

k

kArlA Gas

Festlegung zu Kapazitätsregelungen und 

auktionsverfahren im gassektor



KapitelInhalt

263abKÜrzungsVerzeichnis ﻿

kbit/s

Kilobit pro sekunde

kel

Kosten der effizienten Lleistungsbereitstellung

kEP

Kurier-, express- und Paketdienste

khz

Kilohertz

kPI

Key Performance indikatoren

kV

Kombinierter Verkehr

kV

Kilovolt

kVz

Kabelverzweiger

kW

Kilowatt

kWh

Kilowattstunde

kWk

Kraft-Wärme-Kopplung

kWkG

Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz

l

lEd

light emitting diode 

l-Gas

low calorific Value gas

lNG

liquefied natural gas

lTE

long term evolution

m

m2m

machine-to-machine

mbit

Megabit

mbit/s

Megabit pro sekunde

mEdrEG

association of the Mediterranean regulators 

for electricity and gas

mGWs

Multiple gigabit Was/rlan systems

mhz

Megahertz

mms

Multimedia Messaging service

mru

Manner-romberg Uunternehmensberatung 

gmbh
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mVNO

Mobile Virtual network operator

mW

Megawatt

mWh

Megawattstunde

N

NABEG

netzausbaubeschleunigungsgesetz

NAruc

national association of regulatory utility 

commissioners

NBs

nutzungsbedingungen für  

serviceeinrichtungen

NEddIf

north-eastern digital dividend  

implementation Forum

NEl

norddeutsche Eerdgasleitung

NGA

next Ggeneration Aaccess

NGN

next Ggeneration Nnetwork

NGNA

next generation network access

NotrufV

Verordnung über Nnotrufverbindungen

NrB

nationale Rregulierungsbehörde

NT

niedrigpreistarif

O

OlG

oberlandesgericht

Onefit

opportunistic networks and cognitive 

Management systems for efficient application 

Provision in the Future internet

OPAl

ostsee-Pipeline-anbindungsleitung

OTc

over-the-counter

OVG

oberverwaltungsgericht

OVG NrW

oberverwaltungsgericht für das land  

nordrhein-Westfalen

P

PcI

Projekte von gemeinsamem europäischem  

interesse

PdlV

Postdienstleistungsverordnung

PEntgV

Post-entgeltregulierungsverordnung
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Pkm

Personenkilometer

Plc

Powerline Ccommunication

Pmd

Prüf- und Messdienst

PostG

Postgesetz

PPdr

spektrum für breitbandige anwendungen für 

bevölkerungs- und Katastrophenschutz

PsTN

Public Sswitched Ttelephone Nnetwork

PTB

Physikalisch-technische Bbundesanstalt

PTs

schwedische Rregulierungsbehörde

PTsG

Post- und telekommunikations-

sicherstellungsgesetz

PudlV

Post-universaldienstleistungsverordnung

PZA

Postzustellungsauftrag/Förmliche Zzustellung

Q

Quasar

Quantitative assessment of secondary  

spectrum access

r

rAPEx-system

rapid exchange of information system

recast

richtlinie zur schaffung eines einheitlichen 

europäischen Eeisenbahnraums

reg TP

regulierungsbehörde für telekommunikation 

und Post

rEmIT

Verordnung über die integrität und  

transparenz des Eenergiemarkts

rl

richtlinie

rsc

radio spectrum committee

rsPG

radio spectrum Policy group

r&TTE

radio equipment and telecommunications 

terminal equipment and the mutual  

recognition of their conformity

r&TTE-rl

richtlinie über Funkanlagen und  

telekommunikationsendeinrichtungen

s

sAIdI

system average interruption duration index
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schuTsEV

Verordnung zum schutz von öffentlichen  

telekommunikationsnetzen und sende- und 

empfangsfunkanlagen

sdr

software defined radio

sEs

société européenne des satellites 

sfA

stochastic Frontier analysis

sGV

schienengüterverkehr

sigG

signaturgesetz

sIm

subscriber identity Module

sms

short Messaging service

sNB

schienennetz-benutzungsbedingungen

sost

sonderstelle

sPfV

schienenpersonenfernverkehr

sPNV

schienenpersonennahverkehr

srd

short range device

ssB

schnittstellenbeschreibung

ssc

shared service center

stromNZV

stromnetzzugangsverordnung

suP

strategische umweltprüfung 

T

TAIEx

technical assistance and information 

exchange Iinstrument

TAl

teilnehmeranschlussleitung

Tc-331

technisches Komitee 331

TETrA

terrestrial trunked radio

Tk

telekommunikation

TkG

telekommunikationsgesetz

tkm

tonnenkilometer

Tl

trusted Llist

TPs

trassenpreissystem
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Tr	Notruf

technische richtlinie zu notrufverbindungen

Tr	TküV

technische Rrichtlinie Ttelekommunikations-

überwachungsverordnung

TWh

terawattstunde

u

uBA

umweltbundesamt

ukE

Polnische Rregulierungsbehörde 

umTs

universal Mobile telecommunications system

üNB

Übertragungsnetzbetreiber

uPs

united Parcel service

url

universaldienstrichtlinie

usB

unabhängiger Ssystembetreiber

uTB

unabhängiger Ttransportnetzbetreiber

uWB

ultra Wideband

uWG

gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

V

VdB

Verband der bahnindustrie

Vdsl

Very high speed digital subscriber line

VdV

Verband deutscher Verkehrsunternehmen e. V.

VG

Verwaltungsgericht

VNB

Verteilernetzbetreiber

VoIP

Voice over internet Protocol

VPI

Vereinigung der Privatgüterwagen-  

interessenten

VwGO

Verwaltungsgerichtsordnung

W

WcIT 2012

World conference on international  

telecommunications 2012

WEddIP

Western european digital dividend  

implementation Platform

WIk

Wissenschaftliches institut für infrastruktur 

und Kommunikationsdienste
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WlAN

Wireless local area network

Wrc

Weltfunkkonferenz

Wrc-12

Weltfunkkonferenz 2012

WTsA

Weltstandardisierungskonferenz

Z

ZdA

zertifizierungsdiensteanbieter
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Ansprechpartner der  
Bundesnetzagentur 
Die Bundesnetzagentur bietet Ratsuchenden kompetente Informationen  

und sachkundige Hilfe.

Allgemeine Fragen zu Telekommunikation,  

Post und Eisenbahnen 

tel.: +49 30 22480-500 

Fax: +49 30 22480-515 

verbraucherservice@bnetza.de

Allgemeine Fragen zu Elektrizität und Gas 

tel.: +49 30 22480-500 

Fax: +49 30 22480-323 

verbraucherservice-energie@bnetza.de 

Rufnummernmissbrauch, Spam,  

unerlaubte Telefonwerbung 

tel.: +49 291 9955-206 

Fax: +49 6321 934-111 

rufnummernmissbrauch@bnetza.de

Funkstörungen 

bundeseinheitliche Rrufnummer 

tel.: 0180 3 232323  
(Festnetzpreis 9 ct/min; Mobilfunkpreise maximal 42 ct/min) 

diese servicerufnummer ist 24 stunden am tag 

erreichbar. sie werden automatisch an die für 

sie zuständige außenstelle weitergeleitet.

Auskunftsanspruch zu Rufnummern 

Anfragen zu (0)137 und 118 

Fax: +49 6131 18-5637 

e-Mail zu (0)137: 

nummernauskunft-137@bnetza.de 

e-Mail zu 118: 

nummernauskunft-118@bnetza.de 

Anfragen zu (0)180 

Fax: +49 208 4507-180 

nummernauskunft-180@bnetza.de

Nummernverwaltung 

tel.: + 49 661 9730-290 

nummernverwaltung@bnetza.de

Druckschriftenversand 

tel.: +49 361 7398-272 

Fax: +49 361 7398-184 

druckschriften.versand@bnetza.de

Meldung Photovoltaikanlagen 

tel.: +49 561 7292-120 

Fax: 0180 5 734870 1001  
(Festnetzpreis 14 ct/min; Mobilfunkpreise maximal 42 ct/min) 

kontakt-solaranlagen@bnetza.de 
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